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Vorwort. 


Nicht jo ganz zuſammenhangslos, wie es auf den erſten Blick 
ſcheint, ſind die beiden Abhandlungen, welche hier vorgelegt werden; 
ſie hatten dieſelbe Veranlaſſung und endigten mit nahe verwandten 
Reſultaten. Ich hatte unternommen, eine Biographie Scharnhorſts 
zu ſchreiben. Eine Betrachtung der überlieferten Züge feines Cha- 
rakters zeigte, daß die meiſten derſelben ſich zu einem einheitlichen 
Bilde zuſammenfügen ließen; einige aber ſtörten als grelle Mistöne 
jede Harmonie. Der treue Diener des preußiſchen Königshauſes 
ſollte im Jahre 1812, als Friedrich Wilhelm III. das Bündnis mit 
Frankreich geſchloſſen hatte, hunderte von Offizieren zum Austritt 
aus der Armee bewogen haben, um dadurch dem König die neue 
Allianz zu verleiden; der unermüdliche Reformator des preußiſchen 
Heeres ſollte das Jahr darauf der Errichtung einer Landwehr wider- 
ſtrebt haben. Ich ging den Gewährsleuten dieſer Nachrichten nach, 
und es ergab ſich für die erſte Kneſebeck, für die zweite Schön. Die 
Prüfung ihrer Memoiren, welche natürlich über den Ausgangspunkt 
der Unterſuchung weit hinausführte, brachte ein für beide Autoren 
wenig günſtiges Reſultat; aufs neue wurde ein oft verkündetes, öfter 
vernachläſſigtes Axiom der hiſtoriſchen Methode beſtätigt: daß es kaum 
eine unzuverläſſigere Art der Ueberlieferung giebt als Memoiren. 

Das urkundliche Material habe ich hauptſächlich dem Geheimen 
Staats-Arhive entnommen. Begonnen vor dem Eintritt der neuen 
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Verwaltung darf dieſe Arbeit doch die erſte Frucht derſelben genannt 

werden. Einiges fand ſich im Kriegs-Archive des Großen General- 

ſtabes, mehreres im Archive des Oberpräſidiums zu Königsberg, deſſen 

Akten hier einzuſehen mir vertrauensvoll geſtattet wurde. Bei dem 

Forſchen nach Handſchriften und ſeltenen Büchern hatte ich mich der \ 
thätigen Hülfe nicht nur meiner Herren Kollegen, ſondern auch der 

Herren Direktor Arnoldt, Geh. Rath Friedländer, Profeſſor Mauren— 

brecher, Hauptmann Meie, Major v. Natzmer, Dr. Pfund, Schulrath 

Schrader, Oberſt-Lieutenant Tellenbach und Profeſſor G. Voigt zu er- 

freuen. Zu beſonderem Danke fühle ich mich dem letzteren verpflichtet; 

er theilte mir aus dem Nachlaſſe ſeines Vaters einige Urkunden mit, 

welche eine hochwichtige Kontroverſe vielleicht endgültig entſchieden 

haben. 

Berlin, 23. November 1875. 
Max Lehmann. 
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Verbeſſerung. 


S. 56 3. 11 von unten lies: Preuſſer für Peruſſer. 


Knefeberk, 


der ruſſiſche Operationsplan 
und 


die dreihundert preußiſchen Offiziere von 1812. 
ziſch 3 


Wenn die Geſchichtſchreiber von dem Bündnis erzählen, das König 
Friedrich Wilhelm III. im Jahre 1812 mit dem erſten Napoleon 
einzugehen gezwungen wurde, ſo pflegen ſie außer andern traurigen 
Folgen deſſelben auch die zu erwähnen, daß dreihundert preußiſche 
Offiziere ihren Abſchied nahmen, weil ſie es nicht über ſich vermochten, 
dem Sieger von Jena Heeresfolge zu leiſten. 

Dreihundert Offiziere. Angenommen in unſerm heutigen Vater⸗ 
lande, deſſen Armee zehn Mal ſo ſtark iſt als die von 1812, gäbe 
die gleiche Zahl militäriſcher Würdenträger die Einmütigkeit ihrer 
Oppoſition durch Quittirung des Dienſtes kund, ſo würde dies ein 
Ereignis ſein, wichtiger als alles was dazu Veranlaſſung gegeben: 
damals bedeutete es nichts geringeres als die Auflöſung aller milt- 
täriſchen Ordnungen. Die preußiſche Armee zählte nach der Um- 
formung des Jahres 1808 zwölf Infanterie und neunzehn Kavallerie⸗ 
Regimenter, drei Bataillone Jäger und Schützen, drei Brigaden Ar- 
tillerie; die Infanterieregimenter hatten zwiſchen 80 und 90, die 
Kavallerie je 25, die Jäger je 23, die Artilleriebrigaden je 65 Offi— 
ziere!). Dreihundert Offiziere, das war mehr als ein Viertel der 
Infanterie oder über zwei Drittel der Kavallerie oder faſt das Dop- 
pelte der Artillerie. Ihr Austritt beraubte jede Truppe des ſechſten 
Theiles ihrer Anführer, er zerrüttete das Offizierkorps der Armee 

) Für die Kavallerie und Artillerie vgl. (Scherbening) Die Reorganiſation 
der Preußiſchen Armee nach dem Tilſiter Frieden I, 129. 214, für die In⸗ 
fanterie eine handſchriftliche Rangliſte vom Jahre 1811 im Kriegs-Archive des 
Großen Generalſtabs und v. d. Oelsnitz Geſchichte des 1. Infanterieregi— 
ments 627 f. Zwiſchen 1806 und 1816 iſt keine gedruckte Rangliſte er- 
ſchienen. 

1* 


vollſtändig, er mußte um fo verhängnisvoller wirken, da er mit einer 
Mobilmachung des Heeres zuſammentraf. 

Unter gewöhnlichen Umſtänden wäre es undenkbar, daß ein Er⸗ 
eignis von folder Bedeutung keine Spur in der Tagesliteratur zu- 
rückgelaſſen hätte; ſo aber dürfen wir keinen übermäßigen Werth 
darauf legen, daß keine Zeitung, keine Zeitſchrift jener Tage es er— 
wähnt: weder die „Berliniſchen Nachrichten von Staats- und gelehrten 
Sachen“ noch die „Königliche privilegirte Berliniſche Zeitung“, weder 
das „Politiſche Journal“ noch die „Zeiten“ von Chr. D. Voß, noch 
„Poſſelt's Annalen“. Nur der „Nürnberger Korreſpondent“ meldete 
im März 1812 aus Berlin, mehrere preußiſche Offiziere hätten in 
Folge des franzöſiſchen Bündniſſes ihren Abſchied begehrt und er— 
halten; aber auch die verwegenſte Interpretation wird aus den „meh— 
reren“ nicht „dreihundert“ machen wollen. Uebrigens fand die merk— 
würdige Nachricht, welche der Wahrheit näher kam als die ganze 
ſpätere Tradition, nur noch Beachtung ſeitens der „Allgemeinen 
Zeitung“ !); kein anderes Blatt wagte fie wiederzugeben. Es war 
die Epoche, in welcher einem Gneiſenau die Beſorgnis aufſteigen 
konnte, daß die reine hiſtoriſche Wahrheit zu Grunde gehen würde. 
Die öffentlichen Blätter durften ohne Gefahr nur aufnehmen, was 
ihnen von den Franzoſen geboten wurde, unter allem anderen 
richtete der Griffel des Cenſors ſolche Verheerungen an, daß der 
alte Spener verzweiflungsvoll daran erinnerte, wie die Römer in 
den Zeiten des Despotismus zur Fabel gegriffen hätten. Er ſelbſt 
empfahl die Ironie, ein Freund von ihm meinte, nur bei Gelegen 
heit von Rezenſionen ließe ſich die Wahrheit ſagen. 

Es kam aber die Zeit, wo das Wort ſich wieder freier regte. 
Venturini, deſſen Chronik des 19. Jahrhunderts nur durch die 
Aenderung ihres Titels und die Nachſicht der däniſchen Regierung 
dem von Napoleon angedrohten Schickſal der Unterdrückung ent⸗ 
gangen war, gab jetzt (1815) die Geſchichte des Jahres 1812 her- 
aus. Die erſten Geſammtdarſtellungen der eben durchlebten großen 
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Zeit erſchienen, wie z. B. „Preußens Trauer und Glanz“ von 
Th. Heinſius (1814) oder „Preußen in den Jahren der Leiden 
und der Erhebung“ (1817), gut gemeinte populäre Bücher, von 
echter hiſtoriſcher Kunde ſehr weit entfernt, in denen man aber wohl 
einen Nachklang von der That der Dreihundert zu ſuchen berechtigt 
iſt: denn auf den Waffen ruht der Staub der Archive nicht. Unſere 
Erwartungen werden jedoch getäuſcht. Daſſelbe Schweigen beobachten 
die Schriften des geiſtvollen Benzenberg über Friedrich Wilhelm III. 
und über Hardenberg (1821), das zuerſt anonym erſchienene Buch 
von Manſo (1819), welches auf lange Zeit die Grundlage aller Dar— 
ſtellungen der preußiſchen Geſchichte ſeit dem Hubertsburger Frieden 
wurde, die 3. Ausgabe der „Geſchichte der drei letzten Jahrhunderte“ 
von J. G. Eichhorn (1817). Auch die ſeit der Mitte der zwanziger 
Jahre theils von Zeitgenoſſen ſelbſt, theils aus ihrem Nachlaß ver- 
öffentlichten Werke, wie das Tagebuch des Yorkſchen Korps von 
Seydlitz (1823), die Lebensbeſchreibungen Blüchers von Varnhagen!) 
(1826), Dohnas von Voigt (1832), Scharnhorſts von Clauſewitz 
(1832) und die hiſtoriſchen Schriften des letztgenannten Offiziers 
(Band VII 1835) durchſuchen wir vergebens. Clauſewitz, als eifriger 
Schüler und intimer Freund Scharnhorſts gewiß ein kompetenter 
Zeuge, drückt fich ſogar ſo aus, daß man feine Worte kaum noch 
mit der heute recipirten Ueberlieferung vereinigen kann. In der 
Hauptſtadt, jagt er?), hätte es zur Zeit des franzöſiſchen Bündniſſes 
außer Scharnhorſt und ſeinen nahen Freunden kaum einen andern 
Menſchen gegeben, der den Mut zum Widerſtande nicht für halben 
Wahnſinn gehalten hätte; auch in der übrigen Monarchie ſeien wohl 
nur wenige zerſtreute Spuren der Denkart Scharnhorſts geweſen. 
Nachdem er dann den Fortgang des leitenden Generals aus Berlin, 
den Abſchied Boyens und Gneiſenaus erzählt, fährt er fort: „Mehrere 
andere, die zu den wärmſten Anhängern Scharnhorſts und ſeiner 
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polititiſchen Anſichten gehörten, aber keine politische Bedeutung im 
Staat hatten, unter denen auch der Verfaſſer war, thaten daſſelbe.“ 
Würde Clauſewitz von „mehreren“ geſprochen haben, wenn es Drei— 
hundert geweſen wären? 

Man wird einwenden, daß nachdem nun einmal der Abſchied 
der Dreihundert durch eine allerdings höchſt merkwürdige Verkettung 
von Umſtänden nicht in die Oeffentlichkeit gedrungen, ſpäterhin die 
Eingeweihten auch über ihn das ehrfurchtsvolle Schweigen beobach— 
teten, das überhaupt die vaterländiſche Hiſtoriographie bei Lebzeiten 
Friedrich Wilhelms III. kennzeichnete: um ſo mehr, da die Erwähnung 
gerade dieſer Autonomie den ſoldatiſchen König leicht verletzen konnte. 
Hat er doch erſt im Jahre 1822 den Offizieren, welche 1809 eigen— 
mächtig zum Freikorps des Herzogs von Braunſchweig gegangen 
waren, verziehen !). Dann dürfen wir aber erwarten, daß ſofort 
oder doch bald nachdem mit dem Regierungsantritt Friedrich Wil- 
helms IV. der Bann gebrochen war, einer von den vielen noch 
lebenden Zeugen ſich vernehmen ließ. Das iſt nun keineswegs der 
Fall. Vielmehr brachten die „Beiträge zur Charakteriſtik Friedrich 
Wilhelms III.“, die der vortreffliche, durch Bachs Biographie nur 
unvollſtändig bekannt gewordene Hippel herausgab (1841), eine Dar- 
ſtellung des Ereigniſſes, welche die Angaben von Clauſewitz in allen 
weſentlichen Stücken durchaus beſtätigte. Hippel ſagt ?): „Die Offiziere 
betrachteten ſich als die willenloſen Werkzeuge einer höhern Hand, 
der ſelbſt ihr König und Herr nicht widerſtreben dürfe. Offiziere in 
höheren berathenden Stellen, welchen nach ihrer Ueberzeugung zu 
handeln vergönnt war, verließen ihr Vaterland oder gaben ihre 
Wirkſamkeit auf, wie Boyen. Als Gneiſenau, deſſen Biederkeit ihm 
nie gegen ſeine Ueberzeugung zu handeln erlaubte, nicht mehr Hülfe 
leiſten konnte, ging er in engliſche Dienſte, um für Preußen zu 
wirken. Einige andere Offiziere, darunter Männer von hohem 
Werthe, waren, ihrem früheren Gelübde gegen Napoleon treu, nach 
Rußland gegangen.“ Nicht anders ſtellte Minutoli, ein ebenſo gut 
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unterrichteter Zeitgenoſſe, welcher während jener kritiſchen Periode in 
der Nähe des Königs wart), in feinen „Beiträgen zu einer künftigen 
Biographie Friedrich Wilhelms III.“ (1843) den Hergang dar. Nach⸗ 
dem er den Abſchluß der franzöſiſchen Allianz erzählt, fährt er fort?): 
„Die nun ergriffene Maßregel fand bei manchen in dieſe Angelegen⸗ 
heit nicht tief genug eingedrungenen Vaterlandsfreunden herben 
Widerſpruch, und verließen ſelbſt mehrere ausgezeichnete Offiziere 
das preußiſche Heer und ſtellten ſich in die ruſſiſchen Reihen, um 
hier den allgemeinen Feind zu bekämpfen, boffend, hierdurch dem 
Vaterlande einen großen Dienſt zu leiſten.“ 

Ein wenig ſtärker trug Ernſt Moritz Arndt, der Genoſſe und 
Herold des Freiherrn vom Stein während ſeines Petersburger 
Aufenthalts, die Farben auf. In den „Erinnerungen aus dem 
äußern Leben“, die bald nach ſeiner Wiedereinſetzung in die Bonner 
Profeſſur erſchienen (1840), erzählte er von „vielen“ preußiſchen 
Offizieren, denen das Herz zu ſchwer geworden, unter franzöſiſchen 
Fahnen zu ſtreiten, die daher von ihrem König gnädigen Abſchied 
genommen und erhalten hätten. Viele aber ſind nicht Dreihundert, 
und auf dieſe Zahl kommt es an. b 

Erſt über ein halbes Decennium nach dem Tode Friedrich Wil- 
helms III., über dreißig Jahre nach dem Ereignis taucht die Kunde 
davon in der Faſſung, die der Eingang unſerer Unterſuchung wieder⸗ 
gegeben hat, an zwei verſchiedenen Stellen kurz hinter einander auf. 

Im Jahre 1846 veröffentlichte Graf Henckel von Donnersmarck, 
der bis zum Waffenſtillſtande von 1813 Flügeladjutant Friedrich 
Wilhelms III. war, dann mit Ruhm die Dragonerbrigade des York- 
ſchen Korps geführt hat, „Erinnerungen“ aus ſeinem Leben, in 
welchen es?) heißt: „Als die Nachricht von der franzöſiſchen Allianz 
ſich verbreitete, nahmen dreihundert Offiziere ihren Abſchied. Die 
Zahl mag wohl etwas übertrieben ſein, mir iſt ſie aber von glaub⸗ 
würdigen Männern verſichert worden.“ 
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Zwei Jahre darauf erſchien im Beihefte des Militair-Wochen⸗ 
blattes!) ein Fragment der Memoiren, welche der eben (12. Januar 
1848) geſtorbene Generalfeldmarſchall v. d. Kneſebeck hinterlaſſen 
hatte. Derſelbe vindicirt ſich hier die Autorſchaft des Feldzugsplanes 
von 1812 und erzählt, wie er, um Napoleon recht tief in die ruſſi— 
ſchen Ebenen hineinzulocken, bei Friedrich Wilhelm III. den Anſchluß 
Preußens an Frankreich befürwortet und ihm ſowohl wie dem Zaren 
die Nothwendigkeit ſteten Rückzuges der ruſſiſchen Armee bewieſen 
habe. Beide Monarchen ſeien ſeinen Rathſchlägen gefolgt zum großen 
Verdruſſe Scharnhorſts, der ſich für ſchnelles Vorrücken der ruſſiſchen 
Truppen auf preußiſches Gebiet verwendet hatte. „Scharnhorſt — 
heißt es?) — der ſeine Pläne durch mich vereitelt ſah, hatte noch 
ein Mittel verſucht: 300 Offiziere forderten auf einmal den Ab- 
ſchied. Der König verfügte: „können gehen!“ Die Fruchtloſigkeit 
dieſer Maßregel veranlaßte ihn, ſich zurückzuziehen und nach Schleſien 
zu gehen.“ 

Dieſe Darſtellung wurde mit erſtaunlicher Schnelligkeit zur 
Tradition, die der eine Geſchichtſchreiber dem andern entlehnt hat. 
Man darf wohl zweifeln, ob dies auch dann der Fall geweſen wäre, 
wenn ſie ganz in der urſprünglichen Faſſung weiter überliefert wor— 
den wäre. Droyſen, der 1846 in ſeinen „Vorleſungen über die 
Freiheitskriege“, auf E. M. Arndt geſtützt, von vielen abſchied— 
nehmenden Offizieren geſprochen hatte?), nahm 1850 in die Bio— 
graphie Yorks“) die Zahl dreihundert auf, behielt aber die alte von 
Arndt gegebene Motivirung bei; nicht als eine von Scharnhorſt 
provocirte und als Zwangsmittel gegen den König verwendete Oppo— 
fition erſcheint bei ihm das Entlaſſungsgeſuch, ſondern als der Aus- 
druck einer ſchmerzlichen Reſignation, die mit dem Abſchluß der 
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franzöſiſchen Allianz die patriotifchen Hoffnungen langer Jahre ge⸗ 
knickt ſah. Wie ſehr Droyſen in ſeinem Rechte war, als er die 
Kneſebeckſche Motivirung verwarf, wird ſich bald zeigen; gerade da— 
durch aber rettete er dem Reſte der Erzählung die Exiſtenz. Ihm 
ſind dann faſt alle gefolgt, welche über dieſe Zeit geſchrieben haben, 
von Ludwig Häuſſer an bis auf Guſtav Freytag in der neueſten 
Auflage ſeiner Bilder „Aus neuer Zeit“. 

Niemand darf ſich darüber wundern. Denn welche ſtärkere Be— 
glaubigung könnte es geben als die durch zwei ſcheinbar von ein— 
ander unabhängige Gewährsleute, beide gleichzeitig, beide angeſehene 
Männer, die in unmittelbarer Nähe ihres Königs weilten, der eine 
ſogar ein intimer, zu zahlreichen wichtigen Miſſionen verwendeter 
Vertrauter deſſelben? 

Und doch iſt ihre Erzählung falſch, falſch mit allen Folgerungen, 
die man daraus gezogen. 

Zunächſt muß es auffallen, daß ſie durch keine einzige der nach 
1846 erſchienenen Quellen- und Urkundenpublikationen beſtätigt 
wird. Weder Boyen in dem für den Vereinigten Landtag geſchrie— 
benen „Ueberblick der preußiſchen Heeresverfaſſung“!), der für jene 
Zeit als Quelle gelten muß, erwähnt ſie, noch Marwitz in ſeinen 
Denkwürdigkeiten, die in den dreißiger Jahren verfaßt, 1852 ver- 
öffentlicht wurden; er ſpricht?) nur ganz allgemein von preußiſchen 
in ruſſiſche Dienſte getretenen Offizieren. Wolzogen, der ſeine 1851 
herausgegebenen Memoiren vor 1845 aufzeichnete, hat ſich zwar über 
die Miſſion Kneſebecks nach Petersburg von dieſem inſpiriren laſſen, 
aber auch er weiß nur von mehreren preußiſchen Offizieren, die 
fi in der ruſſiſchen Armee wollten anſtellen laſſen ?). Stein in 
ſeiner Autobiographie (1855 veröffentlicht) erzählt von vielen preu— 
ßiſchen Offizieren, die nach Rußland gekommen, um gegen Napoleon 
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zu fechten !). Ja der alte Arndt that, als er 1858 feine „Wande— 
rungen und Wandelungen mit dem Reichsfreiherrn von Stein“ her- 
ausgab, ſogar einen Schritt zurück, indem er?) nicht mehr von vielen, 
ſondern von manchen preußiſchen Offizieren redete, die nach Ruß— 
land gezogen ſeien, „um die Glut des gerechten deutſchen Zornes 
gegen den großen Ueberliſter und Dränger der Könige und Völker 
in wälſchem Blute abzukühlen.“ Und was noch mehr ſagen will, 
Freiherr von Müffling, der im übrigen auf das ſtärkſte von Kneſe— 
beck beeinflußt wurde, nennt doch in feinen Memoiren ?), wo er von 
den Offizieren ſpricht, vorſichtiger Weiſe keine Zahl: nach Kneſebecks 
Rückkehr aus Petersburg ſei „für alle preußiſchen Offiziere, welche 
nicht die Waffen gegen Rußland tragen wollten“, keine andere Wahl 
geblieben als den Abſchied zu nehmen. 

Zu dieſem Beweiſe aus dem Stillſchweigen geſellen ſich andere 
ſchwerer wiegende Argumente poſitiver Art. 

Graf Henckel iſt in Einzelheiten nicht immer korrekt. Er nennt 
Scharnhorſt noch Major, wo er bereits Oberſt war, und den Staats- 
kanzler Hardenberg, der doch vom Freiherrn gleich Fürſt wurde, 
„Graf“; er meint, Vork habe den Krieg in Amerika mitgemacht, der 
Herzog von Braunſchweig bis zum Frieden von Baſel den Ober— 
befehl über das preußiſche Heer am Rhein geführt, im Feldzuge von 
1806 und 7 hätten beinahe lauter Fremde die Kommandos gehabt; 
er verwechſelt einmal die neue Organiſation der preußiſchen In— 
fanterie mit der bis 1806 beſtandenen !). Einige Irrthümer mußte 
er gleich nach dem Erſcheinen ſeines Buches öffentlich eingeſtehen, 
andere find ihm ſpäter nachgewieſen worden“). Vor allem aber: er 
ſchöpfte aus Mittheilungen Kneſebecks, deſſen Schwager er war. Er 
beruft ſich wiederholt auf ihn“); allerdings nicht für das Abſchieds- 
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geſuch der Dreihundert, wohl aber für die unmittelbar vorhergehende 
Geſchichte des Feldzugsplans von 1812, die er ganz im Sinne ſeines 
Schwagers giebt. Bei dem engen Zuſammenhange, der zwiſchen der 
Abſchiedsforderung der preußiſchen Offiziere und dem Urſprung des 
ruſſiſchen Krieges beſteht, können wir mit einer an unbedingte Ge— 
wißheit ſtreifenden Wahrſcheinlichkeit annehmen, daß für unſern Gegen- 
ſtand das Henckelſche Werk, trotzdem es früher erſchien, nur den 
Werth einer abgeleiteten Quelle hat. Statt zweier Gewährsleute 
haben wir es nur mit einem zu thun. 

Kneſebeck, auf deſſen Glaubwürdigkeit nun alles ankommt, hat 
erſt im Greiſenalter, als er das 80. Lebensjahr faſt erreicht hatte, 
ſeine Memoiren zu ſchreiben begonnen!) und dieſelben unvollendet 
hinterlaſſen. Sie reichen nicht weiter als bis 1792 und enthalten 
außerdem nur noch die Petersburger Miſſion von. 1812. Daß Kneſe— 
beck gerade dieſe aus ſeinem ſchickſalsreichen Leben auswählte, iſt 
wahrſcheinlich durch die „Lebensbilder aus dem Befreiungskriege“ 
veranlaßt worden. Die dritte, 1844 erſchienene Abtheilung der— 
ſelben brachte?) einen vom 23. März 1812 datirten Bericht „des 
preußiſchen Generals () und außerordentlichen Abgeſandten von Kneſe— 
beck“, der die Aufmerkſamkeit von Müffling, damals Chef des preußi— 
ſchen Generalſtabes, erregte. Wie ſo viele außer ihm überſah auch 
Müffling, daß das Aktenſtück mit einigen anderen dem bereits 1820 
erſchienenen 7. Bande der „Correspondance inedite officielle et 
eonfidentielle de Napoléon Bonaparte“ entnommen und bereits 
in der preußiſchen Geſchichte von Manſo erwähnt war“); er ver- 
mutete eine ſtrafbare Indiskretion, ja eine Entwendung aus den 
ſtaatlichen Archiven. Deshalb wendete er ſich an den ihm ſeit lange 
befreundeten Kneſebeck mit der Frage, ob der Bericht echt ſei, wie 
er in Hormayrs. Hände kommen konnte, ob ein Schritt gegen dieſe 
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Veröffentlichung angebracht erſchiene!). Die Antwort?) (d. d. Rö⸗ 
dershoff bei Halberſtadt 20. Mai 1844) erklärte, daß die „wört⸗ 
liche“ Echtheit des Berichtes nicht in Abrede zu ſtellen ſei, da 
er mit dem noch erhaltenen Brouillon ſtimme: eine Behauptung, 
welche beweiſt, daß Kneſebeck doch nicht Wort für Wort verglichen 
hatte, ſonſt würde er einige Irrthümer bemerkt haben, welche theils 
dem Herausgeber der Correspondance inédite, theils Hormayr zur 
Laſt fallen?). Ueber die Provenienz des Berichtes äußerte er ſich 
nicht mit völliger Beſtimmtheit, deſto zuverſichtlicher und ausführ- 
licher über ſeinen Inhalt, der, wie er verſicherte, aus dem Grunde 
einer ſtarken Ergänzung und Modifikation bedürfe, weil er auf die 
Franzoſen berechnet geweſen ſei. Was er hier ſagt, ſtimmt im 
Weſentlichen mit dem ſpäter geſchriebenen“) Memoirenfragment, deſſen 
wir oben gedachten, überein; doch zeigen einige ſpäter zu erwähnende 
Differenzen in Nebendingen, wie den Verfaſſer das Gedächtnis im 
Stich zu laſſen begann. Eben darauf läßt der Umſtand ſchließen, 
daß auf den 13 Seiten des Memoirenfragmentes mit einer Aus- 
nahme“) keine einzige genauere Zeitbeſtimmung vorkommt. Bequem 
wie das Alter iſt, verſchmähte es Kneſebeck ſogar, aus dem Brouillon 
ſeines Berichtes, das ihm nach ſeiner eigenen Ausſage zur Hand 
war, die Lücken des Gedächtniſſes zu ergänzen. 

Noch ganz andere Spuren abnehmender Erinnerung werden wir 
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aber gewahr, ſobald wir die Richtigkeit deſſen prüfen, was die Me- 
moiren mit apodiktiſcher Gewißheit, ja mit einer Art freudigen 
Enthuſiasmus als das Verdienſt ihres Autors in Anſpruch nehmen. 
Unſere Unterſuchung wird hier erheblich über das Ereignis, von 
welchem ſie ausging, hinausgreifen; indes jede Quelle muß nun ein⸗ 
mal in ihrer Totalität geprüft werden, und außerdem werden dabei 
Dinge zur Sprache kommen, welche an Bedeutung den angeblichen 
Austritt der dreihundert Offiziere faſt noch überragen ). 

In der Einſamkeit feines Gutes Carwe — fo erzählt Kneſe— 
beck — habe er ſeit dem Jahre 1809, wo er ſich aus dem Staats- 
dienſt zurückgezogen, bis in den Januar 1812 Tag und Nacht über 
Napoleons weltumfaſſende Pläne und über die Mittel, fie zu ver- 
eiteln, nachgedacht. „Die Pläne anderer ſchienen mir nicht aus⸗ 
reichend, und was hin und wieder, bald hier bald dort und vorzüg— 
lich, außer in Spanien, von England aus genährt, durch eine damals 
ſehr verbreitete geheime Geſellſchaft von einzelnen unternommen 
und bewirkt wurde (er meint wohl den von ſo vielen überſchätzten 
Tugendbund), ſchien mir nur Mückenſtiche, um einen Elephanten zu 
tödten. Ein anderer Gedanke tauchte in mir auf! Er war: das 
Syſtem jetzt ſchon in Anwendung zu bringen, das ich mit Phull oft 
beſprochen und dieſer 1807 als dasjenige mit mir erkannt hatte, 
wodurch Napoleon bekämpft werden müſſe. Damals war es nicht 
anwendbar, denn Rußland war nicht genug gerüſtet und daher zum 
Frieden gezwungen. Die Baſis dieſes Syſtems war gegründet auf 
Raum und Zeit. Die Karte von Rußland kam nicht von meinem 
Pulte! Ich ſah den unermeßlichen Raum, berechnete die möglichen 
Märſche des Eroberers, der, von der Seine herkommend, über Rhein, 
Elbe, Oder und Weichſel in Rußland einzudringen hatte, und die 
beiden großen Alliirten, die Rußland, und zwar Rußland von allen 


) Vgl. die für jede fernere Forſchung auf dieſem Gebiete grundlegende 
Abhandlung von Max Duncker: Preußen während der franzöſiſchen Occupation: 
Zeitſchrift für preußiſche Geſchichte VIII, 751; ich habe ſeine Argumente bei 
einer Nachprüfung faſt durchweg beſtätigt gefunden. 
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Staaten Europas allein, hatte: Raum und Zeit, traten mit einer 
Lebendigkeit vor meine Seele, die mir keine Ruhe mehr ließ.“ Er 
habe in der Stille reiflich durchdacht, wie Rußland ſeinen Gegner 
nicht allein kommen laſſen, ſondern ihn immer tiefer in das Land 
hineinziehen, durch partielle Gefechte ihn täglich ſchwächen, jede Haupt» 
ſchlacht aber vermeiden, dadurch des Feindes Kommunikationslinie ſo 
viel als möglich verlängern müſſe, wodurch ſeine Erſatzmannſchaften 
und Verſtärkungen ihn nicht erreichen würden, er täglich ſchwächer 
werden und zuletzt untergehen müſſe, wie das Beiſpiel Karls XII. 
ſchon einmal gezeigt habe. Um dies zu erreichen, müſſe Preußen 
ſich in die traurige Nothwendigkeit fügen, für den Moment mit 
Frankreich und gegen Rußland zu gehen. Auf 20,000 Preußen 
mehr in der Wagſchale Frankreichs käme es für den Augenblick nicht 
an, nur dahin müſſe möglichſt gewirkt werden, das preußiſche Corps 
zuſammenzuhalten und ihm eine ſelbſtändige Stellung zu geben, um, 
wenn das Glück ſich wende, zur rechten Zeit umkehren und ſich der 
Feſſeln entſchlagen zu können, in denen Frankreich jetzt Preußen ge— 
knebelt halte. Sorgfältig hätte er die Märſche berechnet, auch vor— 
ausgeſehen, daß Napoleon nicht eher in Rußland einbrechen würde, 
als bis die grüne Fourage ihm erlaubte, ſeine Kavallerie, Artillerie 
und Trainpferde dort zu ernähren. Sein Gedanke ſei geweſen: zieht 
der Krieg ſich durch das vorgeſchlagene Syſtem in die Länge, ſo 
können Evenements nicht ausbleiben, und der Winter in dieſem wenig 
bevölkerten Landſtriche wird um jo mehr Schwierigkeiten hervor— 
bringen, je zahlreicher die Truppenmaſſe iſt, mit der Napoleon in 
Rußland einbricht. „Zur Gewißheit wurde es mir: ſo iſt er zu be— 
ſiegen und ſo muß er beſiegt werden.“ 

Eine Zuverſicht des Glaubens, welche dem in die Zukunft blicken— 
den Sehergeiſte ſo nahe kommt, daß es ſchwer hält, die Grenze 
zwiſchen beiden zu finden; nicht nur der Rückzug und Untergang des 
franzöſiſchen Heeres, ſondern ſogar der Abfall des preußiſchen Hülfs- 
korps wird hier vorahnend geſchaut. Die ernſte, in das Gebiet der 
Religion reichende Frage, welche mit Recht von je her die Gemüter 


beſchäftigt hat, ob der Untergang der großen Armee das Reſultat 
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menſchlicher Berechnung oder ob er über und wider menſchliches 
Wiſſen von der Vorſehung gewirkt iſt, wäre hiernach unwiderruflich 
zu Gunſten der erſten Alternative entſchieden. Und hiermit nicht 
genug; wie wir gleich ſehen werden, iſt es dem Glücklichen auch be— 
ſchieden geweſen, den im ſtillen Studirzimmer gefaßten Gedanken 
kämpfend und leidend auf der Arena des politiſchen Lebens zur That, 
zum Entſchluß der Mächtigen dieſer Erde zu erheben. Es wäre ein 
Verdienſt, für ſich geeignet, ihn unter die erſten Denker und Wohl- 
thäter des menſchlichen Geſchlechtes zu ſtellen, ein Ruhm, deſſen 
Glanz aber auch ſo manchen Ehrgeiz bethören und verführen könnte. 

Die trümmerhafte Ueberlieferung jener Jahre geſtattet nicht 
zu unterſuchen, ob und wie weit Kneſebeck ſein Syſtem ſchon 1807 
und vorher mit Phull beſprochen hat; einige vertraute Briefe an 
preußiſche Offiziere aus jener Zeit erwähnen nichts der Art 1). Das 
aber kann ich mit Beſtimmtheit behaupten, daß er in den entſchei⸗ 
denden Tagen des Januars 1812, eben damals, wo er von dem 
Gedanken einer Bekämpfung Napoleons durch Raum und Zeit er⸗ 
füllt geweſen ſein will, ganz andere Meinungen verfochten hat. 

Das Geheime Staatsarchiv in Berlin bewahrt bei den Akten 
der ruſſiſchen Miſſionen Kneſebecks eine von ihm eigenhändig unter— 
zeichnete Denkſchrift auf, welche das Datum des 21. Januar 1812 
trägt, alſo kurz vor ſeiner Abreiſe nach Petersburg verfaßt iſt. Sie 

) An Chlebowski, 14. Januar 1807: „Eine ruſſiſche Armee thut gegen 
eine franzöſiſche beſſer, den Feind in einer erwählten Stellung zu erwarten und 
von dieſer aus, in dem Augenblick, daß der Feind angreift, ihm mit einem An⸗ 
griff entgegen zu gehen. Dies wird den Franzoſen allemal überraſchen und 
wahrſcheinlich irre machen.“ An Kleiſt, 2. Febr. 1807: „Ich würde mich nur 
unterſtehen, auf das eine mit Nachdruck zu beharren, daß man nicht wieder auf 
eine Hauptſchlacht die ganze Staatskraft ſetzt und va banque auf einer Karte 
ſagt, ſondern nur da ſchlägt, wo man es mit großer Ueberlegenheit der Streit 
kräfte thun kann. Der Zeitpunkt dazu iſt, ſeit dem ich bei der ruſſiſchen Armee 
geweſen bin, unzählig oft geweſen.“ An Tippelskirch unter demſelben Datum: 
„Es ſcheint mir, als wenn man beſonders dahin arbeiten müßte: 1. den Feind 
durchaus in das von uns und ihm ausgefreßne Land hinein zu manoeupriren 
und nicht aus ſelbigem heraus zu laſſen. 2. Sich ſogleich mit Graudenz und 


Danzig in Verbindung zu ſetzen und aus der fruchtbaren Niederung die Lebens 
mittel zu ziehen.“ Kriegs-Archiv des Großen Generalſtabs. 
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war, das beweiſt noch ihr heutiger Aufbewahrungsort, dazu beſtimmt, 
auf die leitenden preußiſchen Staatsmänner, auf den König von 
Preußen zu wirken, deſſen Name ebenſo wie der des ruſſiſchen Kaiſers 
ſtets mit allen Curialien angeführt wird. Sie weiß, wie ſich zeigen 
wird, um die geheimſten, nur einem auserleſenen Kreiſe bekannt ge— 
wordenen Verabredungen des preußiſchen und ruſſiſchen Kabinets; in 
welchem Lichte würde ihr Verfaſſer erſcheinen, wenn man annehmen 
wollte, er habe hier nicht ſeiner wahren Meinung Ausdruck gegeben? 
Mit Wärme, faſt mit Leidenſchaft beſpricht er den von den Ruſſen zu 
befolgenden Operationsplan; ſeine Rede iſt nicht eben kurz und bündig, 
trotzdem erſcheint ſie wichtig genug, um wenigſtens in ausführlichem 
Auszug wiedergegeben zu werden. 

„Man wiederhole ſich doch nur jede Minute ſo ſagt er —, 
dieſer Kampf, der gekämpft werden ſoll, iſt der letzte, der allerletzte, 
unwiederbringlich der letzte. 

„Wird man dann noch wollen können, ihn unter viel ungünſti⸗ 
geren Umſtänden anzufangen als die 1809 waren? 

„S. Maj. der Kaiſer von Rußland ſagen Selbſt: das Syſtem 
dieſes Krieges ſolle auf den Grundſatz der langen retrograden 
Linien baſirt werden. — Es iſt alſo ein Defenſivkrieg, den Ruß⸗ 
land führen will, es will den kühnen Gegner locken, ihm in unfrucht⸗ 
bare Gegenden zu folgen, ſich von feinen etablirten Baſen zu ent⸗ 
fernen, ſeine Operationslinien über die Kraft ſeiner Deckungen 
auszudehnen, den Krieg in die Länge zu ziehen u. ſ. w. Ein 
Syſtem, das unter andern Umſtänden ebenſo richtig und genialiſch 
entworfen als verderblich für den Gegner werden kann. Denn aller- 
dings iſt es wahr, daß eine oder zwei Schlachten, die Rußland an 
der Elbe und Oder gewinnt, den Krieg nicht entſcheiden: wohl aber 
wird ſolches eine Hauptſchlacht leiſten, die mit Glück für Rußland 
am Niemen oder der Düna geſchlagen wird, wohingegen eine Schlacht, 
ſo Rußland zwiſchen der Oder und Weichſel verliert, wahrſcheinlich 
den Krieg für Frankreich entſcheidet, welches noch zweifelhaft bleibt, 
wenn Frankreich dieſe Schlacht am Niemen gewinnt: — Wahrheiten, 
die aber ſtets nur wahr ſind unter der Bedingung, daß Oeſterreich 
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in dieſem Kriege mit Rußland verbündet iſt. Denn bei dieſem 
Syſteme, wo ein großes Heer in langen Linien zurückgeht, das Land 
verwüſtend und die Hauptmacht des Gegners auf ſich ziehend, tft 
immer vorausgeſetzt, daß zugleich noch eine andere Macht die Flanken 
und den Rücken des Gegners nicht bloß bedroht, ſondern mit Macht 
angreift, feine Operationslinien unſicher macht, feine Convoys auf- 
hebt u. ſ. w. Ohnedem entſteht daraus ein Zurückgehen ohne Ende, 
und der Gegner erobert das Land. 

„In Spanien z. B., wo Wellington dies System mit Glück 
befolgt, ſind die Engländer die Macht, die das Hauptheer der Fran— 
zoſen auf ſich zieht, und die Spanier ſelbſt (durch ihre Inſurrektions— 
korps) ſind die Macht, die dieſe Operationslinien in einem fort an— 
greifen. In dem gebirgigten, coupirten, größtentheils unwirtbaren 
Spanien und bei einem Charakter des dortigen Volkes, allein von 
Haß und Wut beſeelt, können kleine Korps dies leiſten. In einem 
Lande, wie der Diſtrikt von dem Rhein bis zur Weichſel iſt, der 
von ruhigen, friedlichen Völkern bewohnt wird, in dem kein unfrucht- 
bares, unbebautes Fleckchen, ſelbſt nicht auf dem Brocken zu finden 
iſt, in dem die Mehrheit lieber duldet als ſtirbt und nur eine kleine 
Zahl wütet und zu ſterben bereit iſt, — in einem ſolchen Lande 
gehört eine andere große Macht dazu, die bei dieſem Syſteme mit 
zahlreichen Heeren in Flanke und Rücken aufzutreten vermögend iſt, 
und bloße einzelne Trupps von zwei, vier-, achttauſend Mann, ſelbſt 
wenn Feſtungen und verſchanzte Läger zu ihren Schlupfwinkeln 
präparirt ſind, leiſten hier nichts, — weil der Geiſt der Nation und 
die phyſiſche Eigenheit fehlt. 

„Oeſterreich allein kann bei einem Kriege zwiſchen Rußland und 
Frankreich dieſe Macht ſein, und unter dieſer Vorausſetzung nur 
kann jenes Syſtem einſt den franzöſiſchen Heeren den Untergang 
geben. Ohne aber daß Oeſterreich Theil nimmt, ich wiederhole es, 
wird dieſes Syſtem nur Europas Untergang vollenden und bei 
einem plötzlichen Losbrechen der Türken und Schweden in die Flanken 
des ruſſiſchen Heeres leicht Urſache ſein können, daß der nächſte 
Friede in Moskau geſchloſſen wird!! 
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„Möchte Seine Majeftät der Kaiſer Alexander geruhen, dieſe 
mit Wärme niedergeſchriebenen Wahrheiten in Ihrer Weisheit zu 
erwägen. Allerhöchſtdieſelben würden Sich überzeugen müſſen, daß 
die Stunde der Errettung noch nicht geſchlagen hat, daß der Moment 
des Kampfes noch nicht gekommen, daß der Augenblick des Duldens 
noch vorhanden iſt. 

„Leicht wird es Seiner Kaiſerlichen Majeſtät ſein, das Mittel 
aufzufinden, das den Zuſtand der Dinge (ich weiß, daß ich ihn nicht 
Friede nennen kann, er iſt aber beſſer als gänzliche Vernichtung und 
Sklaverei) für den Augenblick ohne Krieg erhalten kann. Und daß 
ich es ausſpreche dies Mittel: es iſt mit einem Worte ein weiſes 
Beobachten der Form in Napoleons Kontinentalſyſtem. Es iſt der 
Zuſtand der Dinge, wie er 1808 und 1809 von Rußland gehalten 
worden iſt. 

„Kann dabei durch, Unterhandlungen eine der Feſtungen an der 
Oder dem Beſitz Seiner Majeſtät des Königs wieder gewonnen 
werden, wie dies mit Glogau wohl wahrſcheinlich iſt, ſo iſt dies 
mehr werth als ein geführter Feldzug, deſſen höchſtes Reſultat, wenn 
er nach dem Syſtem der retrograden Linien geführt wird, höchſtens 
— der Status quo bei dem Anfange des Feldzugs ſein wird. Wer 
aber ſichert in dieſer Lage dieſen Erfolg?“ 

Man traut ſeinen Augen nicht. In den Memoiren hofft Kneſe— 
beck von dem Rückzugsſyſtem die Befreiung Europas, in der Denk— 
ſchrift fürchtet er, es werde die Unterjochung des Erdtheils vollenden; 
dort iſt ihm der Krieg der Glockenſchlag der Erlöſungsſtunde!), hier 
das Grabgeläute der Freiheit. Es giebt keine Vermittelung zwiſchen 
beiden Standpunkten, ſie ſchließen einander völlig aus. Unter ſolchen 
Umſtänden wird auch einem Anfänger in der Anwendung der hiſto— 
riſchen Methode die Wahl leicht; fie kann nur zu Gunſten der Denk 
ſchrift ausfallen. Wenn aber Kneſebeck damals nicht für die Rück 


) An einer ſpäteren Stelle des Memoirenfragments (S. 96) heißt es 
wörtlich: „Ich war nicht allein vom Kriege feſt überzeugt, ſondern wünſchte ihn 
mehr als jemand, zur Erreichung des großen Zweckes, zu dem ich meine Reiſe 
unternahm.“ 
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zugsidee eingenommen war, ſo konnte ſie es auch nicht fein, die ihn 
nach Berlin führte; er konnte ſie nicht bei Friedrich Wilhelm III. 
vertheidigen, ſie nicht zum Gegenſtand einer geheimen Miſſion nach 
Petersburg neben der oſtenſiblen machen, ſie nicht zum folgereichen 
Entſchluſſe Kaiſer Alexanders erheben; der ganze Bau der Memoiren— 
erzählung ſtürzt ſo in ſich zuſammen. Unſre Unterſuchung dürfte 
hiermit abſchließen; wir führen ſie aber weiter, um zu ſehen, ob 
nicht doch vielleicht einige Bauſteine aus den Trümmern zu retten ſind. 

Nachdem Kneſebeck das Werden und Wachſen der Rückzugsidee 
geſchildert, behauptet er weiter, ſie hätte in ihm den Entſchluß ge— 
zeitigt, zum Kaiſer Alexander zu gehen. „Ich rechnete — ſagt er 
— dabei auf Phull, der in Petersburg war, und noch mehr auf des 
Kaiſers mir bekannte hochherzige Geſinnung und feine mir 1806 
und 1807 mehrfach bewieſene Gewogenheit und Vertrauen. Wie 
aber nach Petersburg kommen? Um in Berlin zu jeder Zeit unbe 
merkbarer zu ſein, hatte ich ſeit 1809 dort mein Chambre garnie. 
Mein Koffer hier mit den nöthigen Karten war immer gepackt. 
Auf alſo und nach Berlin!“ 

Der Rückzugsgedanke alſo und nichts als der hätte Kneſebeck 
nach Berlin gebracht. Ein wunderbares Zuſammentreffen, daß gleich— 
zeitig ein hochgeſtellter preußiſcher Beamter dem Könige im tiefſten 
Vertrauen feinen ſchon mehrfach im diplomatiſchen Dienſt verwen— 
deten Generaladjutanten zu einer durchaus friedlichen Miſſion an 
den ruſſiſchen Hof vorſchlug. Ancillon, der Erzieher des Kronprinzen, 
empfahl, nachdem auch Oeſterreich jede Unterſtützung Preußens ab— 
gelehnt hatte, in einer Denkſchriſt vom 10. Januar 1812 den An— 
ſchluß an Frankreich; vorher aber möge der König, da Napoleon 
Ausſichten auf Erhaltung des Friedens gemacht habe, falls Kaiſer 
Alexander nur einen Spezialbevollmächtigten nach Paris ſchicke, den 
Zaren hierzu zu beſtimmen ſuchen. In dem Briefe vom 11. Januar, 
welcher dieſe Denkſchrift begleitete, war Kneſebeck wegen ſeiner 
Friedensliebe als eine für die Petersburger Miſſion höchſt geeignete 
Perſönlichkeit bezeichnet. Darauf wies der König am 15. Januar 


ſeinen Staatskanzler an, die Sendung Kneſebecks unverzüglich vor— 
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zubereiten und ohne den mindeſten Verzug auszuführen !). So kam 
Kneſebeck nach Berlin. 

Was er hier that, erzählt er folgendermaßen. „Mit Scharn- 
horſt fortwährend auf dem vertrauteſten Fuße, war gewöhnlich mein 
erſter Gang immer zu ihm, — ſo auch jetzt. Der Abend meiner 
Ankunft fand mich in ſeinem Hauſe. Auf der Treppe begegnete mir 
der ruſſiſche Geſandte Graf Lieven mit einem Portefeuille unter dem 
Arme. Von dem Kriege 1806 ihm bekannt, hieß er mich freund— 
lich willkommen und lud mich ein, morgenden Tages im Familien 
zirkel bei ihm zu eſſen und etwas vor Tiſche zu kommen. Scharn— 
horſt — ſonſt immer ſehr offen gegen mich — war den ganzen 
Abend höchſt verſchloſſen, und ſo oft ich das Geſpräch darauf brachte, 
was er in dem bevorſtehenden Kampfe unſererſeits thun würde, brach 
er ab.“ 

Daß Kneſebeck und Scharnhorſt nicht „fortwährend auf dem 
vertrauteſten Fuße“ ſtanden, iſt von E. M. Arndt überliefert und 
von Kneſebeck ſelber in einem Briefe aus dem Jahre 1814 zuge— 
geben worden?); wie das Verhältnis in den erſten Monaten von 
1812 war, lehrt ein gleichzeitiger?) Brief Scharnhorſts an Harden- 
berg. Hier ſchließt ſich an eine Beſchwerde über das Benehmen des 
Oberſten Hake folgende Klage über den angeblich ſo intimen Freund: 

„In noch einem unangenehmeren Verhältniſſe ſtehe ich mit dem 
Oberſten von Kneſebeck. Sein Benehmen in Potsdam, mit Beyme 
nicht öffentlich in Gegenwart von Rüchel .) zu ſprechen und heimlich 
mit ihm zu konferiren, erweckte in mir ſchon damals Mißtrauen. 


) Aus den Akten des Geh. Staats-Archivs Duncker 745. 748. 751. 

2) E. M. Arndt Meine Wanderungen 134. Kneſebeck an Gneiſenau 22. Jan. 
1814 (bei Droyſen Pork III, 197): „Ich habe es ruhig ertragen, daß der Mar— 
ſchall Vorwärts, wie einſt der ſelige Scharnhorſt, mir die härteſten Sachen ſagte, 
weil ſie mich nicht verſtanden.“ 

) Aufbewahrt im Geh. Staats-Archiv. Er iſt undatirt, aber, wie ſein In⸗ 
halt zeigt, zwiſchen Anfang Februar und dem 8. März 1812 geſchrieben: 
Scharnhorſt erwähnt Kneſebecks Abreiſe nach Petersburg und nennt ſich noch 
Chef des Generalſtabes. 

) Kneſebeck wurde 1799 Rüchels Adjutant. 
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Als er bei meine Brigade geſetzt wurde, wollte er bei den General- 
ſtabsarbeiten mich leiten; wir überwarfen uns in den Arbeiten im 
Hildesheimſchen, und da er Unrecht hatte, mußte er ſich ſubmittiren. 
Er ſagte nun allen Menſchen, ich ſei kein Mann von Kopf, nur 
Pful ſei ein brauchbarer Mann für die Ausführung. Als wir in 
Hannover 1805 waren und der Herzog von Braunſchweig und der 
Graf Schulenburg mich mit mehreren Vertrauen als ihn behandelten, 
bat er um den Abſchied; als hierauf wieder 1806 der General von 
Rüchel nach Hannover kam und ſehr bald anfing zu mir mehr 
Vertrauen als zu ihn zu marquiren, erfolgten unangenehme Schritte 
zwiſchen ihn und dieſen General. Bei jeder Gelegenheit zeigte ſich 
nachher die gegen mich zurückgebliebene Erbitterung. Auch bei ſeiner 
jetzigen Sendung ſah er mich nur ein Mal; ich bat ihn bei mir zu 
eſſen, ich verſprach ihn manche Renſeignements, er kam aber nicht zu 
mir und reiſete weg, ohne daß ich einen Brief an Schöler mitſchicken 
konnte. In Königsberg ſollte er 1809 mit der militäriſchen Kom⸗ 
miſſion über unſre Konſkription u. ſ. w. konferiren; er ſagte, er 
würde ſeine Meinung geben und könnte ſich zu keinen Konferenzen 
einlaſſen, dies ſei ihn zuwider. Jedermann hält ihn für den größten 
Egoiſten; ich habe ihn als den größten Intrigant, aber dabei als 
einem Mann von Beurteilung und Kentniſſen kennen gelernt. Ich 
habe von ihn und Hak in jeden militäriſchen Verhältnis alles mög⸗ 
liche Unangenehme zu erwarten, und ich fürchte, daß ſie, wenn es 
unvermerkt geſchehen kann, die neuen Einrichtungen der Armee unter- 
graben, in ihren Grundfeſten erſchüttern und ſie ſo umkehren werden. 
Ich wünſche, daß dies alles S. Maj. der König erfährt, damit 
Allerhöchſtdieſelben nicht hintergangen werden.“ 

Ich würde glauben den Fehler zu begehen, in welchen ſo viele 
Darſteller der preußiſchen Geſchichte verfallen ſind, wenn ich aus 
dieſem Briefe auf ein dauerndes und unheilbares Zerwürfnis ſchließen 
wollte. Man darf nicht jedes in der Leidenſchaft hingeworfene 
Wort als das Reſultat einer langen und berechnenden Ueberlegung 
anſehen, am wenigſten bei einem Volke, das an ſcharfen und eckigen 
Charakteren reicher iſt als alle anderen. Wie heftig find York und 
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Gneiſenau, Scharnhorſt und Borſtell, Tauenzien und Bülow, Stein 
und Beyme, Hardenberg und Niebuhr, Hippel und Scharnweber auf 
einander geplatzt, wie harte Urteile leſen wir in den Briefen Steins 
und Gneiſenaus und Niebuhrs auch über ihre Geſinnungsgenoſſen, 
ſo daß man faſt glauben ſollte, auf der ganzen Welt hätte es kein 
verruchteres Gemeinweſen gegeben als dieſes Preußen — und doch! wie 
einträchtig haben ſie ſchließlich alle an dem einen großen Werke der 
Befreiung und Erhebung gearbeitet. Auch von Scharnhorſt und 
Kneſebeck liegt eine Anzahl ſchöner Briefe aus dem Frühjahr 1813 
vor, welche beweiſen, daß ſie damals des alten Grolles vergeſſen hatten. 
Hier aber ſteht die Sache anders. Nicht um augenblickliche Auf- 
wallungen und um ſubjektive Urteile handelt es ſich, ſondern um 
objektive Thatſachen. Kneſebeck ſagt: mein erſter Weg war zu Scharn- 
horſt — Scharnhorſt: er kam überhaupt nicht zu mir, obwohl ich 
ihn bat. Da der Bericht des erſteren ſo viel Jahre wie der des 
letzteren Tage nach dem Ereignis aufgezeichnet iſt, To fällt die Ent- 
ſcheidung, ganz abgeſehen von dem bereits gewonnenen Reſultat, auch 
hier gegen Kneſebeck aus. 

Er fährt, nachdem er den angeblichen Beſuch bei Scharnhorſt 
geſchildert, ſo fort: „Ich kombinirte: Lieven am finſtern Abend zu 
Fuß mit einem Portefeuille bei Scharnhorſt; Scharnhorſt ſtumm und 
verſchloſſen — hier treiben ſich geheime Sachen zwiſchen beiden! — 
Am andern Morgen, während Scharnhorſt den Vortrag beim Könige 
hatte, ging ich zu Lieven. Dieſer, meine Geſinnungen kennend und 
nicht zweifelnd, daß für meine Perſon ich in dem bevorſtehenden Kampfe 
nur auf ruſſiſcher Seite ſein könne, war etwas offener gegen mich!). 
Ich ahnete, daß man etwas trieb, wodurch Preußen keine Wahl mehr 
geblieben ſein würde, welche Partei es ergreifen würde (sic). — 
Ein ſchnelles Vorrücken der ruſſiſchen Truppen, ſo weit es gehen 
würde, ſchien der Kriegsplan Rußlands zu ſein! Dies war dem 
meinigen gerade entgegen.“ 

Es iſt verhängnisvoll für Kneſebeck, daß auch über dieſe Unter- 


) Bei Henckel 95 heißt es „ganz offen“. 
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redung ein Bericht von der anderen Seite vorliegt. Graf Lieven 
ſchrieb am 1. Februar feiner Regierung ): „Kneſebeck ſelbſt ſtellte 
ſich mir vor und legte mir offenherzig ſeine Anſicht dar. Ich habe 
nie, ſagte er, die Meinung jener getheilt, welche glaubten, Preußen 
könne Frankreich einigen Widerſtand entgegenſetzen; ich halte Preußen 
für ſo ſchwach, daß nur ein Befehl von Napoleon hinreiche, um es 
im Durchzuge zu unterwerfen. Die Sachen ſind ganz wie 1806 
und 1809. Preußen und Oeſterreich wichen dem Krieg nicht aus, 
und der Krieg ward für ſie verderblich. Ich würde glücklich ſein, 
wenn ich in Petersburg überreden könnte, den Krieg noch aufzu— 
ſchieben, um einen günſtigeren Augenblick abzuwarten.“ Ich erklärte 
ihm darauf, daß, wenn ſeine Sendung keinen andern Zweck habe, 
als uns vom Kriege abzurathen, ſie ganz vergeblich wäre. Er ginge 
von einer durchaus falſchen Anſicht aus, wenn er glaubte, daß wir 
den Krieg wollten, und nicht in Betracht zöge, daß wir alles gethan, 
ihn zu vermeiden.“ Wenn man erwägt, daß Lieven ſowohl wie 
Kneſebeck nur von Einer Zuſammenkunft reden und folglich die Diffe— 
renzen ihrer Relationen nicht durch die Verſchiedenheit des Gegen 
ſtandes erklärt werden können, ſo ergiebt ſich abermals ein ſtarker 
Irrthum des Memoirenſchreibers: er will zu Lieven gekommen ſein, 
ehe er ſeine offizielle Miſſion erhielt; nach Lieven hatte er ſie bereits, 
als die Unterredung ſtattfand. Sodann aber: Kneſebeck war über 
den Kriegsplan Rußlands nicht ſo unwiſſend als er ſich ſtellt, er 
hatte in keiner Weiſe nöthig, Graf Lieven deshalb auszuhorchen. 
Die Unterredung mit dieſem fiele nach ſeiner Relation auf den Tag, 
welcher dem Beſuch bei Scharnhorſt folgte, alſo früheſtens auf den 
25. Januar 2); aber bereits in jener Denkſchrift vom 21. zeigt er 
ſich, wie wir uns erinnern, aufs beſte von dem ruſſiſchen Operations- 


) F. v. Smitt Zur näheren Aufklärung über den Krieg von 1812 S. 322. 

2) Am 24. kam Scharnhorſt von ſeiner Reiſe nach Wien zurück. Ompteda 
Politiſcher Nachlaß II, 191. Ich weiß ſehr wohl, daß es unmethodiſch wäre, 
ein fingirtes Ereignis zur Datirung eines nicht fingirten zu verwerthen; es 
kommt mir auch nur darauf an, die Unhaltbarkeit der Memoirenerzählung bis 
in das kleinſte Detail hinein nachzuweiſen. 
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plan unterrichtet. Seit Monaten hatten ſich alle Unterhandlungen 
zwiſchen Preußen und Rußland um die Frage gedreht, ob letzteres 
offenſiv verfahren und einer Ueberflutung Preußens durch fran- 
zöſiſche Truppen vorbeugen oder ob es letztere an ſeiner Grenze er— 
warten, d. h. Preußen ſeinem Schickſale überlaſſen wolle; ſchließlich 
hatte ſich Kaiſer Alexander, nachdem ſeine polniſchen Pläne durch die 
Weigerung des Fürſten Czartoryski vereitelt waren, für die Defen- 
five entſchieden ), und ſelbſt den eifrigſten Bemühungen Scharnhorſts 
war nur jene Petersburger Konvention vom Oktober 1811 geglückt, 
welche die Mitwirkung ruſſiſcher Truppen bei der Vertheidigung 
Königsbergs ſtipulirte. Kneſebeck wußte ſogar um dieſe im tiefſten 
Geheimnis getroffene Verabredung; denn er ſagt: „Die Kombinationen 
der ruſſiſchen und preußiſchen Militärs wagten nichts weiter zu hoffen 
als Königsberg gedeckt zu ſehen.“ Wie konnte er am 25. Januar 
ſich über etwas belehren laſſen, was ihm am 21. ſo gut bekannt war! 

Er erzählt nun weiter, wie er ſofort nach der Konferenz mit 
Lieven eine Audienz beim König gefordert und dieſem ſeinen auf 
die Defenſive und den momentanen Anſchluß Preußens an Frank- 
reich gegründeten Kriegsplan entwickelt habe. Er habe wie ein in- 
ſpirirter Apoſtel mit der größten Lebhaftigkeit, mit Enthuſiasmus 
geſprochen, der König trotz feiner Abneigung gegen dieſe Art des 
Vortrages habe ihn ruhig über eine halbe Stunde?) angehört, ſich 
überzeugt und bereit erklärt, ihn nach Petersburg zu ſchicken, damit 
er ſeinen Gedanken dort vortrüge; über einen Vorwand zu dieſer 
Reiſe werde weitere Rückſprache mit Hardenberg genommen werden. 
Tags darauf, alſo früyeſtens am 26. Januar, ſei er zum Staats- 
kanzler gerufen und habe von dieſem die bekannte Friedensmiſſion 
an Kaiſer Alexander erhalten: 

Auch ohne das widerſprechende Zeugnis von Urkunden erweckt 
dieſe Darſtellung kein beſonderes Vertrauen. Wozu bedurfte der 
Ueberbringer eines ſtrategiſchen Gedankens ſolch eine diplomatiſche 
Miſſion, die nichts weiter als Vorwand geweſen wäre? Um vor 


) Bernhardi Geſchichte Rußlands II, 2, 667. 
„über zwei Stunden“ heißt es in dem Briefe an Müffling. 
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franzöſiſchen Spionen ſicher zu ſein? So eben hatte Scharnhorſt kurz 
hinter einander zwei weite und wichtige Reiſen unternommen und beide 
Male das Geheimnis vollſtändig bewahrt. Auch verſchmäht Kneſebeck 
dieſe Motivirung; er erklärt vielmehr, daß er nicht ganz unoffiziell habe 
daſtehen und ſicher ſein wollen, vom Kaiſer gehört zu werden. Wie 
aber beſteht damit das intime Vertrauensverhältnis zu Kaiſer Alexan⸗ 
der, deſſen er ſich beſtändig rühmt? — Die oben erwähnten Urkunden 
vollends ſchließen jeden Zweifel aus. Friedrich Wilhelm III. kann 
nicht durch Kneſebeck am 26. Januar auf den Gedanken einer oſten⸗ 
ſibeln Friedensmiſſion geführt ſein, wenn er am 15. Januar, von 
Ancillon bewogen, ſeinen erſten Miniſter im tiefſten Vertrauen an⸗ 
gewieſen hat, in Petersburg durch den Generaladjutanten einen 
letzten Verſuch zur Erhaltung des Friedens zu machen. Man beachte 
wohl, wie die Züge der Kneſebeckſchen Darſtellung, welche ſonſt das 
Gepräge einer erſtaunlichen Feſtigkeit und Sicherheit tragen, an 
dieſer Stelle ſchwanken und zittern. In dem Briefe an Müffling 
heißt es: „Selbſt der Staatskanzler iſt von meinem geheimen Auf- 
trage nie ganz in Kenntnis gekommen,“ in dem Memoirenfragment: 
„Ob Hardenberg von meiner wahren Abſicht ganz unterrichtet geweſen 
iſt, weiß ich dieſe Stunde noch nicht,“ und vier Seiten weiter eben- 
daſelbſt: „Ich entnahm aus dem Geſpräch mit Hardenberg, daß er 
den wahren Zweck meiner Sendung nicht kannte !).“ Als dies ge- 
ſchrieben wurde, weilte weder der König noch Hardenberg unter den 
Lebenden. 

Kneſebeck verläßt Berlin. Kurz vor der Abreiſe ſchickt ihm 
einer der Räthe Hardenbergs, der ſo wenig wie alle anderen von 
dem wahren Zwecke der Reiſe weiß, noch die Abſchrift einer ſo eben 
aus Paris eingelaufenen Depeſche, anfangend: „Je crois à la guerre,“ 
um ihn zu überzeugen, „daß es Napoleon mit dem Friedensſchluſſe 
nicht Ernſt, ſondern ein bloßes Vorgeben ſei.“ — Auch dieſe Angabe 
iſt nicht frei von Irrthümern. Das Aktenſtück, auf welches der 
Legationsrath Lecoq den reiſefertigen Kneſebeck ſpät am 31. Januar 


) Müffling Aus meinem Leben 160. Bruchſtücke 96. 99. 
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in einigen herzlichen Zeilen aufmerkſam machte !), war nicht eine 
eben eingelaufene Depeſche, ſondern ein Auszug aus dem Berichte 
des preußiſchen Geſandten in Paris vom 18. Dezember 1811. Die 
Worte „je crois à la guerre“, an welche Kneſebeck die bereits er— 
wähnte Verſicherung anknüpft, ſie ſeien für ihn überflüſſig geweſen, 
denn er ſei nicht allein vom Kriege feſt überzeugt geweſen, ſondern 
er habe ihn mehr als jemand zur Erreichung ſeines großen Zweckes 
gewünſcht — dieſe Worte eröffnen allerdings den erwähnten Depeſchen— 
auszug, ſind aber ſchlecht gewählt, um ſeinen Inhalt zu kennzeichnen; 
Napoleon, der ſich ihrer gegen Kruſemarck bedient, hatte im wei- 
teren Verlauf der Audienz erklärt, wenn ihm nur Rußland einen 
Unterhändler ſchicke, könne der Frieden erhalten werden: eine Er— 
klärung, aus welcher, wie wir ſahen, Ancillon die Berechtigung der 
Friedensmiſſion Kneſebecks herleitete. Der Brief Lecoqs ſammt dem 
Excerpt find in das Geh. Staatsarchiv aus dem Nachlaſſe des Memoiren— 
ſchreibers gekommen; er hatte fie im eigenen Haufe und zog fie den— 
noch nicht zu Rathe. f 

Unterwegs beſucht er York. „In Königsberg etwa 2 Uhr 
nachts angekommen, eilte ich zu York, bat, mich ſogleich vor feinem 
Bette anzunehmen, was auch geſchah, erfuhr von ihm im Vertrauen, 
wie er eigentlich zwei Weiſungen habe?), die eine privatim, nach 
welcher er den Ruſſen, wenn ſie in Preußen einrücken ſollten, keine 
Schwierigkeit in den Weg legen ſollte, — auch bereits ſeit einiger 


) Kneſebeck erhielt eine Abſchrift des Dokumentes, die ſich noch heute bei 
den Akten feiner Petersburger Sendung befindet: ob aber durch Lecoq, iſt 
zweifelhaft. Derſelbe ſchreibt: „Eine Pflicht gegen Sie glaube ich zu erfüllen, 
wenn ich Sie vertrauensvoll hiermit beſchwöre, eher nicht von dannen zu gehen, 
bevor Sie nicht von dem unter dem 18. Dezember pr. erſtatteten Bericht des 
H. v. Kruſemarck über feine letzte Audienz beim Kaiſer Napoleon Kenntnis er- 
halten und ihn Zeile vor Zeile erwogen haben. Graf Goltz wußte nicht, ob 
der Staatskanzler E. H. dieſen Bericht nicht etwa ſchon mitgetheilt hätte. Er 
beſitzt davon eine Abſchrift, der Herr v. Goltz aber das Original, welches Ihnen 
auf Ihr Verlangen gewiß gern zur Durchleſung ſogleich vorgelegt werden 
wird.“ (Geh. St. Arch.) 

) In dem Briefe an Müffling iſt nur von einer, geheimen Weiſung 
die Rede. 
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Zeit deshalb zwei ruſſiſche Generalſtabsoffiziere (mich dünkt, er nannte 
Kotzebue) in Königsberg ſeien; die andere Weiſung aber (die er 
offizieller und mehr direkt vom Könige ausgehend glaubte) dahin 
gehe, dies Einrücken der Ruſſen möglichſt noch hinzuhalten. Ich bat 
ihn, mit der erſten Weiſung bis nach meiner Rückkehr zu zögern. 
Er erwiederte bloß: Verſtanden“, wünſchte mir eine glückliche Reiſe, 
und wir ſchieden.“ 

Abermals eine Miſchung von Wahrheit und Irrthum. General 
Vork hatte feine große Vollmacht, welche ihm für außerordentliche 
Fälle einen Theil der königlichen Gewalt in der Provinz Preußen 
verlieh, im Mai 1811 erhalten ). Später, wohl im Oktober, war 
er, wie aus einem Briefe Scharnhorſts an Hardenberg hervorgeht ?), 
ermächtigt worden, auf Grund der Petersburger Konvention den 
Schutz der Ruſſen gegen eine franzöſiſche Gewaltthat anzurufen. Es 
iſt eine vollſtändige Verkennung der Situation, wenn ihn die Memoiren 
mit der Inſtruktion ausrüſten, den Ruſſen „keine Schwierigkeiten 
in den Weg zu legen“; wie gering das Verlangen Kaiſer Alexanders 
nach einer Offenſive war, haben wir geſehen. Was die andere 
„offiziellere und mehr direkt vom Könige ausgehende“ Weiſung be— 
trifft, ſo liegt hier wahrſcheinlich eine Verſchiebung der Thatſachen 
vor; Kneſebeck meint wohl die Kabinetsordre vom 4. Februar), 
welche York von dem veränderten Verhältnis zu Frankreich benach⸗ 
richtigte und ihm nur „auf den ganz unwahrſcheinlichen Fall offen- 
barer Feindſeligkeiten“ die Anwendung der verabredeten Vertheidi— 
gungsmaßregeln geſtattete. Kneſebeck ſelbſt wird Pork auf dieſe Ordre 
vorbereitet haben; ſo iſt es wenigſtens möglich, ſeine Bitte an den 


) Droyſen York I, 261 f. 

) d. d. 1. Februar 1812: „Sollten unſere Verhältniſſe mit Frankreich 
uns jetzt gegen gewaltſame Schritte ſichern, ſollte von Frankreich kein Gewalt 
ſtreich mehr zu erwarten ſein, ſo müßte der General von Pork von dieſer ver— 
änderten Lage benachrichtigt werden; denn dieſer wird, wie Ew. Exc. wiſſen, bei 
jedem unerwarteten Ereignis der von mir geſchloſſenen Petersburger Konvention 
gemäß handeln.“ (Geh. St. Arch.) 

) v. Seydlitz Tagebuch des Preußiſchen Armeekorps im Feldzuge von 
1812 I, 42. Droyſen Pork I, 317. 
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General, „mit der erſten Weiſung bis nach ſeiner Rückkehr zu 
zögern“ zu begreifen: was an und für ſich ſchwer hält. Sollte York 
etwa dem Einrücken der Ruſſen Schwierigkeiten in den Weg legen? 
Was er verſtanden haben ſoll, als er „verſtanden“ rief, verſtehen 
wir nur dann, wenn er in Kneſebecks Rückzugsgedanken eingeweiht 
geweſen wäre: das war aber nach des letzteren ausdrücklicher Er- 
klärung nicht der Fall, nur noch der König wußte darum. 

Die Reiſe nach Petersburg wird aufs äußerſte beſchleunigt, im 
Briefe an Müffling heißt es: „Ich war den 8. Tag nach meiner Ab- 
reiſe von Berlin in Petersburg — damals eine ungeheure Schnellig— 
keit.“ 7 

Gewiß, fo ungeheuer, daß fie ungeheuerlich wird; man iſt ver- 
ſucht zu glauben, George Stephenſon ſei von den Chronographen ein 
halbes Jahrhundert zu ſpät angeſetzt worden. Am 13. Februar iſt 
Kneſebeck nach ſeiner eigenen Erzählung!) in Petersburg angekommen; 
am 6. war er bei York?): er gebrauchte ſieben Tage nicht von 
Berlin, ſondern von Königsberg nach Petersburg; Berlin wird er, 
worauf auch andere Indizien führen, am 1. oder 2. des Monats 
verlaſſen haben?). 

„Um 8 Uhr morgens in Petersburg angekommen, wurde mir 
ſchon gegen 11 Uhr durch einen Adjutanten des Kaiſers der Befehl, 
in den Palaſt zu kommen.“ 

Auch hier widerlegt ſich Kneſebeck ſelber. In der erſten Depeſche 
aus Petersburg ſchreibt er, daß er am 13. Februar nachmittags an⸗ 
gekommen ſei, ſogleich am 14. bei Graf Romanzoff um eine Audienz 
beim Kaiſer angehalten und ſolche auch Sonntag den 16. gehabt 


) Erſte Depeſche an Hardenberg d. d. Petersburg 21. Febr. (Geh. St.- A.) 

2) Tagebuchnotiz von Schack bei Droyſen II, 264. 

3) Lecoq in dem eben erwähnten Briefe an Kneſebeck d. d. 31. Januar: 
„Von des H. v. Goltz Exc. hörte ich vor einigen Stunden, daß E. H. wohl 
ſchon morgen früh Ihre Reiſe antreten dürften.“ — Müfflings Behauptung 
(Aus meinem Leben 153), Kneſebeck ſei erſt am 9. Februar aus Berlin ab- 
gefahren, bedarf keiner Widerlegung. Er gewann dies Datum durch eine Sub» 
traktion: am 16. Februar iſt ſein Freund in Petersburg angekommen, nur 
ſieben Tage wollte er unterwegs geweſen fein, 
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habe. Sonach iſt er nicht vormittags, ſondern nachmittags ange- 
kommen und nicht ſofort, ſondern erſt nach drei Tagen vom Kaiſer 
angenommen worden. 

„Gleich bei“ meinem Eintritte fragte der Kaiſer in ziemlich 
barſchem Tone: ‚Qu’avez-vous à me dire?“ Rien de bon, Sire! 
erwiederte ich gelaſſen: ‚j’apporte la guerre.“ Der Kaiſer: „Cest 
vous qui me Fapporte?“ Ich: „Oui Sire! vingt mille Prussiens 
marchent contre vous“ Dieſe Unterhaltung wurde nun abgebrochen; 
ich erwähnte meines offiziellen Auftrages, zugleich aber auch meines 
Privatvortrages, überreichte das Schreiben meines Königs vom 
31. Januar 1812, worin er meine Anſichten als die Seinigen an- 
erkannte, die Hochherzigkeit des Kaiſers anrief und mich feinem Ver— 
trauen empfahl. Ich bat um ferneres Gehör, wollte mich entfernen, 
als der Kaiſer fein Adieu! ausgeſprochen hatte, ward aber zurück— 
gerufen und gefragt: was ich zu ſagen hätte? Kurz geht das nicht, 
erwiederte ich, aber hören Sie mich!“ Gut, ſagte der Kaiſer, ‚ich 
gehe täglich auf dem Quai an der Newa ſpaziren und ſpreche dort 
mit vielen Perſonen. Finden Sie ſich in Civilkleidung ein; wenn 
Sie dort mit mir ſprechen, macht es kein Aufſehen.“ Ich empfahl 
mich, erſchien am beſtimmten Orte ), brachte mein Anliegen um 
eine geheime Audienz vor und erhielt die bedingte Zuſicherung der— 
ſelben, weil Späher alle Schritte des Kaiſers ſo wie die meinigen 
bewachten. Er bezeichnete mir einen Koſacken und dieſem meine 
Perſon und ſagte: daß, wenn ich dieſen Koſacken am beſtimmten 
Audienztage im Thore des Winterpalaſtes ſtehen ſähe, ich abends 
nach 11 Uhr zu ihm kommen könnte. Der Koſack ſtand an der be— 
zeichneten Stelle, und ich verfügte mich zum Kaiſer. Erfüllt vom 
Zwecke meiner Sendung, trug ich mit Lebhaftigkeit und ſteigender 
Wärme meine Anſichten vor.“ 

Man wundere ſich nicht über die ausführliche Wiedergabe dieſer 
Einzelheiten; es geſchieht mit gutem Bedacht, damit jeder Leſer Ge— 
legenheit finde, ſelber den abſonderlichen Bericht zu prüfen. Uns 


) Der Newaſpazirgang fehlt in dem Briefe an Müffling. 
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ſcheint, als ſei er auch hier an ſich nicht haltbar, ganz abgeſehen 
von der Kontrolle durch andere Zeugniſſe. Kneſebeck will zwei Miſ— 
ſionen erhalten haben, die eine auf Frieden lautend, die andere auf 
Krieg, die eine oſtenſibel und öffentlich, die andere ſo geheim, daß 
er die wunderlichſten Anſtalten trifft, um ſie in tiefſter Verborgen— 
heit, im Dunkel der Nacht, unter vier Augen auszurichten. Und in 
der erſten öffentlichen Audienz ſoll er ſeines „Privatvortrages“ er 
wähnt haben, ſoll ſein erſtes Wort geweſen ſein: Ich bringe den 
Krieg? — Wozu dann noch die Friedensmiſſion? Hätte Kaiſer Alex— 
ander bei den erläuternden Worten: „20,000 Preußen marſchiren 
gegen Sie“ ein Lächeln angewandelt, wir könnten es ihm nicht ver— 
argen; Kneſebeck vergißt, daß er ſelbſt weiter oben erörtert hat: „auf 
20,000 Preußen mehr in der Wagſchale käme es hier für den 
Augenblick wohl nicht an.“ Die Thatſache ſelbſt jo wenig wie die 
Zahl der marſchirenden Preußen ſtand, als Kneſebeck Berlin verließ, feſt; 
fie iſt bekanntlich erſt durch das am 24. Februar in Paris unter- 
zeichnete Bündnis, eigentlich erſt durch die Ratifikation Friedrich 
Wilhelms III. am 5. März entſchieden worden. 

Der Brief des Königs an den Zaren vom 31. Januar iſt er— 
halten!), oder ſollen wir annehmen, daß Kneſebeck, jo wie er zwei 
Miſſionen hatte, auch zwei Briefe mitbekam, den einen oſtenſibel, 
den andern vertraulich? Dieſe Ausrede liegt nahe genug, wäre aber 
völlig hinfällig, denn durch die Erwähnung der ganz geheimen Miſ— 
ſion Scharnhorſts nach Wien würde immer auf das gewiſſeſte ver- 
bürgt bleiben, daß der vertrauliche Brief der erhaltene iſt. Er müßte, 
wenn Kneſebecks Behauptung von den zwei Miſſionen wahr wäre, 
gewiſſermaßen der neutrale Punkt ſein, in dem ſich beide berührten; 
irgend ein Hinweis auf die geheime Miſſion, wäre er auch noch ſo 
verſteckt, dürfte in demſelben nicht fehlen. Kneſebeck hat dies ſehr 
wohl gefühlt; er verſichert, ſeine Anſichten — nur die Rückzugsidee 
kann gemeint ſein — ſeien hier als übereinſtimmend mit denen des 
Königs anerkannt worden. Schade nur, daß auch die geübteſte Kunſt 


) Geh. St.-Arch. Im Auszug bei Duncker 750, 
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des zwiſchen den Zeilen Leſens nicht die leiſeſte Spur einer ſolchen 
Anerkennung zu finden vermag. Der König ſagt: „Ich habe von 
neuem die Ueberzeugung erlangt, daß Oeſterreich, wie gut ſeine Ab— 
ſichten ſind, die Vertagung des Krieges verlangt und dieſer Ver— 
tagung dringend bedarf. Dies Bedürfnis, Sire, iſt das von ganz 
Europa und beſonders das von Preußen, deſſen Lage ſeit dem vorigen 
Sommer ſich ſehr verſchlimmert hat und jeden Tag gefahrvoller wird. 
Ich ſende Ew. Majeſtät den Oberſten und Generaladjutanten Kneſebeck, 
um genauen Bericht hierüber wie von den Ergebniſſen der Wiener 
Miſſion zu erſtatten. Er wird Ihnen, Sire, mit rückhaltloſem 
Vertrauen meine Gedanken und Wünſche auseinander ſetzen. Er⸗ 
probte Freunde ſind ſich die Wahrheit ſchuldig, und ich zähle zu 
feſt auf Ihre edle Geſinnung, um einen Augenblick zu fürchten, daß 
Sie an der meinigen zweifeln können. Geruhen Sie den Oberſten 
v. Kneſebeck anzuhören; er iſt von den Umſtänden und meiner An— 
ſchauungsweiſe völlig unterrichtet. Ich halte die Bewahrung des 
Friedens in dieſem Augenblick für ſo wichtig für die Rettung 
Europas wie für die Sicherung und Wahrung des großen Zwecks, 
welchen Ew. Majeſtät ſich ſtets geſetzt haben, daß die Aufopferung 
untergeordneter Erwägungen nichts koſten ſollte. Sie werden da— 
durch, Sire, (und es wird dies der Ihres Charakters würdigſte Ruhm 
jein) der Menſchheit und Ihrem Freunde insbeſondere unüberjeh- 
bares Unglück erſparen.“ 

Hinter welchem Worte verſteckt ſich da eine geheime auf mili- 
täriſche Operationen gerichtete Miſſion? 

Endlich widerlegt ſich Kneſebeck nochmals ſelbſt. In ſeinem 
Bericht vom 21. Februar ſchreibt er über die erſte Audienz, der 
Kaiſer habe die Gnade gehabt, ausführlich mit ihm zu ſprechen und 
ihn über 1½ Stunden anzuhören. Es iſt völlig unmöglich, daß die 
in dem Memoirenfragment geſchilderte Unterhaltung ſo lange gedauert 
hat, und zwei erſte Audienzen wird niemand annehmen wollen. Den 
Schlußbericht Kneſebecks jetzt ſchon zur Widerlegung des Verfaſſers her- 
beizuziehen unterlaſſen wir, weil ihm die Vertheidigung wegen ſeines 
angeblichen oſtenſibeln Charakters die Beweiskraft abſprechen würde. 
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Zu geheimer Unterredung war Kneſebeck nach den Memoiren 
ein, höchſtens zwei Mal !), nach dem Briefe an Müffling „wohl ein 
dutzend Mal“ bei dem Kaiſer. Der hartköpfige Zar iſt ſo leicht nicht 
von den Vortheilen des Rückzugsſyſtems zu überzeugen. Er beruft 
ſich auf die Anſichten ſeiner Rathgeber und theilt ſie aus den ge— 
heimen Bureaus ſeines Geſchäftslokals in „ſchrankenloſem Vertrauen“ 
dem preußiſchen Abgeſandten mit. „Unter den vielen Plänen,“ ſagt 
dieſer, „befanden ſich auch drei den bevorſtehenden Krieg betreffende, 
welche der Kaiſer ſelbſt beſonders beachtet hatte: 1) der des Fürſten 
Bagration, der über die Weichſel gehen und den Kriegsſchauplatz in 
die größtmöglichſte Entfernung vom ruſſiſchen Reiche verlegen 2) der 
des General Barclay de Tolly, der nur bis zur Weichſel vorgehen 
und daſelbſt Stellung nehmen 3) der des General Phull, der ein 
Lager bei Driſſa beziehen und von da aus mit der Hauptmacht dem 
Marſche Napoleons in die Flanke fallen wollte.“ 

Was den Operationsplan Bagrations betrifft, ſo iſt ſeine Exi— 
ſtenz einzig und allein durch dieſes Zeugnis verbürgt; der wackere 
Georgier, der ebenſo tapfer als ungebildet war?), würde vermut- 
lich ſelbſt nicht wenig darüber erſtaunt geweſen ſein, daß man ihm 
die Fähigkeit einen Operationsplan zu entwerfen zutraute. Barclay 
de Tolly hat dem Kaiſer mehrere Denkſchriften über den Feldzugs— 
plan überreicht; aber keine von ihnen wird durch die vorliegende 
Charakteriſtik erſchöpft. Barclay redet allerdings einmal vom Vor— 
marſche an die Weichſel, aber nur um einem andern Gedanken den 
Vorzug zu geben, welcher darin beſtand, durch zeitweilige Beſetzung 
der fremden Gebiete längs der eigenen Grenze das Heer möglichſt 
lange auf fremde Koſten zu erhalten und zugleich dem Feinde 
durch die Verwüſtung der beſetzten Landſtriche die Mittel, deren er 
zu feinen Angriffsoperationen bedürfe, vorweg zu nehmen ). Ver- 


) Je nachdem man die auf S. 101 erwähnte Abſchiedsaudienz als ge 
heim oder öffentlich anſieht. 

) Smitt 318. Bernhardi Dentwürdigkeiten aus dem Leben Tolls I, 301. 
(2. Ausg.) S. auch Bogdanowitſch Geſchichte des Feldzugs von 1812 J, 140, 
der ſich freilich vorſichtiger ausdrückt. 
) Bernhardi Toll I, 281. 
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mutlich erinnert ſich Kneſebeck dunkel an die Abrede zwiſchen Barclay 
und Scharnhorſt, die ihm in Berlin mitgetheilt worden war. Wer 
endlich vermöchte in dem, was er hier über Phull ſagt, das Weſen 
von deſſen berühmtem Plane zu erkennen? Der militäriſche Mentor 
Alexanders wollte bekanntlich das feindliche Heer auf Driſſa ziehen, 
damit, während es hier ſeine Kraft verbrauchte, die Armee Bagrations 
(nicht die im Lager ſtehende Hauptarmee) angriffsweiſe, gegen den 
Rücken des Gegners, operiren könne ). 

„Ich bemerkte nun dem Kaiſer — fährt Kneſebeck wörtlich 
fort — daß dieſe Pläne, die er vertheidigte, nicht die meinigen 
wären“ ). 

Die er vertheidigte! Alle drei insgeſammt, den bis zur Weichſel 
führenden, den über die Weichſel hinaus reichenden, den von Driſſa? 
Kneſebeck brauchte ſich nur ſeiner eigenen Denkſchrift vom 21. Januar 
zu erinnern, um vor dem Fluche des Lächerlichen bewahrt zu bleiben. 
Er wußte damals ſehr wohl, daß der Zar entſchloſſen war, nicht die 
Offenſive zu ergreifen, vielmehr lange Operationslinien für rück 
gängige Bewegungen, die in verſchanzten Lagern endeten, zu orga— 
niſiren “). 

Etwas anderes iſt es freilich, den Feind an der Grenze oder 
nicht weit von ihr zu erwarten, etwas anderes, jeder Entſcheidungs⸗ 
ſchlacht in ſtetem Rückzuge ohne Rückſicht auf irgend eine Stadt, eine 
Feſtung, ein verſchanztes Lager aus dem Wege zu gehen, ſo lange 
und jo weit, bis die Kraft des Gegners ſich an der Unermeßlichkeit 
des Raumes gebrochen hat. Dies letztere dem Kaiſer plauſibel ge 
macht zu haben maßt ſich der Autor des Memoirenfragmentes an. 
Wir ſahen, am 21. Januar noch huldigte er einer völlig abweichenden 
Meinung. Aber eine gewiſſenhafte Unterſuchung darf die Möglichkeit 

) Smtitt 439 ff. Bernhardi Toll I, 298. 

2) Es iſt erſtaunlich, daß der Autor weiterhin von allen drei Plänen 
ſagt: „ſie entfernten Rußland zu weit von ſeinen Hülfsquellen und führten 
Preußens Verwüſtung herbei.“ Hat er ganz vergeſſen, daß Driſſa in Rußland, 
faſt 40 Meilen von der preußiſchen Grenze, liegt? 
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nicht außer Acht laſſen, daß er bis zum 16. Februar ſeine ſtrate⸗ 
giſchen Grundſätze gewechſelt habe. Seine Erzählung freilich bliebe 
unwahr, aber ein Theil ſeines Verdienſtes wäre gerettet. 

Die ſchärfſten Waffen gegen ihn haben wir immer ſeinen 
eigenen, älteren und urkundlichen Aufzeichnungen entnommen; an 
dieſes reiche Arſenal wenden wir uns auch jetzt. Der Schlußbericht 
über die geſammte Petersburger Miſſion, deſſen wiederholt Erwäh— 
nung geſchah, ſoll ja im Allgemeinen im Hinblick auf Frankreich ge— 
ſchrieben ſein, aber an einer Stelle deſſelben, verſichert Kneſebeck 
ausdrücklich“), wäre er „rein mit der Sprache herausgegangen“: am 
Schluſſe, wo er die Gefahren eines Angriffes auf das ruſſiſche Reich 
geſchildert habe. Hier müſſen wir den Gedanken finden, mit deſſen 
Größe er den Kaiſer erfüllt hat. 

Er ſagt?): „Wenn der Krieg einmal begonnen iſt, darf man 
ſich nicht verhelen: der Kampf wird ſchrecklich ſein, und die Ruſſen 
werden ſich wütend ſchlagen. Die militäriſchen Kräfte müſſen be⸗ 
trächtlich fein ?); der Ruſſe iſt im allgemeinen tapfer, und wenn die 
Nation in ihrem Gebiet angegriffen, die Maſſe des Volkes — wie 
dies ſicher der Fall ſein wird — durch die Prieſter aufgereizt wird, 
jo könnte dieſer Krieg wohl den Charakter eines Volks- und Reli— 
gionskrieges annehmen und länger dauern, als er vielleicht gedauert 


) Bruchſtücke 103. 

) Die folgende Ueberſetzung iſt nach dem im Geh. St. Arch. befindlichen 
Brouillon Kneſebecks, ohne Rückſicht auf die Aenderungen angefertigt, welche der 
Legationsrath Lecog an dem mangelhaften Franzöſiſch des Verfaſſers vornahm. 
Sie ſind aus der Reinſchrift in die „Correspondance inédite“ und die „Lebens 
bilder“ übergegangen. . 

) Der Zuſammenhang ergiebt, daß die ruſſiſchen gemeint find, die er nach 
der Darſtellung der Memoiren dem Kaiſer Alexander als fo unzulänglich dar— 
geſtellt hätte, daß ſie keinen Erfolg verhießen. Napoleons Streitkräfte will er 
auf 600,000 Mann veranſchlagt haben, eine Schätzung mit der er wohl ganz 
allein daſtände; es iſt bekannt, daß damals wie ſpäter die ganze Welt die Macht 
des Imperators erheblich unterſchätzte. Clauſewitz hinterlaſſene Werke VII, 107. 
Gneiſenau bei Duncker 747. Wolzogens Denkſchrift vom 30. Januar 1812 
in den Anlagen zu feinen Memoiren p. CXI; ſ. außerdem Bernhardi Toll 
I, 344. Memoiren des Herzogs Eugen von Würtemberg I, 306. — Wolzogen 
rechnete z. B. 150,000 Ruſſen gegen 160,000 Alliirte. 
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hätte, wenn der Kaiſer Alexander das Syſtem ſich außerhalb ſeiner 
Grenzen zu ſchlagen angenommen hätte. Ich habe nicht geglaubt, 
dieſe Erwägung Ew. Majeſtät verſchweigen zu dürfen; denn nur der⸗ 
jenige kann von dieſer Wahrheit überzeugt ſein, welcher an Ort und 
Stelle geweſen iſt; ich berufe mich dafür auf alle die, welche ſo 
wie ich dort geweſen ſind. Die Oertlichkeiten werden noch große Hin— 
derniſſe zu bewältigen geben, Sümpfe, große Wälder, wenig Woh— 
nungen, keine im Stande gehaltenen Landſtraßen, kein großer Fluß, 
deſſen Richtung der Operationslinie parallel iſt, im allgemeinen ein 
unfruchtbares Land; alles dies hindert die Bewegungen und wird 
verurſachen, daß die großen Maſſen nicht lange auf einem Punkte 
verſammelt bleiben können; man wird ſie korpsweiſe vertheilen 
müſſen, um ſie erhalten zu können, und die Offenſive bietet in dieſen 
Beziehungen dem Vertheidiger große Vortheile, wie ſie dem Angreifer 
Hinderniſſe bereitet. Ja:), das größte Genie wird unüberſteigbare 
Schranken finden können, wenn derjenige, welcher ſich vertheidigt, ein 
Verwüſtungsſyſtem befolgt, indem er ſich auf gute, im Voraus ge— 
wählte Punkte zurückzieht und mit Weisheit dadurch Terrain ver— 
liert, daß er es Schritt für Schritt vertheidigt.“ 

Iſt der Rückzug bis ins Unendliche dieſer hier, der bei „guten 
im Voraus gewählten Punkten“ inne hält? Iſt dies die Zuver⸗ 
ſicht auf das Gelingen des unfehlbaren Planes, welche erſt von 
großen, aber doch noch zu bewältigenden Hinderniſſen redet, dann 
allerdings von unüberſteigbaren Schwierigkeiten, die aber nicht ge— 
wißlich eintreten werden, ſondern vielleicht eintreten können? 

Es iſt die für Kneſebeck günſtigſte Erklärung, wenn wir an— 
nehmen, er wäre in Petersburg, vielleicht durch Phulls Einfluß, von 
ſeinen in der Denkſchrift vom 21. Januar niedergelegten Anſichten 
zurückgebracht worden und habe dann auf ſeine Verantwortung hin 
im Sinne einer Aufſtellung bei Driſſa auf den Kaiſer zu wirken 
geſucht. Wir geſtehen aber: nach allem, was vorangegangen, glauben 


1) „ou“, wohl verſchrieben für „oui“, was in der Ausdrucksweiſe des 
Autors die Stelle von „méme“ vertreten ſollte. 
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wir auch dies nicht. Frieden wollte er, Frieden um jeden Preis; 
darum ſtellte er in einer auf Preußen und Rußland berechneten 
Denkſchrift das Rückzugsſyſtem, von dem er wußte, daß es Kaiſer 
Alexander adoptirt habe, als gefährlich für Rußland, in einem Be— 
richt, den vielleicht Kaiſer Napoleon leſen würde, als gefährlich für 
Frankreich dar. — 

Die geheimen Unterredungen enden mit einer Rührſcene im 
Stile der Frau von Krüdener. „In der Abſchiedsaudienz ſagte mir 
der Kaiſer, die Hand reichend: ‚Dites au roi, que je ne ferai pas 
la paix, meme quand je serai à Kasan“ ). Ich ergriff die Hand, 
hielt ſie lange feſt, dankte mit bewegter Stimme dem Kaiſer für 
dieſen hochherzigen Entſchluß, der Europas Freiheit zur Folge haben 
und ihm die Segnungen der Nachwelt gewinnen, dadurch aber ſeinen 
Ruhm unvergänglich befeſtigen werde. Er umarmte mich herzlich, 
wünſchte mir glückliche Reiſe und hat ſein kaiſerliches Wort männlich 
gehalten. Späterhin geſtand mir der Kaiſer ſelbſt, daß die Wärme 
und Begeiſterung meines Vortrages ihn hauptſächlich für meine An— 
ſichten gewonnen hätten, und daß, wenn Bitten und Trauerbotſchaften 
aus den verwüſteten Ortſchaften eingelaufen und er von allen Seiten 
um den Friedensabſchluß gedrängt worden ſei, er oft des Nachts auf 
den Knieen um die Kraft und Ausdauer gebeten, das ritterlich ge— 
gebene Wort mit Ehren zu halten.“ 

Ich bedaure, das zarte Gewebe dieſer Poeſie mit brutaler Hand 
zerreißen zu müſſen. Zunächſt höre man wieder Kneſebeck gegen 
Kneſebeck. Am Ende ſeines Schlußberichtes, da wo er „rein mit der 
Sprache herausgeht“, heißt es: „Man fühlt dieſen Vortheil in Ruß⸗ 
land (des Rückzugſyſtems; die Stelle ſchließt ſich unmittelbar an die 
oben mitgetheilte an): die Militärs reden davon und machen ihn 
geltend, und ich glaube, daß dies das Kriegsſyſtem ſein wird, welches 


) Kneſebecks Darſtellung iſt hier etwas geſchraubt. An und für ſich iſt 
unzweifelhaft der Entſchluß, in keinem Falle Frieden zu machen, verſchieden von 
dem Vorſatz, durch planmäßigen Rückzug die Streitkräfte des Gegners zu rui— 
niren; ich glaube aber im Sinne des Autors zu handeln, wenn ich die Worte 
des Kaiſers dennoch in dieſem Sinne interpretire. 
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man befolgen wird, wenn auch dies Syſtem erſt mit der Wahl des 
kommandirenden Generals, dem der Kaiſer die Führung der Armee 
anvertrauen wird, endgültig feſtgeſtellt werden wird.“ Konnte Kneſe— 
beck nach jenem Händedruck noch zweifeln, ob ſein Syſtem befolgt 
werden würde? 

Sodann: wollte man auch annehmen, daß Kaiſer Alexander das 
berufene Gelöbnis ſteten Rückzuges abgelegt, ſo müßte man doch 
gleich hinzufügen: er hat es wahrhaft kläglich gehalten. Bis Driſſa 
allerdings brach er es nicht; aber ſchon hier, am 8. Juli, wollte er 
eine entſcheidende Schlacht liefern “): nur die numeriſche Schwäche 
der Streitkräfte und die Unzuverläſſigkeit der eingenommenen Poſi⸗ 
tion vereitelten dieſe Abſicht. Der Rückzug wurde fortgeſetzt, aber 
nicht des Rückzugs wegen, ſondern weil nur ſo die Vereinigung der 
getrennten Armeen bewirkt werden konnte. Als dies gelungen war, 
ſchrieb der Kaiſer an General Barclay: „Ich bin erfreut, daß jetzt 
Sie nichts mehr verhindert, Angriffsoperationen zu unternehmen, 
und nach allem, was Sie mir berichten, erwarte ich nun in kurzer 
Zeit die glücklichſten Folgen davon. Ich kann nicht verſchweigen, daß 
ich, obgleich bei der Eröffnung der Feindſeligkeiten nothwendig war, die 
Grenzen unſeres Landes aufzugeben, doch nicht anders als mit Kummer 
ſehen konnte, daß dieſe rückgängige Bewegung ſich bis Smolensk aus- 
dehnte ... Ich erwarte mit Ungeduld die Nachricht von Ihren An⸗ 
griffsoperationen“ ?). Als Barclay nach den Gefechten bei Smolensk 
den Rückzug fortſetzte, nur um ein angemeſſenes Schlachtfeld zu 
ſuchen, war Alexander damit in hohem Grade unzufrieden; noch im 
Herbſte ſprach er wiederholt in den ſchärfſten Worten feinen Un- 
willen über Kutuſoff aus, der bei Tarutino zaudere und die Fran— 
zoſen fo lange in Moskau dulde, anſtatt fie durch entſchloſſene An- 
griffe von dort zu vertreiben?). Sogar Ende November, als der 
ruſſiſche Operationsplan bereits der Geſchichte angehörte und das 


1) Bernhardi Toll I, 340. 

2) Bernhardi Toll I, 380. 

3) Bernhardi in Sybels Hiſtoriſcher Zeitſchrift IX, 57. Vgl. den Brief 
des Kaiſers an Barclay vom 6. Dezember bei Bernhardi Toll II, 505 f. 
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blödeſte Auge die unbewußt benutzte Macht des Raumes zu erkennen 
vermochte, ſchrieb der Kaiſer in einer rückſchauenden Beurteilung des 
bisherigen Feldzugs: bei Smolensk ſei der Augenblick geweſen, die 
rückgängigen Bewegungen zum Stillſtand zu bringen. Als endlich 
kein Zweifel mehr an der Vernichtung des Feindes aufkommen konnte, 
da ſah er in dieſem Gelingen nicht das Reſultat irgend eines Ope— 
rationsplanes, ſondern das Walten der göttlichen Vorſehung !). 
Späterhin hat er wohl mit lautem Danke den General Phull 
als den Urheber des Planes bezeichnet, „der mit Hülfe der Vor- 
ſehung die Rettung Rußlands und Europas zur Folge gehabt“ ?); von 
einer Anerkennung der Verdienſte Kneſebecks iſt nichts überliefert. 
Wohl aber wiſſen wir, daß ein Jahr nach den Vorgängen, mit denen 
ſich unſere Unterſuchung beſchäftigt, der Vertraute Friedrich Wil- 
helms III., abermals zum Zaren entſendet, nicht vermochte, dieſen 
für ſeine Anfichten zu gewinnen und ſich gefallen laſſen mußte, daß 
über ſeinem Kopfe weg eine neue Unterhandlung angeknüpft wurde, 
die ſofort zum Ziele führte ?). Nach einer nicht ohne weiteres ab» 
zuweiſenden Quelle“) hat Alexander damals, als er von Kneſebecks 
Sendung benachrichtigt wurde, ſogar den Ausruf gethan: „Ach, das 
iſt der, welcher immer den kleinmütigſten Plan vorſchlägt,“ und 
Kneſebeck ſelbſt argwöhnte, wie er am 27. Februar 1813 an Harden⸗ 
berg ſchreibt, „daß der Kaiſer gegen ſeine Perſon Klagen habe, und 
ihm ſolche zuwider ſei“?). Gewiß, der Kaiſer war nicht das Mufter- 
bild von Uneigennützigkeit, welches ſchmeichelnde Lobredner aus ihm 
gemacht haben, er hat ſein Leben lang den wackern Herzog Eugen 
das intime Verhältnis entgelten laſſen, in welchem dieſer zu Kaiſer 


) Bernhardi in der Hiſtoriſchen Zeitſchrift IX, 58. 59. 

) Brief an Phull d. d. Frankfurt 30. Nov. / 12. Dez. 1812 bei Pertz 
Stein III, 711. Vergleiche hiermit die mündliche Aeußerung des Kaiſers gegen⸗ 
über dem Herzog Eugen von Würtemberg aus dem Jahre 1821 (f. deſſen Me- 
moiren I, 213): „La Russie ne doit jamais oublier la reconnaissance que 
je porte au général Phull pour son système.“ 

) Duncker 799 ff. Aegidi in der Hiſtoriſchen Zeitſchrift XVI, 269 ff. 
4) Scharnhorſts Sohn bei Pertz Gneiſenau II, 504. 
) Geh. St.⸗-Arch. (Aegidi a. a. O. S. 287.) 


Paul geſtanden, er hat auch den hochverdienten Speranski fallen 
laſſen, als Verleumder ihm hochverrätheriſche Abſichten zuſchrieben: wo 
aber ſein dynaſtiſches Intereſſe nicht ins Spiel kam, da hat er gern 
und unumwunden gedankt; das zeigt nicht nur Phulls, ſondern auch 
Steins und Czartoryskis Beiſpiel. Iſt jenes Wort wahr, jo wäre 
nie ein unſterbliches Verdienſt mit ſchnöderem Undanke gelohnt 
worden. 

Kehren wir zu dem Memoirenfragmente zurück. Der Peters— 
burger Aufenthalt neigt ſich ſeinem Ende zu. „Kurz vor meiner 
Rückreiſe wurde ich eines Tages noch zur kaiſerlichen Tafel nach 
Zarskoje⸗Selo befohlen. Am 12 Uhr mittags traf mich der Befehl; 
um 2 Uhr ſollte ich zur Stelle ſein, die Entfernung aber betrug 
9 deutſche Meilen. Ich befragte meinen ruſſiſchen Kutſcher: ob es 
möglich wäre, zur rechten Zeit anzugelangen? Er bejahte dies, wenn 
ich mich entſchlöſſe, mich in einem leichten Schlitten der Länge nach 
hinzulegen. Ich ging auf ſeinen Vorſchlag ein, flog aus Petersburg 
fort und befand mich 3/,2 Uhr in Zarskoje-Selo.“ 

Neun deutſche Meilen in ſieben Viertelſtunden! Abermals eine 
Eiſenbahnfahrt vor den Eiſenbahnen. Der Autor hatte vergeſſen, daß 
Zarskoje⸗Selo nicht neun, ſondern etwas über drei Meilen von Peters- 
burg entfernt iſt. Ein nachſichtiger Kritiker!) iſt geneigt, hier einen 
bloßen Schreib- oder Druckfehler anzunehmen. Mir hat die Handſchrift 
des Fragmentes nicht vorgelegen, aber die Uebereinſtimmung der Aus⸗ 
gabe von 1850 mit der im Militair-Wochenblatt von 1848, welche, 
wie einige Kleinigkeiten zeigen, bei jener Publikation nicht zu Grunde 
gelegt wurde, beweiſt, daß von einem Druckfehler nicht die Rede ſein kann. 
Und an einen Schreibfehler wird nun wohl niemand mehr denken. 

Es folgt die Rückreiſe. Unterwegs begegnet er dem ruſſiſchen 
Flügeladjutanten Tſcherniſcheff, der mit einem eigenhändigen Briefe 
Alexanders an Napoleon in Paris geweſen war und nun zurückkehrte. 
„Er hatte ſich, leſen wir bei Kneſebeck, durch Beſtechung franzöſiſcher 
Unterbehörden ſichere Kenntnis von den Operationsplänen und der 


1) Bernhardi HZ. IX, 60 gegen Smitt 320. 
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Stärke der franzöſiſchen Truppen verſchafft und ſagte mir, daß letztere 
600,000 Mann betrügen. Pites cela à IEmpereur' rief ich ihm 
zu. Er verſprach es.“ Thatſache iſt, daß Tſcherniſcheff einen unter⸗ 
geordneten Beamten für Geld gewonnen hatte und durch ihn in 
den Beſitz anſcheinend ſehr genauer Standesausweiſe der franzöſiſchen 
Armee gelangt war. Eben ſo ſicher aber iſt, daß dieſe Papiere ſehr 
wenig werth waren, daß man beim Ausbruch des Krieges im ruſſi⸗ 
ſchen Hauptquartier nicht gut über die franzöſiſche Armee unterrichtet 
war und fie weniger zahlreich glaubte als fie war!). Kneſebeck aber 
wollte mit einer möglichſt ſchnellen und zuverläſſigen Beſtätigung 
ſeiner angeblichen Kombinationen prunken. 

„Auf dem Heimwege überlegte ich, wie wohl der Bericht über meine 
Sendung abzufaſſen wäre,?) und ich kam zu dem Entſchluſſe, rein mit 
der Sprache herauszugehen und zu ſagen: daß der ruſſiſche Kaiſer durch 
rückgängige Bewegungen die franzöſiſchen Heere nach Rußland hinein- 
ziehen, ſich auf keine entſcheidende Schlacht einlaſſen und ſie ſo ſicher 
ins Verderben führen wolle. Meine Vorausſetzung dabei, daß Napo⸗ 
leon den Inhalt dieſes Berichts nicht als Wahrheit annehmen, ſondern 
dennoch losſchlagen, aber auch untergehen werde, hat ſich bewährt. Am 
Tage vor dem Einmarſche des Marſchalls Dudinot ?) traf ich in Berlin 
ein, trug dem König ſogleich den Erfolg meiner Sendung vor, begab 
mich am folgenden Morgen zu Hardenberg, theilte ihm meinen Be- 
richt mit!) und entnahm aus dem Geſpräch, daß er den wahren 


) Bernhardi Geſchichte Rußlands II, 2, 707. 

Abweichend der Brief an Müffling: „Ich hatte ſchon in Petersburg 
daran gearbeitet.“ 

) Diefen Irrthum hätte der Autor aus den öffentlichen Blättern berich- 
tigen können. Am 28. März rückte Oudinot ein, ſchon am 21. meldeten die 
Berliniſchen Nachrichten von Staats- und Gelehrten Sachen: „Vorgeſtern ift 
der preußiſche General-Adjutane Oberſt v. d. Kneſebeck aus Petersburg zurück 
gekommen.“ Pertz, der ſonſt auf richtiger Fährte war, hat ſich ſo wenig wie 
Kneſebeck die Mühe gegeben, die Zeitung aufzuſchlagen; er ſagt (Gneiſenau 
II, 269): „Kneſebeck kehrte nach ſeiner eigenen Angabe erſt am Tage vor 
Oudinots Einrücken in Berlin, alſo am 14. März, von Petersburg zurück.“ 

) Der damals noch gar nicht fertig war. Er iſt datirt vom 23. März; 
am 20. wäre nach der obigen Darſtellung Kneſebeck beim Staatskanzler geweſen. 
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Zweck meiner Sendung nicht kannte. Nach dem Durchlaufen meines 
Berichtes meinte er, daß es wohl nicht zum Kriege kommen werde. 
Ich ließ mich auf eine ausführliche Erörterung nicht ein, wurde 
aber auch bald wieder zu Graf St. Marſan abberufen. Dieſer hatte 
bereits meinen Bericht empfangen, äußerte, daß derſelbe den Krieg 
hindern würde, aber zu lang wäre, um ihn ſchnell abſchreiben und 
abſchicken zu können. Ich rieth ihm!), bloß den Schluß des Be 
richts abſchreiben zu laſſen. Dies geſchah, und derſelbe ging fo- 
gleich?) mit dem Courier nach Paris ab.“ 

Wir kommen hiermit zu einer der wichtigſten Fragen unſrer 
Unterſuchung: iſt der in der „Correspondance inédite“ und den 
„Lebensbildern“ veröffentlichte Schlußbericht Kneſebecks der einzige, 
den er eingereicht hat, oder wenn es mehrere giebt, iſt er der oſten⸗ 
ſible oder der vertrauliche? Es leuchtet ein, daß je nachdem die Ant- 
wort ausfällt, dieſer Bericht mit ſeinen bedeutungsvollen Abweichungen 
von der Darſtellung des Memoirenbruchſtücks weiteres Material zur 
Widerlegung der letzteren bieten würde. 

Die Unbeſtimmtheit, mit welcher Kneſebeck ſich über einen ſo 
wichtigen Gegenſtand äußert, erweckt kein günſtiges Vorurteil. In 
dem Briefe an Müffling erklärt er, nicht mehr genau zu wiſſen, ob 
er die Bemerkung am Schluſſe feines, doch ſchon an und für ſich 
oſtenſiblen Berichtes noch einmal mit Rückſicht auf Napoleon ver⸗ 
ſtärkt und erweitert habe: vielleicht — fügt er hinzu — ſei dies 
der Text der „Correspondance“. Drei Seiten ſpäter verſichert er 
ſeinem Freunde, er habe ihm nun alles „treu und der ſtrengſten 
Wahrheit gemäß“ geſchildert: „Du wirſt daraus ſehen, daß ich über 
die Publikation des Berichtes (in den Lebensbildern“) ganz ruhig 
ſein kann, da der gedruckte Bericht nicht der Privatbericht meines 
geheimen Auftrages iſt, von welchem ich Dich übrigens oben vertrau— 
lich auch nun in Kenntnis geſetzt habe.“ Meint er unter „Privat⸗ 


) Nach dem Briefe an Müffling war es St. Marſan, der auf dieſen Aus⸗ 
weg verfiel. 

) Das heißt am 24. März; ſ. Hardenbergs Weiſung an Kruſemarck unter 
dem genannten Datum. (Geh. St. Arch.) 


ae er 


bericht“ die eben an Müffling ergangene Mittheilung oder eine 
amtliche Relation? In dem Memoirenfragment wird ein folder ver⸗ 
traulicher Bericht an den König auch nicht mit einer Silbe erwähnt, 
und doch wie dringend nöthig wäre er geweſen, da der Geſandte 
nur ganz fragmentariſche Notizen aus Petersburg eingeſchickt und 
fortwährend auf ſeinen Schlußbericht verwieſen hatte. 

Hätte Kneſebeck zwei Berichte verfaßt, ſo iſt doch nichts ge— 
wiſſer, als daß die Bemerkung über die ruſſiſchen Operationen, 
welche der für oſtenſibel erklärte enthält, in den vertraulichen gehört 
hätte. Denn welch ein Widerſpruch wäre es, wenn der Geſandte 
ſein folgenſchweres Geheimnis auf das ängſtlichſte vor unberufenen 
Ohren bewahrte, nur um es nachher dem Gegner, welchen er damit 
vernichten will, laut und deutlich zu verkünden! Ich möchte den 
Leichtgläubigen ſehen, der über dieſe Schwierigkeit durch die Erwar⸗ 
tung Kneſebecks, daß „Napoleon den Inhalt des Berichtes doch nicht 
als Wahrheit annehmen würde“ oder durch den unwiderſtehlichen 
Drang zu prophezeien, den er in dem Briefe an Müffling vorſchützt, 
hinweggehoben würde. 

Nur von Einem Schlußbericht redet Kneſebeck ſelbſt in dem 
durchaus vertraulichen, nur für die Perſon des Königs beſtimmten 
Schreiben vom 26. März !), wo er die allerhöchſte Aufforderung, 
wieder dauernd in den Staatsdienſt zu treten, ablehnt — nur Einen 
Schlußbericht bewahrt das Geheime Staats-Archiv auf: ich denke, es 
iſt auch nur Einer geſchrieben worden 2). Danach erledigt ſich die 
Frage: ob oſtenſibel, ob vertraulich? von ſelbſt. Man kann ſagen, 
die ganze Miſſion war oſtenſibel; der König war zur franzöſiſchen 
Allianz entſchloſſen, als Kneſebeck Berlin verließ; während dieſer in 


) Geh. St.⸗Arch. Ich conſtatire, daß auch hier jeder Hinweis auf eine 
glückliche, durch Alexanders Rückzug herbeizuführende Zukunft fehlt; es ſei denn, 
daß man die Schlußphraſe dafür anſieht: „Und ſo wird auch dieſe Zeit vorüber 
gehen und der wahre Patriot noch die Freude haben, unter weniger drüden- 
den Verhältniſſen E. Maj. die reine Ehrfurcht zu weyhen“ u. ſ. w. 

2) In dieſem Punkte iſt Duncker andrer Meinung; er unterſcheidet zwiſchen 
oſtenſtblem und vertraulichem Bericht, ohne aber den letzteren zu produciren. 
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Petersburg war, unterzeichnete er ſie !); als er zurückkam, gab fein 
Bericht einen willkommenen Anlaß, vor Napoleons Augen Preußens 
Friedensliebe darzulegen. Hardenberg theilte ihn unter dem 24. März 
dem preußiſchen Geſandten in Paris mit: ob ganz oder theilweiſe, 
iſt nicht mehr feſtzuſtellen, die Worte des Staatskanzlers ſprechen für 
das erſtere; durch Kruſemarck?) erhielt ihn Napoleon und aus deſſen 
Papieren kam er in die „Correspondance inédite“. 

Hiermit ſchwindet jede Rückſicht, die uns bisher abhielt, die An- 
gaben des Schlußberichtes zur Kontrolle des Memoirenbruchſtückes 
zu verwerthen. Für den Autor des letzteren iſt das Reſultat geradezu 
vernichtend. Hardenbergs Behauptung gegenüber, es werde wohl 
nicht zum Kriege kommen, will er ſich „auf eine ausführliche Wider⸗ 
legung nicht eingelaſſen haben“; in dem Bericht ſagt er wörtlich: 
„Ich kehre nicht ohne Hoffnung auf Erhaltung des Friedens zurück.“ 
In der erſten Audienz will er dem Kaiſer auf deſſen Frage: „Was 
bringen Sie mir, Herr von Kneſebeck“ geantwortet haben: „Ich 
bringe den Krieg;“ er hat aber erwiedert: er bäte um Frieden. In 
dem Briefe an Müffling geht er ſo weit, ſeine Unterredungen mit 
Romanzoff für „nichtsſagende leere Geſpräche über den Mann im 
Monde“ zu erklären; jeder ſeiner Berichte zeigt, daß ſie denſelben, 
höchſt weſentlichen Gegenſtand wie die Konferenzen mit dem Kaiſer 
betrafen: den Frieden. Für den hat er eifrig und geſchickt gearbeitet, 
freilich ohne Erfolg, und dies war es, was in ſeiner Seele einen 
Stachel zurückließ. 


) Müffling freilich meint zur größeren Verherrlichung feines Freundes, 
die Allianz mit Frankreich ſei erſt nach deſſen Rücktehr von Petersburg ge- 
ſchloſſen, und dieſe Behauptung iſt noch im Jahre 1855 gedruckt worden (Aus 
meinem Leben 153). Es lohnte eine beſondere Unterſuchung, alle Unwahr— 
heiten der Müfflingſchen Publikationen ausfindig zu machen (vgl. Bernhardi 
Toll II, 524); wie wir hören, iſt er auch über ſeine orientaliſche Miſſion von 
1829 nichts weniger als zuverläſſig. 

) S. deſſen Bericht vom 3. April (Geh. St.-Arch.): Napoleon ſchiene be- 
ſonders durch die hier erhaltene Gewißheit intereſſirt zu werden, daß Kaiſer 
Alexander bei feinem Entſchluſſe ſtrikte Defenſive zu halten bebarre, 
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Dies iſt die Quelle, auf deren einzige und ausschließliche Auto⸗ 
rität hin man ſo lange die Erzählung von den Dreihundert geglaubt 
hat; würde man uns tadeln dürfen, wenn wir nun das Hausrecht 
der Hiſtorie an ihr übten? 

Ich gedenke nicht es mir ſo leicht zu machen. Sie iſt ſo hand⸗ 
greiflich unwahr, daß fie verworfen werden müßte, auch wenn fie 
nur mit den nächſten vorangehenden und nachfolgenden Sätzen der 
Kneſebeckſchen Memoiren überliefert worden wäre. 

Kneſebeck ſagt: „Scharnhorſt, der feine Pläne durch mich ver⸗ 
eitelt ſah, hatte noch ein Mittel verſucht: 300 Offiziere forderten 
auf einmal den Abſchied. Der König verfügte: Können gehen!“ Die 
Fruchtloſigkeit dieſer Maßregel veranlaßte ihn, ſich zurückzuziehen und 
nach Schleſien zu gehen. Da nun unſere Wege auseinander gingen, 
meinte er: bald könne ich Kriegsminiſter werden“ Da irren Sie 
ſich jehr,‘ erwiederte ich, meinetwegen mag Kriegsminiſter werden, 
wer da will; ich gehe nach Carwe.“ Dies geſchah, und Hake bekam 
das Kriegsminiſterium.“ 

Ein Kriegsminiſterium exiſtirte damals nicht in Preußen. Die 
Geſchäfte, welche heute dieſer Behörde obliegen, hatte Scharnhorſt 
als Chef des Allgemeinen Kriegsdepartements bis in den Juni des 
Jahres 1810 geleitet. Damals mußte er ſie in Folge der offiziellen 
Erklärung des franzöſiſchen Geſandten, „daß Scharnhorſt das Unglück 
habe, dem Kaiſer Napoleon in ſeinem Poſten zu misfallen“, ſcheinbar 
an den Oberſten v. Hake abgeben, eine geheime Kabinetsordre band 
aber den neuen Chef in allen wichtigen Angelegenheiten an die Zu— 
ſtimmung des alten’). Der Satz: „Hake bekam das Kriegsminiſterium“ 
trifft alſo das Weſen der Sache nicht. Ebenſo ſchief iſt die Be- 
hauptung, Scharnhorſt habe ſich nach Kneſebecks Rückkehr veranlaßt 
geſehen, von den Geſchäften zurückzutreten. Bereits am 18. Februar, 
als Kneſebeck eben in Petersburg eingetroffen war, ſchrieb Scharn⸗ 
horſt an den Staatskanzler ?): „Sollte der Allianz-Traktat mit Frank⸗ 


) (Scherbening) Die Reorganiſation der preußiſchen Armee nach dem Til⸗ 
ſiter Frieden II, 207 ff. 
) Geh. St. Arch. 


reich unterzeichnet fein, jo müßte ich den Poſten des Chefs im 
Generalſtabe niederlegen.“ An demſelben Tage (5. März), wo die 
Ratifikation des Vertrages erfolgte, ſprach er dieſe Bitte förmlich 
aus; eine Kabinetsordre vom 8. März erfüllte ſie, elf Tage vor der 
Rückkehr des außerordentlichen Geſandten aus Petersburg. Am 
26. März, als der Einmarſch der Franzoſen dicht bevorſtand, verließ 
ihr unverſöhnlicher Gegner Berlin, ging aber zunächſt nicht nach 
Schleſien, ſondern nach ſeinem Gute Dollſtädt in Preußen, von hier 
wahrſcheinlich nach Königsberg, um die dortige Kriegsſchule zu in- 
ſpiziren. Seitdem iſt in ſeinen dienſtlichen Verhältniſſen keine Ver⸗ 
änderung vorgegangen bis zum 15. Mai, wo er den am 9. d. M. 
nachgeſuchten Urlaub „zur Bereiſung einiger Schlachtfelder in den 
öſtreichiſchen Staaten“ erhielt !). Nach wie vor behielt er die Auf- 
ſicht über die Feſtungen, Kriegsſchulen, Waffenfabriken, nach wie vor 
iſt ſein Rath in wichtigen Fragen eingeholt und ertheilt worden. 
Wie wäre dies möglich geweſen, ja wie hätte der König je wieder 
den Mann an feine Seite berufen können, der während einer Mobil- 
machung hunderte von Offizieren zu einer Maſſendemonſtration ver- 
führte, um die Ausführung eines eben geſchloſſenen Bündniſſes zu 
vereiteln. 

Doch es ſei. An die Grenze des Möglichen gehend, wollen wir 
einmal alles Bewieſene als unbewieſen anſehen; alle Ungenauigkeiten 
und Unwahrheiten, alle Unwahrſcheinlichkeiten und Unmöglichkeiten, 
in deren Gefolge die Nachricht von den Dreihundert auftritt, als 
nicht vorhanden; ſie ſelber als von einem glaubwürdigen Zeugen 
verbürgt. Auch ſo wäre ſie nicht zu retten. 

Der Austritt der Offiziere müßte nach der Motivirung, die 
ihm gegeben wird, zwiſchen dem 19. und 26. März erfolgt ſein; 
denn an jenem Tage kam Kneſebeck von Petersburg zurück, an dieſem 
verließ Scharnhorſt Berlin. In dieſem Zeitraum haben nach Aus- 
weis der Akten nicht dreihundert, ſondern 9, ſage neun Offiziere der 
preußiſchen Armee den Abſchied erhalten. 


) Aus dem Kriegs-⸗Arch. veröffentlicht bei Klippel Leben Scharuhorſts III, 623. 
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Wollte man aber in Erwägung der Neigung des Berichterſtatters, 
alles und jedes als Reſultat ſeiner Petersburger Sendung hinzuſtellen, 
annehmen, daß die Abſchiedsforderungen nicht auf einmal erfolgt 
wären, ſondern ſich auf eine längere Periode vertheilt hätten, ſo iſt 
der Kontraft allerdings weniger grell, immer aber noch jo gewaltig, 
daß er auch dem Blinden die Augen öffnen müßte. Am 5. März 
wurden die Verträge, welche der preußiſche Geſandte in Paris am 
24. Februar unterzeichnet hatte, vom Könige ratificirt; ſo lange 
wußte niemand, auch der Eingeweihteſte nicht, welches das Schickſal 
Preußens, ob Unterwerfung, ob Verzweiflungskampf, ſein würde. 
Von dieſem Tage an bis Ende Juni, wo nach dem Einmarſche Na- 
poleons in Rußland jeder ſich darüber klar geworden ſein wird, ob 
ihm ſein Gewiſſen den Kampf unter franzöſiſchen Fahnen geſtatte, 
haben 65 Offiziere der aktiven Armee und 43 von den auf Halb- 
ſold ſtehenden ihren Abſchied nachgeſucht und erhalten. 

Hiermit fällt die Zahl 300 unwiderruflich. Aber auch jene 108 
bin ich weit entfernt einfach an ihre Stelle zu ſetzen; denn woraus 
wollte man folgern, daß ſie ſämmtlich aus Abneigung gegen Frankreich 
ihre Entlaſſung forderten? Es wird niemand von ſeinem Könige einen 
Gnadengehalt angenommen haben, der mit der Abſicht gegen ihn zu 
kämpfen das Vaterland verließ; ohnehin war es geſetzlich unzuläſſig, 
die Penſion im Auslande zu verzehren. Derer aber, die mit Penſion 
verabſchiedet wurden, ſind in der erſten Kategorie nicht weniger als 
21, in der zweiten 22 ausdrücklich genannt. Bei den meiſten von 
ihnen iſt außerdem noch Invalidität als Motiv des Abſchiedes ange— 
führt; bei 3 Namen erſcheint das letztere allein, in anderen Fällen 
mag es ungenannt obgewaltet haben. Da wo nur von „geſchwächter 
Geſundheit“, „ſchwachem Körper“ die Rede iſt, könnte man vielleicht 
an einen Vorwand denken; dieſe Namen ſollen alſo unberückſichtigt 
bleiben. Unter Hinzunahme von zwei Offizieren, die notoriſch die 
Armee verließen, um in den Civildienſt überzugehen, ergiebt ſich ein 
Geſammtabzug von 48 (23 bez. 25), ſo daß noch 60, darunter 42 
von den aktiven Offizieren übrig blieben. 

Dieſe Zahl verringert ſich abermals, ſobald wir unterſuchen, 
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was aus den Abſchiednehmenden geworden iſt. Kneſebeck geht hier— 
über leichten Fußes hinweg. Arndt ſagt in ſeinen Erinnerungen: 
„Viele gingen nach Schleſien, dort zu warten, wie die Dinge ſich ent- 
wickeln würden.“ Aber iſt es nicht faſt ein Widerſpruch in ſich, erſt 
aus Haß gegen den fremden Uſurpator dem angeſtammten Herrſcher 
den Dienſt aufzukündigen, nachher die Hände in den Schoß zu legen 
und die weitere Entwickelung der Dinge abzuwarten? Der alte 
Arndt denkt an Scharnhorſt, Gneiſenau, Chaſot, Boyen, Friedrich 
Dohna, vielleicht auch an Blücher, welche er im Frühjahr und 
Sommer 1812 in der ſchleſiſchen Hauptſtadt ſah, ehe er von Stein 
gerufen nach Petersburg ging; wenigſtens nennen ſeine Schriften “) 
nur dieſe. Die freigebige Erinnerung hat aus dieſen wenigen „viele“ 
gemacht, und nicht einmal ſie können, wie ſich zeigen wird, der nur 
von Arndt erwähnten Klaſſe der daheim Wartenden zugezählt werden. 

Die Frage: wohin ſind die Emigranten gegangen? beantwortet 
ſich leicht. Drei Nationen ſtanden damals gegen Napoleon in Waffen: 
die Engländer, die Spanier und die Ruſſen; und England verwendete . 
die bei ihm Zuflucht ſuchenden Fremden, namentlich die Deutſchen, 
ebenfalls auf der Pyrenäenhalbinſel, wo ein ſelbſtändiges Korps den 
Namen unſeres Volkes trug: „die deutſche Legion“. Wirklich be- 
gegnen uns drei von den Abſchiednehmenden, aber auch nicht mehr, 
in den Offizierliſten der Legion ?): die Lieutenants Valentin v. Maſ⸗ 
ſow, älteſter Sohn des Hofmarſchalls, Ulrich v. Barner und 
Auguſt v. Münchhauſen, der erſte vom Brandenburgiſchen Huſaren⸗ 
Regiment, die beiden andern vom Regiment Garde du Corps. Sie 
traten gleichzeitig, am 19. Mai 1812, in die Legion, jener in das 
2., dieſe in das 1. leichte Dragoner-Regiment. Münchhauſen ſchied 
bereits am 1. September wieder aus, um ſich der gleich zu erwäh⸗ 
nenden Ruſſiſch-Deutſchen Legion anzuſchließen?); Maſſow, der bei 
Venta de Pogo ſchwer verwundet worden, am 16. Mai 1813, als er 

1) Erinnerungen 123. Meine Wanderungen 143. Nothgedrungener Be⸗ 
richt I, 408. II, 13. 

) Beamiſh Geſchichte der königlich Deutſchen Legion IL, 145 f. Anhang B. 
% B. v. Quiſtorp Die Ruſſiſch⸗Deutſche Legion 317. 
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die Nachricht von der Erhebung des eigenen Vaterlandes erhalten 
hatte!); am längſten, bis zum 23. Oktober deſſelben Jahres, blieb 
Barner. Die beiden letzteren ſind in ihrer Heimat noch zu hohen 
Stellungen emporgeſtiegen, Barner wurde General, Maſſow Flügel- 
adjutant Friedrich Wilhelms III. 

Näher als England und Spanien lag dem Preußen Rußland, 
und hierhin hat ſich die Mehrzahl der trotzigen Auswanderer ge— 
wendet. Man kam ihnen dort mit offenen Armen entgegen. 

Gleich nachdem Scharnhorſt ſeine Hoffnungen durch die Natifi- 
kation des franzöſiſchen Bündniſſes vereitelt ſah, äußerte er im 
tiefſten Vertrauen gegen den Geſandten einer befreundeten Macht ?) 
die Abſicht, nach Rußland zu gehen und dort im Solde Englands 
eine „norddeutſche Legion“ zu bilden. Aus Leuten deſſelben Vater— 
landes, derſelben Sprache, derſelben Sitte beſtehend, werde ſie ein 
Vereinigungspunkt für alle werden, welche bei der gegenwärtigen Um— 
wälzung des nördlichen Deutſchlands freiwillig oder gezwungen ihre 


Laufbahnen und Wohnſitze verließen, um unter den Fahnen einer 


Macht zu kämpfen, welche allein noch der Tyrannei Frankreichs 
widerſtehe. Sie ſolle die Hoffnungen aller derer aufrecht erhalten, 
welche nicht Rußlands Partei ergreifen könnten, fie folle fie vor Ver— 
zweiflung und reſignirter Unterwerfung unter das Joch der Sklaverei 
bewahren. 

Scharnhorſt ging nicht nach Rußland, aber ſein Plan wurde 
dort von andern ausgeführt. 

Es war wohl die Erinnerung an das Unternehmen des Herzogs 
von Braunſchweig, was einen andern Vertriebenen, den Herzog von 
Oldenburg, zu dem Verſuche beſtimmte, ſich ebenfalls in der Fremde 
eine Schar zu werben. Er wußte ſeinen kaiſerlichen Vetter dafür 
zu intereſſiren, und dieſer beauftragte den früheren Befehlshaber der 
jetzt aufgelöſten oldenburgiſchen Truppen, Oberſt v. Arentsſchild, einen 
vielgewandten Offizier, der z. B. in Indien gegen Tippo-Saib gedient 


) Politiſcher Nachlaß von Ompteda II, 310. Vgl. Gneiſenaus Empfehlung 
bei Pertz Gneiſenau III, 293. N 
Ompteda; ſ. deſſen Politiſchen Nachlaß II, 239. 
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hatte), in Deutſchlaud Offiziere, „die ſich außer Thätigkeit befänden und 
in keinen weiteren Verpflichtungen mit anderen Landesherren ſtünden,“ 
für den ruſſiſchen Dienſt zu gewinnen ?); Ende Januar 1812 finden 
wir den Oberſten in Memel s). Als dann der Krieg zwiſchen Frank 
reich und Rußland entſchieden war, erhob der Freiherr vom Stein 
den Gedanken des Oldenburgers aus der Enge des dynaſtiſchen Ge— 
ſichtskreiſes zu univerſaler Bedeutung; in jener berühmten Denkſchrift 
vom 18. Juni, wo er die Frage unterſuchte, wie die franzoſenfeind— 
lichen Elemente Deutſchlands in den Dienſt der guten Sache geſtellt 
werden könnten, ſchlug er dem Zaren auch die allmähliche Verführung 
und Auflöſung der unter Napoleons Fahnen kämpfenden deutſchen 
Truppen und die Bildung eigener deutſcher Korps vor!). So gab 
er den Anftoß zur Bildung der ruſſiſch-deutſchen Legion: eine Schöpfung, 
die von ihm und anderen Patrioten mit den überſchwänglichſten Hoff— 
nungen begrüßt wurde und doch nur den kleinſten Theil derſelben 
erfüllte. Ein Aufruf an die Deutſchen im feindlichen Heere hatte 
geringen Erfolg: um nur einen Anfang zu machen, ſtellte man Ge— 
fangene in die Cadres der Legion; trotzdem zählte ſie Mitte De— 
zember 1812 erſt 1500 Mann, und auch dieſe waren nur durch 
eine erbarmungsloſe Disziplin zuſammenzuhalten: ſie mußten mit 
Säbelhieben, Stockſchlägen und Verbannung nach Sibirien bedroht 
werden “). Nicht mindere Schwierigkeiten bereitete die Wahl der Offi— 
ziere; die Liſten zeigen eine bunte Miſchung von gefangenen Rhein— 
bündlern, kur- und livländiſchen Adlichen, übergetretenen Oeſtreichern, 
unzweifelhaften Abenteurern aus allerlei Volk; das Beſte haben 
Preußen gethan, ſie gaben der Legion das Gepräge, welches nachher 
ihre Einreihung in das preußiſche Heer ſo leicht machte. 

Da begegnen uns wieder einige der Namen, welche wir in den 
Abſchiedsliſten der Frühjahrsmonate von 1812 fanden. Vor allen 
N ) Mittheilungen aus dem Leben Friedrich Dohnas 34 (als Manuſtript ge 
druckt). 

) Qnuiſtorp 4. 

) Ompteda Politiſcher Nachlaß II, 240. 

) Pertz Stein III, 71 f. 

) Qiuiſtorp 27. Mittheilungen aus dem Leben Friedrich Dohnas 175. 
Lehmann, Kneſebeck und Schön. 4 
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die beiden Grafen Dohna, Friedrich und Helvetius, welche zu— 
ſammen mit Graf Groeben und Kapitän Roeder gleich am 5. März, 
ſofort nach der Ratifikation des franzöſiſchen Bündniſſes, ihren Abſchied 
erbaten. Friedrich war ein Zögling Schleiermachers; ſpäter der 
Schwiegerſohn Scharnhorſts, von dieſem in den Generalſtab berufen 
und wiederholt zu geheimen Sendungen verwendet, hatte er ſchon in 
der Kriſis von 1809 den preußiſchen Dienſt verlaſſen wollen; als ein 
Berather und Bote des Marquis von Paulucci nahm er Antheil an der 
Konvention von Tauroggen, führte dann im Feldzuge von 1813 das 
2. Huſaren-Regiment der Legion und wurde ſpäter im Dienſte ſeines 
befreiten Vaterlandes kommandirender General des 1. Armeekorps und 
General-Feldmarſchall. Ganz erfüllt von hochkonſervativer Geſinnung, 
ſtieß er mit den Königsberger Demokraten der vierziger Jahre hart zu- 
ſammen; ſeine unbeugſame Energie bewahrte die Provinz vor manchem 
Pöbelexceß, ſein ehrlicher Patriotismus ihn ſelber vor der Rolle eines 
Monk, welche der Zar Nikolaus ihm allen Ernſtes antrug ). — Sein 
Bruder Helvetius ſtand 1812 bei den oſtpreußiſchen Küraſſieren; er 
wurde im 1. Huſaren-Regiment der Legion 1813 an der Görde verwun⸗ 
det und führte 1815 ſeine in Ulanen verwandelten Reiter mit großer 
Auszeichnung in den Kämpfen gegen Grouchy. E. M. Arndt nannte 
den jung Geſtorbenen zur Zeit der beginnenden Demagogenverfolgung 
„unſern treueſten Freund“). — Beide demſelben hochgemuten und 
ſtarkwilligen Geſchlechte angehörend, das wie wenig andere an der 
Befreiung und Erhebung Preußens gearbeitet hat: der eine nahm 
an dem berühmteſten aller preußiſchen Landtage ſo hervorragenden 
Autheil, daß man ihn für den Schöpfer der Landwehr hat anſehen 
können, ein anderer führte das Aufgebot ſeiner Heimat vor Danzig 
und fand dort den Heldentod, ein dritter hatte 1809 ſeinem Vater 
lande, als es ſich den Gegnern Napoleons nicht zugeſellte, den 
Rücken gewendet und war in öſtreichiſche, dann in ſpaniſche Dienſte 
gegangen. 

Wie die Dohnas, ſo ſtellten auch die mit ihnen verſchwägerten 


) Mittheilungen aus dem Leben Fr. Dohnas. 
Nothgedrungener Bericht II, 56. 
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Tiedemanns, die Horſts und die Natzmers mehr als einen Geſchlechts— 
genoſſen in die Reihen der Legion. 

Von den Natzmers, einer pommerſchen Familie, die bereits dem 
erſten Könige und Friedrich Wilhelm J. mit Ehren diente, hatte 
einer (Ferdinand), während des Krieges von 1807 Lieutenant in 
einem der neu errichteten Reſerve-Bataillone, ſchon 1809 den Ab- 
ſchied genommen, um dem Herzog von Braunſchweig zu folgen. 
In der Legion führte er das 1. Bataillon, ſpäter die 1. Infanterie 
Brigade; er fiel bei Liguy an der Spitze eines preußiſchen Bataillons. 
Sein Vetter Hans, Stabskapitän bei den ſchleſiſchen Schützen, ver- 
ließ erſt im Frühjahr 1812 den preußiſchen Dienſt, zählt alſo mit 
zu den „Dreihundert“. Ein feuriger Geiſt, der gleich nach der 
Kapitulation von Ratkau an den Plänen einer nationalen Erhebung 
theilgenommen hatte, fand er jetzt keine Ruhe mehr daheim: er ließ 
ſeine Familie im Stich und ging nach Petersburg, indem er es 
darauf ankommen ließ, ob er ſeinem Bruder, der dem König treu 
blieb, in der Feldſchlacht gegenüberſtehen würde. Er befehligte das 
6. Bataillon der Legion, trat wie die meiſten anderen Offiziere in 
den vaterländiſchen Dienſt zurück und führte zuletzt ein Regiment ). 

Die Horſts, aus Weſtfalen ſtammend; ein ſtreitbares Geſchlecht: 
es waren ſieben Brüder, die des Königs Rock trugen. Nach dem 
Abſchluß der franzöſiſchen Allianz gingen zunächſt zwei von ihnen in 
die Fremde: Giſelbert, Lieutenant im Leib-Regiment, der jedoch in 
der Legion dem Reiterdienſt den Vorzug gab, und Wilhelm, Lieute- 
nant von den ſchleſiſchen Küraſſieren. Dieſer, mit Leib und Seele 
Huſar, dem ſchon der Dienſt bei einer andern Reiterart nicht be— 
hagte, ganz zu geſchweigen von der Infanterie und Artillerie, hatte 
ſich 1806 aus der Jenaer Kataſtrophe zu Schill gerettet und deſſen 
Ruf mit begründen helfen. Natürlich zog er auch 1809 mit aus; 
er wurde bei Dodendorf verwundet und verhandelte nach der Schluf- 
kataſtrophe mit General Gratien über freien Abzug der Geretteten. 


1) Mittheilung des Herrn Majors v. Natzmer. Vgl. Gumtau die preußiſchen 
Jäger und Schützen T, Beilage 19. 
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In der Legion dem 1. Huſaren-Regimente zugetheilt, führte er feine 
Schwadron mit Ehren; 1815 bei Wavre eroberte er mit ihr in 
verwegenem Angriff mehrere Geſchütze. Später wurde‘ er General 
und befehligte eine Reiterbrigade, aber nur bis in das Jahr 1848, wo 
er im Zorn über die Fortſchritte der popularen Bewegung ſeinen 
Abſchied forderte. Einer der wenigen Glücklichen, denen es vergönnt 
war, die beiden Erhebungen unſres Volkes zu ſchauen, iſt er erſt 
vor kurzem geſtorben. — Ein dritter Bruder, Ulrich, auch Lieute— 
nant im Leib-Regiment, ging feinen eigenen Weg. Jünger als 
die beiden anderen, blieb er der Fahne treu, von der ſie ſich ab- 
wendeten; unter ihr zog er gegen ſie zu Felde. Als er aber in 
ruſſiſche Gefangenſchaft fiel, zog er einem fernen Exil den Dienſt in 
der Legion vor ). In ihren Reihen focht er 1813 gegen die Dänen 
und fiel kurz vor dem Frieden in dem unglücklichen Gefecht von 
Seheſtädt in ihre Gefangenſchaft. Jahrzehnte ſpäter war ihm im 
Kampfe gegen denſelben Feind eine hervorragende Rolle beſtimmt; 
er gehörte zu den preußiſchen Offizieren, welche der ſchleswig-hol— 
ſteinſchen Armee das feſte Gefüge gaben und ſie zum letzten ver— 
zweifelten Einzelkampfe tüchtig machten. Hätten bei Idſtedt alle jo 
geſtritten, wie er und ſeine Brigade, die Schlacht wäre ſchwerlich 
verloren gegangen; als ſie es doch war, übernahm er aus Williſens 
Händen das Kommando über die ganze Armee, das er erſt bei ihrer 
Auflöſung niederlegte ?). 

Von den Tiedemanns wanderten gleich anfangs drei aus: 
zwei Lieutenants vom 1.3) bez. 4. oſtpreußiſchen Infanterie-Regiment 
und ein Major, der bekannteſte von allen, welche dieſen Namen ge— 


) Denſelben Entſchluß faßten zwei andere Gefangene, die Lieutenants 
Wilhelm v. Wendftern vom 4. und Karl v. Danielewitz vom 1. oſtpreu— 
ßiſchen Jufanterie-Regiment (Quiſtorp 302. 305). 

) E. v. Schaumburg Freiherr Wilhelm v. d. Horſt. Berlin 1875. — 
Ulrich v. d. Horſt Zur Geſchichte des Feldzuges der Schleswig-Holſteiner. 
Berlin 1852. Die Schlacht bei Idſtedt, Beiheft zum Militair-Wochenblatt 1851. 
— Uebrigens trat 1814 noch ein Bruder von den ſieben in die Legion. Qui- 
ſtorp 320. Schaumburg 41. 

) Oelsnitz Geſchichte des 1. Infanterie-Regiments 946. 
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tragen haben. Einer der ausgezeichnetſten Offiziere der Armee, er- 
freute er ſich des engſten Vertrauens von Stein und Scharnhorſt. 
Jener hatte ihn im Herbſte 1808, als Oeſtreich unentſchieden 
zwiſchen Rüſtung und Unterhandlung hin und her ſchwankte, zum 
Grafen Götzen nach Schleſien geſandt, der ihm eine geheime Miſſion 
an den Wiener Hof anvertraute); Scharnhorſt hatte ihn in den 
Generalſtab gezogen und zum Lehrer der Taktik an der Berliner 
Kriegsſchule gemacht. Jetzt ſtellte ihn Kaiſer Alexander dem Gou— 
verneur von Riga zur Seite, der aber ſeine unermüdliche und er— 
finderiſche Thätigkeit mehr hemmte als ausnutzte; man ſagt, daß er 
den Tod, welchen er im Gefecht bei Dahlenkirchen aus der Hand 
ſeiner eigenen Landsleute empfing, geſucht habe 2). Gneiſenau be- 
klagte ſein frühes Ende auf das tiefſte. 

Wenn wir von den Führern der Aktionspartei, die doch eine 
beſondere Beurteilung erfordern, und von zwei deutſchen Prinzen, 
deren unten gedacht werden wird, abſehen, jo waren außer Tiede— 
mann nur noch zwei Stabsoffiziere unter den Emigranten, die Majors 
Karl von Clauſewitz und Alexander v. d. Goltz. Der erſtere allen 
anderen an geiſtiger Begabung überlegen; ſo eben hatte er jenes 
grandioſe Programm der preußiſchen Kriegspartei verfaßt, welches den 
Leſer packt und fortreißt wie ein Sturmwind und noch ſpäten Ge- 
ſchlechtern als das erhabenſte, je einem nationalen Freiheitskampfe er⸗ 
richtete litterariſche Denkmal gelten wird. Im Unglücksjahr 1806 
war er der Adjutant des hochbegabten Prinzen Auguſt geweſen, mit 
ihm nach heldenmütigem Widerſtande ſeines Grenadierbataillons in 
die Kapitulation von Prenzlau eingeſchloſſen, mit ihm in die fran⸗ 
zöſiſche Gefangenſchaft nach Soiſſons abgeführt, wo ſie Muße fanden, 
ihre berühmten „Vorſchläge zur Verbeſſerung der preußiſchen Mili- 
tair⸗Verfaſſung“ auszudenken. Dann trat er ſeinem Freunde und 
Lehrer Scharnhorſt auch dienſtlich näher, er wurde ſein Adjutant, ſein 


) Korreſpondenz des Grafen Götzen im Kriegs-Archiv, aus welcher Häuſſer 
und Pertz (im Leben Gneiſenaus) einiges veröffentlicht haben. 

) Gneiſenau bei Pertz II, 369. 371. 406. Etwas abweichend Wolzogen 
Memoiren 96. 
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erſter und vertrauter Arbeiter, damals bildete ſich jenes Verhältnis, 
deſſen Innigkeit Leopold Ranke wahrhaft rührend genannt hat. Ihm 
verdankte er nicht den geringſten Theil ſeiner neuen Lehre vom Kriege, 
die in unſerem Generalſtabe fortwirkt bis zu dieſer Stunde. Ueber 
ſeinem Fortgange aus Preußen ſchwebt ein gewiſſes Dunkel. Noch am 
23. März hatte Scharnhorſt den König gebeten, ihm zur Beſorgung 
ſeiner noch übrigbleibenden Dienſtgeſchäfte den Major Clauſewitz zu 
belaſſen; am 18. April ſucht letzterer aus Breslau ſeinen Abſchied 
nach !). Nach einer der mir vorliegenden Quellen hätte er ihn am 
23. April wirklich erhalten; in einer anderen Liſte fehlt ſein Name. 
Jedenfalls ging er ohne die zum Eintritte in fremde Kriegsdienſte 
erforderliche königliche Erlaubnis; denn am 20. Auguſt 1812 erließ 
das Kammergericht eine noch am 2. März 1813 in den Berliner 
Zeitungen wiederholte Vorladung, welche ihn unter Androhung der 
Vermögenskonfiskation aufforderte, ſich über feine geſetzwidrige Ent- 
fernung perſönlich zu verantworten. Unter allen preußiſchen Dffi- 
zieren ſoll er der erſte geweſen ſein, der den Entſchluß faßte, nach 
Rußland zu gehen; auch er ließ Brüder in dem vaterländiſchen Heere 
zurück, denen er ſpäter im offenen Felde gegenüberſtand. Aus ſeiner 
Schilderung des Feldzuges von 1812 iſt der bedeutende Antheil be— 
kannt, welchen er an demſelben nahm: er war erſt bei Phull, dem 
Erbauer des Lagers von Driſſa, dann ging er mit der Arrieregarde 
bis Moskau zurück, endlich kam er in das Hauptquartier von Witt⸗ 
genſtein und erwarb ſich großes Verdienſt um den Abſchluß der 
Konvention, welche eine neue Periode in der Geſchichte Preußens 
eröffnete. In die Legion trat er thatſächlich erſt 1813, als er 
General-Quartiermeiſter Wallmodens wurde. Er empfahl ſchon im 
Herbſt des Jahres die Uebernahme derſelben in preußiſchen Dienſt, 
wenngleich ſein Stolz ſich gegen den Verdacht ſträubte, als wolle er 


1) „Meine Privat-Verhältniſſe drängen mir — ſchreibt er — dieſen Schritt 
ab, der mir unendlich ſchwer wird, aber vielleicht für das Glück meines Lebens 
entſcheidend iſt .. . Nie wird in meinem Leben die Dankbarkeit, das Gefühl 
der innigſten Anhänglichkeit, der treueſten Ergebenheit an E. K. Maj. Perſon 
erlöſchen, die mich in dem jetzigen Augenblick mehr als je beſeelen.“ (Hf.) 
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ſich ſelbſt auf dieſem Wege wieder „in die preußiſche Armee hinein 
manövriren“. Schließlich kehrte auch er gern zurück: er ſtarb als 
General-Major, wie es heißt, im Schmerze über den Tod Gneiſe 
naus, der einſt ſelbſt das Geſtändnis abgelegt hatte, daß Clauſewitz, 
dieſer ſeltene Kopf, dieſes edle Gemüt, mit ſeltener Freundſchaft an 
ihm hänge ). 

Clauſewitz war über 30 Jahre alt, Goltz faſt ein Vierziger; 
er hatte ſeinem Könige 23 Jahre gedient, als er ihn verließ. Früher 
eifriges Mitglied des Tugendbundes, ſchreckte er auch vor bedenk 
lichen Mitteln nicht zurück: er ſuchte die beiden Schwadronen ſeines, 
des 1. ſchleſiſchen Huſaren-Regimentes, die unter York nach Kur 
land gezogen waren, zum Treubruch zu verleiten ?). An der Spitze 
des 1. Huſaren-Regimentes der Legion im Gefecht bei der Görde 
verwundet, iſt er ſpäter, obwohl ſchon Brigade-General, in ein Duell 
verwickelt worden, das ihm den Tod brachte. 

Größere Verdienſte um die Legion, als alle die Genannten, 
hat ſich Ferdinand v. Stülpnagel erworben, Stabskapitän auf 
Halbſold, früher im Infanterie-Regimente Braunſchweig-Oels. Er 
wurde erſter Adjutant, des Oberſten Arentsſchild und entfaltete in 
dieſer Eigenſchaft ein organiſatoriſches Talent, das ſpäter auch Fried 
rich Wilhelm III. anerkannte, indem er ihn zum Direktor des All 
gemeinen Kriegsdepartements machte; Arndt, der ihn in Petersburg 
häufig ſah, nennt ihn „fein, ſehr thätig und geſchickt““). Er war 
Uckermärker; mit ſeinem Landsmanne, dem Grafen Arnim auf 
Boytzenburg, iſt er im Juli 1809 von Blücher mit jener Miſſion 
an den Grafen Götzen betraut worden, die der Alte für ſo bedenk 
lich hielt, daß er darüber nichts dem Papiere anzuvertrauen wagte !). 


) F. v. Meerheimb Clauſewitz. Pertz Gneiſenau I, 609. III, 522. 623 ff. 
Mittheilungen aus dem Leben Friedrichs v. Dohna 30. Clauſewitz Scharnhorſt 
39 ff. 47 (aus Rankes hiſt.⸗polit. Zeitſchrift'). Scherbening Reorganiſation 
I, 147 ff. Boyen Beiträge zur Kenntnis von Scharnhorſt 44. 

) Quiſtorp 5. Pertz Stein III, 81. Lehmann der Tugendbund 204. 
Meine Wanderungen 14. 

Kr.⸗Arch. (Einiges hierüber, freilich zum Theil falſch datirt, bei Pertz 
Gneiſenau I, 547. 696.) 
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Es hat ſich wohl um nichts geringeres als um einen Anſchluß preu- 
ßiſcher Truppen an Oeſtreich gehandelt. 

Mit Stülpnagel kam Friedrich v. Horn, ebenfalls Stabs 
kapitän auf Halbſold, früher im Infanterie-Regiment Tresckow; er 
übernahm die Führung des Jägerkorps der Legion. Er ſtand in 
Gneiſenaus Freundſchaft; auch herzliche Briefe Arndts an ihn ſind 
aufbewahrt worden !). 

Ueberblicken wir die Zahl der Uebrigen, ſo zeigt ſich ein merk— 
würdiges Misverhältnis zwiſchen den einzelnen Waffengattungen, das 
wohl geeignet iſt, ein tief eingewurzeltes Vorurteil zu widerlegen. 
In der Regel ſieht man die Artillerie als die oppoſitionelle Waffe 
an, mindeſtens ſchreibt man ihr ein höheres Maß von Spontaneität 
zu: hier bleibt ſie gänzlich unvertreten; der Mangel an geeigneten 
Führern machte ſich ſo fühlbar, daß zwei Offiziere andrer Waffen 
zur Artillerie übertraten?). Dagegen entfällt ein unverhältnismäßig 
hoher Prozentſatz auf die Kavallerie, deren Offizierkorps ſich doch 
des Rufes konſervativer Geſinnung erfreut; zu den ſieben bereits 
verzeichneten Reiteroffizieren kommen noch eben ſo viel hinzu: die 
Lieutenants Eugen v. Byern und Alexander v. Simolin von den 
brandenburgiſchen Küraſſieren w Schimmelfennig v. d. Oye, 
vom Regimente des Majors Goltz — v. Görtzen, von dem andern 
ſchleſiſchen Huſaren-Regiment — Woldemar v. Hannecken, vom 
ehemaligen Küraſſier-Regiment Beeren, zuletzt im Marwitziſchen Frei- 
korps?) — endlich die Stabsrittmeiſter Karl v. Peruſſer vom 
2. weſtpreußiſchen Dragoner- und Hans v. Brünnow vom 2. Leib⸗ 
Huſaren-Regiment: dieſer ein Genoſſe Schills, der ſich nach dem 
Tode des Führers freien Abzug von dem Anführer der Holländer 


) Dorow Denkſchriften I, 216 ff. (hieraus Pertz Gneiſenau II, 488). Dorow 
macht ihn zu einem Mitgliede des Tugendbundes; in den Liſten bei Lehmann 
fehlt er. 

) v. Görtzen und ein Tiedemann; ſ. Quiſtorp 327. 328. 

) Seine offizielle Anſtellung in der Legion datirt allerdings erſt vom 
28. Juni 1813 (Quiſtorp 323); trotzdem zähle ich ihn mit, da die faktiſche 
Dienſtleiſtung bei den meiſten Offizieren vor dem Datum des Patents begann - 
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ertrotzte, jo dem gräßlichen Loſe der Gefangenſchaft entrann und die 
Trümmer des Korps von Stralſund auf heimatlichen Boden zurüd- 
führte !). Nehmen wir hierzu noch zwei Infanterieoffiziere: den 
Stabskapitän v. Schaper vom 2. oſtpreußiſchen und den Lieutenant 
v. Funck vom 2. ſchleſiſchen Regiment?), jo iſt die Zahl der Emi- 
granten, welche in die ruſſiſch-deutſche Legion traten, geſchloſſen: es 
find im Ganzen 21, ohne den ſchon oben gezählten Münchhauſen, 
dagegen mit Tiedemann, der doch jedenfalls in die Legion eingetreten 
wäre. Der einzige, der nach Rußland ging, ohne ſich der Legion 
anzuſchließen, iſt der Prinz Ernſt von Heſſen-Philippsthal, 
Oberſt-Lieutenant vom Garde-Regiment zu Fuß; Clauſewitz und 
Wolzogen erwähnen feiner bei der Schilderung der Schlacht von Boro- 
dino, die er als Volontär bei dem Koſaken-Hetman Platoff mitmachte: 
er veranlaßte den wichtigen Kavallerieangriff Uwaroffs und bewirkte ſo, 
daß der für die Ruſſen gefährlichſte Moment der Schlacht noch immer 
leidlich genug vorüberging. Drei Tage ſpäter wurde er bei Moshaist 
ſchwer verwundet. Er blieb in ruſſiſchen Dienſten und ſtieg bis zum 
General der Kavallerie empor). 

Aber, wird der Kenner jener Periode einwenden, wie kann dieſe 
Liſte!) Anſpruch auf Vollſtändigkeit machen, da jo bekannte Namen 
wie Chaſot und Lützow in ihr fehlen? Unzweifelhaft hat außer 
den genannten noch mancher preußiſche Offizier in den Reihen der 
Legion geſtanden, aber ſie hatten ihren Abſchied genommen, ehe das 
franzöſiſche Bündnis geſchloſſen wurde, theilweiſe Jahre vorher. Ich 


) Bärſch Schills Zug 112 f. 233 f. 

?) Diejer war ein Kurländer, ſein Ausſcheiden alſo ſehr erklärlich. — Karl 
v. Zülow (Quiſtorp 311) war, als er am 10. April 1812 den nachgeſuchten 
Abſchied erhielt, noch nicht Offizier; er ſtand als Fähnrich bei den ſchleſiſchen 
Schützen und folgte vielleicht den Impulſe H. v. Natzmers. 

) Clauſewitz Hinterlaſſene Werke VII, 151. Wolzogen Memoiren 145. 
151. Reinhard Geſchichte des 1. Garde-Regiments 596. Bogdanowitſch Feld- 
zug von 1812 II, 226. f 

4) Es iſt merkwürdig, daß man auch früher nicht unterließ, ſolche Liſten 
aufzuſtellen; ſie kamen, wie die von Häuſſer (III, 570), der Wahrheit ziemlich 
nahe, und doch trennte man ſich nicht von dem Mythus der Dreihundert. 
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gebe das Datum jedes Dimifforiale, jo weit es ſich ermitteln Tieh!), 
und füge ein paar Worte über einige der Bekannteſten hinzu. 
Ludwig Graf von Chaſot ſtammte aus einer urſprünglich bur- 
gundiſchen, dann nach der Normandie gewanderten Familie. Sein 
Vater zog 1734 mit der franzöſiſchen Armee an den Rhein; ein 
unglückliches Duell trieb ihn ins deutſche Lager, wo er die Aufmerk— 
ſamkeit des preußiſchen Kronprinzen auf ſich zog, dem er für viele 
Jahre durch vertrauteſte Freundſchaft verbunden blieb. Bei Hohenfried- 
berg kommandirte er das eine Bataillon von Baireuth-Dragonern; feit- 
dem führte er im Wappen ein neues Schild mit dem preußiſchen Adler, 
zwei Fahnen und daneben die Zahl 66. Aufbrauſend und raufluſtig, 
hatte er abermals ein Duell, das ihn ein Jahr auf die Feſtung brachte; 
ſchließlich verſcherzte er auch die Gunſt des Königs und trat in die 
Dienſte der Reichsſtadt Lübeck. Hier heiratete er Camilla Torelli, 
die Tochter des bekannten italieniſchen Künſtlers; hier wurde Lud⸗ 
wig geboren. Dieſer ſtand erſt ein paar Jahre als franzöſiſcher 
Reiteroffizier in Maubeuge beim Regimente Royal Allemand; dann 
aber trat er in den Dienſt des Staates, an den er gemahnt wurde, 


) Ernſt v. Scord (Quiſtorp 289) iſt am 5. Mai 1809 verabſchiedet, der 
ſchon oben erwähnte Ferdinand v. Natzmer (ib. 292) am 24. Februar 1809, 
Ferdinand v. Fircks (ib. 298) am 3. Juli 1809, Karl v. Köller (ib. 298) 
am 10. Auguſt 1811, Ferdinand v. Cieſielsky (ib. 323) am 4. Dezember 
1807, Georg v. Tſchepe (ib. 328) am 14. September 1810, Leopold v. Kalk 
ftein (ib. 330) am 23. Oktober 1809, Karl v. Thadden (ib. 334) am 
9. September 1809, Friedrich v. Vittinghoff (ib. 334) am 18. September 
1809, Johann v. Glaſer (ib. 335) am 9. Dezember 1809. — Eruſt v. Behr 
(ib. 322), welchen Häuſſer III, 570 (3. Aufl.) mit unter die nach Rußland ge 
gangenen zählt, befand ſich bereits ſeit einem Jahre in ruſſiſchem Dienſt und 
trat in die preußiſche Armee erſt, als die ganze Legion ein Beſtandtheil derſelben 
wurde. Eine ganz exceptionelle Stellung nimmt Auguſt v. Alvensleben ein, 
der zwar am 15. Juni 1812 dimittirt wurde, auch in die Legion trat (Quiſtorp 
288) und dennoch nicht zu den „Dreihundert“ gezählt werden kann, aus dem 
einfachen Grunde, weil er ſich am 13. April 1812, nach der franzöſiſchen Allianz, 
hatte in die preußiſche Armee aufnehmen laſſen; er kann alſo den Entſchluß des 
Königs nicht gemisbilligt haben. 

Ich verdanke dieſe wie andere Nachweiſe der Güte des Herrn Oberſt-Lieute⸗ 
nant Tellenbach. ; 
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ſo oft er fein Wappen ſah. Der einmal erwählten Waffe treu 
bleibend, diente er bei den Leib-Küraſſieren, wurde Major und Flügel 
adjutant. Die Kataſtrophe von 1812 fand ihn bereits inaktiv. Von 
Abſtammung halb ein Franzoſe, halb ein Italiener, war er von Ge 
ſinnung ein ganzer Deutſcher. Dieſe großartig angelegte Natur, 
deren Zauber in den enthuſiaſtiſchen Lobſprüchen unſrer beſten Männer, 
Steins und Blüchers, Gneiſenaus und Boyens, Niebuhrs und Arndts 
nachklingt, war mit ihrem grimmigen Franzoſenhaß und ihrer faſt 
revolutionären Thatkraft wohl für eine Zeit hochflutender nationaler 
Bewegung, aber nicht für diplomatiſirendes Abwarten und Zaudern 
geſchaffen; kein Wunder, daß das Joch der Fremdherrſchaft ſchwerer 
auf ihm laſtete als auf anderen. Als Schill aus Berlin zog, war 
er Stadtkommandant; er ſchickte den Offizieren ihre Burſchen mit 
Päſſen nach und kompromittirte ſich auch ſonſt ſo ſtark, daß er 
ſuſpendirt und eine Zeit lang internirt wurde; perſönlich mußte er 
ſich in Königsberg verantworten. Am 28. Auguſt 1809 erhielt er 
ſeinen Abſchied mit der Erlaubnis in fremde Dienſte zu gehen; er 
blieb aber daheim und erſchoß im Duell einen franzöſiſchen Offizier, 
der ſein Vaterland geſchmäht. Im Auguſt 1811, zur Zeit der 
Rüſtungen, wurde er dem König zum Kommiſſar mit außerordent— 
licher Vollmacht vorgeſchlagen. Er endete wahrhaft tragiſch; nachdem 
er im Gefolge des oldenburgiſchen Erbprinzen den Rückzug bis Mos⸗ 
kau mitgemacht, dann in Petersburg für die Legion gearbeitet, wurde 
er im Januar 1813 noch auf fremdem Boden, in Pleskoff, vom 
Nervenfieber dahingerafft: wenn einer, ſo konnte er dazu beſtimmt 
erſcheinen, nicht auf dem Krankenbette zu ſterben ). 

Ebenfalls bei dem Unternehmen Schills, aber als aktiver Theil 


1) K. v. Schlözer Chaſot. Tagebuch des Hans v. Brünnow im Soldaten 
freund Jahrgang 1852 Heft 4. S. 31. Clauſewitz Hinterlaſſene Werke VII, 189. 
E. M. Arndt Erinnerungen 176 f. Wanderungen 94 (nur für die gleichzeitigen 
Ereigniſſe zu gebrauchen, die Notizen über die ältere Familiengeſchichte ſind ganz 
falſch). Nothgedrungener Bericht II, 163. Steffens Was ich erlebte VII, 55. 
Pertz Stein II, 501. III, 72. 148. 262. Gneiſenau I, 242. 426. 498. II, 8. 
16. 84. 151. 153. Droyſen Nork J, 224. Ompteda Nachlaß II, 42. Duncker 
705. Kriegs-Archiv des Großen Generalſtabes. 
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nehmer betheiligt war Leopold Freiherr von Lützow, ein jüngerer 
Bruder des Freiſcharenführers, der Sproß einer mecklenburgiſchen 
Familie, welche im Laufe der Zeiten den europäiſchen Heeren ſechs 
zehn Generale gegeben hat. Die unerſättliche Schlageluſt und das 
heiße Ungeſtüm des Mannes ermeſſen wir, wenn wir hören, daß er 
ſeit 1806 alle Feldzüge gegen Napoleon mitgeſtritten hat. Als er Schill 
nicht zu überreden vermochte, auf den hoffnungsloſen Gedanken einer 
Vertheidigung Stralſunds zu verzichten, ging er in öſtreichiſche 
Dienſte und focht im Generalſtabe Kienmayers. Als Oeſtreich Frie 
den machte, wandte er ſich mit Grolman nach England, von da nach 
Spanien, wo er eine Kompagnie in der Fremdenlegion übernahm. 
Bei der Vertheidigung von Valencia in Gefangenſchaft gefallen, nach 
Frankreich gebracht, entfloh er, da ihn kein Ehrenwort band, aus 
Autun und ſchlich ſich unter den mannigfachſten Abenteuern nach 
Rußland durch, wo er zeitig genug anlangte, um — im Stabe des 
Generals Doktoroff — den ganzen Feldzug mit höchſter Auszeich- 
nung durchzukämpfen. So auch die Freiheitskriege, zuletzt wieder 
im Dienſte des Vaterlandes; er wurde noch General-Lieutenant und 
Kommandant der Hauptſtadt. Iſt es nicht, als zöge ein Stück 
Märchenpoeſie an unſern Augen vorüber? Und dabei huldigte dieſer 
Abenteurer auch der Wiſſenſchaft: er hat eine vortreffliche Schilde— 
rung der Schlacht von Hohenfriedberg hinterlaſſen “). 

Minder bewegt, wenn auch noch wechſelreich genug, iſt das 
Leben Ernſts von Pfuel-Gielsdorf; es iſt der preußiſche Minifter- 
Präſident von 1848, in politiſcher Geſinnung der Antipode von 
Friedrich Dohna und Wilhelm v. d. Horſt: jo bunt waren die Emi- 
granten gemiſcht, ſo falſch wäre es, eine der Gegenwart entlehnte 
Schablone auf jene Zeiten anzuwenden. Wie Lützow ging er 1809 
— als Hauptmann — in den öſtreichiſchen Dienſt, um ihn 1812 
mit dem ruſſiſchen zu vertauſchen. Gleicher Entſchluß und auch 


) Militair-Wochenblatt 1844. S. 176. Clauſewitz VII, 42. Bärſch Schills 
Zug 100. 261 f. Pertz Stein III, 95. 609. Letzterer zählt (Stein III, 26) 
Lützow fälſchlich unter die Abſchiednehmenden von 1812. In demſelben Irr 
thum befindet ſich F. v. Meerheimb hinſichtlich Grolmans (K. v. Clauſewitz J. 
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wohl gleicher Charakter führte ihn zuſammen mit dem abenteuernden 
Tettenborn; mit ihm ſchlug er 1813 an der Görde, unternahm er 
den luſtigen Zug nach Bremen; der Feldzug von 1815 fand ihn im 
Generalſtabe Blüchers. Er war ein Freund Körners, der in ſeiner 
Nähe fiel. Nicht der geringſte Theil ſeines Rufes ruht auf der 
kleinen Schrift über den Rückzug der Franzoſen aus Rußland, die 
er im März 1813 herausgab; es war die erſte Schilderung des 
großen Gottesgerichtes und darum von unbeſchreiblicher Wirkung!). 

Dann der tolle Guſtav v. Barnekow aus Rügen, wie Chaſot 
und der gleich zu erwähnende Noſtitz ein Reiteroffizier, von dem ſein 
Landsmann Arndt?) eine entzückende Schilderung entworfen hat. Eine 
Art Blücher im Kleinen, aber noch leichtſinniger, noch verſchwenderi— 
ſcher, noch unbändiger, hatte er als Rittmeiſter bald nach dem Til- 
ſiter Frieden in Königsberg die franzöſiſchen Marſchälle beim Ein— 
tritt ins Theater öffentlich ausgeſcharrt und ausgepfiffen. Napoleon 
ſorderte ſeine Auslieferung; der König hielt die Sache für ſo wichtig, 
daß er eine beſondere Kommiſſion berief, in der die Majorität für 
Erfüllung des franzöſiſchen Gebotes war. Da aber der Souverän 
ſich auf die Seite der Minorität ſchlug, ſo wurde Barnekow unter 
der Hand mit einem ſtattlichen Reiſegelde entlaſſen ?). Auch er focht 
1809 unter Oeſtreichs Fahne; auch er ging 1812 nach Rußland, 
nachdem er dem abermals durch Uebermut herausgeforderten Schick— 
ſal der Füſilirung nur eben entgangen war. In der Schlacht bei 
Borodino führte er ein paar Pulks Koſacken; von ſeinem wilden 
Mute hingeriſſen, durchbrachen ſie zwei franzöſiſche Regimenter, aber 
die meiſten blieben, auch den Führer las man mit Wunden bedeckt 


) Der Rückzug der Franzoſen aus Rußland. Aus dem Nachlaſſe von 
Pfuel. Herausgegeben mit Gedenkniſſen aus dem Leben des Verſtorbenen von 
Fr. Förſter. Berlin 1867. — Vgl. ſeine Observations sur la situation poli- 
tique de l'Allemagne bei Pertz Stein III, 626. 

) Erinnerungen 193 f. Meine Wanderungen 115 f. 

) Schön in feinen Memoiren (Aus den Papieren des Miniſters Schön 
I, 43) erzählt die Geſchichte etwas abweichend. Nach Ausweis der Akten iſt 
Barnekow am 14. März 1808 ohne Gehalt ausgeſchieden, am 29. Mai deſſelben 
Jahres als Major dimittirt, alſo unter Verleihung eines höheren Grades. 
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von dem Schlachtfelde auf. Als Siecher betrat er die Heimat wieder, 
aber ſein gewaltiger Körper hielt aus; zuſammen mit Tſcherniſcheff 
verjagte er König Hieronymus aus Kaſſel; die gemachte Beute half 
endlich ſeine zahlreichen Schulden tilgen. Er iſt als preußiſcher 
General geſtorben. 

Endlich Karl v. Noſtitz, der ehemalige Adjutant des Prinzen 
Ludwig Ferdinand, dieſem in allen Fehlern und einigen Tugenden 
gleich. Er hatte bedeutende Anlagen, aber ſie blieben ſo gut wie 
völlig unausgebildet, er wuchs eigentlich ohne Erziehung auf. Sein 
Leichtſinn und Uebermut überſtieg ſelbſt das Maß, welches man 
einem Gensdarmenoffizier aus der Zeit vor 1806 nachzuſehen pflegt; 
er verhöhnte ſchlechthin jede Ordnung, welche nicht die militäriſche 
war. Die umſtürzende Gewalt, welche in ſo negativen Kräften wie 
den Schulden liegt — mit dieſem köſtlichen Humor hat er ſie ſelbſt 
bezeichnet — empfand er vielleicht mehr als irgend ein anderer; um 
ſich ihrer zu erwehren, ging er eine Ehe ein, deren Joch ihm uner— 
träglich war, über die er mit einem auch in jener Periode unge- 
wöhnlichen Cynismus redet, vor der er eigentlich ſein Leben lang 
geflohen iſt. Von Geburt nicht dem preußiſchen Staat angehörend 
(er war Oberſachſe), verließ er ihn ſchon vor dem Tilſiter Frieden, 
am 19. Juni 1807 für immer und wandte ſich nach Oeſtreich, 
deſſen Staatsweſen ſo ſinnlichen Naturen immer beſonders zugeſagt 
hat: man denke nur an Friedrich Gentz, dem Noſtitz begreiflicher⸗ 
weiſe ſehr wohl gefiel. Während des Krieges von 1809 ſuchte er 
in Böhmen eine fränkiſche Legion zu bilden, den Feldzug von 1812 
machte er noch bei dem öſtreichiſchen Hülfskorps mit, erſt im März 
1813 trat er in ruſſiſche Dienſte, zunächſt bei der Legion: es waren 
wohl rein perſönliche Motive, die ihn zu dieſem abermaligen Wechſel 
beſtimmten. Seitdem blieb er in Rußland ). 

Dieſe ſind vor dem franzöſiſchen Bündnis aus dem preußiſchen 
Dienſte geſchieden; von einigen kann nachgewieſen werden, daß ſie 
ſpäter und zwar ſo ſpät gingen, daß ihr Abſchied gar nicht mehr 


) Aus K. v. Noſtitz Leben und Briefwechſel. Dresden u. Leipzig 1848. 
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mit jenem Ereignis in Verbindung zu bringen iſt!). Am bekannteſten 
von ihnen iſt der Artillerie-Hauptmann Ernſt Monhaupt, der ein- 
zige Bürgerliche unter allen Emigranten. Erſt im Oktober 1812 
verließ er nach erhaltenem Abſchied ſeine Garniſon Breslau ?): eine 
ſo auffällige Thatſache, daß wir nach einer beſondern Motivirung 
verlangen. War, vielleicht durch Scharnhorſts Vermittelung, der da⸗ 
mals in Breslau lebte, eine Nachricht über den Mangel an Artillerie⸗ 
offizieren in der Legion dorthin gekommen? Oder hat Monhaupt, 
einer der ausgezeichnetſten Offiziere der Armee, der das Exerzir— 
Reglement von 1812 mit verfaßt hat und es ſpäter ebenfalls bis 
zum General brachte, eine beſondere Miſſion nach Rußland ge— 
habt?)? 

Weder zu den ſpaniſchen noch zu den ruſſiſchen Kämpfern ge— 
hören zwei bereits oben flüchtig erwähnte Offiziere, der Kapitän 
Wilhelm v. Roeder und der Lieutenant Karl Graf v. d. Groeben, 
beide vom Generalſtabe. Wohin jener ging, ließ ſich nicht ermitteln, 
vielleicht iſt er bei ſeinem Freunde und Lehrer Scharnhorſt geblieben. 
Am 18. März war er in Gadow bei Lenzen; von hier richtete er 
an Friedrich Wilhelm III. die ſchöne Vertheidigung, welche ich in 
den Beilagen mittheile. Arndt preiſt dieſen „edlen, ſinnigſten, für 
ſeinen König und Vaterland begeiſtertſten Krieger“; von ihm iſt das 


) Friedrich v. Delitz (Quiſtorp 289) erhielt ſeinen Abſchied am 5. Oktober. 
1812, Joſef v. Danowski (ib. 295 Rudolf genannt) am 26. November 1812, 
Alexander v. Bronſart (ib. 299) am 11. Dezember 1812. — Das Datum 
des Dimiſſoriale von Auguſt v. Dobſchütz (ib. 307) und v. Mirbach (ib. 


333) hat ſich nicht ermitteln laſſen. 


) v. Strotha Geſchichte der preußiſchen reitenden Artillerie 188. 595. 
Vogel Geſchichte der preußiſchen Artillerie im Kampfe des Befreiungskrieges 2. 

) Pertz Gneiſenau II, 689 verſichert (ohne Angabe einer Quelle), Scharn 
horſt habe die Ruſſen durch Monhaupt warnen laſſen, vor Moskau eine Schlacht 
anzunehmen. Wir wollen uns doch ſorgfältig vor einer neuen Auflage der 
Miſſion Kneſebeck hüten; ſo viel leuchtet wenigſtens ein, daß im Oktober jener 
Rath zu ſpät kam. Im Militair-Wochenblatt 1835. S. 5223 wird als Motiv 
von Monhaupts Entlaſſungsgeſuch außer der Sehnſucht nach Kriegsthätigkeit die 
Beſorgnis vor einer Reklamation der weſtfäliſchen Regierung angegeben (er war 
in Minden geboren): dieſe Sorge hätte ſich dann jedenfalls etwas ſpät eingeſtellt. 
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Wort an den geächteten Stein aufbewahrt: „Euer Excellenz werden 
jetzt durch die Franzoſen Ihres angeſtammten Erbes beraubt; wir 
Preußen müſſen es Ihnen mit unſerm Blute wiedererobern.“ Er 
hat das Gelübde ehrlich gelöſt; nachdem er den Frühjahrsfeldzug von 
1813 als Adjutant Scharnhorſts und als deſſen Bevollmächtigter im 
Hauptquartier Winzingerodes mitgemacht, iſt er im Generalſtabe 
Kleiſts bei Nollendorf geblieben!). 

Groeben ſtammte aus einem oſtpreußiſchen Geſchlechte, das 
ſeit den Tagen des deutſchen Ordens bis zu den Anfängen unſeres 
parlamentariſchen Lebens und unſerem jüngſten glorreichen Kriege ſich 
durch unbeugſamen Stolz und wilde Wageluſt ausgezeichnet hat. In 
der Schlacht bei Tannenberg ſoll es vierzig ſeiner Mannen verloren 
haben. Ein Groeben erbaute im Dienſte des großen Kurfürſten 
Fort Friedrichsburg an der Küſte von Guinea, nahm dann an dem 
Feldzuge der Venetianer in Morea Antheil; von ihm rührt das 
merkwürdige Buch her: „Orientaliſche Reiſebeſchreibung des branden 
burgiſchen adlichen Pilgers Otto Friedrich v. d. Groeben.“ Ein 
anderer ſeines Geſchlechts rief im Januar 1813 auf eigene Fauſt 
die Stände des Kreiſes, in welchem ſein Gut lag, auf, um mit den 
Ruſſen zuſammen auf die Franzoſen loszuſchlagen; er mußte ver 
haftet und vor Gericht geſtellt werden. Wieder ein anderer bezwang 
fein ſtolzes Herz und trat, obwohl Hofmarſchall des Prinzen Wil- 
helm, als Unteroffizier in ein Dragoner-Regiment. Würdig dieſer 
Familie war der, von welchem wir reden. Eine große, kräftige Ge— 
ſtalt, feurigen Mutes, dichteriſchen Schwunges und ſolch ritterlicher 
Tapferkeit, daß Gneiſenau, in deſſen Gefolge er die Schlachten des. 
Freiheitskrieges ſchlug, ihn ſeinen Bayard zu nennen pflegte; dabei 
hatte ſein Weſen einen Zug religiöſer Schwärmerei: noch in ſpäten 
Lebenstagen, als er ſchon Kommandeur des Gardekorps war, wollte 


Arndt Nothgedrungener Bericht II, 326. Pertz (der ihn 1809 ſchon 
Major ſein läßt) im Leben Steins II, 321. Militair-Wochenblatt 1847. S. 83. 
An ihn ſind die ſchönen, auch von Häuſſer benutzten Briefe Scharnhorſts aus 
der Zeit der Schlacht von Groß Görſchen gerichtet. S. Militair Wochenblatt 
a d. O. 
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er einen preußiſchen Feldzug nach dem gelobten Lande. In welchen 
Kreiſen er ſich damals bewegte, zeigt, daß er Mitglied des Tugend— 
bundes und Schwiegerſohn Wilhelms v. Dörenberg war, jenes un— 
ermüdlichen Gegners der Franzoſen, welcher auch erſt in der preußi— 
ſchen Armee diente (er ſtritt zuſammen mit York 1806 in den 
Straßen Lübecks), dann aber ganz auf die Gedanken des ihm ver 
wandten Grafen Münſter einging, 1809 den mislungenen Aufſtand 
in Weſtfalen anzettelte und hierauf dem Herzog von Braunſchweig 
folgte, 1811 zwiſchen Preußen und England vermittelte, 1812 in 
ruſſiſchen Dienſt ging, 1813 das erſte Treffen des Freiheitskrieges 
lieferte und dann die Kavallerie-Diviſion der ruſſiſch-deutſchen Legion 
führte; er hat in zehn Jahren ſechs Mal den Kriegsherrn gewechſelt. 
Groeben war von allen, die in Folge des franzöſiſchen Bündniſſes 
ihrem König den Dienſt aufkündigten, der erſte; vorher hatte er 
eine Zeit lang den Gedanken gehegt, mit den von Napoleon gefor- 
derten preußiſchen Bundestruppen zu gehen, aber nur um in der 
erſten entſcheidenden Schlacht die Schwerter rückwärts gegen die 
Unterdrücker zu kehren. „Ihres Purpurs beraubt — ſchrieb er an 
Gneiſenau — ſtehen die Throne, unwerth der Hoheit Zierde; aber 
ein neues herrlicheres Reich entblüht dem reinen Willen echter deut— 
ſcher Kraft.“ Er ging nach Schweden, weil er gehört, daß der Kron— 
prinz eine Landung in Deutſchland unternehmen wolle; wie ſo viele 
andere hoffte er von dieſem neuen Guſtav Adolf das größte. Sein 
reines Herz empörte ſich, als er vernahm, daß Bernadotte ſich Nor— 
wegen als Preis der Theilnahme am Kriege gegen Frankreich aus— 
gemacht habe; er rief Gneiſenau die Worte des Pſalmiſten zu: 
„Verlaſſet euch nicht auf Fürſten, ſie ſind Menſchen, ſie können ja 
nicht helfen“ ). 

Als den letzten, aber nicht als den geringſten verzeichnen wir 
den Prinzen Leopold von Heſſen-Homburg, der als Major 
beim Leib-Regiment ſtand und am 25. März 1812 den erbetenen 


) Pertz Gneiſenau II, 271 ff. 334 ff. III, 554. Droyſen York I, 337. 
Freytag Aus neuer Zeit 406. Lehmann Tugendbund 34. 
Lehmann, Kneſebeck und Schön. 5 
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Abſchied erhielt. Die Motive ſeines Ausſcheidens ſind nicht bekannt, 
man weiß nicht einmal, wohin er gegangen iſt, und doch wird kein 
Kundiger zweifeln, daß er ging, weil er nicht unter Napoleons 
Fahnen fechten wollte. Das Land ſeiner Väter war der Habgier 
ſeines rheinbundseifrigen Vetters zum Opfer gefallen. Von ſeinen 
Brüdern hatten vier im öſtreichiſchen Heere gegen Napoleon ge— 
ſtritten, der fünfte war preußiſcher General. Wie dieſer wäre auch 
er vielleicht in ſeiner Stellung geblieben, wenn nicht gerade das 
Leib-Regiment, in welchem er diente, das Los getroffen hätte, mit dem 
mobilen Korps unter franzöſiſches Kommando zu treten. Das konnte 
er nicht über ſich gewinnen, wie ſehr auch den König die Abſchieds— 
forderung verdroß. Ein naher Verwandter des preußiſchen Königs⸗ 
hauſes — ſeine Schweſter Marie Anna war die edle Frau, die ſich 
1808 mit ihrem Gemahl, dem Prinzen Wilhelm, Napoleon als Geifel 
für die pünktliche Zahlung der Kriegskontribution angeboten hatte — 
trat er 1813, ſobald die Allianz, die ihn vertrieben hatte, zerriſſen 
war, wieder in das vaterländiſche Heer und ließ ſein junges Leben 
in der erſten Schlacht des Freiheitskampfes, in dem wütenden Ringen 
um das Dorf Kleingörſchen, das er mit ſeinen Schleſiern geſtürmt 
hatte; vergebens hatte General Zieten ihn aufgefordert, feinen weit- 
hin ſichtbaren Ordensſtern abzulegen. Dem Todten aber ſang Max 
v. Schenkendorf das ſchöne Lied nach, in welchem es heißt: 


Fürſtenblut gefloſſen 
In der Lützner Schlacht — 
Wie ſo gern vergoſſen, 
Willig dargebracht! 

Es entrann dem Kühnen 
All ſein Lebensblut, 
Freudig zu verſühnen 
Schlechten Fürſtenmut. — 


Bei dieſem Geſchlechte weilen unſere Gedanken gern. Leopolds Ahn 
iſt jener Friedrich mit dem ſilbernen Bein, der im Liede fort— 
leben wird, jo lange Fehrbellin und der große Kurfürſt unvergeſſen 
bleiben, Leopolds Bruder Ludwig führte in Bülows Korps jene Bri- 
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gade Oſtpreußen, die bei Großbeeren, Dennewitz, Leipzig und im zweiten 
holländiſchen Befreiungskampfe unvergängliche Lorberen pflückte !). 


So ſind es denn nicht Dreihundert, aber gegen Dreißig; ſteht 
dies Reſultat in einem Verhältnis zu der aufgewendeten Mühe? 

Ohne gerade dem Grundſatze Hegels von der Identität der 
Qualität und Quantität zu huldigen, kann man doch finden, daß 
es einen gewaltigen Unterſchied ausmacht, ob ein Sechſtel des Offi- 
zierkorps ſich von ſeinem König losſagte, oder ob die Führer der 
Aktionspartei eine unmöglich gewordene Stellung aufgaben und dann 
die bisherigen Gehülfen dieſer Männer und einige heiße Köpfe außer 
ihnen ſolchem Beiſpiele folgten. Im erſteren Falle würden die Be— 
trachtungen eines unſerer erſten Hiſtoriker, der von dem Maſſen— 
austritt einen tief gehenden und lange nachwirkenden Zwieſpalt im 
Offizierkorps der Armee datirt, völlig begründet ſein, im letzteren 
Falle bleibt kein Raum für ſie. 

Ueberhaupt greift man fehl, wenn man alle bei dem Ereignis 
Betheiligten unter Einen Geſichtspunkt bringt; Scharnhorſt, Gnei⸗ 
ſenau und Boyen beanſpruchen durchaus eine beſondere Beurteilung. 
Scharnhorſt als Chef des Generalſtabes und Mitverwalter der höchſten 
militäriſchen Behörde, Gneiſenau als Rath im Staatskanzleramte, Boyen 
als Direktor der 1. Diviſion des Allgemeinen Kriegsdepartements?) 
hatten die Pläne zum Verzweiflungskampf gegen Frankreich entworfen, 
ſie hatten die weit vorgeſchrittenen Rüſtungen geleitet, ſie hatten 
alles dergeſtalt vorbereitet, daß es, wie Gneiſenau einmal ſagt, nur 
noch der beiden Worte „Friedrich Wilhelm“ unter der Vollziehungs⸗ 
urkunde bedurfte. Alles dies hatte dem Feinde nicht verborgen 
bleiben können: war es nicht, abgeſehen von jedem ethiſchen Mo 
ment, für fie beinahe eine Pflicht des Anſtandes, nach dem Ab— 
ſchluß des franzöſiſchen Bündniſſes ihren König nicht länger durch 

) Baur Gejchichts- und Lebensbilder I, 143 f. 

) Von Boyen ſagt Ompteda (Nachlaß II, 238) geradezu, er habe „das 
Portefeuille des Krieges gehabt“ und das meiſte dazu beigetragen, um die Ein- 
willigung des Königs zu den Rüſtungen des Jahres 1811 zu erlangen. 

5 * 
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ihr Bleiben gegenüber dem neuen Alliirten zu kompromittiren? „Die 
Männer — ſchrieb Stein!) in jenen Tagen an die hochſinnige Prin- 
zeſſin Luiſe — welche ſich auf hervorragenden Poſten befinden, müſſen 
ſie aufgeben um ihrer eigenen Sicherheit und der Regierung willen, 
da ſie ſich nicht vor dem Verdacht ſchützen könnten, in einem dem 
neuen Syſtem entgegengeſetzten Sinn zu verwalten, und die Fran— 
zoſen der Regierung mistrauen werden, ſo lange ſie jene in ihren 
Stellen ſehen.“ Und denſelben Gedanken entwickelte Scharnhorſt ſchon 
früher, als er am 29. Februar an Hardenberg ſchrieb: „Sind 
S. Majeſtät der König entſchloſſen, bei einer nun ſchon angefangenen 
gewaltſamen Beſetzung Ihrer Staaten nicht von hier zu gehen, Ihre 
Staaten und Ihre Perſon den Franzoſen, wenn ſie es gewaltſam 
verlangen, anzuvertrauen und unbedingt noch weiter als es bereits 
geſchehen hinzugeben: ſo würde unſer Aufenthalt, da man uns für 
diejenigen hält, welche gegen die Franzoſen cabaliren, hier ferner 
nur noch nachtheilig fein“ ?). 

Nichts aber wäre falſcher als wenn man meinen wollte, 
der König, welcher mit der Abſchiedsforderung der jüngeren Offi⸗ 
ziere allerdings unzufrieden war?), hätte ſich auch von ſeinen bis⸗ 
herigen Rathgebern im Grolle geſchieden. Unter die Kabinets-Ordre 
vom 11. März, welche das Abſchiedsgeſuch des „in ſeiner Geſund— 
heit geſchwächten“ Majors Boyen genehmigte, ſetzte der König eigen- 
händig die Ernennung zum Oberſten, ſo daß alſo der Beförderte eine 
Charge überſprang: eine damals ſchon ſeltene, ſeitdem unerhört ge— 
wordene Auszeichnung. Gneiſenau wurde zwar „mit Rückſicht auf 
ſeine Privatangelegenheiten“ von ſeinem Poſten als Staatsrath ent— 
hoben, aber in einer nicht für die Oeffentlichkeit beſtimmten Kabinets- 
Ordre behielt ſich der König vor, „ſeine Talente und feinen Dienſt⸗ 

1) Pertz Stein III, 28. 

) Geh. St. Arch. 

) Mittheilungen aus dem Leben Fr. Dohnas 30. 105. Wenn der Verfaſſer 
dieſer Biographie meint, Friedrich Wilhelm III. hätte Friedrich Dohna niemals 


den Uebertritt von 1812 ganz vergeſſen, ſo iſt doch zu bedenken, daß er ſich da 
durch nicht hat abhalten laſſen, ihn zum kommandirenden General zu machen. 
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eifer ſpäter wiederum für den Staat zu benutzen“, befahl, ihm ſein 
jetziges Gehalt fortzuzahlen und vertraute ihm eine geheime Miſſion, 
vor allem nach England an, um die Mittel und Wege zukünftigen 
gemeinſamen Kampfes gegen Napoleon bei Zeiten zu beſprechen. Wie 
Friedrich Wilhelm III. endlich zu Scharnhorſt ſtand, zeigt, daß er 
auf ſeinen Vorſchlag ſofort den Oberſt-Lieutenant v. Rauch in die 
von ihm verlaſſene Stelle einſetzte, daß er ihn an ſeinem Vorhaben 
gleich abzureiſen hinderte, daß er fortwährend perſönlich oder durch: 
den Staatskanzler ſeinen Rath einholte; ein Vertrauen, welches wohl 
geeignet war, wieder Vertrauen zu erwecken und dem Rathgeber die 
folgende, Herr und Diener gleichmäßig ehrende Erklärung abnöthigte: 
„Ich möchte nicht gern vor E. K. M. anders als ein dankbarer und 
bis in den Tod ehrfurchtsvoll ergebener Diener daſtehen, der ſich 
nur auf den Fall ein anderes Unterkommen reſervirt hat, wenn er 
im Innern verfolgt gezwungen wird, ſeinen König, für welchen er 
zu ſterben bereit tft, zu verlaſſen“ !“). 

Von den andern darf man wohl noch die nächſten Verwandten, 
Schüler und Gehülfen der leitenden Männer ausſondern: die Doh— 
nas, Clauſewitz, Tiedemann, Groeben und Roeder. Es war eine 
übermenſchliche Forderung, die Hoffnungen und Entwürfe, die ein 
Stück ihres Geiſtes ausmachten, an denen ihr Herz mit der doppel— 
ten Liebe des Egoismus und des Patriotismus hing, ſelber und für 
immer, ohne Hoffnung auf Auferſtehung, wie ſie meinten, zu be— 
graben. 

Die dann noch übrig bleibenden — wer möchte gern den erſten 
Stein auf ſie werfen? Es waren die ſchlechteſten nicht, welche 
gingen, dieſe, indem ſie ihr Liebſtes in die Hände eines rachſüchtigen 
Feindes gaben, jene, indem ſie des Zwieſpaltes nicht achteten, den 
ſie in ihre Familie trugen, alle, indem ſie eine geſicherte Stellung 
opferten und ſich ſelber dem Schickſal einer ungewiſſen Zukunft 
überließen — und dies alles um einer großen Idee willen. Des 


) d. d. Breslau 10. Mai 1812 (Geh. St. Arch.). Pertz Gneiſenau II, 
274 ff. Ompteda an Münſter 15. März (Politiſcher Nachlaß II, 239). 
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halb habe ich oben ſo lange bei ihren Perſönlichkeiten verweilt, damit 
ein jeder ermeſſen möge, welche Manneskraft in ihnen lebte, welche 
Dienſte die meiſten auch ſpäterhin dem wiedergewonnenen Vaterlande 
geleiſtet haben. Dieſe erſte und einzige Emigration des preußiſchen 
Adels iſt beſſer als alles andere geeignet, den fundamentalen Unter 
ſchied zwiſchen unſerm erſten Stande und dem der Franzoſen, den 
blinde Parteileidenſchaft ſo oft überſehen hat, zu veranſchaulichen; 
der franzöſiſche Adliche ging, nachdem er umſonſt die königliche Au⸗ 
torität gemisbraucht hatte, um ſeine Standesvorrechte zu retten, der 
preußiſche, als er glaubte, die Krone ſei ihrem nationalen Berufe 
untreu geworden. 

Sollen wir aber darum die anderen ſchelten, welche nicht gin 
gen, ſondern knirſchend ihre Pflicht thaten, dieweil ſie unter den 
Tugenden des Kriegsmannes den ſchlichten Gehorſam am höchſten 
hielten, obwohl ihr Grimm gegen den Nationalfeind dem der erſteren 
nichts nachgab: wie etwa jener Hiller, der als Adjutant Grawerts 
mit gegen die Ruſſen zog und von dem Steffens!) erzählt: „Er litt 
innerlich bei dem Verhältnis, welches ihn zwang; es kränkte ihn tief, 
wenn nicht unmittelbar, ſo doch mittelbar gegen ſein eigenes Vater— 
land kämpfen zu müſſen.“ Der ethiſche Konflikt, deſſen Vorhanden— 
ſein nur Gedankenloſigkeit oder Stumpfſinn nicht bemerken kann, iſt 
wohl am lebendigſten empfunden worden von dem warmen Herzen 
des Freiherrn vom Stein. Er ſchreibt in dem oben erwähnten 
Briefe an die Prinzeſſin Luiſe?): „Es iſt in dieſem Augenblicke ſchwer, 
die Pflichten des Bürgers mit denen des ſittlichen Menſchen zu ver— 
einigen. Die weniger hervorragenden Perſonen, die nicht zum Han⸗ 
deln berufen ſind, können fortwährend bleiben und ſich bei Seite 
halten — aber wie ſoll man den unglücklichen aktiven Militärs 
rathen, ihr Blut für die Sache der Unterjochung ihres Vaterlandes 
zu vergießen, diejenigen zu bekämpfen, welche man für ſeine Retter 
anſehen muß! Befrage jeder ſein Gewiſſen und folge deſſen Ein— 


) Was ich erlebte VII, 38. 
) Pertz Stein III, 28. 


3 


gebung; ich wage ihnen keine Verhaltungsregel vorzuſchreiben und 
vermag ihnen nur beizuſtimmen, wenn ſie der Regel folgen, welche 
ihr ſittliches Gefühl ihnen vorſchreibt. Ich achte die, welche ohne 
ſich zu entſittlichen, ohne ſich zu erniedrigen, ſich der Nothwendigkeit 
unterwerfen, in ihrem Innern die Gefühle verbergen und behalten, 
die ſie doch eines Tages mit Erfolg zeigen können: aber ich kann 
diejenigen nicht tadeln, die eine verſchiedene Handlungsweiſe haben 
und ihrem Abſcheu gegen die neuen Grundſätze nachgeben.“ — Wo 
aber war die ſittliche Hingebung eine größere? Wer handelte mehr 
im Sinne des kategoriſchen Imperativs, der das Lebensgeſetz unſeres 
Staates war, lange bevor der große Philoſoph ihn wiſſenſchaftlich 
formulirte? York und Kleiſt, Bülow und Borſtell, Tauentzien und 
Horn dem Beiſpiele der Tiedemanns und Horſts folgend, die Offi 
ziere ohne Generale, die Armee ohne Offiziere, das Land ohne 
Armee — dieſe Perſpektive braucht man nur zu eröffnen, und die 
Entſcheidung wird nicht zweifelhaft ſein. Sogar Stein, den ſeine 
Sympathien damals auf die andere Seite zogen, ſagte doch: „Die 
welche aus ehrenwerthen Gründen bleiben, zeigen vielleicht mehr 
Seelenſtärke.“ Erinnert man ſich vollends der wiederholten im offenen 
Felde gemachten Verführungsverſuche — oſtpreußiſche Füſiliere wur- 
den z. B. von einem Stabsoffizier (wahrſcheinlich von Goltz) gegen 
10 Rubel Belohnung zum Uebertritt aufgefordert!) — ſo wird man 
ſogar ein Verſtändnis für die erbarmungsloſen Worte Yorks über 
den todten Tiedemann gewinnen ?). 

Unſer Urteil würde auch dann ungeändert bleiben, wenn die 
Thätigkeit der Abſchiednehmenden in der Fremde eine reichere ge 
weſen wäre. Es traf ſie das Schickſal aller Emigranten, das ſchon 
der helleniſche Dichter ſichern Blickes kündete: „ſie werden durch Neid 
und Haß und Misgunſt denen verhaßt, zu welchen ſie gelangen.“ In 
Sprache, Sitte und Gedanken von den Einheimiſchen nicht verſtanden, 
fanden ſie ſich allerorten zurückgeſetzt und in ihrem Wirken gehemmt. 


) Oelsnitz Geſchichte des 1. Infanterie-Regiments 635. 
2) Droyſen York I, 217. Nach einer Ueberlieferung bei Droyſen II, 265 
hätte auch Scharnhorſt die Abſchiedsforderungen gemisbilligt. 


— 


Br, 


Von dem Loſe, welches Tiedemann traf, war ſchon die Rede; Chaſot 
empfand bereits im September den auf allen Deutſchen ruhenden 
Bann und wünſchte ſich einen andern Wirkungskreis; im Januar 1813 
ſchrieb Gneiſenau: „Alle Deutſchen in ruſſiſchen Dienſten ſehnen ſich 
aus ihrer dortigen Lage heraus“: — eine Empfindung, welche auch 
die Erfolge der Legion im Herbſtfeldzuge von 1813 nicht zurückzu 
drängen vermochten !). Davon gar, daß unſre Landsleute außerhalb 
der Legion in Rußland eine umfaſſende Wirkſamkeit entfaltet hätten, 
konnte, ſchon wegen ihrer geringen Zahl, nicht die Rede fein. Am 
werthvollſten war ihre Thätigkeit unzweifelhaft bei dem Abſchluß der 
Konvention von Tauroggen, zu deren Vermittelung ſie, nach ihrer 
äußeren Stellung dem ruſſiſchen, nach ihrer inneren Neigung dem 
preußiſchen Heere angehörend, wie geſchaffen ſchienen. 

Daß ihrer aber nicht mehr waren, hatte doch noch eine ganz 
beſondere Bedeutung. In dieſer Epoche tiefgehender Umwandlungen 
auf allen Gebieten des menſchlichen Thuns, wo ſelbſt konſervative 
Naturen zu radikalen Mitteln ihre Zuflucht nahmen, hat es auch 
an Verſuchen, die Treue des preußiſchen Heeres zu erſchüttern nicht 
gefehlt. Um nur bei dem Jahre 1812 ſtehen zu bleiben, ſo war 
ſchon der oben erwähnte Auftrag des Oberſten Arentsſchild auſtößig 
genug; im Januar berichtete der öſtreichiſche Geſandte ſeiner Regie 
rung, daß eine Wiederholung des Schillſchen Unternehmens geplant 
würde?); ſehr ernſthaft gemeint war ein Vorſchlag des Grafen 
Münſter, über den wir erſt kürzlich unterrichtet worden ſinds). Der 
eifrige Diener des Hauſes Welf, der eifrigſte wohl, den es je ge— 
habt hat, in deſſen Herzen der Haß gegen den Räuber von 1806 
nur durch die Furcht vor dem Räuber von 1803 gezügelt wurde, 
hätte an und für ſich Preußen, das ewige Hindernis einer Wieder- 
aufrichtung des Reiches von Heinrich dem Löwen, am liebſten ver- 
nichtet *); damals aber war er in Ermangelung eines minder ge- 


) Pertz Gneiſenau II, 379. 482. III, 521. 580. 584. Schaumburg 
W. v. d. Horſt 42 f. 2) Geh. St. Arch. (hieraus bei Duncker 749). 

) Ompteda Politiſcher Nachlaß II, 174 ff. 

) Noch im Januar 1813 ſchrieb er an Stein: „Sie müſſen dem König 


fährlichen Bundesgenoſſen bemüht, es jo weit in feinen Kräften 
ſtand auszunutzen. Natürlich um einen möglichſt geringen Preis. 
Er wollte ihm nicht Geld, nicht Soldaten geben, ſondern — abge— 
ſehen von dem großmütigen Anerbieten einer Flottenaufſtellung in 
der Oſtſee — nur Waffen, und auch dieſe nicht aus freiem Antrieb 
und in völliger Verkennung der Lage Preußens unter ſolchen Klau⸗ 
ſeln, daß im Falle der erſtrebten „nicht voreiligen Ablieferung“ der 
Staat vom Feinde überſchwemmt geweſen wäre, ehe eines der ge— 
lieferten Gewehre abgefeuert wurde. Als Friedrich Wilhelm III. den 
Bemühungen Englands, ſeine Unterthanen als verlorenes Volk in 
die Breſche zu werfen, zähen Widerſtand entgegenſetzte, verfiel der 
welfiſche Staatsmann auf ein Mittel, welches ſchneller zum Ziele 
zu führen verſprach. In der Depeſche vom 2. Dezember 1811 be⸗ 
auftragte er ſeinen Agenten Ompteda — der, früher hannoveriſcher 
Geſandter in Berlin, ſeit dem Juli die geheimen Verhandlungen 
mit Preußen vermittelte — zu probiren, ob nicht Blücher, Scharn⸗ 
horſt und Gneiſenau zu einer ſelbſtändigen Aktion, ohne und gegen 
den Willen des Königs, zu bewegen ſeien. Ein Unterfangen, höchſt 
befremdlich an ſich, doppelt befremdlich, wenn man bedenkt, wie viel 
gerade in England auf der Unterordnung der ſtehenden Armee unter 
die ſtaatlichen Gewalten beruht. 

Blücher befand ſich damals nicht in Berlin, und dies war 
Ompteda nach ſeiner eigenen Verſicherung ganz recht, da er „an der 
Diskretion des ſehr reſpektablen Greiſes“ zweifelte; an Scharnhorſt 
und Gneiſenau aber erging wirklich, gerade in der Zeit, wo die 
franzöſiſche Allianz entſchieden wurde, die verfängliche Frage, welchen 
Eindruck der von Münſter geſetzte Fall in der preußiſchen Armee 
machen würde. 

Seien wir ehrlich: keiner von beiden fertigte den Verführer ſo 
ab, wie er es verdiente. Sei es nun, daß ſie durch eine andere 
als dilatoriſche Antwort den Vertreter einer für die Befreiung Europas 


von Preußen fein Militär nehmen, um ihn unſchädlich zu machen ... Preußens 
Macht lebt nur noch in der Erinnerung. Sie mag zwiſchen der Weichſel und 
Elbe als Macht der zweiten oder dritten Größe auſſtehen.“ Pertz Stein III, 242. 
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unentbehrlichen Macht zu verletzen fürchteten, ſei es, was wahrſchein⸗ 
licher, daß ſie auf das einträchtige Zuſammenwirken von Königthum 
und Heer nicht den hohen Werth legten wie wir, die wir den böh— 
miſchen Krieg erlebt haben, und daß überhaupt damals ihr Glaube 
an den preußiſchen Staat ins Wanken gekommen war — genug, ſie 
wieſen den Gedanken des Hannoveraners nicht unbedingt zurück. 
Aber ſie erklärten, was 1809 oder ſelbſt im Sommer 1811 möglich 
geweſen wäre, ſei es heute nicht mehr. Sie motivirten dies mit 
der Abberufung Blüchers vom Pommerſchen Kommando, durch welche 
man zwei höchſt wichtige Vortheile verloren habe: den einen, auf 
die Geſammtheit der Truppen durch einen Führer zu wirken, der 
ihr ganzes Vertrauen habe und der vorbereitende Maßregeln ev- 
greifen könne, den andern, während dieſer Zeit Offiziere und Soldaten 
zu bearbeiten und ſie auf ein heroiſches Unternehmen vorzubereiten. 
„Beide, Scharnhorſt und Gneiſenau — fährt Ompteda fort — ſahen 
dieſe großen Vortheile als unumgänglich an, um unter den Truppen 
eine Bewegung zu Gunſten der guten Sache bewirken zu können. 
Uebrigens verzweifelten ſie beide an einer ſolchen Bewegung. Ihre 
Gründe waren: der Mangel an Gemeinſinn (esprit public) unter den 
Truppen und die geringe Abneigung, welche ſie gegen eine Unterwerfung 
unter das franzöſiſche Joch hätten, ſobald ihr Souverän einwillige. Sie 
waren überzeugt, daß faſt alle Soldaten, falls die Franzoſen ſie nicht 
aufs äußerſte mishandelten, es vorziehen würden, in ihren gegen— 
wärtigen Stellungen zu verbleiben, anſtatt eine Partei zu ergreifen, 
welche Ehrgefühl, Abneigung gegen Knechtſchaft und eine erhabenere 
Vaterlandsliebe ſie demjenigen Schickſal ſollten vorziehen laſſen, das 
ihrer wartet, wenn ſie unter die franzöſiſchen Adler geſtellt werden. 
Sie hatten im allgemeinen dieſelbe Meinung von der größten Zahl 
der preußiſchen Offiziere, wenige Individuen ausgenommen, welche 
es wahrſcheinlich vorziehen würden außer Landes zu gehen.“ 
Indem Ompteda weiter die Richtigkeit dieſer Anſicht an der 
Hand der Thatſachen prüft, giebt er eine höchſt wirkſame Beſtätigung 
des Reſultats unſrer Unterſuchung. Er ſagt: „Sie irrten ſich 
nicht. Alle Truppen beruhigten ſich bei der Unterwerfung unter 


Frankreich, einige wenige Individuen ausgenommen. Unter den Offi⸗ 
zieren waren mehrere, welche ſehr froh waren, ihre alte Animoſität 
gegen Rußland befriedigen zu können. Andere freuten ſich das 
Handwerk des Krieges unter ſo geſchickten Generalen lernen zu 
können. Eine ſehr kleine Zahl Offiziere vom Generalſtabe und von 
der Berliner Garniſon forderten ſogleich ihre Entlaſſung, welche 
ihnen der König mit vielem Verdruß bewilligte.“ 

Und nun beachte man wohl: mit den Dreihundert verſchwindet 
eine von den drei großen autonomen Willensäußerungen des preis 
ßiſchen Heeres aus jener Epoche, an denen man ſo lange geglaubt 
hat feſthalten zu müſſen. Ueber die Konvention von Tauroggen hat 
Droyſens Unterſuchung in ſo fern abgeſchloſſen, als ſie erwies, daß 
Vork nicht nach geheimen Inſtruktionen handelte, welche ſeine That 
mit ausdrücklichen Worten als mögliche Eventualität berückſichtigt 
hätten. Im Uebrigen aber bedarf das traditionelle Urteil über das 
Ereignis vom 30. Dezember 1812 eben ſo einer Modifikation wie 
über dieſen ganzen Abſchnitt unſrer Geſchichte. Hardenberg war doch 
etwas mehr als der leichtſinnige und doppelzüngige Diplomat, den 
Steins ungerechtes Urteil aus ihm gemacht hat, und der König doch 
etwas anderes als der beſchränkte, kleinmütige und eigenſinnige Tyrann, 
zu welchem ihn eine um ihre Hoffnungen getäuſchte politiſche Oppo⸗ 
ſition geſtempelt hat: keiner von beiden hat ein anderes Ziel als die 
Befreiung des Vaterlandes vor Augen gehabt und dieſem Herzens⸗ 
wunſche haben ſie beide auch in ſo weit Ausdruck gegeben, daß 
General York wiſſen konnte, er würde mit feinem Entſchluß auf 
keinen unüberwindlichen Widerſtand ſtoßen. So bliebe denn noch 
das Unternehmen von Schill. Aber abgeſehen davon, daß ihm nicht 
mehr als eine Kompagnie und vier Schwadronen folgten, ſo wurde 
doch ſein Entſchluß bloß durch eine verwickelte Situation ausführbar, 
in der ſeine Verſicherung, daß er im Auftrage des Königs handle, 
ei den von ihm geführten Mannſchaften Glauben finden konnte. 
Uebrigens ſcheint uns das letzte Wort über den ganzen Zug, der 
das ihm geſpendete Lob nur zum Theil verdient, noch nicht geſprochen. 
Als Graf Münſter jenes Attentat auf die Treue der preußiſchen 


Armee unternahm, mochte ihm vorſchweben, daß ja noch unlängſt der 
Herrſcher von Frankreich durch militäriſche Gewalten erhoben, der 
von Schweden durch militäriſche Gewalten geſtürzt war. Er ver- 
kannte völlig die Natur und das Weſen unſres Staates. Unter 
allen Heeren der europäiſchen Großſtaaten iſt das preußiſche das 
einzige, welches niemals die Wege eigener Politik gewandelt iſt. 
Oeſtreich hatte ſeinen Wallenſtein, Rußland ſeine Strelitzen und 
Garden, das osmaniſche Reich ſeine Janitſcharen; in Schweden mußte 
Guſtav IV., in Sardinien Viktor Emanuel I. einem Soldatenauf— 
ſtande weichen; Englands Heer gebar den gewaltigſten aller revo— 
lutionären Generale nächſt Bonaparte; im neuen Spanien und 
Frankreich ſind ſo viel Soldateneide, als da geſchworen wurden, auch 
gebrochen worden. Durch die preußiſche Geſchichte geht eine Ver— 
einigung von Gehorſam und Freiheit, welche geradezu einzig daſteht: 
inſonderheit unſere Freiheitskriege erhalten hierdurch ein Gepräge, 
das ſie von allen andern nationalen Erhebungen unterſcheidet. Der 
vor der ſchwerſten Verantwortung nicht zurückſchreckende Mannesmut, 
wie ihn Heinrich von Kleiſt in einer ewig muſtergültigen Dichtung 
verherrlicht hat, iſt im preußiſchen Offizierſtande lebendig geweſen ſeit 
jenem Buddenbrock, der auch einem Friedrich Wilhelm I. zu wider⸗ 
ſtehen wagte, bis auf die Schlachtfelder von 1870, wo unſer Heer 
eben ſo oft ſeinen höchſten Führern den Impuls gegeben, als es ihn 
empfangen hat. Aber in einen bewußten politiſchen Gegenſatz zu 
ſeinem Könige hat es ſich nie geſetzt. Wie hätte es auch gekonnt? 
Es wäre eine Sünde wider ſeinen Geiſt geweſen. Unter allen Ge— 
ſchichtsberdrehungen der Gegner Preußens iſt doch keine erheiternder 
als die des Apoſtels der deutſchen Sozialdemokratie, der einmal be> 
hauptet hat, die preußiſchen Könige hätten den Begriff Kriegsherr 
erfunden. Die Hohenzollern haben in höchſt perſönlicher Arbeit das 
Heer geſchaffen, welches der Anfang und die Vollendung unſres 
Staates iſt, und darum nennen ſie ſich nach unverjährbarem Rechte 
heute wie immerdar: Kriegsherren von Preußen. 


Schön, 


der preußiſche Landtag und die Landwehr von 1813. 


Im Vergleich mit der Geſchichte anderer moderner Großſtaaten 
iſt die preußiſche arm an Memoiren. Einſam faſt ſtehen in der 
Erinnerung die Rieſengeſtalten des großen Kurfürſten, Friedrich 
Wilhelms J., Friedrichs des Großen; neben ihnen kommen und gehen 
ihre Staatsmänner, kaum daß wir wiſſen, woher und wohin. Noch 
iſt uns über das Werden und Wachſen der Fuchs und Meinders, 
Danckelmann und Illgen, Grumbkow und Waldburg, Podewils und 
Finckenſtein nicht viel mehr bekannt als was in den dürftigen Notizen 
beſchloſſen iſt, die vor länger als einem halben Jahrhundert Cosmar 
und Klaproth in ihrer Geſchichte des preußiſchen Staatsrathes zu— 
ſammentrugen. In ſtolzer Beſcheidenheit haben ſie verſchmäht, die 
Nachwelt über ihr Thun aufzuklären; was ſie thaten, thaten ſie als 
könnte es nicht anders ſein. Ihr Schweigen iſt auch ein Abglanz 
des Geiſtes reſignirter Pflichterfüllung, der unſern Staat groß ge— 
macht hat; aber dem nachlebenden Biographen iſt dadurch feine Auf- 
gabe unermeßlich erſchwert worden. 

Eine merkwürdige Ausnahme macht die Periode der Unter- 
werfung unter Frankreich und der Befreiung von Frankreich. Wir 
beſitzen bereits Memoiren von Haugwitz, Lombard und Maſſenbach, 
Kneſebeck und Müffling, Henckel v. Donnersmarck und Marwitz, 
Arndt und Raumer; im Erſcheinen begriffen find die von Harden⸗ 
berg, des Herausgebers warten die von Boyen. Wo keine ausge⸗ 
arbeitete Darſtellung vorlag, zeigte ſich doch der Nachlaß faſt immer 
reichhaltig genug, um zu dem Verſuche einer Monographie zu ers 
muntern. So haben Stein und Alexander Dohna, Hardenberg und 
W. v. Humboldt, Blücher und Gneiſenau, Bülow und Pork, Grol- 
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man und Scharnhorſt ihren Biographen gefunden; auch kleineren 
Geiſtern wendete ſich die Liebe des Forſchers in reichem Maße zu: 
wie viel iſt z. B. über Schill geſchrieben worden. N 

Die Folgen hiervon waren nicht eben günſtig. Während ſonſt 
der Hiſtoriker das Intereſſe des von ihm geſchilderten Staatsweſens, 
wie es ſich in der Perſon des Fürſten und der Totalität ſeiner 
verwaltenden Beamten verkörpert, zum Mittelpunkte der Betrachtung 
macht, war ihm hier der Geſichtspunkt ſeines jedesmaligen Helden 
maßgebend, und wer wie Häuſſer ohne vollſtändige Durcharbeitung 
des vorhandenen Aktenmaterials eine Geſammtdarſtellung verſuchte, 
konnte kaum anders als zu einem negativen, für die Regierung 
ungünſtigen Reſultate kommen. Grundverſchieden erſcheint darum 
heute die Aufgabe des Geſchichtsſchreibers in den älteren Perioden 
der preußiſchen Geſchichte und in dieſer neuen. Dort gilt es die 
Thätigkeit des Fürſten in ihre einzelnen Faktoren zu zerlegen, hier 
die vereinzelten Faktoren, die auf ihn wirkten, in geordneten Zu— 
ſammenhang zu bringen, dort den anderen Perſönlichkeiten ihren be- 
rechtigten Einfluß zu wahren, hier das Uebermaß des in Anſpruch 
genommenen abzuwehren. Beide Aufgaben haben ihre eigenthüm- 
lichen, in dem Zuſtande der Quellen beruhenden Schwierigkeiten, die 
aber doch in dem letzten Falle eher größer als geringer ſind. Denn 
unglaublich viel des Materials, was man in den Archiven zu ſuchen 
berechtigt iſt, ging in den Stürmen der Jahre von 1806 bis 13 
unter, noch mehr gelangte gar nicht zur Aufzeichnung; zahlreiche ge⸗ 
heime Miſſionen ſind auf Grund mündlicher Weiſungen unternommen 
worden, oft genügte eine Notiz in einem unverfänglichen Buche zur 
Legitimation des Geſandten, zuweilen war die geſchriebene Inſtruktion 
oſtenſibel für den ſpähenden Feind. Ob es unter dieſen Umſtänden 
jemals möglich ſein wird, eine Rekonſtruktion in der angegebenen 
Richtung, wie ſie Max Duncker mit ſolchem Erfolge für einen Theil 
der Hardenbergſchen Verwaltung unternommen hat, auch auf die 
vorangegangenen Miniſterien auszudehnen, iſt ſehr zweifelhaft. In 
vielen Fällen wird man ſich mit einem mehr kritiſchen Reſultat be- 
gnügen müſſen. 
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Die Zahl der Memoiren über die genannte Epoche iſt kürzlich 
noch vermehrt worden durch eine Publikation aus dem Nachlaſſe 
Schöns ). Veranſtaltet durch die Familie, iſt fie doch jo beſchaffen, 
daß jene eher ein Intereſſe an ihrer Geheimhaltung gehabt hätte. 
Denn das Bild des alten Oberpräſidenten und Miniſters, des Ge— 
hülfen von Stein und Scharnhorſt, des Führers der oſtpreußiſchen 
Verfaſſungspartei, des Alterspräſidenten der preußiſchen National- 
verſammlung von 1848 war, wie es die auch in unſerem Jahr- 
hundert ſehr geſchäftige Sage verklärt hatte, doch ſchöner als er es 
hier ſelber wider ſeinen Willen zeichnet. Und was die poſitiven von 
ihm mitgetheilten Thatſachen betrifft, ſo liegen die gewichtigſten 
Gründe vor, an der Zuverläſſigkeit des Erzählers zu zweifeln. 

Schön hat ſeine Selbſtbiographie erſichtlich erſt im ſpäteren 
Lebensalter begonnen. Man iſt ſoweit gegangen, ihre ſchließliche 
Redaktion in die zwei letzten Jahre vor feinem Tode (1854 —56) 
zu verlegen. Der, welcher dieſe Behauptung aufgeſtellt hat?), macht 
dafür geltend, daß Schön in einer damals mit Varnhagen über ſeine 
Biographie geführten Korreſpondenz dieſes aus der eigenen Feder her— 
vorgegangenen Verſuches nicht Erwähnung gethan hat, und daß die 
Ordnung der Schönſchen Papiere, welche die Ausarbeitung des letz— 
teren doch nothwendig hätte begleiten müſſen, im Jahre 1854 noch 
nicht begonnen war. Indes mit der Vorausſetzung, daß der Autor 
ſeine Arbeit nicht anders als an der Hand der Urkunden unternommen 
haben wird, thut man ihm, wie ſich ſofort zeigen wird, zu viel Ehre 


) Aus den Papieren des Miniſters und Burggrafen von Marienburg 
Theodor v. Schön. I. Halle 1875. 

2) K. Reichard (Im neuen Reich 1875 I, 734), deſſen Auffaſſung ich ſonſt 
durchaus theile. Auch mit Maurenbrecher (Grenzboten 1875 J, 161. 481) 
ſtimme ich in allen Hauptſachen überein. — Wie Mejer (Preußiſche Jahrbücher 
XXXI, 521) dazu kam, die Abfaſſung der „Denkwürdigkeiten“ Schöns ins 
Jahr 1844 zu verlegen, womit die von Maurenbrecher angeregte Frage ver 
ſchiedener Redaktionen zuſammenhängt, darüber werden ja wohl die folgenden 
Bände des Nachlaſſes Aufklärung bringen. Ich will nur daran erinnern, daß 
Schloſſer in feiner Geſchichte des 18. und 19. Jahrhunderts ausführliche Aus- 
züge aus Denkwürdigkeiten Schöns gegeben hat, welche völlig verſchieden ſind 
von der jetzt veröffentlichten Selbſtbiographie. 

Lehmann, Kneſebeck und Schön. 6 
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an, und die Beweiskraft des andern, nur dem Stillſchweigen ent- 
nommenen Argumentes wird durch poſitive Gründe erſchüttert. 
Allerdings iſt die Selbſtbiographie ſchwerlich in einem Zuge ge— 
ſchrieben. Bei dem Tilſiter Frieden iſt eine Unterbrechung deutlich 
zu bemerken; die Erzählung beginnt gewiſſermaßen von vorn, wenn 
es heißt: „Als Student und als Referendarius brauſete es in mir. 
Der Entſchluß zu reiſen (1796 gefaßt) war, ohne daß das Reiſen 
ſelbſt, wozu, wohin? mir klar war, der Gedanke des Reiſens war 
geſcheit und beſtimmte meine ganze Lebensrichtung. Die Reiſe machte 
mich klar über Staat und Volk.“ In dieſem Stile geht es weiter, 
über eine Reihe von bereits erwähnten Ereigniſſen wird noch ein 
Mal berichtet. — Unmöglich aber liegt zwiſchen Ausarbeitung und 
Schlußredaktion ein ſo weiter Zwiſchenraum wie jene Annahme will. 
Gleich im Anfang gedenkt Schön eines Jugendfreundes, des Ge— 
heimen Rathes Göbel, und ſpricht die Hoffnung aus: „unſere innige 
Freundſchaft wird auch wohl bis ans Ende unſeres Lebens fort— 
dauern“; Göbel aber ſtarb bereits am 14. April 1839. Und auf 
einer der letzten Seiten wird die Theilnahme geprieſen, die „unſer 
Kronprinz“ der Reſtauration des Marienburger Schloſſes ſchenkte: 
alſo hatte der Autor auch damals das Jahr 1840 noch nicht er⸗ 
reicht. Eben ſo ſicher begrenzt ſich die Abfaſſungszeit nach rückwärts. 
Bei der Schilderung des preußiſchen Landtages von 1813 wird 
auf die Schrift des General-Auditeurs Friccius „Zur Geſchichte der 
Errichtung der Landwehr“ verwieſen, und dieſe iſt im Jahre 1838 
erſchienen. Die Biographie entſtand alſo in den Jahren 1838 und 
1839. Hierzu ſtimmen die ſonſt noch vorkommenden Erwähnungen 
gleichzeitiger Perſönlichkeiten. Es iſt vom Tode Steins die Rede, 
und dieſer fällt bekanntlich ins Jahr 1831. Köhn v. Jaski“), der 
Gouverneur von Königsberg, und Kneſebeck, über den der erſte Theil 
unſrer Schrift handelt, werden als lebend eingeführt: jener ſtarb 


) Maurenbrecher irrt, wenn er meint, daraus, daß Jaski „jetzt General“ 
genannt wird, einen Anhalt für die Abfaſſung nach 1831 gewinnen zu können. 
Dieſer Offizier iſt nach Ausweis der Rangliſten ſchon zwiſchen 1817 und 1819 
General geworden. 


1846, dieſer 1848. Der Schulrath Jachmann wird Geheimer Rath 
genannt, was er erſt 1831 oder 1832 wurde. Immerhin war 
Schön alſo über die Mitte der Sechzig hinaus, als er ſich anſchickte 
ſein Leben aufzuzeichnen. 

Wie bequem der Alte damals ſchon geworden war, erſieht 
man aus einem Satze wie dieſem: „Etwa im Jahre 1804 ſtarb 
Struenſee, und Stein wurde deſſen Nachfolger!“ denn was wäre 
leichter geweſen als ſich zu überzeugen, daß beide Ereigniſſe wirklich 
in jenem Jahre ſtattfanden? Er gedenkt des Miniſters Hagen mit 
den Worten, er ſei in den letzten Jahren Friedrichs II. ſehr wichtig 
geweſen: Hagen ſtarb aber bereits 1771)“. Von dem eben ge— 
nannten Vorgänger Steins heißt es, er habe zur Zeit ſeines däniſchen 
Dienſtes Friedrich dem Großen durch eine grobe Antwort ſo impo— 
nirt, daß als „die Scene ſich in Kopenhagen zu verändern anfing“, 
d. h. als die Stellung ſeines allmächtigen Bruders erſchüttert war, 
der König ſogleich Negotiationen mit ihm einleitete, ihn in ſeinen 
Dienſt zog und zum erſten Rath bei einem ſchwachen Miniſter machte. 
Dieſe Anekdote widerſpricht der ſonſtigen Ueberlieferung in mehreren 
Punkten. Struenſee war ſchon vor ſeiner Berufung nach Dänemark 
einmal preußiſcher Beamter geweſen: König Friedrich ſelber hatte ihn 
1757 als Profeſſor der Philoſophie und Mathematik an die Lieg— 
nitzer Ritterakademie berufen. Ferner iſt er nicht gleich nach dem 
Sturze ſeines Bruders (1772) in den vaterländiſchen Staatsdienſt 
zurückgetreten, er hat bis 1777 als Privatmann in Schleſien gelebt. 
Endlich wurde er auch damals noch nicht zum Rath bei einem 
ſchwachen Miniſter gemacht, ſondern zunächſt als Direktor des neu 
errichteten Bankkomptoirs nach Elbing geſchickt. Von da kam er 
1782 als Geheimer Finanzrath und Direktor der Seehandlung nach 
Berlin ?). 

Zu ſolchen Irrthümern verhältnismäßig harmloſer Art, über 
welche man keine Abhandlung ſchreiben würde, geſellen ſich andere, 


) M. Niebuhr Geſchichte der Königlichen Bank in Berlin 53. 
) Cosmar und Klaproth 515 f. Schück in den Abhandlungen der Schleſiſchen 
Geſellſchaft 1864. Philoſ.⸗hiſt. Abtheilung I, 28 f. 
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zu deren Erklärung Altersſchwäche und Bequemlichkeit nicht ausreichen. 
Sie durchdringen ſich bei der Darſtellung des preußiſchen Landtages 
von 1813 dergeſtalt, daß es zuläſſig erſcheint, die Unterſuchung der 
Glaubwürdigkeit des Autors ganz an dieſes Ereignis anzuknüpfen. 
Jndem ich mir der Gefährlichkeit meiner Aufgabe wohl bewußt bin 
— Schöns Bericht wird in gewiſſen Kreiſen wie ein Evangelium 
geglaubt — werde ich zuerſt zeigen, daß es gerade hier mehr als 
eine Verſuchung für den Autor gab, von der ſtrengen Wahrheit ab— 
zuweichen. 

Vor dem Stadtmuſeum in Königsberg haben die Oſtpreußen 
ihrem aus dem Staatsdienſt ſcheidenden Oberpräſidenten noch bei 
Lebzeiten ein Denkmal errichtet, und niemals hat der Lenker irgend 
einer unſerer Provinzen dieſe hohe Anerkennung mehr verdient als 
Schön. Allerdings ruht der Patriotismus des Deutſchen faſt immer 
in der Liebe zu ſeiner engeren Heimat; nur wenigen begnadeten 
Naturen hat Politik und Hiſtorie die Augen geöffnet und das Herz 
erweckt, daß ſie das Vaterland lieben als ſolches, ohne den geheimen 
Vorbehalt, es ſei nirgend herrlicher und großartiger geſtaltet als bei 
ihnen daheim. Bei Schön aber, hatte alles, Fühlen und Denken, 
Wollen und Handeln einen provinzialen Auſtrich. Es iſt ſehr be— 
zeichnend, daß der Herausgeber der Memoiren nicht Schöns, ſondern 
Kants Bildnis ſeinem Werke beigiebt. Mit welchem Stolze erzählt 
Schön, daß ſein Vater den großen Philoſophen gebeten habe, für 
den jungen Bürger der Albertina die Kollegien zu wählen, und 
wer vermöchte den nachwirkenden Einfluß dieſer Wahl zu ver— 
kennen, wäre es auch nur in den Aeußerlichkeiten der Terminologie. 
Will Schön den Abgrund von Schlechtigkeit bei einem Manne oder 
Staate bezeichnen, ſo ſagt er: „er hatte keine Ideen in ſich aufge- 
nommen.“ Seiner Abneigung gegen Stein giebt er den originellen 
Ausdruck: „die Macht der Idee war ihm fremd.“ An Beyme lobt 
er, „daß Gott ihn für Ideen empfänglich hatte geboren werden 
laſſen, wenngleich das Zuſtrömen der Ereigniſſe und feine Freude 
an diplomatiſchen Kunſtſtücken die ſchöne Gottesgabe bei ihm ſehr be— 


nebelt hatten.“ Die preußiſche Regierung nach dem Tode Harden— 
bergs „brachte das Volk ſo herunter, daß verächtliche Handlungen 
keinen Anſtoß mehr gaben“: ſie war eben „ideenlos“. — Schön 
ſtudirte Kant bis an das Ende ſeines Lebens. Höchſt charakteriſtiſch 
fängt er ſeinen berühmten Brief an Schloſſer aus dem Jahre 1849 
alſo an: „Wenn ich von dem ideenloſen Gange der jetzigen Zeit er— 
müdet und ermattet und beſorgt bin, daß die Gemeinheit die Ober— 
hand bekommen könne, und wenn ich dann aus dem unerſchöpflichen 
Ideenſchatze meines großen Meiſters Kant mir Stab und Stütze 
ſuche, dann geben Sie durch Ihre Geſchichtswerke der Idee Geſtalt 
und Leben, und da ſtärken Sie mich ſo, daß ich ſo wie Sie die ein— 
zelnen Ereigniſſe und den gedankenloſen, oft ſchlechten Gang der Zeit 
nur als Gerüſte und Material zu dem großen Gebäude betrachte, 
welches die menſchliche Vernunft zwar zu ahnen, aber nicht zu be 
greifen im Stande iſt.“ Noch in dem letzten Briefe der vorliegenden 
Sammlung, den er als Achzigjähriger ſchrieb, citirt er die Abhand— 
lung „Ueber die Macht des Gemütes ſeiner krankhaften Empfin— 
dungen Herr zu werden“ und erklärt, ohne Kantiſche Philoſophie 
wäre er längſt b raben. 

Ein anderer Königsberger Profeſſor, wie Kant ein Landsmann 
Schöns, Chriſtian Jakob Kraus, der mit unter den erſten die Lehren 
von Adam Smith in Deutſchland verbreitet hat, führte Schön in die 
wiſſenſchaftliche Nationalökonomie ein; Gedanken von Kraus hat er 
ſpäter in ſeiner praktiſchen Thätigkeit als Staatsmann verwirklicht. 
Die Königsberger Kriegs- und Domänen-Kammer war es, bei der 
er nach Abſolvirung der Univerſitätsjahre angeſtellt ſein wollte, der 
Oberpräſident von Preußen, Freiherr von Schrötter, verſöhnte durch 
feine „höheren Gedanken“ den nur für „Ideen“ ſchwärmenden Ne- 
ferendar mit dem „augenblicklichen gemeinen Leben“. Als nach dem 
Tilſiter Frieden der König ſeine Reſidenz in der Provinz aufſchlug, 
trat Schön ins Miniſterium, um es nicht lange vor der Rückkehr 
des Königs nach Berlin zu verlaſſen. Er ging als Regierungsprä⸗ 
ſident nach Gumbinnen, „um wenigſtens in einem beſchränkten Kreiſe 
von Ideen ausgehen und Ideen ins Leben führen zu können.“ 
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Gumbinnen wählte er „als den entferntejten Theil unſeres Staates, 
weil da noch die wenigſte Verbildung war und ich mit Recht von 
dem einfachen Menſchen noch die mehrſte Klarheit erwartete“: eine 
Erklärung, welche dem Verfaſſer des Emile Ehre gemacht haben 
würde. In dem Geſuche, welches er damals an Friedrich Wilhelm III. 
richtete, bezeichnet er es geradezu als eine Strafe, wenn ihn der 
König in eine andere Provinz verſetzen würde; er bittet flehentlich, 
ihn in Preußen zu belaſſen ). Er iſt ſeitdem immer nur auf kurze 
Zeit aus der Provinz gegangen. Im Jahre 1810 begab er ſich 
nach Berlin, einem Rufe des Staatskanzlers folgend, der ihm das 
Finanzminiſterium übertragen wollte; die Verhandlungen zerſchlugen 
ſich, unter anderem auch wohl deshalb, weil Schön ſich ſo ungern 
von Gumbinnen trennte; wenigſtens ſchrieb damals der König ?): 
„Wie von Schöns ſchätzbarer Fähigkeit wird Gebrauch zu machen 
ſein, wenn man ihn nicht auf ſeinem Lieblingspoſten in Gumbinnen 
laſſen will, ſehe ich nicht recht ein.“ Drei Jahre ſpäter berief ihn 
der König als preußiſchen Bevollmächtigten in die Centralverwaltung 
der von den Verbündeten beſetzten deutſchen Länder; er verließ 
Gumbinnen, doch nicht ohne zuvor Hardenberg gebeten zu haben, 
daß er ihm ſeine Präſidentenſtelle aufheben möchte: „es iſt mir heil— 
ſam — ſagt er — nichts mehr zu wollen; mein Werth als Menſch, 
Unterthan und Diener wird durch dies Nichtsmehrwollen erhöht.“ 
Und als wenn es kaum noch einen Unterſchied zwiſchen feinem In— 
tereſſe und dem der Provinz gäbe, fährt er fort: „Verlaſſen Ew. 
Excellenz dieſe Provinz nicht. Ich bitte mehr, als ich für mich bitten 
kann, für die Provinz ?).“ Lange hielt er es denn im Verwaltungs- 
rathe nicht aus; ſchon im Auguſt bat er um die Erlaubnis auf ſeinen 
alten Poſten nach Gumbinnen zurückkehren zu dürfen!). Nach ge— 
ſchloſſenem Frieden wurde er Oberpräſident erſt von Weſtpreußen, 
dann von ganz Preußen; als er aus dem Staatsdienſte ſchied, dachte 


1) Aus den Papieren Schöns I, 97 der Anlagen. 

) Mittheilungen aus dem Leben Fr. Dohnas 231. 
) Aus den Papieren Schöns I, 147 f. der Anlagen. 
+) Ebendaſelbſt S. 158. 
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er nicht daran, aus der Provinz zu gehen, er hat auch den Abend 
ſeines Lebens in ihr zugebracht. Sein Einfluß war und blieb 
außerordentlich groß; er erlebte den Triumph, daß die Mehrzahl der 
Bewohner ſich zu ſeinen politiſchen Anſichten bekannte; kein Wunder, 
daß ſich ſein Provinzialſtolz zu einer Geſinnung verhärtete, die von 
Hochmut nicht weit entfernt iſt. So giebt er zu verſtehen, daß 
Steins Reformen nur in der Königsberger Luft hätten gedeihen 
können; ein ander Mal erklärt er ganz unumwunden, „für die weſt— 
fäliſchen und märkiſchen Ohren ſei die Aufhebung der Erbunter— 
thänigkeit Hirngeſpinſt geweſen“. Wir werden alſo nicht überraſcht 
ſein dürfen, wenn ſich herausſtellen ſollte, daß Schön in der Er— 
zählung des Landtages von 1813, den er als die herrlichſte Mani⸗ 
feſtation des Provinzialgeiſtes feierte, die Farben etwas ſtark zu 
Gunſten ſeiner Landsleute aufgetragen hätte. 

Ferner war Schön, wenigſtens in den ſpätern Lebensjahren, 
denen die Memoiren ihren Urſprung verdanken, Parteimann durch 
und durch. Seine Geſinnungen erwuchſen natürlich auf dem Boden 
der Provinz, in der er lebte und webte. Die Bedeutung von Kants 
metaphyſiſchen und ethiſchen Schriften für die Erhebung und Be— 
freiung unſeres Volkes iſt unermeßlich, in der Lehre vom Staate 
dagegen zeigt ſich die Originalität dieſes bahnbrechenden Genius am 
wenigſten. Es war im Grunde doch nichts als die von den fran- 
zöſiſchen Radikalen aus den Lehrſätzen des Naturrechts gezogene Kon— 
ſequenz, der Geſellſchaftsvertrag I. J. Rouſſeaus, auf welchen der 
große Denker feinen Staat gründete. Von der „Freiheit des Einzel- 
menſchen“ ging er aus; deshalb verwarf er jede „väterliche Regierung“ 
als despotiſch, ſelbſt wenn fie noch fo wohlwollend für ihre Unter- 
thanen ſorgte. Als eine Folge der angebornen Freiheit ergab ſich 
ihm die Gleichheit; in der Verurteilung jedes Privilegiums ſtimmte 
er faſt wörtlich mit der Erklärung der Menſchenrechte überein. Auch 
der unheilvollen Lehre von der Theilung der Gewalten huldigte er 
und lieh ihr eine philoſophiſche Begründung, indem er ſie mit den 
logiſchen Funktionen des Syllogismus verglich. 

Die Misachtung der hiſtoriſchen Grundlagen des Staates, die 
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von dieſer nivellirenden Lehre unzertrennlich iſt, theilte Schön in 
vollem Maße; es genügt an die enge Verbindung zu erinnern, in 
welche er mit einem Manne vom Schlage Johann Jacobys trat. 
In der bekannten Denkſchrift „Woher und Wohin?“, die er im 
Jahre 1842 an Friedrich Wilhelm IV. richtete, hat er ſeine letzten 
Gedanken und Wünſche wohl nicht ganz rückhaltlos ausgeſprochen, 
denn er war Hofmann genug, um die Wirkung derſelben gerade auf 
dieſe Adreſſe zu berechnen; doch kann ſich die ſeiner Staatsanſchauung 
eigenthümliche Abneigung gegen jedes Beamtenthum, ihre Gering— 
ſchätzung der früheren „barbariſchen“ Perioden der Geſchichte, ihre 
Ueberſchätzung der neueſten Leiſtungen des aus ſeiner Bevormundung 
erwachten „Volkes“ auch hier nicht verleugnen. Schön verſteigt ſich 
zu der Behauptung, Friedrich II. habe ein ungebildetes, gedankenloſes 
und kaum denkfähiges Volk vorgefunden. Er umgiebt den König mit 
dem hellſten Glanze, hauptſächlich wohl, um die Nacht des Beamten 
thums deſto dunkler erſcheinen zu laſſen. Einige Strahlen ſeines 
Geiſtes ſeien zwar auch auf die Vollſtrecker ſeiner Befehle überge— 
gangen, dieſe mußten aber vor dem immer heller aufleuchtenden Lichte 
der Volksbildung, vor dem ſteigenden Kultürſtande des Volkes immer 
matter zurücktreten. Die preußiſche Beamtenwelt habe ſchließlich wie 
im Sinne der katholiſchen Kirche gehandelt; denn wie der Geiſtliche 
dort nur für ſich ohne Beziehung und Rückſicht auf die Gemeinde 
den Gottesdienſt verrichte, ſo wähne der preußiſche Beamte, beſonders 
der dem Volke fernſtehende, daß der Staatsdienſt nur für ihn und 
daß er nicht für das Volk, ſondern das Volk für ihn da ſei. Wie 
am Gängelbande ſei das Volk geleitet, gleich einer Herde hierhin 
und dorthin geführt und, ohne Grund oder Zweck zu kennen, bald zu 
dieſer, bald zu jener Handlung und Leiſtung aufgefordert und ge— 
nöthigt worden. Oft ſei durch Einſeitigkeit einzelner Machthaber 
der Zweck des Staates verkehrt und verrückt, nicht ſelten zu ſolchen 
einſeitigen Tendenzen vom Volke überdies noch Leiſtungen und Bei— 
hülfe gefordert. — Unſtreitig eignet man fi mit ſolchen Geſinnungen 
nur unvollkommen zum Hiſtoriker eines Staates, deſſen Geſchichte 
lange und ruhmvolle Perioden hindurch mit der Geſchichte ſeines 
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Beamtenthums zuſammenfällt. In der Praxis freilich milderte ſich 
Schöns Haß einigermaßen, denn einer von den vielgeſchmähten Be⸗ 
amten war doch er ſelber, der tüchtige Präſident von Gumbinnen, 
der auch nicht unterläßt mitzutheilen, was er ſeinen armen und un— 
gebildeten Litthauern mit Rath und That genützt hat. 

Aber nicht nur dieſe negative Empfindung führte ihm die Feder 
bei der Schilderung der Ereigniſſe des Jahres 1813: er ſah in 
ihnen auch die erſte Morgenröthe eines öffentlichen Lebens, und als 
die ſchönſte Frucht und herrlichſte Erſcheinung dieſes Zeitgeiſtes pries 
er eben in ſeinem „Woher und Wohin“ die preußiſche Landwehr. 
Zur Begründung ſeiner konſtitutionellen Forderungen mußte er der 
Krone gegenüber eine Legitimation haben: er fand fie in der Yand- 
wehr. Er erklärt wörtlich: „ſie iſt nicht von Militär- oder Civil⸗ 
beamten errichtet, ſondern aus dem Volke hervorgegangen und durch 
die Kraft des Volkes herangereift.“ Wenn er aber wählen ſollte 
zwiſchen Militär- und Civilbeamten, ſo gab er doch noch dieſen den 
Vorzug; „militäriſche Leiſtungen — geſteht einer ſeiner eifrigſten 
Verehrer — ſchlug er kaum ſo hoch an als die anderer Staats- 
diener !),“ und ſehr ärgerliche Streitigkeiten find ihm aus einer offen 
zur Schau getragenen Misachtung militäriſchen Weſens erwachſen. 
Um keinen Preis durfte alſo ein Militär, ein „Linienſoldat“, wie er 
zu jagen pflegte, Stifter der Landwehr fein, allenfalls noch ein Civil⸗ 
beamter, und ſo hat er denn in Momenten, wo ſeine populare Ader 
weniger ſtark ſchlug und ihm die Nennung einer einzelnen Perſön— 
lichkeit geſtattete, den Grafen Alexander Dohna als Stifter der 
Landwehr gelten laſſen. Derſelbe empfahl ſich auch dadurch, daß er 
1813 nicht mehr im aktiven Staatsdienſte, alſo dem „Volke“ wieder- 
gegeben war. 

So vereinigten ſich provinziale Neigung und politiſche Abneigung, 
um das Auge des rückwärts gewandten Propheten zu trüben. Er 
wird darum nicht heller geſchaut haben, weil er nebenbei auch von 
dem Wirken eines Mannes zu künden hatte, dem er nach ſeiner 


) Naſemann in den Preußiſchen Jahrbüchern V, 185. 
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Parteiſtellung nicht gerecht werden konnte: ich meine den Freiherrn 
vom Stein. Ein paar verſchiedenere Naturen als Stein und Schön 
hat der preußiſche Beamtenſtaat jener Tage wohl nicht umſchloſſen. 
Der eine heftig und aufbrauſend, der andere kühl und berechnend — 
der eine ein treuer Anhänger ſeiner Kirche, der andere ein Freigeiſt 
— der eine ein Ariſtokrat, der andere unbedingt dem dritten Stande 
zugethan!) — der eine ganz und gar der Lehre folgend, welche in 
Staat und Gemeinde hiſtoriſch erwachſene und nach beſondern Regeln 
lebende Organismen erblickt, der andere erfüllt von der Ueberzeugung, 
daß ſie nach Einem Geſetze entſtanden, alſo auch nach Einer Vor— 
ſchrift zu ändern ſeien. Wie herbe hat Schön in den Jahren der 
deutſchen Revolution dem „Nationalitätsſchwindel“ der hiſtoriſchen 
Schule das Mislingen des Frankfurter Verfaſſungswerkes vorge— 
worfen; aus ſeinem Urteile über Stein tönt etwas von dieſem 
Grimme wieder. Eine beſonders auffällige Steigerung deſſelben ver- 
mag ich wenigſtens in der Zeit nach 1838 nicht zu finden. Er bricht 
ſchon aus den Memoiren maſſiv genug hervor. Nicht daß er etwa 
den Stab über ihm bräche, im Gegentheil: in dem Briefe an Schloſſer 
nennt er ihn ſeinen Freund, und in der biographiſchen Skizze), welche 
er an den Oberburggrafen Brünneck und dieſer an Alexander von 
Humboldt gab, erklärt er ihn für einen großen Mann, dem Deutſch— 
land eine Ehrenſäule ſetzen müßte größer als die des heiligen Borro— 
mäus, und der Name Stein müßte in ellenlangen goldenen Buch— 
ſtaben auf dem Poſtamente ſtehen. Aber es macht doch den Ein— 
druck, als wäre ihm dieſes Lob mehr durch die Größe des Mannes 


) Schöns Vorfahren waren bürgerlich. Erſt Rudolf II. verlieh der 
Familie den Adel, der aber wieder abgelegt und erſt erneuert wurde, als 
Schöns Vater mehrere ſeiner Söhne Soldaten werden ließ. Naſemann 11. 

) Aus den Papieren Schöns I, 163 ff. der Anlagen. Sie erſcheint hier 
nicht zum erſten Male, ſondern iſt bereits bald nach Schöns Tode erſt in den 
Grenzboten, dann in der Augsburger Allgemeinen Zeitung veröffentlicht worden. 
Es gereicht Häuſſer zur höchſten Ehre, daß er ſie, unbeirrt durch den Phraſen 
ſchwall der Vergötterer Schöns, „unerquicklich“ zu nennen wagte und Stein gegen 
ſie in Schutz nahm. 
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und die Rückſicht auf das Publikum abgenöthigt worden, und als 
wäre ſein Herz mehr bei den ſtarken Einſchränkungen, die er ſofort 
hinzufügt. Stein — ſagt er — habe der Idee des Vaterlandes 
mehr inſtinktartig als mit Bewußtſein gelebt. Sein Geiſt ſei nicht 
tief geweſen. Er ſei in den Vorurteilen eines Reichsfreiherrn auf— 
gewachſen, und dieſe Vorurteile hätten ſich in ihm ſo feſtgeſetzt, daß 
die Erfahrungen des weiteren Lebens ſie nicht erſchüttern, noch weniger 
ausrotten, ſondern nur in einzelnen Fällen hätten übertünchen können. 
Seine Bildung ſei die geweſen, daß er Einzelheiten in Maſſe in ſein 
Gedächtnis gebracht habe, ohne dieſe zu Begriffen zu erheben und 
dieſe wieder zur Entwicklung von Ideen zu benutzen. „Stein — wir 
citiren wörtlich, um jede Möglichkeit eines Misverſtändniſſes auszu- 
ſchließen — kannte von mehreren Sprachen die Vokabeln, aber das, 
was Sprache tft, war ihm fremd. Er hatte eine Maſſe von hiſtori— 
ſchen Notizen in feinem Gedächtniſſe, wie wenig Hiſtoriker von Pro- 
feſſion beſitzen werden, aber was Karl der Große und Ludwig der 
Vierzehnte und Friedrich der Große in der Geſchichte waren, das 
war ihm gänzlich unbekannt. So waren ihm namentlich alle Einzeln⸗ 
heiten von Colberts Leben bekannt, aber daß dieſer durch ſein Syſtem 
der Hauptſchöpfer eines Mittelſtandes, alſo einer der Begründer 
unſerer Kultur geweſen, iſt Stein niemals in den Sinn gekommen.“ 
Jede philoſophiſche und politiſche Bildung fer ihm nicht allein abge- 
gangen, ſondern ſein hiſtoriſcher Notizenkram habe ihn auch zu einem 
förmlichen Widerwillen beſonders gegen philoſophiſche Entwickelung 
gebracht. Noch im Monat Auguſt 1808 hätte er nichts von Goethe 
geleſen gehabt; der Fauſt, zu dem er erſt in Folge von Necken und 
Scherzen gegriffen habe, ſei von ihm nur als ein Geſchichtsbuch be- 
urteilt worden. „Seine Staatswiſſenſchaft beſtand in der Lebens— 
geſchichte einzelner hervorragender Staatsmänner und in der Kennt- 
nis der einzelnen adminiſtrativen Maſchinerien. Man würde ihn in 
Verlegenheit geſetzt haben, wenn man die Beantwortung der Frage 
von ihm verlangt hätte: was ein Staat ſei? und zu welchem Zwecke 
wir in einem Staate leben, leben ſollen? Finanziell und ſtaats⸗ 
wirtſchaftlich war Stein ganz ungebildet. Trat ein Ereignis ein, 


welches entweder Aufnahme und Entwickelung oder Gegenmaßregeln 
forderte, dann ſuchte er aus ſeinem großen Notizen-Magazine das 
heraus, was in ähnlichen Fällen in andern Staaten geſchehen war.“ 
Oder wie es an einer andern Stelle heißt: „Als Politiker war Stein 
ſo voll von den äußeren politiſchen Verhältniſſen eines Staates, von 
der ſogenannten Diplomatik und ſetzte auf dieſes an ſich fundamentloſe 
Weſen einen ſolchen Werth, daß es ihm niemals der Mühe werth 
geweſen war, die Idee des Staats bei ſich zu entwickeln oder vollends 
ſich mit dem Studio der Staatswiſſenſchaften, der Staatswirtſchaft 
und des Finanzweſens zu beſchäftigen.“ 

Dieſer Schilderung wird man höchſtens darin Recht geben, daß 
Steins hochbegabter Geiſt allerdings am wenigſten empfänglich war 
für den Zauber des Schönen und der Kunſt. Was aber die übrigen 
Behauptungen betrifft, ſo werden ſie in ihrer maßloſen Uebertreibung 
— ich wähle den mildeſten Ausdruck — von jedem gewürdigt wer— 
den, der auch nur einen flüchtigen Blick in Steins Denkſchriften über 
deutſche Verfaſſung, über preußiſche Verwaltung, über Regeneration 
des Adels geworfen hat; wer Stein genauer kennt, weiß auch von 
ſeiner gründlichen Abneigung gegen die Diplomatie !), von ſeinem 
eifrigen Studium der Werke Adam Smiths und von ſeinen prophe— 
tiſchen Gedanken über die Zukunft Europas aus den Wintermonaten 
1812, auf welche die Behauptung, Stein ſei kein tiefer Geiſt ge— 
weſen, ein wahrer Hohn iſt. Dieſen finanziell und ſtaatswirtſchaft 
lich ganz ungebildeten Mann hat Hardenberg ſeinen Meiſter im 
Finanzfache, Roſcher einen der größten Volkswirte, Al. v. Humboldt 
einen der erſten Bergwerkskundigen ſeiner Zeit genannt?). Es gehörte 
die Doppelzüngigkeit des letzteren dazu, um begeiſtert ſeine Zuſtimmung 
zu jenem hiſtoriſchen Eſſay „des philoſophiſchen, an Geiſt und Aus— 
bildung dem Geiſte des Freiherrn von Stein weit, weit überlegenen 


) Pertz Stein I, 69. 

2) Pertz Stein V, 420. Roſcher Geſchichte der Nationalökonomik 703 f. 
Ueber Steins Verdienſte um die Preußiſche Bank ſ. M. Niebuhr Geſchichte der 
Kgl. Bank 58 f. 
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Biographen“ zu erklären. Welchen wohlthuenden Eindruck macht im 
Vergleich mit Schöns lobendem Tadel die warme und herzliche An— 
erkennung feiner Gaben im Munde Steins ). 

Unbegreiflich, daß ein Autor, welchem die Memoiren, damals 
noch als Handſchrift, vorlagen, ſich zu der Behauptung verſteigen 
konnte, Schön habe die Verdienſte Steins „auf das neidloſeſte aner— 
kannt“ und „überall, wo er ſeiner erwähnt, eine reinere, weil neid- 
loſere Bewunderung vor ihm ausgeſprochen, als viele andere, die 
dem Freiherrn nahe geſtanden“?). Will man auch auf jene allge— 
meinen Tadelworte geringeren Werth legen, ſo zeigt doch eine Prüfung 
der Angaben über Steins einzelne Handlungen die böſe Abſicht des 
Autors auf das deutlichſte. Ich darf hier etwas länger verweilen. 
Aengſtliche Interpreten des meiner Abhandlung gegebenen Titels 
mögen bedenken, daß die Spitze der Schönſchen Erzählung über den 
Landtag von 1813 notoriſch gegen Stein gerichtet iſt, ich alſo ſpäter 
deſto leichter Glauben zu finden hoffen darf, je ſicherer die Animoſität 
des Autors auch anderweitig verbürgt iſt. 

Zum erſten Male kommt Schön auf Stein zu reden bei Ge— 
legenheit der preußiſchen Mobilmachung von 1805 und des durch ſie 
erforderten außerordentlichen Geldbedarfes. Nachdem er Steins Bor- 
gänger Struenſee auf Koſten ſeines Nachfolgers gelobt, tadelt er, daß 
letzterer, als er die Mittel für den erwarteten Krieg angeben ſollte, 
ſich nicht die Frage geſtellt habe, welches in dieſem Falle die zwed- 
mäßigſten Maßregeln wären, „ſo wie es Pitt gethan hätte“; er habe 
vielmehr nachgeſchlagen, was Frankreich, Oeſtreich und Rußland in 
ſolchen Fällen gethan hätten. „Da wollte er in Münſter, Kaſſel 
und Danzig Anlehne eröffnen, aber da er mit ſolchen Angelegenheiten 
ſo unbekannt war, daß er mit den Bankiers nicht einmal verhandeln 
konnte, ſo wurde dieſe Sache ſo unbehülflich angefangen, daß ſie keinen 
Fortgang haben konnte ... Stein, der niemals Gelegenheit gehabt 
hatte, es kennen zu lernen, wie man nur den Kurs berechne, wollte 


) Pertz Stein II, 422. 
) Naſemann 18. 21. 
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durch ſeine Bureau-Beamten, welche zwar Seehandlungsräthe hießen, 
aber die See niemals geſehen hatten, die Anlehnsſache führen. Das 
mußte misglücken.“ Nur in dem Zerrbilde der Wirklichkeit, welches 
Schöns haßerfüllte Phantaſie erſchuf. Trotz der Unbeholfenheit Steins 
iſt es am 1. Januar 1806 zur Aufnahme von Anleihen in Kaſſel, 
Leipzig, Münſter, Fürth und Danzig im Betrage von etwa 2 Mil- 
lionen gekommen !). 

„Zugleich — fährt Schön fort — verfiel Stein auf ein anderes 
Mittel, welches dem Anlehnsgeſchäfte nur nachtheilig ſein konnte, auf 
Papiergeld. Ohne das Weſen des Papiergeldes zu kennen oder auch 
nur geleſen zu haben, was wiſſenſchaftlich darüber ſchon feſtſtand, 
ſollten Millionen Papiergeld, ſogenannte Treſorſcheine, unrealiſirbar, 
wie das ehemalige franzöſiſche, öſtreichiſche und ruſſiſche Papiergeld 
ausgegeben werden.“ Noch etwas pikanter hat Schön dieſen Her— 
gang in der oben erwähnten biographiſchen Skizze Steins ſo ge— 
ſchildert: „Weil im Jahre 1806 (er meint 1805) bei uns zur Kriegs— 
führung Geld fehlte, ſo wollte Stein das Land mit unrealiſirbarem 
Papiergelde überſchwemmen, weil Frankreich und Oeſtreich es in 
ähnlichen Fällen gethan hatten. Allen Gegenvorſtellungen und jeder 
Darſtellung der üblen Folgen einer ſolchen Maßregel ſetzte er ſeine 
Notizen entgegen, und von dieſer landesverderblichen Operation trat 
er erſt dann zurück, als ich ihm aus Büſch den Fluch überſchickte, 
welchen dieſer über den preußiſchen Miniſter ausgeſprochen hatte, 
welcher Papiergeld bei uns einführen wollte?). Zur Zurücknahme 
dieſer Maßregel brachte Stein nicht Ueberzeugung, ſondern nur der 
angedrohte Fluch, als Vernichtung ſeiner Celebrität.“ Daß dieſe Be 
hauptung eines über Stein errungenen Erfolges den eigenen Me— 
moiren und der Wirklichkeit widerſpricht — denn Stein trat von 


) Genauer: 1,936,136 Thaler, ſ. die Einzelnachweiſe in L. Krugs Nach 
gelaſſenen Schriften I, 45. Vgl. Riedel Der brandenburgiſch-preußiſche Staats 
haushalt 238. Bergius Die Finanzwiſſenſchaft 647. 

) Etwas abweichend der Brief an Varnhagen vom 27. Februar 1854 
(Gegenwart 1872. II, 114). Hier flucht Büſch nicht dem wn, ſchlecht 
weg, ſondern nur dem unrealiſirbaren Papiergelde. 
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ſeiner „landesverderblichen“ Operation mit nichten zurück und Preußen 
erhielt wirklich das von ihm vorgeſchlagene Papiergeld — das hat 
Schön in ſeinem Eifer gar nicht bemerkt. Ich möchte nur nicht, 
daß man hieraus auf eine größere Zuverläſſigkeit der Memoiren 
ſchlöſſe. Denn ſollte man nach ihnen nicht glauben, Papiergeld 
ſei bis dahin in Preußen nicht einmal vorgeſchlagen worden, am 
wenigſten von dem in ſo leuchtenden Gegenſatz zu Stein geſtellten 
Struenſee? Bereits 1798 hatte dieſer Struenſee das Doppelte des 
von Stein geforderten Betrages auszugeben empfohlen und zwar 
„unrealiſirbar“, während Stein wenigſtens in feinem erſten Gut- 
achten!) die Einrichtung von Komptoirs für den Umtauſch gegen 
baares Geld verlangte. Die Behauptung, daß Stein nicht gewußt 
hätte, was damals „wiſſenſchaftlich über Papiergeld feſtſtand“, würde 
unſre Heiterkeit erregen, ſelbſt wenn jener Brief an Vincke nicht 
mehr erhalten wäre, wo er ſchreibt: „Sie werden mit nächſtem das 
Edikt wegen realiſirbarer Treſorſcheine erhalten. Bei dieſer Sache 
habe ich die Grundſätze von Smith Wealth of Nations B. II Kap. 2 
vor Augen gehabt“ ?). Deſſen Wiſſenſchaftlichkeit wird ja wohl Schön, 
der begeiſterte Freihändler, deſſen wirtſchaftlicher Doktrinarismus 
zuweilen bedenklich an Mancheſterthum erinnert, nicht anfechten 
wollen ?). 

Auch der weitere Verlauf iſt von Schön völlig entſtellt worden. 
Er behauptet, des Königs klarer Sinn hätte Bedenken getragen, den 
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) Vom 9. Oktober 1805. Auszug aus demſelben bei Pertz Stein, I, 306; 
vgl. die Selbſtbiographie Steins bei Pertz VI, 2, 160 der Beilagen. — Uebrigens 
ſielen doch auch die Noten der bekanntlich ſchon von Friedrich dem Großen ge— 
gründeten Preußiſchen Bank unter die Kategorie des Staatspapiergeldes; denn 
das Inſtitut gehörte damals noch ganz dem Staate. 

2) Pertz Stein I, 328. 

) Im Jahre 1807 erklärte ſich Schön gegen den von Stein befürworteten 
Generalindult: „Der Staat kann kein Intereſſe daran haben, ob A oder B 
ein Landgut beſitze. Derjenige, der den mehrſten Kredit hat, iſt der beſte Be— 
ſitzer.“ Pertz Stein II, 46. Im Jahre 1844, als die ſchleſiſchen Weber Noth 
litten, meinte er, es ſei das beſte, von der Sache keine Notiz zu nehmen. 
Sonntags-Beilage No. 22 der Voſſiſchen Zeitung 1875. 
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Steinſchen Plan zu genehmigen. Es ſteht aber urkundlich feſt, daß 
ganz im Gegentheil der König dem Papiergeld eine weitere Aus— 
dehnung geben wollte als Stein. Dieſer hatte vorgeſchlagen, die er— 
forderliche Summe von 30 Millionen nur zum ſechſten Theile 
durch Ausgabe von Papiergeld zu beſchaffen; für die Deckung des 
Reſtes hatte er Anleihen, Naturallieferungen, Benutzung des Schatzes, 
Erhöhung der Steuern anempfohlen. Als der König antwortete, 
5 Millionen Papiergeld ſchienen ihm nicht ausreichend, ſie müßten 
auf das vierfache erhöht werden, widerſprach Stein in einem zweiten, 
ſehr ausführlichen Gutachten, welches zum Glück vollſtändig erhalten 
iſt!) und auf das ſchlagendſte die Behauptung Schöns widerlegt, daß 
Stein „den Gedanken des Papiergeldes beinahe bis zur Verrücktheit 
verfolgt habe.“ Keiner der möglichen Nachtheile des Papiergeldes iſt 
ihm entgangen, weder die Entſtehung eines Diskontes zwiſchen Papier 
und Metall, noch die Vertheurung der Lebensmittel, noch die Aus 
wanderung des Metalls bei einer nachtheiligen Handelsbilanz, noch 
die Zerrüttung des Wechſelkurſes; ausdrücklich erklärte er, eine zu 
große Ausdehnung des Papiergeldes würde dem auswärtigen Handel 
einen tödtlichen Streich verſetzen, die Induſtrie zum Stillſtand bringen, 
den ganzen innern Verkehr lähmen, den Staatshaushalt zerrütten, 
alles in Gefahr bringen. Er war auch nicht blind gegen die Hinder— 
niſſe, welche der Einführung deſſelben überall und in Preußen ſpeziell 
im Wege ſtanden: die Aengſtlichkeit des Publikums, die Umveräufer- 
lichkeit des Grundeigenthums, da der größte Theil der adlichen Güter 
mit dem Lehensnexus, der bäuerlichen mit der Erbunterthänigkeit und 
Eigenbehörigkeit belaſtet ſei, die geographiſche Lage der preußiſchen 
Provinzen, die zum Theil zerſtückelt, von den Hauptbeſtandtheilen der 
Monarchie entfernt ſeien und in genauer Verbindung mit dem Aus— 
lande ſtünden. „Bei allen dieſen Hinderniſſen — heißt es wörtlich 
weiter — welche der Cirkulation des Papiergeldes entgegenſtehen, iſt 
die größte Behutſamkeit bei ſeinem Ausbringen nöthig; man kann 


1) d. d. 2. Dezember 1805 bei Pertz Stein I, 540 ff. Wir entnehmen ihm 
auch den Inhalt der Kabinets- Ordre vom 15. Oktober (S. 541). 
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nicht vorher eine gewiſſe Summe beſtimmen, welche man emittiven 
will, höchſtens eine Grenze feſtſetzen, die man nicht zu überſchreiten 
ſich vornimmt. Und wenn auch alle Hinderniſſe gehoben ſind, ſo bin 
ich doch der Meinung, daß man mit dem Papiergelde ſelbſt unter 
dem Bedürfnis der Cirkulation bleibe und es nach hergeſtellter Ruhe 
und geſammelten Zahlungsmitteln demonetiſire, um zu verhindern, 
daß das baare Geld nicht verdrängt werde und um ſich ſelbſt ſolche 
Grenzen zu ſetzen, die einen jeden aus irgend einem Bewegungsgrund 
entſtehenden Misbrauch erſchweren.“ Und als wenn Stein im Vor— 
aus die Beſchuldigungen ſeines Gegners wegen angeblicher kritikloſer 
Benutzung ausländiſcher Vorbilder widerlegen wollte, fügte er den 
aus einer echt hiſtoriſchen Würdigung der beſondern Natur des preis 
ßiſchen Staates entſprungenen Satz hinzu: „Für einen militäriſchen 
Staat, der einen Theil ſeiner Ausgaben in Metallgeld ausſchließend 
zu beſtreiten eine gegründete Veranlaſſung hat, der in dem Fall iſt, 
außerhalb ſeiner Grenzen Krieg zu führen, bleibt es wichtig, einen 
bedeutenden Vorrath von Metallgeld zur Beſtreitung feiner Taufen- 
den Bedürfniſſe und zum Aufſammeln für außerordentliche Erforder⸗ 
niſſe zu erhalten.“ Schließlich veranſchlagte er den Betrag des 
Papiergeldes, was ſich vermutlich im Umlauf erhalten laſſen würde, 
im Maximum auf 9½ Million. 

Das nannte Schön Preußen mit Papiergeld überſchwemmen 
und den Gedanken des Papiergeldes bis zur Verrücktheit verfolgen; 
das war der Plan, der ihm zweckwidrig und landesverderblich erſchien 
oder, wie wir vorſichtig ſagen müſſen, erſchienen ſein ſoll. 

Als Mitglied des Generaldirektoriums war er nämlich perjün- 
lich bei der Verhandlung der Sache betheiligt. Nachdem ſie auf 
Steins eigenen Antrag !), nicht wie Schön behauptet aus freiem An 
trieb des mistrauiſch gewordenen Königs, dem Plenum dieſer Be- 
hörde, deren Mitglied Stein ſelbſt war, überwieſen worden, erklärten 
die Miniſter in allem Weſentlichen ihre Zuſtimmung zu dem Separat- 
votum ihres Kollegen. Allerdings gaben fie im Prinzip dem realifir- 


) Pertz Stein I, 551. 
Lehmann, Kneſebeck und Schön. 


baren Papiergeld den Vorzug vor dem unrealiſirbaren — ein Stand» 
punkt, den Stein, wie wir ſahen, noch in ſeinem Gutachten vom 
9. Oktober getheilt hatte und von dem er wohl nur durch die in— 
zwiſchen näher gerückte Kriegsgefahr verdrängt worden war —: in 
der Anwendung aber unterſchieden ſie zwiſchen zwei Fällen. Bei 
kriegeriſchen Zeitumſtänden ſei es beſſer, die Einwechſelung der Treſor⸗ 
ſcheine auf die Tage der wiederhergeſtellten Ruhe zu verſchieben; 
ſollte aber der Kriegszuſtand der Armee bald aufhören, ſo ſei die 
Emiſſion von realiſirbarem Papiergelde vorzuziehen !). Der König, 
welcher täglich mehr der Annahme des unſeligen Schönbrunner Ver— 
trages zuneigte, entſchied ſich gegen den Zwangskurs. 

Es iſt ausdrücklich überliefert, daß Schön vom Generaldirelto- 
rium zum Referenten in der Papiergeldfrage ernannt war?). Seine 
Memoiren ſowohl wie alle andern Kundgebungen, welche er gelegent⸗ 
lich ausgehen ließ, ſchweigen darüber. Da er ohne Grund ſein Licht 
niemals unter den Scheffel geſtellt hat, ſo erſcheinen nur zwei An— 
nahmen zuläſſig. Entweder er wurde überſtimmt, und ſeine Eitel; 
keit ſträubte ſich die erlittene Niederlage einzugeſtehn. Das iſt aber 
wenig wahrſcheinlich, denn Kollegien pflegen wie Parlamente den Re— 
ferenten der Majorität zu entnehmen. Ich bin überzeugt, daß er 
damals den Plan Steins mit den Modifikationen, welche er im 
Generaldirektorium erfuhr, gebilligt hat. Als im Jahre 1810 die 
gleich zu erwähnende Kritik Steins über den Hardenbergſchen Finanz⸗ 
plan, in welchem es ſich abermals um die Ausgabe von Papiergeld 
handelte, zu Schöns Kenntnis kam, ſchrieb er an den Staatskanzler?): 
„Die Schreiben des Herrn von Stein waren mir — abgerechnet, 
was er von mir ſagt, weil die Freundſchaft gegen mich ſehr lebhaft 
durchſpricht — ſehr intereſſant. Ich kann nicht ſagen, daß Homer 
ſchlummerte, aber er war durch die Eile, mit der er die Sache auf- 
faßte und die Kritik ſchrieb, und durch die Freude, daß es beſſer 


) Das Generaldirektorium an den König 8. Januar 1806. Berk 
Stein I, 551. 
) Bert Stein I, 317. 
) d. d. Berlin 8. Auguſt 1810 (Geh. St.-Ard.). 
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werden würde, ſehr aufgereizt. Er hat mir auch geſchrieben. Jeder 
Punkt iſt früher von ihm mit mir durchdebattirt bei der erſten Ein- 
richtung der Treſorſcheine. Er hat an Gegenſtände dieſer Art lange 
nicht gedacht, und ich bin durchaus überzeugt, daß wenn Ew. Excellenz 
ihm, nachdem von dem Niebuhrſchen Gutachten die üble Form 
abgeſtreift wäre, ſolches kommuniciren und meine Meinung bei— 
fügen ſollten, er feine Meinung anders ſtellen würde.!“ Wer 
würde dieſen Worten entnehmen, daß im Jahre 1805 ein unver⸗ 
ſöhnter Gegenſatz zwiſchen den beiden Männern beſtanden hat? 
Redet man ſo von jemand, der ſich als unbelehrbarer Doktrinär 
gezeigt hat? f 

Angenommen aber, Stein hätte 1805 wirklich mit Leidenſchaft 
und Unbeſonnenheit auf die Emiſſion von Papiergeld gedrungen, ſo 
gab dieſer eine Misgriff Schön noch nicht das Recht zu allgemeinen 
Beſchuldigungen, um ſo weniger, da er in demſelben Athemzuge den 
„hellen Geiſt“ des Papiergeld-Fanatikers preiſt. Er empfand dies 
ſelber gar wohl; er ſah ein, daß er weitere Ausbrüche jener Verrückt⸗ 
heit und eine pſychologiſche Erklärung derſelben beibringen müſſe. 
Die letztere fand er in der (nur von ihm überlieferten) Aeußerung 
Steins, „daß der hochverſchuldete öſtreichiſche Adel durch Tilgung 
ſeiner Schulden mit einem 80 Prozent verlierenden Papiergelde, 
welches geſetzlich pari angenommen werden mußte, ſeine Schulden 
bezahlt und ſich vollſtändig retablirt hatte.“ Es fällt ſchwer, für dieſe 
Taktik Schöns einen parlamentariſchen Ausdruck zu finden. Stein 
deshalb der Anwalt des Papiergeldes, damit der Adel, zu dem er 
doch ſelber gehörte, feine in Silber kontrahirten Schulden in ent- 
werthetem Papier zurückzahlen könne! Unter gewöhnlichen Umſtän⸗ 
den würden wir glauben, Misbrauch mit der Sprache zu treiben, 
wenn wir ein Wort der Widerlegung hinzufügten; im Hinblick aber 
auf die Leidenſchaft, mit welcher noch immer in weiten Kreiſen der 
Schönkultus betrieben wird, ſei auf die Stelle der Denkſchrift Steins 
vom 2. Dezember 1805 hingewieſen, wo er ſich ausdrücklich dagegen 
erklärt, der Einführung des Papiergeldes eine rückwirkende Kraft 
auf die zwiſchen Privaten geſchloſſenen Verträge zu geben, ſofern 

. 7 * 
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ſie ſich auf wirklich gegebenes oder empfangenes baares Geld 
gründen!). 

Die weiteren hiſtoriſchen Beweiſe für ſeine Behauptung ent— 
nahm Schön dem Auftreten Steins im Januar und Februar 1813 
und ſeinem Verhalten gegenüber der Finanzpolitik Hardenbergs von 
1810. Da jenes uns ſpäter bei der Geſchichte des preußiſchen Land— 
tages beſchäftigen wird, ſo beſchränken wir uns hier auf eine Kritik 
des zweiten Beweiſes. 

„Im Jahre 1810 — ſagt Schön?) — ertheilte Stein dem 
Staatskanzler Hardenberg, als dieſer eben ſein Amt angetreten 
hatte, unaufgefordert den Rath, Papiergeld machen zu laſſen. Er ging 
ſogar ſoweit, Hardenberg gegen meinen wie Stein ſich ausdrückte 
Esprit & systeme, vermöge deſſen ich dem Papiergeld entgegen ſei, zu 
warnen.“ Es iſt unwahr, daß Stein unaufgefordert ſeinen Rath ertheilt 
habe; die Initiative ging von Hardenberg aus, der ihm Ende Juni 
oder Anfang Juli feinen Finanzplan überſandte?). Es iſt unwahr, 
daß Stein bei Hardenberg den Gedanken einer Papiergeldausgabe 
angeregt habe; das Projekt des letzteren enthielt bereits den Vor— 
ſchlag einer Emiſſion von 16 Millionen“). Es iſt unwahrſcheinlich, 
daß Stein den Staatskanzler vor Schön gewarnt habe; denn er 
richtete in jenen Tagen, als er von der Berufung Schöns nach Berlin 
hörte, einen herzlichen Brief an den alten Genofjen?), und auf die 
iu der doppelten Rede verſtand ſich der ſtolze und gerade Mann 


) Pertz Stein I, 549. 

2) In der biographiſchen Skizze Steins (Aus den Papieren Schöns I, 167 
der Anlagen). Die Memoiren ſchweigen von dieſer Epiſode. 

5) Pertz Stein II, 486. 

4) Pertz Stein II, 495. 

5) Stein an Schön im Juli 1810 bei Pertz Stein II, 503: „Daß Sie mit 
Ihren ſeltenen Geiſtes- und Gemütskräften wieder dem Mittelpunkt der Ge— 
ſchäfte nahe gebracht ſind, dies iſt für Ihr unglückliches Vaterland ein wohl 
thätiges, für Ihre Freunde, insbeſondere für mich, ein erfreuliches Ereignis. 
Möge die Vorſehung Ihre edelen Bemühungen und Ihre Aufopferungen mit dem 
glücklichſten Erfolge belohnen und mögen Sie Ihre Umgebungen ſtählen und 
härten, um den Kampf mit der Halbkultur der Pfiffigkeit und Plattheit zu be 
ſtehen.“ 
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nicht. Wie ſchrieb Schön, als er durch Hardenberg ſelber Einſicht 
in den angeblichen Warnungsbrief erlangt hatte? „Die Schreiben 
des Herrn von Stein waren mir (abgerechnet, was er von mir 
ſagt, weil die Freundſchaft gegen mich ſehr lebhaft durchſpricht) 
ſehr intereſſant.“ — Es iſt endlich unzweifelhaft, daß Stein 1810 
dieſelben grundſätzlichen Bedenken gegen das Papiergeld hegte wie 
1805 und daß er das kleinere Uebel nur wählte, um dem größeren 
zu entgehen. „Habt ihr, ſchrieb er an Schön, andere Mittel 
bei Krebs und Brand als Schnitt, Schirling und Höllenſtein, ſo 
ſagt ſie. Wollt ihr ſie aber mit Froſchlaichpflaſter heilen? Preußens 
Emanzipation muß innerhalb eines Jahres, Oktober 1811, als dem 
letzten Zahlungstermin erfolgen, als der wahrſcheinlichen Dauer des 
ſpaniſchen Kampfes. Sonſt iſt es unüberſehbar, welche neue Kom— 
binationen in dem Kopf des Uebermütigen und Ungebundenen ent— 
ſtehen können. Papier iſt Uebel, und gewaltſame Maßregeln um 
Metall zu erpreſſen ſind auch ein Uebel; aber der gegenwärtige Zu— 
ſtand der Dinge iſt noch ein größeres, und ſeine Dauer wegen der 
Folgen das allergrößte. Wer würde Friedrich dem Großen Vor— 
würfe machen, daß er ſchlechte Münze ſchlug, da dieſes eine uner— 
läßliche Bedingung der Erhaltung ſeiner Staaten war. Papier iſt 
nur im Uebermaß nachtheilig, und auch die Maßregel der über— 
mäßigen Papier-Emiſſion läßt ſich nicht tadeln, wenn man es als 
Mittel anſieht, um den langen Kampf gegen fremde Uebermacht zu 
kämpfen !).“ Worte eines echten Staatsmannes, die das Herz wahr- 
haft erquicken! Ich wüßte dieſer glänzenden Selbſtvertheidigung 
weiter nichts hinzuzufügen, als daß Stein, von jeder doktrinären 
Rechthaberei weit entfernt, durch die Bedenken Schöns und Niebuhrs 
ſich bewegen ließ, ſeine Zuſtimmung zu einer vorläufigen Vertagung 
der ganzen Angelegenheit zu erklären?). Schön ſelbſt hatte, wie wir 
uns überzeugten, dieſe Nachgiebigkeit erwartet. — 

Wenn die Papiergeldfrage dazu diente, Stein als umwifjen- 


) Pertz Stein I, 505. Vgl. I, 495. 
2) Per Stein I, 512. 
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ſchaͤftlich, eigenſinnig, ſtrafbarem Standeseigennutze nachgebend darzu— 
ſtellen, ſo ſollte die Erzählung der Miniſterkriſis von 1806 ihm den 
Ruhm rauben, nach Grundſätzen, ohne Rückſicht auf perſönliche Nei⸗ 
gungen und Abneigungen gehandelt zu haben. 

In den Memoiren heißt es: „Stein hatte kleinliche Streitig⸗ 
keiten mit einem der Perſon des Königs ſehr nahe ſtehenden Manne, 
welche bis zur Kenntnis des Königs kamen und Steins gänzliche 
Entlaſſung zur Folge hatten. Stein ſprudelte Feuer und Flamme 
bei einer Gelegenheit, wo Feuer und Flamme verſchwendet waren, 
und ſein Austritt aus dem Dienſt war der Schluß dieſer Scene.“ 
Dieſe geheimnisvolle Andeutung wird in der biographiſchen Skizze 
über Stein näher erläutert. „Ueber Staatsgrundſätze und eigentlich 
über Staatseinrichtungen iſt Stein mit dem Könige niemals in Dif— 
ferenz gekommen, aber gegen die Kabinetsregierung, wie ſie damals 
bei uns war, trat er auf. Statt im Jahre 1805. 1806 das Ka⸗ 
binet als Erſatz der deutſchen Konferenz-Miniſter und des fehlenden 
Staatsraths anzuſehen und zu verbeſſern, wollte er, daß die Admini- 
ſtrations⸗Miniſter ihre Pläne und Vorſchläge vor dem Könige ſelbſt 
rechtfertigten. Die blutloſen Leute, Beyme und Lombard, waren ihm 
ſelbſt zuwider, ſo daß er mehr gegen dieſe perſönlich als gegen die 
Kabinetsregierung kämpfte.“ 

Dort iſt alſo Beyme gemeint!): denn Lombard war im No- 
vember und Dezember 1806 nicht mehr um die Perſon des Königs. 
Aber vergebens durchſuchen wir die vollſtändig erhaltenen Akten der 
Verhandlungen, welche zu Steins Entlaſſung führten, nach „klein— 
lichen“ Streitigkeiten des Miniſters mit dem einflußreichen Kabinets- 
rathe. Worum es ſich handelte zwiſchen beiden, das weiß jeder, der 
nur oberflächlich die preußiſche Geſchichte jener Tage kennt. Beyme 
wollte den alten Organismus der Verwaltung, das Kabinet mit ſeiner 
uſurpirten Mittlerrolle zwiſchen König und Miniſterium im weſent⸗ 


) K. Reichard vermutet, es ſei Köckeritz geweſen: dann wäre, da deſſen 
Name in den betreffenden Akten nicht einmal gelegentlich erwähnt wird, der 
Darſtellung Schöns erſt recht der Boden entzogen. 
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lichen erhalten, Stein — und zwar nicht erſt damals!) — ihn be— 
ſeitigen, das Miniſterium in direkten Verkehr mit dem Souverän 
bringen und mit vollſter Verantwortlichkeit für alle ſeine Rathſchläge 
belaſten. Weil der König auf Beymes Seite trat und Stein nicht 
die Hand zur Ausführung eines die Gegenſätze verdeckenden Ver— 
mittelungsvorſchlages reichen wollte, kam es zum Bruche ?). Das 
mag den mit „Ideen begabten“ Staatsmännern, zu welchen Schön 
bekanntlich auch ſeinen Freund Beyme rechnete, kleinlich erſcheinen; 
mehr realiſtiſche Naturen halten eine zweckmäßig organiſirte Verwal— 
tung für eben ſo wichtig wie eine Menſchen- und Grundrechte ſauber 
buchende Muſterkonſtitution. Noch weniger als kleinlich können die 
Streitigkeiten perſönlich genannt werden. Mit Stein zuſammen for- 
derten Hardenberg und Rüchel, zwei Naturen, ſehr verſchieden ſo— 
wohl von Stein wie von einander, die Beſeitigung der Kabinets- 
regierung, mit Stein zuſammen ſchied, als der König ſich ſträubte, 
Hardenberg aus dem Staatsdienſte, würde vermutlich auch Rüchel 
geſchieden ſein, wenn nicht die Rückſicht auf den Kriegszuſtand den 
aktiven Offizier zum Bleiben genöthigt hätte. Wenn Schön Recht 


haben ſollte, müßte er zuvörderſt erläutern, welche „kleinliche Streitig- 
keiten“ denn Hardenberg und Rüchel mit Beyme hatten. Uebrigens 
ergeben die Akten ſehr beſtimmt, daß Stein ſowohl wie Hardenberg 
gegen Beymes Perſon viel weniger einzuwenden hatten wie gegen 
Haugwitz und Lombard und daß ſie ſeine Entfernung hauptſächlich 
aus Rückſicht auf den ruſſiſchen Hof, bei dem er unbeliebt war, for- 
derten®); beide haben ihn ſpäter in ihrem Miniſterium geduldet. — 


1) Seine „Darſtellung der fehlerhaften Organiſation des Kabinets und der 
Nothwendigkeit der Bildung einer Miniſterialkonferenz“ entſtand bereits im April 
1806 (Bert I, 328 ff. 415. VI, 2, 160 der Beilagen). Sie giebt zwar auch eine 
Kritik der Perſonen, aus welchen das Kabinet damals beſtand, erklärt aber die 
Einrichtung für fehlerhaft an ſich und gipfelt in der Forderung der „Aufhebung 
des Kabinets und der Bildung eines Staatsraths oder einer unmittelbar unter 
dem Könige arbeitenden, mit anerkannter und nicht erſchlichener Verantwortlich— 
keit verſehenen oberſten Behörde“. 

2) Pertz Stein I, 386 ff. . 

) Pertz Stein I, 334. 386. 576. Vgl. die ſchönen Worte Hardenbergs 
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Wie es möglich iſt, das preußiſche Kabinet von 1805 als Erſatz 
eines Staatsrathes anzuſehen und einer Scheidung des Miniſteriums 
in Konferenz- und Adminiſtrations⸗Miniſter den Vorzug vor dem 
Projekte Steins zu geben, beſcheiden wir uns gern nicht zu ver- 
ſtehen. — f 

So hat Schön ſeine Leſer in die erforderliche Stimmung für 
die Betrachtung des Steinſchen Miniſteriums von 1807 und 1808 
verſetzt. Der eigenſinnige, unwiſſenſchaftliche, vorurteilsvolle, durch 
kleinliche Streitigkeiten vom König entfernte Mann kann, nachdem 
er (man begreift freilich nicht warum) wieder zurückberufen iſt, un⸗ 
möglich großes wirken; gleich das Verdienſt des erſten von ihm unter⸗ 
zeichneten Geſetzes wird ihm abgeſprochen. 

Es iſt das berühmte Edikt, „den erleichterten Beſitz und den 
freien Gebrauch des Grundeigenthums jo wie die perſönlichen Ver⸗ 
hältniſſe der Landbewohner betreffend“, vom 9. Oktober 1807. Schön 
nennt es die Habeascorpus-Akte des preußiſchen Staates, welche die 
Sklaverei, dieſe Schmach des Vaterlandes, vernichtet und die Idee 
der Freiheit ins Leben gerufen habe. Dieſe überſchwänglichen Lobes— 
erhebungen laſſen den Kenner des Memoirenſtils bereits vermuten, 
daß der Autor ſich ſelber keinen geringen Antheil an dem Gegen- 
ſtande des Lobes zuſchreiben wird, und ſo iſt es in der That. „Alles 
andere, was ich im Leben that, iſt nichts gegen die Lebendigwerdung 
der Idee der Freiheit; mein ganzes und alleiniges Streben im öffent⸗ 
lichen Leben war erfüllt.“ Nur in dieſem Gedanken lebend, hat er 
ſchon früher jede Gelegenheit wahrgenommen, um amtlich und aufer- 
amtlich die Gräuel der Sklaverei zu ſchildern: allein vergebens. „Es 
war finſter in den Köpfen und in den Herzen. Ich ſprach arabiſch 
zu Leuten, die kein Wort davon verſtanden und es nicht verſtehen 


in dem Briefe an Beyme 2. Februar 1807 bei Baſſewitz Die Kurmark Bran- 
denburg von 1806—1808 J, 366; ſ. auch ebenda I, 394 und über das Ver- 
hältnis zwiſchen Stein und Beyme nach dem Tilſiter Frieden I. 455. 458. 630. 
Beyme proteſtirt hier dagegen, Steins Feind zu ſein, Stein erbittet ſich ſeinen 
Beiſtand und Rath, nennt feine Geſinnungen und Vorſätze erfreulich und beruhi⸗ 
gend für jeden Freund der guten Sache u. ſ. w. 
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wollten. Bis zum Jahre 1807 wußte man überhaupt in Deutich- 
land wenig von Volk und unveräußerlichen Menſchenrechten!).“ Klingt 
das nicht, als hätte vor Schön niemand in Preußen den Gedanken, 
der Aufhebung der Erbunterthänigkeit gehabt? Man iſt faſt über⸗ 
raſcht, nachträglich zu hören, daß denn doch zu Gunſten Kants und 
des Kriminaliſten Klein eine Ausnahme gemacht wird. 

Nur mit Widerſtreben erklären wir uns die in dieſen Worten 
enthaltene Verkennung der Wahrheit allein aus dem Unvermögen 
Schöns, geſchichtliche Gewordenheiten zu verſtehen. Das Edikt vom 


) Schön benutzt die Gelegenheit, um auch gegen Hardenberg einen Streich 
zu führen. Von den erſten Monaten 1807 redend, verſichert er: „Hardenberg 
ſchien bedeutend werden zu ſollen. Ich trat gleich mit der Sklaverei wieder vor; 
es war der Moment, die Maſſe des Volkes zu heben. Aber anfangs glatte 
Worte, dann immer mehr Aeußerungen, welche zeigten, daß Hardenberg keinen 
Begriff von und keinen Sinn für Menſchenrechte habe; ich hoffte noch, daß weun 
Hardenbergs Kopf die Sache auch nicht faſſen konnte, das Herz hier den Kopf 
erſetzen würde.“ Bei Schön allerdings erſetzte das Herz, d. h. ſeine maßloſe 
Tadelſucht, faſt regelmäßig den Kopf. Welch eine Verblendung nicht zu ſehen, 
daß Hardenberg ſehr viel Sinn, den meiſten jedenfalls unter allen preußiſchen 
Miniſtern jener Tage für „Menſchenrechte“ hatte. Zur Probe gebe ich einige 
Sätze aus ſeiner Denkſchrift vom 12. September 1807 (Bach Hippel 101 ff., 
Kloſe Hardenberg 222 ff.): „Es darf keines Individuums Freiheit mehr be— 
ſchränkt werden, als es die Stufe von deſſen Kultur und deſſen eigenes Wohl 
fordert. Um unter allen Staatsbürgern eine natürliche Freiheit und Gleichheit 
herzuſtellen, dürfen keine ſcharf abgeſchnittene Kaſten oder Stände mit beſonderen 
Vorrechten und Privilegien ſtattfinden. Jedem Unterthan muß unbenommen 
bleiben, ſich Eigenthum zu erwerben und ſolches frei zu benutzen. Zünfte, Taxen, 
Monopole und Zwangsrechte dürfen daher nicht exiſtiren. Perſönliche Abgaben 
befreiung darf nicht ftattfinden. Dem Adel iſt außer dem ihm angeborenen 
Vorzug Edelmann zu ſein, kein weiteres Vorrecht vor anderen Staatsbürgern 
einzuräumen u. ſ. w. u. ſ. w.“ — Faſt ſchäme ich mich, die Stelle noch aus⸗ 
drücklich zu citiren, welche beweiſt, daß der große Reformator Preußens Gegner 
der von Schön ſo genannten „Sklaverei“ war: „Bei dem Bauernſtande iſt keine 
Erbunterthänigkeit zu geſtatten, vielmehr den Bauern zu erlauben, in einen an⸗ 
dern Stand übergehen zu dürfen und ihn nicht an feiner Ausbildung zu behin⸗ 
dern; denn gerade der körperlich ſtärkſte Stand bedarf vorzüglich einer menfch- 
lichen Ausbildung und macht dann die Hauptkraft des Staates aus.“ Schon 
als hannoverſcher Kammerrath, im Jahre 1779 hatte er darauf gedrungen, daß 
„Nahrung und Gewerbe durch Eigenthum und perſönliche Freiheit belebt wür— 
den“. Kloſe Hardenberg 23. 
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9. Oktober 1807 verdankt feinen Urſprung nicht einem plötzlichen, 
unvermittelten, von außen gegebenen Impulſe, es iſt der Schluß— 
ſtein einer ſtetigen, auf dem Boden des preußiſchen Staates voll 
zogenen Entwickelung, deren Anfang älter iſt als die Formulirung 
der unveräußerlichen Menſchenrechte, deren letzte Ausläufer Schön 
ſelber vollauf Gelegenheit hatte zu beobachten. Wer hat nicht gehört 
von dem merkwürdigen Verſuche des Luben von Wulffen, welcher zur 
Zeit des erſten Königs die harten Dienſte der Domänenbauern auf— 
heben und ihre perſönlichen Leiſtungen in ein Dienſtgeld verwandeln 
wollte? Wer wüßte nicht, daß Friedrich Wilhelm I. die Leibeigen⸗ 
ſchaft, Erbunterthänigkeit und Gutspflichtigkeit der Domäneneinſaſſen 
wenigſtens im Königreich Preußen gänzlich aufgehoben, auf Ermäßi⸗ 
gung und geſetzliche Begrenzung der bäuerlichen Laſten in allen ſeinen 
Staaten hingewirkt, entehrende Beſtrafung der Frohnenden ſo wie 
das „Legen“ der Bauern verboten hat? Friedrich der Große erklärte 
bekanntlich den Zuſtand der Leibeigenſchaft für den unglücklichſten und 
empörendſten von allen; von einer völligen Abſchaffung derſelben ließ 
er ſich nur durch die Beſorgnis vor einem Ruin der Landwirtſchaft 
und durch den Mangel an Entſchädigungsgeldern, die er dem Adel 
nicht glaubte vorenthalten zu dürfen, abſchrecken: trotzdem hat er ſie 
einmal für Pommern dekretirt. An einer Milderung der Abhängig— 
keit hat er fortwährend gearbeitet; wie viele ſchöne Züge dieſer ſeiner 
Sorge für den kleinen Mann ſind uns überliefert worden. Unter 
ſeinem Nachfolger erſchien das Allgemeine Landrecht, welches an die 
Stelle der Leibeigenſchaft eine weniger harte Form der Abhängigkeit, 
die Erbunterthänigkeit ſetzte; eine mit Recht ſcharf getadelte Regie— 
rung unterließ doch nicht, das Beſitzrecht der Domänenbauern an 
Hof und Gebäuden ausdrücklich anzuerkennen, ſowie hier und da 
dienſtpflichtige Bauern mit Ablöſung ihrer Dienſte in freie Eigen 
thümer zu verwandeln !): jo ſehr war die Idee der Emanzipation 


) Edikt vom 25. März 1790 in Rabes Sammlung II, 29. Baſſewitz Die 
Kurmark Brandenburg vor 1806 S. 420. Die landläufige Behauptung, daß das 
Allgemeine Landrecht in der Sache alles beim Alten gelaſſen und nur den Namen 
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dem preußiſchen Beamtenſtande bereits in Fleiſch und Blut über- 
gegangen. 

Die für uns intereſſanteſten Verſuche endlich ſind in jenem 
erſten, an Reformbeſtrebungen überhaupt ſo reichen Dezennium der 
Regierung Friedrich Wilhelms III. gemacht worden. Ein neuerer 
Schriftſteller, welchem ſich gewiß keine übermäßige Voreingenommen⸗ 
heit für den preußiſchen Staat nachſagen läßt, bemerkt ganz mit 
Recht!): „Es iſt zu wenig bekannt und verdient beſonders hervor— 
gehoben zu werden, daß Friedrich Wilhelm III. zu den ſehr wenigen 
deutſchen Fürſten zählte, welche nicht erſt die Anregung, den mittel- 
baren Zwang des Auslandes oder den unmittelbaren der Verhält— 
niſſe abwarteten, um die Verbeſſerung der bäuerlichen Zuſtände ihres 
Landes mit Ernſt und Eifer in Angriff zu nehmen.“ Bereits im 
Jahre 1799 ſagte einer ſeiner Miniſter zum franzöſiſchen Geſandten: 
„Die Revolution, welche Ihr von unten nach oben gemacht habt, 
wird ſich in Preußen langſam von oben nach unten vollziehen. Der 
König iſt in ſeinem Weſen Demokrat; er arbeitet ohne Unterlaß 
daran, die Vorrechte des Adels einzuſchränken: aber durch langſame 
Mittel; in wenigen Jahren wird es in Preußen keine feudalen Vor— 
rechte mehr geben?).“ Ohne Ueberhebung durfte der König in der 
Kabinetsordre an den Miniſter Schrötter vom 23. Auguſt 1807 
ſagen: „Die Aufhebung der Erbunterthänigkeit iſt ſeit meinem Re⸗ 
gierungsantritt das Ziel geweſen, wonach ich unverrückt geſtrebt 


geändert habe, wird durch das Urteil zweier Autoritäten erſten Ranges wider- 
legt; Lette und Rönne nennen die Beſtimmungen des Geſetzbuches im Vergleich 
zu dem bisherigen Zuſtand „milder und günſtiger für den Bauernſtand“. (Die 
Landeskultur-Geſetzgebung des preußiſchen Staates I, 81 der Einleitung.) Es 
geſtattete z. B. „daß die Unterthanen gleich andern Bürgern des Staates freies 
Vermögen erwerben und beſitzen können“; es verbot willkürliche Erhöhung der 
Leiſtungen; es gewährte unter Umſtänden zeitweiſen, ſelbſt dauernden Erlaß der 
Dienſte; es verbot, die Zahl der bäuerlichen Beſitzungen zu vermindern u. ſ. w. 

) Sugenheim Geſchichte der Aufhebung der Leibeigenſchaft 415. 

2) Bericht des Geſandten Otto d. d. Berlin 26. Thermidor an VII 
(13. Auguſt 1799) bei Lefebvre Histoire des cabinets de l’Europe I, 33 
(2. Ausg.). 
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habe !).“ Er wollte es, wie er weiter ſagt, allmählich erreichen; mit 
dem noch unterthänigen Reſte der Domänenbauern ſollte der Anfang 
gemacht werden, und ganz im Sinne der Hardenbergſchen Geſetz— 
gebung von 1811 iſt man damals bereits über das Oktoberedikt von 
1807 hinausgegangen, indem man nicht nur die Aufhebung der per— 
ſönlichen Unterthänigkeit, ſondern ſofort auch die Ablöſung der Dienſte 
und die Umwandlung der bäuerlichen Beſitzungen in freies Eigen— 
thum anſtrebte. Sehr achtungswerthe Reſultate waren bereits er— 
reicht, als die Invaſion von 1806 die Arbeiten auf dieſem Gebiete 
unterbrach. Ein Kenner wie Lette nennt die am 5. Mai 1806 für 
die Kurmark ergangene Inſtruktion ein „Vorbild gründlicher Arbeit 
und werthvolles Material“ für die ſpäteren Geſetze von 1811 und 
1821); nach den in ihr niedergelegten Grundſätzen war bis Oktober 
1806 die Dienſtaufhebung in 16 Domänenämtern der Provinz ein- 
geleitet ?). Erheblich weiter war Pommern, wo in 19 Aemtern die 
Naturaldienſte völlig beſeitigt waren!). In Weſtpreußen war es der 
damalige Kammer-, ſpätere Oberpräſident von Auerswald, welcher 
ſich die größten Verdienſte um die Emanzipation der Domänenbauern 
erwarb. Kraus ſchrieb ihm bereits 1799: „Die Aufhebung des 
Scharwerkes wird Ihnen einſt Gott lohnen“ und: „Sie können in 
Ihrer Arbeit, zumal was die Aufhebung der Amtsunterthänigkeit be— 
trifft, ſich durch den herrlichen Gedanken erquicken, daß es wahrlich 
in den Augen Gottes und der Vernunft keine Arbeit giebt, die ver— 
dienſtlicher wäre.“ Der König ſelbſt lobte in einer Kabinetsordre 
vom 23. November 1800 den Präſidenten, der vorzüglich thätig bei 
der Scharwerksaufhebung geweſen und dem. der über alle Erwartung 
gute Fortgang derſelben beſonders zuzuſchreiben ſei. Derſelbe wackere 
Beamte bewirkte, nach Königsberg verſetzt, in den Jahren 1802 bis 
1805 die Aufhebung des Scharwerkes auch auf den oſtpreußiſchen 


1) Aus dem Geh. St.-Arch. bei (Baſſewitz) Die Kurmark Brandenburg von 
1806-1808 J, 634. 

Die Landeskultur-Geſetzgebung des preußiſchen Staates J, 77 der Einleitung. 

) (Baſſewitz) Die Kurmark Brandenburg vor 1806 S. 428 ff. 

) L. Krug Gefchichte der ſtaatswirtſchaftlichen Geſetzgebung in Preußen 1,411ff. 
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und litthauiſchen Domänen. Schön ſchweigt über alles dies, obwohl 
er als ein naher Verwandter von Auerswald (er war fein Schwieger 
ſohn) es wiſſen mußte. Er ſchweigt auch über das Gutachten, welches 
ſein hochverdienter Lehrer Kraus 1802 gegen die „Privatunterthänig- 
keit“ abgab, obwohl es bereits ſeit 1808 veröffentlicht war: aller- 
dings durch Auerswald. Mit deſſen Familie muß er ſich aufs bitterſte 
verfeindet haben, ſonſt iſt ſein Verhalten in dieſer Angelegenheit 
völlig unverſtändlich !). 

Die Aufhebung der Erbunterthänigkeit auf den adlichen Gütern 
wäre, nachdem die Reform auf den Domänen geglückt war, un— 
zweifelhaft nachgefolgt. Schon die Kabinetsordre vom 25. Juli 1798 
hatte ſie als höchſt wünſchenswerth bezeichnet: denn — ſo lautet die 
faft im Tone der Steinſchen und Hardenbergſchen Denkſchriften ge— 
haltene Motivirung — der frei gewordene Unterthan werde mit 
Dankbarkeit und Liebe ſtärker an fein Vaterland und deſſen geſetz— 
mäßige Verfaſſung gefeſſelt ſein. Wie Friedrich der Große, ſo ließ 
ſich auch Friedrich Wilhelm III. durch den Reſpekt vor der Heiligkeit 
des Privateigenthums und durch die Gefahr einer theilweiſen Ver— 
ödung der adlichen Ländereien von radikalen Maßregeln abhalten: 
aber die weitere erbliche Fortpflanzung des Erbunterthänigkeits-Ver⸗ 
hältniſſes wollte er verhindert und ſo wenigſtens die kommenden 
Generationen befreit ſehen?). Im Jahre 1799 erklärten dann unter 
dem Einfluffe des Präſidenten Schrötter die weſtpreußiſchen Stände 
ſich bereit, in die Aufhebung der Erbunterthänigkeit zu willigen). 

) Vermiſchte Schriften von Kraus I, 175 ff. II, 141. 143. 153. 190. 
J. Voigt Beiträge zur Geſchichte der Familie Auerswald 62. 96. Frau 
v. Bardeleben Ein Blick auf die einſtige Stellung der Oberpräſidenten Auers 
wald und Schön 22 f. Hinterlaſſene Schriften von Friccius 308. Schück Ab- 
handlungen der ſchleſ. Geſellſchaft 1867 S. 68. Die letzteren meſſen dem älteren 
Schrötter das Hauptverdienſt des oſtpreußiſchen Emanzipationsgeſetzes (vom 29. De 
zember 1804) bei. — Auch der vortreffliche Hippel, wie Schön und Auers 
wald ein Schüler von Kraus, verfocht die Aufhebung der Erbunterthänigkeit: 
erſt 1798, dann 1804. Bach Hippel 55 ff. 

2) Lette und Rönne Die Landeskultur-Geſetzgebung des preußiſchen Staates 
I, 76 der Einleitung. ) Vermiſchte Schriften von Kraus II, 143. 
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Hier und dort hatten bereits einige Gutsbeſitzer ihre Unterthanen 
aus eigenem Antriebe frei gegeben !); in allen Provinzen waren die 
Stimmen humaner und intelligenter Männer laut geworden, welche 
theils vom ethiſchen, theils vom wirtſchaftlichen Standpunkt aus die 
Reform forderten. Um nur bei dem Centrum des Staates, wo man 
nach Schöns Worten eine beſonders hartnäckige und ganz allgemeine 
Oppoſition vorausſetzen ſollte, ſtehen zu bleiben, ſo hatte ſchon 1796 
Schulmeiſter Baumann in ſeinem Buche „Ueber die Mängel in der 
Verfaſſung des platten Landes der Kurmark Brandenburg“ die Schäd- 
lichkeit der Hofdienſte erörtert; 1798 gab Leopold Krug eine Schrift 
gegen die Erbunterthänigkeit heraus; 1803 ſchrieb der Juſtizkommiſſar 
Seebald „Ueber die Aufhebung der Spanndienſte in der Kurmark“, 
1806 der Kreisſyndikus Jahn zu Neuſtadt an der Doſſe „Gedanken 
über Gemeinheitstheilungen und Aufhebung der Spann- und Zwang⸗ 
dienſte“. In einem Theile der Monarchie, in Schleſien, war das 
Ziel aller dieſer Beſtrebungen, die gänzliche Aufhebung der Erb— 
unterthänigkeit bereits erreicht, als das Oktoberedikt erſchien: und 
wenn die Reform hier auch nichts weniger als freiwillig, ſondern 
unter dem moraliſchen Drucke des nahenden Feindes erfolgt war ?), 
ſo beweiſt ſie doch wie alles andere, deſſen wir gedachten, daß der 
von Schön auf einen ſo kleinen Kreis beſchränkte Gedanke univerſale 
Bedeutung erlangt hatte. N 

Schön würde indes geglaubt haben ſein Werk nur halb zu thun, 
wenn er die Frage der Erbunterthänigkeit erörtert hätte, ohne ſeinen 
Mut an Stein zu kühlen. Die weſtfäliſchen Ohren, welche er zu— 
ſammen mit den märkiſchen als beſonders unempfänglich für ſeine 
abolitioniſtiſchen Reden aus der Zeit vor Jena bezeichnet, ſind die 
Steins, den er für einen Sohn der rothen Erde hielt. Doch war 
dieſe Anſpielung noch nicht deutlich genug. Indem er die Geſchichte 
des Ediktes vom 9. Oktober erzählt, verſichert er, Steins „innere 

1) Z. B. Auerswald und der Prinz von Oranien, der ſpätere König der 
Niederlande, ſ. Bardeleben 20, Jahrbücher f. d. preußiſche Monarchie 1798 III, 
445 und Zeitgenoſſen II, 2, 28. Vgl. Kraus in ſeinem Gutachten von 1802 
(Vermiſchte Schriften I, 184). ) (Benzenberg) Hardenberg 15. 
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Richtung“ ſei gegen das Geſetz geweſen, „welches er einige Zeit vor 
ſeinem Tode noch verwünſcht haben ſoll.“ Sein Kopf aber hätte ihm 
geſagt, daß das Geſetz geſcheit ſei, ſein Ehrgeiz hätte ihm die Glorie 
gezeigt, die daraus für ihn entſtehen würde: ſo hätte er den von 
anderen bis auf die Unterſchrift fertig gemachten Entwurf unter- 
zeichnet. 

Ich brauche wohl nicht auszuführen, in welchem Lichte Stein 
erſcheinen würde, wenn dieſe Darſtellung der Wahrheit gemäß wäre. 
Er hat noch im ſpäten Lebensalter, in der nach 1820 aufgezeichneten 
Selbſtbiographie, die Aufhebung der perſönlichen Leibeigenſchaft neben 
der Städteordnung und der Vorbereitung der Reichsſtände als eine 
That ſeines Miniſteriums in Anſpruch genommen!); wie hätte er 
dies nach dem obigen gekonnt, ohne offenbar unehrlich zu ſein? Er 
hat ſein Leben lang die Wahrheit geliebt und die Lüge gehaßt wie 
wenig andere Staatsmänner, und ich denke, dieſer Ruhm wird ihm 
durch Schöns Verdächtigungen ungeſchmälert bleiben. 

Vor uns liegt der Verwaltungsbericht, den Stein als Ober— 
präſident der weſtfäliſchen Kammern zu Weſel, Hamm und Minden 
am 10. März 1801, alſo ſechs Jahre vor dem „wider ſeine innere 
Richtung“ erlaſſenen Geſetze, eingereicht hat?). Hier heißt es in dem 
Kapitel über die Landwirtſchaft wörtlich: „Soll die Landwirtſchaft 
in einem blühenden Zuſtand ſein, ſo muß dem Landmann der Beſitz 
von Freiheit in Benutzung ſeiner Kräfte und ſeines Grundeigen— 
thums verſchafft und geſichert ſein; wenn er aber dieſes nur in 
einem ſehr unvollkommenen oder eingeſchränkten Grad genießt, ſo 
kann nichts anderes als eine kraftloſe und kümmerliche Bewirtſchaf— 
tung erwartet werden. Wird dem Landmann periodiſch bei jedem 
Todesfall des Hausvaters oder der Hausmutter der größte Theil 
ſeines Anlage- und Betriebskapitals genommen, iſt ſein Land mit 
Zehntgerechtigkeiten belaſtet, wird ſeine Zeit auf unentgeltliche einem 
Dritten geleiſtete Dienſte verwendet, ſo muß ſeine Lage ärmlich, der 


) Pertz Stein VI, 2, 165 der Beilagen. 
) Pertz Stein I, 196 ff. 
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Ertrag des Bodens gering und der Viehſtand ſchwach und unein— 
träglich ſein, und leider iſt dieſes das Bild des größten Theils der 
Landwirtſchaft im hieſigen Kammer-Departement.“ Hiermit aber 
nicht genug, ein beſonderes Kapitel des Verwaltungsberichtes handelt 
von der „Aufhebung der Eigenbehörigkeit“. Wie ernſt der Verfaſſer 
es hiermit nahm, mögen wieder, um jeden Zweifel auszuſchließen, 
ſeine eigenen Worte darthun: „Das Weſentliche der Verbeſſerungen 
des bürgerlichen Zuſtandes des Bauern beſteht in Ueberweiſung des 
ungetheilten Eigenthums ſeines Landes, in Aufhebung der Dienſte 
und ſolcher Abgaben, wodurch fein Gewerbefleiß unterdrückt, nicht be 
nutzt wird. Der nachtheilige Einfluß der Eigenbehörigkeit auf den 
Wohlſtand des Bauern äußert ſich durch die von der Willkür eines 
Dritten abhängig gemachte Befugnis das Grundeigenthum zu ver— 
äußern, durch die periodiſche Entziehung der Hälfte ſeines ganzen 
Mobiliars oder feines Betriebskapitals und des Produkts feiner In— 
duſtrie, durch die geſetzlich nothwendig gemachte Einwilligung des 
Gutsherrn zu allen auf das perſönliche Glück des Bauern Einfluß 
habenden Veränderungen, auf den Antritt der Stätte, Auswahl ſeiner 
Gattin, Beſtimmung des Schickſals ſeiner Kinder. Nach der abſolu— 
ten Leibeigenſchaft iſt die Eigenbehörigkeit das drückendſte Verhältnis 
des Bauern zum Gutsherrn und das nachtheiligſte für menſchliches 
Glück, Sittlichkeit, Wohlſtand und Gewerbfleiß.“ Weiterhin be— 
ruft ſich Stein auf die Berichte und Abhandlungen anderer Beam— 
ten, die ebenfalls das Nachtheilige der Eigenbehörigkeit in ftaats- 
wirtſchaftlicher Hinſicht und das Ungerechte in ihrer Entjtehung nach— 
gewieſen hätten. Zum Schluß erklärt er, daß bei den „königlichen“ 
Bauern die Aufhebung der Eigenbehörigkeit, die Ertheilung eines 
vollkommenen Eigenthums und perſönlicher Freiheit keine Schwierig- 
keiten habe; das Ganze ſei nichts als eine freiwillige Verabredung 
zwiſchen dem Oberhaupte des Staates in ferner Qualität als Guts⸗ 
beſitzer und dem Eigenbehörigen; es bedürfe hierzu nicht einmal eines 
Geſetzes (das für die Emanzipation der „privat⸗gutsherrlichen“ Eigen- 
behörigen allerdings nöthig ſei), ſondern nur „der durch eine Kabinets— 
ordre ausgedrückten Genehmigung der in dem Bericht d. d. Minden 


— 


— 13 — 


den 6. Februar 1799 vorgeſchlagenen Entſchädigungsgrundſätze.“ 
Alſo ſchon drei Jahre zuvor, da Schön noch auf der Reiſe begriffen 
war, welche ihn nach ſeiner eigenen Erklärung erſt klar über Staat 
und Volk gemacht hat), hatte Stein praktiſche Vorſchläge zur Ver⸗ 
nichtung der „Sklaverei“ formulirt, und dieſe waren ſicherlich mehr 
werth als die Reden und Abhandlungen, deren ſich Schön berühmt. 

Niemand wird auf den Gedanken verfallen, daß Stein ſich in 
der Zwiſchenzeit von 1801 bis 1807 ſeiner humanen Ideen ent⸗ 
ſchlagen haben könnte. Zum Ueberfluß ſei darauf hingewieſen, daß 
er 1802 ſeinem Unwillen über die Zuſtände Mecklenburgs, wo die 
ganze arbeitende Klaſſe „unter dem Drucke der Leibeigenſchaft“ ſtünde 
und „die Wohnung des Edelmannes wie die Höhle eines Raubthiers 
erſcheine“, einen energiſchen, ja leidenſchaftlichen Ausdruck lieh; daß 
er ferner in dem merkwürdigen Kapitel der ſogenannten Naſſauiſchen 
Denkſchrift vom Juni 1807, welches von den polniſchen Provinzen 
Preußens handelt, für dieſelben die Aufhebung der Leibeigenſchaft 
fordert: er erhebt dieſe Forderung als völlig ſelbſwerſtändlich, er 
thut fie beinahe nebenbei. „Dem Bauernſtand muß das Geſetz per- 
ſönliche Freiheit ertheilen und beſtimmen, daß ihm der unterhabende 
Hof nebſt Inventarium gehöre, gegen Erlegung der bisherigen guts⸗ 
herrlichen Abgaben, bei deren Nichtzahlung er aber abgeäußert und 
des Hofes entſetzt wird ?).“ Geſinnungstüchtige und kenntnisreiche 
Freunde Schöns haben aus dem letzten Theile dieſes Satzes (über 
die Fortzahlung der Abgaben) Stein ein Verbrechen gemacht: ohne 
zu bedenken, daß § 12 des Geſetzes vom 9. Oktober, als deſſen Ur⸗ 
heber ſie ihren Meiſter feiern, über die bisherigen Gutsunterthanen 
folgende Beſtimmung enthält: „Es verſteht ſich von ſelbſt, daß alle 
Verbindlichkeiten, die ihnen als freien Leuten vermöge des Beſitzes 
eines Grundſtückes oder vermöge eines beſondern Vertrages obliegen, 
in Kraft bleiben.“ Dies iſt einer der oft überſehenen weſentlichen 
Unterſchiede zwiſchen den Agrargeſetzgebungen Steins und Harden- 


) Aus den Papieren Schöns I, 39. 
) Pertz Stein I, 192. 435 f. 
Lehmann, Kneſebeck und Schön. 
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bergs. Jener ließ die aus dem dinglichen Beſitz fließenden Ver⸗ 
pflichtungen der Bauern unverändert, dieſer dehnte auch auf ſie 
die Reform aus, und zwar in einem Umfange, der allerdings Steins 
Unzufriedenheit erregt hat. Er hat darüber manches harte Wort 
geſprochen und ſich ſogar der Oppoſition weſtfäliſcher Gutsbeſitzer 
gegen die Ablöſungsgeſetze angeſchloſſen 7 was man jo wenig wie 
manches andere aus dieſen ſpäteren Jahren der Entfremdung von 
praktiſcher Politik gutheißen wird; daß er aber jemals die Aufhebung 
der Leibeigenſchaft verwünſcht haben ſoll, iſt eine leere Inſinuation, 
für welche Schön und ſeine Anhänger bis jetzt den Beweis ſchuldig 
geblieben find 9). 

Wie weit die in den Memoiren gegebene Vorgeſchichte des 
Oktober⸗Ediktes richtig iſt, kann vor der Hand nicht in allen Einzel- 
heiten kontrollirt werden, da die betreffenden Akten an das Geheime 
Staats⸗Archiv in auffallend verſtümmeltem Zuſtande gekommen und 
die Nachforſchungen nach dem Fehlenden bis jetzt reſultatlos geblie— 
ben ſind; die hiſtoriſche Forſchung muß ſich leider auf das von 
Perg?) wohl aus dem Nachlaſſe Steins mitgetheilte Material be— 


) Pertz Stein V, 596. VI, 2, 165 der Beilagen. 

2) Der bekannte zornige Brief an Gagern (vom 24. Auguſt 1821, bei Pertz 
Stein V, 575), wo Stein der „Schreibmaſchinerie“ einen 14. Oktober wünſcht, 
würde mit ſeinen Klagen über die neue „Hörigkeit an die Juden“, welche an 
Stelle der alten „Hörigkeit an die Gutsherrn“ getreten ſei, deutlich zeigen, daß 


Stein eben jede Art von Hörigkeit verdammte: wenn uns überhaupt die Pflicht . 


eines Beweiſes in dieſer Frage obläge. 

) Stein II, 12 ff. — Den Aufſatz von Friccius „Der bürgerliche Zu 
ſtand des preußiſchen Staates nach dem Tilſiter Frieden“ (Hinterlaſſene Schrif 
ten 292 ff.) zu verwerthen erſcheint bedenklich, weil bei den notoriſchen Bezie- 
hungen des Autors zu Schön (ſ. weiter unten) der Verdacht einer Beeinfluſſung 
ſeitens des letzteren nahe liegt. Schön wird überſchwänglich gelobt: „Er iſt 
der hochbegabte Staatsmann, welcher mit ſcharfem Blick ſchnell herausfindet, 
was die nächſte Zukunft für das allgemeine Wohl des Vaterlandes fordert, der 
den kühnen Mut hat, es laut auszuſprechen, unbekümmert um die Gefahreu, in 
welche er ſich ſtürzt, und mit Kraft und Ausdauer das Ziel verfolgt; ſeine zahl 
reichen Gegner haben zuletzt immer anerkennen müſſen, daß er das Rechte und 
Wahre im großartigſten Sinve getroffen und gewollt hat“ (S. 312). Stein wird 
zwar nicht entfernt ſo behandelt wie in den Produkten der Schönſchen Muſe, 
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ſchränken. Aber es genügt, um zwei nichts weniger als unweſent— 
liche Irrthümer Schöns aufzudecken. In der Immediat⸗Kommiſſion, 
welche bis zur Ankunft Steins die Civil-Verwaltung des Staates 
leitete, will er den Anſtoß zur Aufhebung der Erbunterthänigkeit ge⸗ 
geben haben, und zwar bei Gelegenheit des vom Provinzialminiſter 
Schrötter zur Herſtellung des zerſtörten Viehſtandes eingereichten 
Antrages. Dieſer „Kuhantrag“, wie ihn Schön höhnend nennt, trägt 
das Datum des 20. Juli; am 16. hatte der Geheime Rath Wilcken 
bei der Kommiſſion auf Abſchaffung der Erbunterthänigkeit ange⸗ 
tragen: alſo kann Schön unmöglich dieſe Frage zuerſt angeregt 
haben!). Ein zweiter Irrthum betrifft den Antheil Steins, der ſich 
nach den Memoiren auf die Unterzeichnung der fünf Buchſtaben fei- 
nes Namens beſchränkt hätte. Aus ſeinem noch erhaltenen Votum 
vom 8. Oktober geht aber hervor, daß das Geſetz zwei weſentliche 
Modifikationen ihm verdankt). Selber ein Schüler von Adam 
Smith, hat er ſich doch ſtets Selbſtändigkeit genug bewahrt, um 
radikale aus feiner Lehre gezogene Konſequenzen abzuweiſen; es ent- 
ſprach durchaus dem echt hiſtoriſchen und echt humanen Grundzuge 
ſeines Weſens im allgemeinen und ſeiner bis in das höchſte Lebens⸗ 
alter bethätigten Vorliebe für den Bauernſtand insbeſondere ?), daß 


es heißt ausdrücklich (S. 319), daß ihm der große Ruhm bleibe, das Oktober⸗ 
Edikt treu ausgeführt zu haben: aber voll und ganz wird ſein Verdienſt auch 
hier nicht anerkannt, die beiden von ihm durchgeſetzten Modifikationen werden 
gänzlich verſchwiegen. 

) Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß die hohen Verdienſte, welche ſich Schön, 
nachdem die Frage einmal angeregt war, um das Zuſtandekommen des Geſetzes 
erworben hat, von dieſem unſerm Reſultat unberührt bleiben. Wohl ihm, wenn 
er ſich an ihnen hätte genügen laſſen! 

) Beyme ſchrieb 1827 an Varnhagen, Stein habe bei feiner Ankunft in 
Memel ſich etwas gegen die Unterzeichnung des fertigen ihm vorgelegten Geſetzes 
geſträubt. Dorow Denkſchriften IV, 29. Dem widerſpricht das oben citirte 
Votum Steins, in welchem es wörtlich heißt: „Dieſes Edikt ertheilt dem Grund⸗ 
eigenthümer die freie Benutzung ſeines Territorialeigenthums und dem Land— 
bauer die Befugnis ſeine Kräfte frei zu gebrauchen. Es iſt ſehr wohlthätig und 
wird auf die ganze Monarchie ſobald als möglich auszudehnen ſein.“ 

) „Mit dem, wie er einmal ſagt, der Flor der Landwirtſchaft, die Stärke 
des Heeres, die Erneuerung der übrigen Gewerbe durch kräftigen Erſatz ihres 

: g* 


— 16 — 


er auf Eine geſetzliche Einſchränkung der freien Dispofition über das 


Grundeigenthum nicht verzichten wollte: „diejenige nämlich, welche 


dem Eigennutz des Reicheren und Gebildeteren Grenzen ſetzt und 
das Einziehen des Bauerlandes zum Vorwerksland verhindert.“ Er 
ſetzte durch, daß eine Inſtruktion erging, welche die Verringerung des 
Bauerlandes unmöglich machte. Und wie Preußen überhaupt unter ſeinem 
Miniſterium die wichtigſten Fortſchritte in der Entwickelung vom 
Provinzial- zum Einheitsſtaate machte, fo bewirkte er die Ausdehnung 
des urſprünglich nur für die Provinz Preußen berechneten Geſetzes 
auf den Bereich der ganzen Monarchie. Dies war fo augenſchein⸗ 
lich ſein Verdienſt, daß auch Schön, als er noch — ſoll ich ſagen 
ehrlicher oder behutſamer war, ſich nicht ſträubte es anzuerkennen; 
denn am 29. November 1808 ſchrieb er in fein Tagebuch !): „Stein 
hat viel gethan, aber nur im erſten Anfange und am Ende. Er 
debutirte mit dem Edikte vom 9. Oktober 1807, welches er fertig 
fand und deſſen Generaliſirung nur ſein Verdienſt iſt.“ 

Wie aber, fragt der Leſer der Memoiren immer und immer 
wieder, wie war es möglich, daß an den Namen dieſes Stein, dieſes 
beſchränkten und unſelbſtändigen Mannes eine der ruhmreichſten Pe— 
rioden unſerer Geſchichte geknüpft werden konnte? Schön fühlte, 
daß in ſeiner Darſtellung eine Lücke zu entſtehen drohte, und aus 
der Noth eine Tugend machend griff er zu einer Erklärung, bei 


welcher wieder etwas für ſeinen und ſeiner geliebten Provinz Ruhm 


abfiel. Sie iſt ebenſo einfach wie ſinnig: er bringt Stein, um ihn 
zu beſſern, in gute Geſellſchaft. „Stein freute ſich zwar ſchon in 
Memel über ſeinen neuen Heiligenſchein (eine Anſpielung auf den 
unverdienten Ruhm des Oktober -Ediktes), allein dort iſolirt lebend 
konnte ihm das Feuer nicht gegeben werden, auf der eröffneten 
Bahn gleich unaufhaltſam fortzugehen. Seine angeerbten und durch 


Abganges ſo innig verbunden iſt.“ Vgl. die Denkſchrift vom 14. Juni 1808 
bei Pertz II, 634 ff. Seine Beſorgnis vor einer Auflöſung des Standes in 
Tagelöhner und Proletarier ging fo weit, daß er ſchließlich Untheilbarkeit der 
Bauergüter forderte. Pertz VI, 1, 34. 128. 

1) Sonntagsbeilage Nr. 35 zur Voſſiſchen Zeitung 1875. 
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Erziehung noch vermehrten Vorurteile hemmten ihn, er mußte in 
eine beſſere Geſellſchaft gebracht und von dieſer mit fortgeriſſen wer⸗ 
den. Bald darauf zog alles nach Königsberg !), und Stein wurde 
trotz ſeiner veralteten Vorurteile von der Zeit und dem Treiben um 
ihn jo fortgeriſſen, daß er, indem die Glorie, welche ihm bevor- 
ſtand, ihm zugleich ſchmeichelte, gar nicht zur Beſinnung kommen 
konnte ?).“ Womöglich noch kläglicher iſt die Rolle, welche Stein in 
dem Briefe Schöns an Profeſſor Roſenkranz ſpielen muß. „Er 
gab — heißt es hier — in den Jahren 1807 und 1808 allerdings 
die Firma, aber mit Ausnahme des Gedankens der Städteordnung 
(wobei er aber auch das ſtändiſch⸗-ariſtokratiſche?) Prinzip vorwalten 
laſſen wollte) duldete er mehr das, was unter ſeiner Firma geſchah, 
als daß es von ihm ausging.“ Schön ahnt, daß ſich in dem Leſer 
die verzeihliche Neugierde regt, „wer denn unter der Firma von 
Stein und Comp. in der Compagnie geweſen“. Nachdem er die 
beiden Humboldt!), Altenſtein, Schuckmann und Eichhorn!) abge⸗ 


2) Ich gehe von S. 48 gleich über auf S. 51. 

) Man beachte den Widerſpruch mit der eben mitgetheilten Tagebuchnotiz, 
wonach Stein nur „im erſten Anfange“ und am Ende viel gethan hat. Der 
erſte Anfang, das war eben die Zeit in Memel (bis Januar 1808), welche nach 
den Memoiren noch zu wünſchen übrig gelaſſen hätte. 

) In der Gegenwart 1872 I, 70 ſteht, offenbar verdruckt, „ſtädtiſch⸗ 
ariſtokratiſche“. — Die Memoiren laſſen Stein kaum einmal das Verdienſt der 
Städteordnung; wenigſtens muß er es mit vielen, eigentlich mit allen anderen 
theilen: „Jeder, der im Conſeil war, ſowie jeder geiſtreiche Mann, der davon 
Kenntnis erhielt, wenn er auch nicht im Conſeil war, trug ſein Scherflein dazu 
bei. Für Stein war es genug, daß die Franzoſen damals keine ſelbſtändigen 
Municipalitäten hatten, um das Oppoſitum davon, die Städteordnung eifrigſt 
zu fördern.“ 

) Wer etwa glauben wollte, daß Wilhelm v. Humboldt, der doch gewiß 
mit Ideen begnadigt war, dadurch gegen Schöns Neid geſichert ſei, würde ſich 
in einem ſtarken Irrthum befinden. Es heißt von ihm: „Als er 1809 zu uns 
kam, ſtand die Berliner Univerſität ſchon feſt.“ Dem gegenüber genügt es, an 
das Wort von Rudolf Köpke zu erinnern: „W. v. Humboldt hat den lang ge⸗ 
hegten Gedanken der Berliner Univerſität zur That erhoben und mit ſtarker 
Hand geleitet, bis die fernere Entwickelung eigener Kraft überlaſſen werden 
konnte“ (Die Gründung der kgl. Friedrich⸗Wilhelms Univerſität zu Berlin 61). 

5) Dem letzteren ſpendet er die ebenſo boshafte als ungerechte Charak⸗ 
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lehnt, entſcheidet er ſich für Rhediger, Scheffner, Frieſe, Stägemann, 
Nicolovius, Süvern, Schleiermacher (der indes nur „eine Zeit lang“ 
mitgewirkt habe) und „meine Wenigkeit“. Ich will die Thaten dieſer 
Männer und der anderen, welche ſich hinter den von Schön hinzu— 
gefügten „u. ſ. w. u. ſ. w.“ verbergen, nicht herabſetzen, ſie haben alle 
ihre Pflicht erfüllt, einige von ihnen dadurch großes gewirkt. Aber 
wenn ſie wirklich die Treibenden und Stein nur der Getriebene 
war, warum trat, nachdem er das Miniſterium hatte aufgeben müſſen, 
während ſie ſämmtlich in ihren Stellungen blieben, auf faſt allen 
Gebieten des öffentlichen Lebens Stillſtand und Rückſchritt ein? Um 
in der Sprache Schöns zu reden, die Firma Stein und Comp. 
machte nahezu Bankerott, nachdem ſie ihren Chef verloren hatte, und 
das beweiſt doch wohl, daß dieſer mehr war als der geduldige Ja⸗ 
ſager, den Schön aus ihm macht. 

Begreiflich, wenigſtens folgerecht finden wir, daß die Memoiren 
keine radikale Beſſerung Steins ſtatuiren, trotz der guten Geſellſchaft, 
in die ſie ihn gebracht haben. Er fällt, da die Elemente einmal 
verpfuſcht ſind, von Zeit zu Zeit faſt mit Nothwendigkeit in die 
alten Untugenden zurück. Namentlich kann er ſich durchaus nicht 
von dem Wahne losmachen, daß zum Wohlergehen eines Volkes 
noch etwas mehr gehört als ein geſchüttet und gerüttelt Maß kon— 
ſtitutioneller Freiheiten. „Mit vollem Herzen war er nicht bei 
unſerm Leben und Treiben in der Idee des Staates; dagegen inter 
eſſirte ihn eine Verſchwörung in Weſtfalen, von welchem unreifen 
Gedanken er voll war.“ Da iſt er denn auch mit dem Plan eines 
Herrn Bardeleben den Tugendbund zu errichten bekannt geworden. 
„Stein war voll von dieſem unklaren Plane, er ſetzte darauf einen 


teriſtit: „Dieſe gutmütige Ambosnatur hat von dem Prinzipe wohl niemals eine 
Ahnung gehabt, nach welchem die Schläge des Hammers fielen.“ Schön hat 
wohl niemals eine Ahnung davon gehabt, daß dieſe gutmütige Ambosnatur das 
Verdienſt, den Zollverein geſtiftet zu haben, nur mit ſehr wenigen anderen 
theilt: ein Verdienſt freilich, welches er kaum zu würdigen im Stande war. 
Denn mit dem Zollverein, welchen der „finanziell und ſtaatswirtſchaftlich ganz 
ungebildete“ Stein freudig begrüßte (Pertz VI, 1, 519) hat ſich der mit „Ideen 
begabte“ Schön nicht befreunden können. H. v. Treitſchke Zollverein 109. 
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größeren Werth als auf alles, was das Volk zur Erkenntnis der 
Vorzüglichkeit unſeres Gouvernements bringen und es ſo zur wahren 
Kraft, wie ſie ſich im Jahre 1813 zeigte, wecken ſollte. Stein ging 
von dem dunkeln Gedanken aus, man müſſe den Menſchen Haß und 
Widerwillen gegen Napoleon aufreden. An dem Tugendbunde glaubte 
er Marionetten zu haben, deren Drähte er nach Gefallen ziehen 
könnte.“ In ſchneidendem Gegenſatze hierzu ſteht die Erklärung, 
welche Stein in ſeiner Selbſtbiographie abgegeben hat!): „Ich kann 
bei meiner Ehre verſichern, daß ich ſo wenig Stifter als Mitglied 
des Tugendbundes war. Seine Mitglieder reichten nach Vorſchrift 
der beſtehenden Geſetze ihre Statuten und das Verzeichnis der Mit 
glieder bei des Königs Majeſtät ein, der die erſtern ohne mein Zu— 
thun genehmigte, weil ich überhaupt glaubte, es bedürfe keiner andern 
Anſtalt, als nur der Belebung des chriſtlichen vaterländiſchen Geiſtes, 
wozu der Keim in den beſtehenden Einrichtungen des Staates und 
der Kirche bereits liege. Die neue Geſellſchaft hielt ihre Verſamm 
lungen, von deren Beſchäftigungen mir nichts bekannt war, und als 
ſie ſich ſpäter erbot, auf Erziehungs- und Militäranſtalten einen 
mittelbaren Einfluß auszuüben, ſo wies ich den Antrag, als in den 
den Staats- und kirchlichen Behörden zuſtehenden Wirkungskreis ein— 
greifend, ab. Da ich bald darauf aus dem Staatsdienſte verdrängt 
wurde, ſo iſt mir das fernere Wirken dieſer Geſellſchaft unbekannt.“ 
Ungefähr ebenſo urteilte er bereits im Jahre 1812, als er im Lager 
von Driſſa die Denkſchrift eines oldenburgiſchen Prinzen über Mittel 
und Wege der Reſtauration kritiſirte: „Eine Geſellſchaft der Tugend— 
freunde, die ſich 1808 bildete, iſt durch ihre guten Abſichten achtbar, 
aber bis jetzt iſt von ihren Werken noch nichts erſchienen; ſie ſind 
in heftigem Zorn gegen die Franzoſen, aber ihr Zorn kommt mir 
vor wie der Zorn der träumenden Schafe.“ Schärfer lautet das 
Urteil in einem Briefe an ſeinen Biographen: „Ich habe nie Theil 
an dem Tugendbunde genommen, er ſchien mir unpraktiſch, und das 
Praktiſche ſank in das Gemeine“ ?). Und wem auch nach den bereits 


) Pertz Stein VI, 2, 170 der Beilagen. 
2) Pertz Stein II, 194. III, 99. 582. 
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gewonnenen Reſultaten unſerer Unterſuchung dieſe Gegenüberſtellung 
der Zeugniſſe Schöns und Steins nicht genügt, der überzeuge ſich 
aus der aktenmäßigen Geſchichte des Tugendbundes von J. Voigt, 
daß der leitende Miniſter Preußens eher gegen als für die Geſell— 
ſchaft war!). — 

So geſtaltet, in der Geſammtauffaſſung völlig fehlgegriffen, in 
faſt allen Einzelheiten ſo ziemlich das Gegentheil der Wahrheit, war 
das Bild, welches Schön ſich von Stein in ſeinen ſpäteren Lebens 
jahren zurechtgelegt hatte. Daß dies Urteil kein zu hartes iſt, dafür 
mögen ſchließlich die eigenen Worte deſſen Zeugnis ablegen, der von 
ihm betroffen wird. Es gab eine Zeit, da Schön anders von Stein 
dachte. Wenn er an ihn ſelbſt im Jahre 1810, als er nach Berlin 
zur Uebernahme des Finanzminiſteriums berufen wurde, die Worte 
richtete: „Weil Sie nicht find, ergab ich mich nicht unbedingt“ ), fo 
mag man hierin nur ein Kompliment ſehen, wie es auch gewiſſenhaften 
Briefſchreibern zuweilen entſchlüpft. Was er aber um dieſelbe Zeit 
über Stein an einen dritten, an Hardenberg, ſchrieb s), darf man wohl 
für den unverfälſchten Ausdruck ſeiner Herzensmeinung anſehen. In⸗ 
dem er den Staatskanzler bittet, ſeine Anſtellung in Berlin nicht eher 
zu bewirken als er Gelegenheit gehabt, ſich von der Lage der Dinge 
im Centrum des Staates zu überzeugen, fügt er folgende Motivirung 
hinzu: „Ew. Excellenz haben mich in einigen Jahren, in den wich— 


) S. namentlich S. 51. 54. — Das am Schluß der Voigtſchen Schrift 
(S. 119) mitgetheilte „Wort eines Staatsmannes über den Tugendbund“ iſt 
nach der ausdrücklichen Erklärung von Pertz (Leben Steins III, 582) der Feder 
Schöns entfloſſen. Sicherer noch wird dieſe Provenienz durch die Ueberein— 
ſtimmung mit Tadel und Unwahrheit der Memoiren verbürgt; nur läßt Schön, 
wo ihn die behagliche Sicherheit der Anonymität umgiebt, ſeiner Luſt am Kri⸗ 
tiſiren noch mehr Raum. So erklärt er z. B., der Verein habe bei Steins 
Abgang nur als ein Gegenſtand des Gelächters dageſtanden, von dem jeder in 
Achtung ſtehende Mann ſich fern gehalten: während doch der Autor, dem er ſein 
litterariſches Danaergeſchenk weihte, ſelber nachgewieſen hatte, daß fo wackere 
Männer wie Merkel und Manſo noch ein ganzes Jahr für den Verein thätig 
waren (S. 82 ff.). 

) Pertz Stein II, 487. (Vgl. Preußiſche Jahrbücher XXXI, 518.) 

) d. d. Gumbinnen 14. Juni 1810. (Geh. St.⸗Arch.) 


tigſten meines Lebens, nicht geſehen. Eine ſolche Schule hat Einfluß 
auf Charakter und Bildung. Die Mängel unſeres Volkes und unſerer 
Verfaſſung ſtehen mir jetzt klar vor. Der große Mann, den wir 
nach Ew. Excellenz erhielten und auch verloren und deſſen Vertrauen 
ich vielleicht am mehreſten hatte, hat weſentlich auf mich gewirkt.“ 
Dies wird ſofort an einem einzelnen Falle erläutert. Bekanntlich 
ſchied Schön 1809 aus dem Miniſterium; hier erfahren wir, warum. 
„Ich hätte mein Leben verloren, wenn ich geblieben wäre. Daran 
lag nichts; aber ich nutzte nichts, und deshalb mußte ich weg. Nicht 
bloß des Finanzminiſters wegen, ſondern auch des auswärtigen und 
des inneren Miniſters wegen mußte ich weichen; denn das patriotiſche 
Herz konnte es nicht ertragen, den Steinſchen Grundplan in Be- 
ziehung aufs Volk durchaus unbeachtet und verworfen zu ſehen. Ich 
konnte nicht dabei ſtehen, wenn ich das, was Stein ſeinen Freunden 
in ſeinem Teſtament!) ans Herz gelegt und mit dem Hochverrath 
gegen unſern König für den, der davon abwich, beſiegelt hatte, als 
nichtig und werthlos verworfen ſah.“ Noch lauter faſt ertönt das 
Lob Steins in der nun folgenden Vergleichung der augenblicklichen 
Lage mit der von 1807. „Ew. Excellenz haben ein ungleich ſchwie⸗ 
rigeres Terrain. Miniſter Stein fand eine Nation, die nichts wollte. 
Sein erſter Schritt gab Leben. Dieſes Volk, das alles hoffte, verlor 
durch die Hemmung alles Fortſchreitens, ja durch eine Verſchlechterung 
Steinſcher ſchöner Einrichtungen den Mut und alle Hoffnung.“ 
Wie auch die Kritik, auf welche Schön gegenüber dem „großen Mann“ 
mit Recht nicht verzichten wollte, ſich ihm unter den Händen in 
freudige Anerkennung verwandelte, ſahen wir bereits. Auf die Steinſche 
Denkſchrift von 1810 möchte er wohl das Wort „Zuweilen ſchläft 
auch Homer“ anwenden, aber er kann ſich nicht dazu entſchließen: 
Stein iſt ihm wohl Homer, aber kein ſchlafender. 


) Kann man unumwundener jemandes Anrecht an ein litterariſches Werk 
anerkennen, als hier mit Bezug auf Stein und ſein ſogenanntes politiſches 
Teſtament geſchieht? Und daneben halte man die Darſtellung der Memoiren, 
welche Stein kaum das Verdienſt der Unterſchrift laſſen. 
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Von zweien eins.“ Entweder Stein war ein „Homer“ unter 
den praktiſchen Volkswirten — oder er war „finanziell und ftaats- 
wirtſchaftlich ganz ungebildet“. Entweder er hat einen legitimen An— 
ſpruch darauf, die „ſchönen Einrichtungen“ der Jahre 1807 und 1808 
ſein Werk genannt zu ſehen — oder ſie ſind ihm mühſam, halb 
wider ſeinen Willen abgerungen worden. Entweder er wirkte durch 
überlegene Bildung, echte Leidenſchaft, unerſchütterliche Thatkraft 
„weſentlich“ auf ſeine Umgebung im allgemeinen und auf Schön im 
beſonderen — oder er erhielt ſeine Erudition durch die „gute Königs— 
berger Geſellſchaft“. Entweder er war ein „großer Mann“ — oder 
ſein Ruhm war erſchlichen und erlogen. 

Einmal muß Schön die Unwahrheit geſagt haben. 


Nun kam Stein 1813 nach Preußen obenein als Bevollmäch— 
tigter des ruſſiſchen Kaiſers, eine Würde, die nicht eben dazu beitrug, 
im vierten, fünften und ſechſten Jahrzehnt dieſes Jahrhunderts liberale 
Memoirenſchreiber günſtiger gegen ihn zu ſtimmen. Im Sommer 
1848 veröffentlichte Schön, jedoch nur als Manuſkript, eine Schrift 
„Staat und Nationalität“, in welcher er für die Rechte der „unter— 
drückten“ Polen eintrat!). Polenkultus und Ruſſenhaß waren Mode— 
krankheiten jener Tage, die, wie wir gleich hinzufügen, begreiflich und 
verzeihlich genug waren. Damals, als die „Vaterhand“ des weißen 
Zaren ſchwer ruhte auf unſerem Staate, als dem Grafen Branden- 
burg das Herz brach ob der Rohheit des Kaiſers Nikolaus, als dieſer 
wagen durfte, in aller Form den kommandirenden General eben der 
Provinz Preußen zu einem Rache- und Rettungszuge gegen die revo— 
lutionirte Hauptſtadt aufzufordern, damals mußten die Sympathien des 
preußiſchen Patrioten ſich gründlich von dem Bundesgenoſſen von 1813 
abwenden, wenn ihn nicht ſchon politiſche Parteiſtellung in das Lager 
der konſtitutionellen Weſtmächte geführt hatte. Daß das letztere bei 
Schön der Fall war, verſteht ſich von ſelbſt und iſt außerdem aus⸗ 


) Schön an Varnhagen. 


Gegenwart 1872 II, 69. 
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ausdrücklich überliefert. Er, der Schüler von Kant und Kraus, der 
Freund der Städteordnung und der allgemeinen Wehrpflicht, der Be⸗ 
wunderer deutſcher Poeſie und Architektur verleugnet am Schluſſe ſeiner 
Selbſtbiographie Lehrer, Vaterland, Neigung, indem er das Verhältnis 
der in Paris eingezogenen Deutſchen zu ihren beſiegten Feinden mit 
dem von Rom zu Hellas vergleicht! Zur Zeit der Julirevolution 
ſoll er auf die Frage, ob Krieg werden würde, geantwortet haben, 
die Franzoſen könnten es ja niemals dulden, daß die Deutſchen und 
andere Völker wie Hunde oder Sklaven behandelt würden). Das 
wäre nur die Konſequenz jener Geſchichtsphiloſophie. Die Härte des 
Parteimannes hat für alle Zeiten und Völker nur Eine Schablone. 

Noch aber find wir nicht am Ende. Provinz und Partei, per— 
ſönliche und nationale Abneigung waren für Schön ebenſoviele Ver— 
ſuchungen, bei der Darſtellung des preußiſchen Landtages feine Wünſche 
mit der Wirklichkeit zu verwechſeln: nun war er noch gar perſönlich 
betheiligt — welche neue Gefahr für den eitlen Mann! Daß er die 
menſchlichſte der menſchlichen Schwächen in ungewöhnlich hohem Grade 
beſaß, wird jeder Leſer der Memoiren mit uns empfunden haben; ſie 
wirkt um ſo unerträglicher, da ſie gepaart auftritt mit jener Nergel— 
und Tadelſucht, die nun einmal zum Erbtheil ſeiner Fraktion gehört. 
Freudiger und rückhaltloſer Anerkennung begegnet man, abgeſehen 
von einigen weniger bedeutenden Männern, eigentlich nur bei der 
Perſon Niebuhrs; ſie iſt doppelt merkwürdig, da ja die Kluft zwiſchen 
dem liberalen Doktrinär und dem Matador der hiſtoriſchen Schule 
ſehr weit war. Allerdings berührten ſie ſich in dem Uebermaße an— 
gewandter Kritik, das aber bei Niebuhr einen anderen Grund, die 
krankhafte Verſtimmung ſeines reizbaren Gemütes, hatte. Außer 
dieſer Oaſe find die Memoiren eine weite, traurige Wüſte der Un- 
zufriedenheit und Selbſtüberhebung; nichts findet Gnade vor den 
Augen des ſtrengen Richters, und im Hintergrunde ſteht immer das 
eigene Ich. Natürlich fehlte es dem Jünger deſſen, der den kategori— 
ſchen Imperativ lehrte, nicht an Momenten der Selbſterkenntnis; 


1) Bardeleben 15. 


=. 


aber die Art, in welcher dieſe auftritt, charakteriſirt den Mann 
unvergleichlich. Bei der Schilderung ſeiner Thätigkeit nach dem 
Tilſiter Frieden wirft er die Frage auf: „Was that ich“, und er be— 
antwortet ſie dahin: „Nichts was der Rede werth wäre“. Aber 
Frage und Antwort ſchreibt er mit den größten Buchſtaben, die ſeine 
Feder zu malen im Stande iſt. 

Hiernach wird ſich niemand mehr wundern über die ſyſtematiſche 
Beeinfluſſung der hiſtoriſchen Litteratur durch Schön, die allerdings 
ſo bedeutend iſt, daß ſie auf den erſten Blick in Erſtaunen ſetzt: 
namentlich, wenn man fortwährend ſeine Beſcheidenheit preiſen und 
als ſeinen Wahlſpruch das Wort nennen hört: „Thue das Gute, 
wirf es ins Meer: ſieht es der Fiſch nicht, ſieht es der Herr“). 
Unſere Leſer mögen entſcheiden, in was für ein Meer Schön ſeine 
Gutthaten warf und ob dieſe Operation nicht doch auch auf die 
„Fiſche“ berechnet war. 

Schöns Thätigkeit als Hiſtoriker beginnt ſchon im Jahre 1814 
mit einem Briefe an E. M. Arndt. Er beſchwert ſich hier, daß 
Arndt in der Flugſchrift „Das Preußiſche Volk und Heer im Jahre 
1813“ des preußiſchen Landtages gar nicht gedacht habe, und nun folgen 
die ſeitdem unzählig oft wiederholten Worte: „Dieſer Landtag iſt 
wichtiger als der Brand von Moskau und die 26 Grad Kälte. Die 
Porkſche Konvention war ein Schattenſpiel, wenn der Landtag nicht 
ſo war, wie er war: er gab ihr erſt Fundament und Kraft. Das 
Vorrücken der Ruſſen war eine Koſackenoperation, die eben ſo ſchnell 
zurück als vorwärts geht, wenn das Volk auf dem Landtage nicht 
ſprach, wie es ſprach.“ Hier bereits erhebt Schön im Namen ſeiner 
Provinz den Anſpruch, daß ihre Landwehr Muſter für alle übrigen 
geworden. Es fehlt auch nicht der dieſem Standpunkt ſo nahe 
liegende häßliche Hinweis auf die angeblich geringeren Leiſtungen 
anderer Provinzen, den Schön freilich ſpäterhin kluger Weiſe wieder 
fallen ließ. Ueberhaupt blieb der Brief zunächſt ohne jede weitere 
Folge, Arndt hat ihn erſt 1847 in ſeinem „Nothgedrungenen Bericht“ 


) Naſemaun 11. Preußens Staatsmänner II am Schluß. 
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veröffentlicht, ohne ſich jemals die dort ausgeſprochenen Anſichten in 
ihrer ganzen Schroffheit anzueignen; dazu ſtand er den Ereigniſſen 
doch zu nahe. 

Auch ein zweiter Verſuch misglückte. Im Frühjahr 1819 ſandte 
Schön einen Aufſatz über die preußiſche Landwehr an den Miniſter 
Bülow mit der Bitte, ihn in den von der preußiſchen Kalenderdepu— 
tation herausgegebenen „hiſtoriſch-genealogiſchen Kalender“ aufzunehmen. 
Leider liegt uns die Abhandlung nicht vor; doch ergiebt ſich wenigſtens 
im allgemeinen ihre Tendenz aus dem Briefwechſel, welchen fie her— 
vorrief. Graf Bülow trug Bedenken, ihr ohne weiteres die ge— 
wünſchte Stelle in dem offiziellen Jahrbuch einzuräumen, und be— 
ſchloß, zuvor das Gutachten des Kriegsminiſters einzuholen. Dieſer 
— es war niemand geringeres als Boyen — ergriff in feinem Ant— 
wortſchreiben !) die Gelegenheit, das Anrecht Scharnhorſts an die In⸗ 
ſtitution der Landwehr klar und beſtimmt zu wahren und die auf— 
geworfene Prioritätsfrage zu Ungunſten des Grafen Dohna zu ent— 
ſcheiden. Den Verdienſten des letzteren ließ er alle Gerechtigkeit 
widerfahren, aber den (wohl von Schön ausgegangenen) Vorſchlag, 
dem Kalender ein Bild des Geprieſenen beizugeben, verwarf er: Ver⸗ 
ſtorbene ſchienen ihm in dieſer Beziehung den Vorrang vor noch 
Lebenden zu verdienen. Auch dieſe Aeußerlichkeit verdient Erwähnung, 
denn fie geſtattet einen Rückſchluß auf den Inhalt der Schönſchen Ab⸗ 
handlung. Nach der Kritik Boyens gelangte fie nicht zur Veröffent⸗ 
lichung, wenigſtens nicht im hiſtoriſch-genealogiſchen Kalender. 

Statt deſſen mußte Schön ſogar erleben, daß ſeine zwar nicht 
in gedruckter Schrift veröffentlichte, aber ſicherlich in zahlreichem 
Freundeskreiſe wiederholt beſprochene Anſicht von dem oſtpreußiſchen 
Urſprung der Landwehr einen gefährlichen Gegner erhielt. Im Jahre 
1832 publizirte Ranke in ſeiner hiſtoriſch-politiſchen Zeitſchrift aus 
dem Nachlaſſe des eben verſtorbenen Generals Clauſewitz eine Ab— 
handlung „Ueber das Leben und den Charakter von Scharnhorſt“. 


) S. die Beilagen. Dieſes ſowie manches andere wichtige Dokument hat 
mir Herr Profeſſor Voigt aus dem Nachlaſſe ſeines Vaters gütigſt mitgetheilt. 
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Hier heißt es“) bei Gelegenheit der Schilderung von Scharnhorſts 
reformatoriſcher Thätigkeit nach dem Tilſiter Frieden: „Was aber 
das Wichtigſte war, er bereitete die Idee einer allgemeinen Landwehr 
nach dem Beiſpiele Oeſtreichs vor.“ Sehr beſcheidene Worte, welche 
das unſterbliche Verdienſt des großen Mannes in die denkbar ein- 
fachſte Form kleideten, und doch die Unzufriedenheit Schöns erregten. 
Es kam ihm zu Statten, daß damals (1833) der Königsberger Pro- 
feſſor Joh. Voigt mit einer Lebensbeſchreibung des inzwiſchen eben- 
falls verſchiedenen Miniſters Dohna beſchäftigt war; er benutzte ſein 
intimes Verhältnis zu dem Biographen, um eine Widerlegung der 
Clauſewitzſchen Darſtellung in die Oeffentlichkeit zu bringen. Er that 
es ohne Nennung ſeines Namens; Jahrzehnte lang hat man Joh. 
Voigt als einen von Schön unabhängigen Gewährsmann für den 
oſtpreußiſchen Urſprung der Landwehr angeſehen, nur wenigen Ein- 
geweihten wurde der wahre Sachverhalt bekannt?). Zu ihnen gehörte 
Beyme, wie wir ſahen, einer von den Glücklichen, die mit „Ideen“ 
begnadigt wurden; dieſer ſchrieb am 21. Mai 1833 an Schön): 
„Womöglich noch herzlicher aber danke ich Ihnen für die vertraulichen 
Ergießungen Ihrer ungeſchwächten geiſtigen Kraft über die Entſtehung 
unſerer Landwehr, die einen ſo weſentlichen Beſtandtheil unſerer 
Landesbewachung ausmacht, durch welche unſer Vaterland in der Welt- 
geſchichte ſo einzig ſich auszeichnet. Auch Mit- und Nachwelt müſſen 
es Ihnen danken, daß Sie durch Johannes Voigt dafür geſorgt haben, 
das Verdienſt unſeres verewigten Freundes, des Miniſters Grafen 
Dohna um die Landwehr gegen die Anhänger Scharnhorſts zu vin— 
diciren“. 

Welche Stellen es ſind, die Schön in das Voigtſche Buch hinein— 
gliſſirte, iſt nicht ſchwer zu erkennen. Da wo von Scharnhorſts Leben 
) S. 9 des Separatabdruckes. 

) Wie wir ſahen (S. 120), hat Schön denſelben Autor auch in feiner 
Geſchichte des Tugendbundes beeinflußt. Für das an Unfehlbarkeit ſtreifende 
Anſehen, deſſen er ſich namentlich in der Provinz Preußen erfreute, iſt es be 
zeichnend, daß ſeine Mittheilung, obwohl ſie weſentliche Theile der Voigtſchen 
Reſultate einfach negirte, dennoch ohne jeden Vorbehalt abgedruckt wurde. 

3, Abſchrift im Nachlaſſe von J. Voigt. 
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und Thätigkeit vor dem Jahre 1813 die Rede iſt, begegnen dem 
kundigen Leſer lauter Lieblingsſätze Schöns, die er ſpäter mehrmals 
wiederholt hat: es ſei kaum abzuſehen, wie in Scharnhorſts Geiſte 
die Idee einer Landwehr als Volksbewaffnung habe entſtehen können; 
er ſei nicht lange vor 1806 in preußiſche Dienſte getreten (woraus 
folgen ſoll, daß er die preußiſchen Verhältniſſe nicht genügend kannte); 
er habe, weil in Berlin wohnend und mit dem Unterrichte von Offi— 
zieren beſchäftigt, das Volk und den gemeinen Mann im Militär 
wenig oder nicht kennen gelernt; ſeit Auerſtädt aber habe er von dem 
gemeinen Soldaten die ſchlechteſte Meinung gehabt und immer danach 
geſtrebt, ihn in keine Verbindung mit dem Bürger zu bringen; durch 
eine allgemeine Bewaffnung habe er nur die Maſſe der Linientruppen 
ſo viel als möglich verſtärken wollen u. ſ. w.!) Kurz, es iſt die— 
jenige Charakteriſtik des großen Heeresreformators, für welche Schön 
ſpäter das Schlagwort „großer Linienſoldat“ aufgebracht hat. 

Derſelbe, welcher bereits im Jahre 1819 die Aufſtellungen 
Schöns bekämpft hatte, antwortete auch (1833) auf die Voigtſche 
Schrift in jener glänzenden Skizze „Beiträge zur Kenntnis des Ge— 
nerals v. Scharnhorſt“, die mit das Beſte iſt, was über Scharnhorſt 
je geſchrieben wurde. Schön ließ ſie vorläufig unerwidert, ohne aber 
deshalb die Hände in den Schoß zu legen. 

Im Jahre 1838, bei Gelegenheit der fünfundzwanzigjährigen 
Jubelfeier der Landwehr, erſchien, als Manuſfkript gedruckt, eine 
Broſchüre des General-Auditeurs der Armee Karl Friccius unter 
dem Titel: „Zur Geſchichte der Errichtung der Landwehr in Oſt— 
und Weſtpreußen und in Litthauen im Jahre 1813“. Ihr Ver- 
faſſer war ein Landsmann von Schön und hatte manches mit ihm 
gemeinſam: eine liberale Geſinnung, die ihm in den Zeiten der 
Manteuffelſchen Reaktion die damals gewöhnlichen kleinlichen und 
niedrigen Verfolgungen zuzog, ferner ein nicht geringes Maß von 
Selbſtgefühl, vor allem einen unbegrenzten Stolz auf ſeine Provinz. 
Mit einer Naivität, wie ſie nur der Tiefe ehrlicher Ueberzeugung 


) S. 26 f. 
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entſpringen kann, hat er einmal mit Bezug auf die Ereigniſſe von 
1813 erklärt!): „Die Bewohner der Provinz Preußen ſahen klarer, 
urteilten ſchärfer und richtiger und waren mutiger und entſchloſſener 
zum Handeln.“ Auf dieſe Behauptung hatte er ſo zu ſagen ein ſub⸗ 
jektives Anrecht; denn er gehörte nicht nur zu den „ſcharf und richtig 
Urteilenden“, ſondern auch zu den „mutig und entſchloſſen Han⸗ 
delnden“. Er verließ damals eine geſicherte Stellung, um an der 
Spitze des Königsberger Landwehr-Bataillons hinauszuziehen in den 
Kampf für die Freiheit; er hat ihn ruhmvoll beſtanden, wenngleich 
ihm ſpäter nachgewieſen werden mußte, daß ſein Antheil namentlich an 
der Erſtürmung von Leipzig nicht fo groß war, wie er beanſpruchte?). 
Immerhin gehörte ſein Bataillon zu den beſten der Landwehr und 
blieb länger geſchloſſen als fo manches andere; er erlebte die ver- 
diente Genugthuung, daß ihm die Errichtung der Landwehr in dem 
treuen Oſtfriesland übertragen wurde. Kein Wunder, daß er mit 
Begeiſterung dem Gedanken der neuen vaterländiſchen Bewaffnung 
zugethan war; mistrauiſch ſah er in allem und jedem eine Zurück⸗ 
ſetzung derſelben, auf das feſteſte war er überzeugt, daß die Linien⸗ 
truppen ſich nicht beſſer geſchlagen hätten als die Landwehr; von 
ihrer Einrichtung, Ordnung und Behandlung hing nach ſeiner Anſicht 
auch ſpäterhin die Rettung und Erhaltung des preußiſchen Staates, 
die Veredlung des preußiſchen Volkes ab?). Einen großen Theil 
ſeiner ſchriftſtelleriſchen Thätigkeit richtete er auf die Erforſchung ihrer 
Geſchichte, freilich, was wohl zu beachten, nur in ſo weit ſie ſeine 
Provinz betraf“); den verehrlichen Landſtänden von Oſt- und Weſt⸗ 
Y Geſchichte des Krieges von 1813 und 1814 J, 111. 

2) (C. v. Helldorf) Preußens Landwehr 130. Am bedenklichſten für die 
Glaubwürdigkeit von Friccius iſt die Thatſache, daß er ſeine Schilderung des 
Gefechts von Paunsdorf am 18. Oktober im Militair-Wochenblatte von 1843 
(S. 203) öffentlich berichtigen mußte; er hatte, ſeiner Gewohnheit die Thaten 
der Linie zu Gunſten der Landwehr herabzuſetzen folgend, das Füſilier⸗Bataillon 
des 4. Reſerve-Regimentes ungerecht beſchuldigt. 

5) So lauten feine eigenen Worte in der Vorrede zu der 1854 erſchienenen 
„Geſchichte der Befeſtigungen und Belagerungen Danzigs“. 


9 Geſchichte der Blockade Cüſtrins in den Jahren 1813 und 1814. Mit 
beſonderer Rückſicht auf die Oſtpreußiſche Landwehr. — Geſchichte der Befeſtigungen 
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preußen und Litthauen und dem ehrwürdigen Magiſtrat der Stadt 
Königsberg hat er die erwähnte kleine Schrift gewidmet. Sie brachte 
über den preußiſchen Landtag die erſten ausführlichen Mittheilungen, 
die offenbar auf einen der Eingeweihteſten zurückgingen; von wem 
ſollten ſonſt die Notizen über vertraute Unterredungen der Führer 
herrühren? So wird über eine Verhandlung zwiſchen Stein und 
Schön berichtet; Stein war todt und hat nie mit Friccius in Ver- 
bindung geſtanden, letzterer konnte ſeine Nachrichten nur von Schön 
haben. Dies wird weiter dadurch beſtätigt, daß Schön in ſeinen 
Memoiren, wo er den Landtag erzählen ſollte, einfach auf Friccius 
verweiſt, deſſen Buch „alle Thatſachen darüber enthielte“, und der 
letzte Zweifel wird ausgeſchloſſen, wenn wir in der Broſchüre dem 
ewig wiederkehrenden Lieblingswort Schöns, er werde die Provinz 
gegen die Ruſſen aufbieten, zuerſt begegnen. 

Auch dieſer neue Verſuch die hiſtoriſche Ueberlieferung zu uſur⸗ 
piren blieb nicht ohne Anfechtung. Da Schön den Oberpräſidenten 
v. Auerswald, denſelben, deſſen wir oben bei der Beſprechung des 
Oktober-Edikts gedachten, ſo ziemlich ganz bei Seite geſchoben hatte, 
erließen drei Söhne und eine Tochter deſſelben Erklärungen, in wel- 
chen ſie das Anrecht ihres verſtorbenen Vaters würdig und beſtimmt 
wahrten: jene merkwürdiger Weiſe in einem wenig geleſenen Lokal- 
blatte, den „Elbinger Anzeigen“ !), dieſe allerdings in der Königs⸗ 
berger Zeitung?). Aber Frau v. Bardeleben hatte ihren Namen 
nicht genannt, und wer die Verfaſſerin kannte, hatte auch gehört, daß 
ſie zu den Muckern gehöre, ein Schlagwort, welches damals jeden, auch 
den unſchuldig davon Betroffenen in weiten Kreiſen um jeden Kredit 
brachte. Ihre Stimme verhallte ungehört, und auch von der Er- 
klärung der Söhne nahmen wohl nur die Forſcher Notiz. Dafür 
erhob ſich, nachdem Schön an die Spitze der ſtändiſchen Oppoſition 
in Oſtpreußen getreten war und dieſe Rolle mit dem Märtyrerthum 


und Belagerungen Danzigs. Mit beſonderer Rückſicht auf die Oſtpreußiſche 
Landwehr, welche in den Jahren 1813—1814 vor Danzig ſtand. 

) Jahrgang 1838 Nr. 63. Beilage. 

) Jahrgang 1838 Nr. 68. 
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| der Entlaſſung aus dem Staatsdienſt büßen mußte, eine wahre Flut 
von lobpreiſenden Enthüllungen zu Gunſten des populären Staats- 
mannes. 
| Die Rheiniſche Zeitung!), in welcher der franzöſiſche Konſtitu⸗ 
tionalismus jener Tage ſich am unverfälſchteſten ablagerte, pries in 
ſchwungvoller Rede, wie wenig es Schön, dieſem würdigen Staats⸗ 
manne, um ſeinen perſönlichen Ruhm zu thun geweſen, wie viele der 
| leitenden Ideen, die Stein ausführte, von ihm herſtammten, wie er 
mit uneigennützigſter Selbſtverleugnung überall der vertraute Rath⸗ 
geber, der gute Genius Steins geweſen. Die Abneigung der Durch— 
ſchnittsliberalen jener Tage gegen Stein, den ſtrengen Marſchall des 
weſtfäliſchen Landtages, iſt bekannt; was zur Verkleinerung ſeines 
Ruhmes geſagt wurde, war Waſſer auf ihre Mühle. Sofort alſo 
N fiel in regelrechtem Reſponſorium vom andern Ende der Monarchie 
her die Königsberger Zeitung?) mit lauter Stimme ein: ja, jo ſei es 
geweſen. Sie begann mit dem tapferen und ehrlichen Vorbehalt ge- 
ſinnungstüchtiger Kritiker. „Ohne an den Ehren des verewigten 
u Stein zu rütteln, muß es doch der Nachwelt kund gethan werden, 
welchen weſentlichen Antheil Schön an jenen Ereigniſſen der Jahre 
| 1808— 11 gehabt, die bisher faſt ausſchließlich Stein zugeſchrieben 
wurden.“ Der Hiſtoriker der Königsberger Zeitung wußte alſo nicht, 
daß Stein bereits 1808 aus dem preußiſchen Staatsdienſte ſchied 
und daß das erſte große Reformgeſetz bereits 1807 erſchien. Dafür 
wußte er, daß Schön „nicht bloß mit und durch Stein, ſondern auch 
in entſchiedener Oppoſition gegen denſelben für die Rettung des Vater- 
landes wirkte.“ — „Mit und durch Stein“ — das nannte er nicht an 
den Ehren des verewigten Stein rütteln; Stein das Werkzeug von 
Schön! Dann folgt ein Excerpt aus Friccius über die Königsberger 
Vorgänge des Jahres 1813: natürlich nicht ohne einige kleine unſchul⸗ 
dige Auslaſſungen und Aenderungen. Friccius hatte geſagt: Stein be⸗ 
wies, je ſtrenger er gegen die Landgüter der Rheinbundfürſten verfuhr, 
deſto größere Schonung und Rückſicht gegen alles, was Preußen angehörte 


N ) Jahrgang 1842 28. April. 
) Jahrgang 1842 14. Mai. 
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— dies übergeht der Journaliſt. Friccius ſagte: „Auch mag Stein 
die Uebernahme der Verwaltung der preußiſchen Provinzen im Namen 
des ruſſiſchen Kaiſers für nothwendig erachtet haben“ — der Jour- 
naliſt änderte: „Stein hielt es für nöthig, die Verwaltung der 
preußiſchen Provinzen im Namen des ruſſiſchen Kaiſers zu über- 
nehmen.“ Er konnte nun mit dreiſter Stirn fortfahren: „Niemand 
war zweifelhaft, was Rußland beabſichtige, Schön allein aber war 
es, der mit männlicher Entſchloſſenheit dieſen Abſichten Rußlands ent⸗ 
gegen zu treten den Mut hatte.“ Stein das Werkzeug ruſſiſcher 
Annexionsgelüſte auf Preußen — alles „ohne an den Ehren des ver- 
ewigten Stein zu rütteln“ ). 

Bald darauf, noch in demſelben Jahre, erſchien in der Samm⸗ 
lung „Preußens Staatsmänner“ eine kurze Biographie Schöns, eben⸗ 
falls anonym und durchaus im Stile des Königsberger Artikels 
gehalten, welchem auch die Ehre widerfuhr, ausdrücklich citirt und wört⸗ 
lich abgeſchrieben zu werden. Wir begegnen hier derſelben Ani- 
moſität gegen Stein, derſelben — man kann nicht anders ſagen als 
Reklame für Schön: nur daß letztere in bedenklicher Weiſe bereits 
an den Ton erinnert, den man ſonſt nur auf den letzten Seiten der 
Tagesblätter zu finden gewohnt iſt. Von Friccius zum Königsberger 
Artikel, von dieſem zu „Preußens Staatsmännern“ geht es in ſtei⸗ 
gender Progreſſion fort. Das geiſtreiche Wort, daß Schön der gute 
Genius, der vertraute Rathgeber Steins geweſen, wird dahin kom⸗ 
mentirt, daß jener dieſem „ſeine freieſten und großartigſten Anſichten 
inſpirirt und ſeine mächtige, aber aufflackernde und ungleiche Energie 
durch ſeine unerſchütterliche Konſequenz geleitet habe“. Oder wie an 
einer anderen Stelle wörtlich zu leſen iſt: „Es fehlte Stein Konſe— 
quenz und beſonnene Ausdauer. Dieſe gab ihm Schön, dem wir 
Unrecht thun würden, wenn wir ihn die rechte Hand Steins nennen 


) Noch beleidigender für Stein drückte ſich das Konverſationslexikon von 
Brockhaus aus: „Als die Ruſſen bei ihrem Einrücken 1813 Miene machten, von 
dem öſtlichen Preußen völlig Beſitz zu ergreifen, trat Schön dieſen Abſichten mit 
großer Energie entgegen und bewirkte, daß Stein ſeine Pläne aufgab und der 
ruſſiſche General Paulucci abberufen wurde.“ 

9* 
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wollten, den wir vielmehr den Kopf deſſelben nennen könnten. Schön 
machte Stein zum Gefäß ſeiner Ideen; Schön gab die Gedanken, 
Stein brachte fie zur Ausführung“). Nach dieſen Prämiſſen werden 
wir uns über keine Folgerung mehr wundern dürfen — und doch! 
der Autor übertrifft ſich ſelber da, wo er von den Ereigniſſen der 
Jahre 1812 und 1813 redet. „Es läßt ſich, ſagt er im Hinblick 
auf die Konvention von Tauroggen, mit ziemlicher Beſtimmtheit 
die Vermutung ausſprechen, daß Schön auf die Entſchließung des 
Generals York einen weſentlichen Einfluß geübt und daß er vielleicht 
nur, um dem Schauplatz des großen Dramas näher zu ſein, die 
Stelle eines Präſidenten der Regierung zu Gumbinnen angenommen 
hatte.“ So wäre denn der Jünger der Philoſophie des 18. Jahr- 
hunderts auf die einfachſte Weiſe von der Welt zum Propheten ge- 
worden. Er nahm im Jahre 1809 die Präſidentenſtelle in Gum⸗ 
binnen an, weil er für das Jahr 1812 das große Drama des fran— 
zöſiſch-ruſſiſchen Krieges, die Betheiligung Preußens, den Abfall Norks 
vorausſah und er ſich ſeinen Antheil an dieſen Ereigniſſen ſichern 
wollte. Und dieweil dem gottbegnadeten Seher nichts verſagt iſt, ſo 
hat er dem Verfaſſer ſeines Panegyrikus etwas von ſeiner Gabe das 
Unmögliche möglich zu machen verliehen. So eben war Schön noch 
Präſident der Regierung von Gumbinnen, zehn Zeilen weiter iſt er 
noch im Winter 1813 bereits Präſident der Provinz Preußen; wie 
ſchade, daß das Buch ſo kurz iſt, Schön hätte es ſonſt gewiß noch 


weiter gebracht. Zeitunterſchiede exiſtiren ja in prophetiſchen Kreiſen 


jo wie fo nicht: „als endlich York, heißt es weiter, das Signal ge- 
geben hatte, begann augenblicklich die Organiſation der allgemeinen 
Volksbewaffnung“ ). Augenblicklich! Die Epoche vom 30. Dezember 
bis zum 8. Februar Ein Augenblick! 

Ganz ohne Schamgefühl war aber der mit ſo zügelloſer Phan⸗ 
taſie begabte Autor nicht; er fühlte das Bedürfnis, ſein Beginnen 
zu rechtfertigen, und er that es durch einen Hinweis auf die geringe 
bisher Schön zu Theil gewordene Anerkennung. „Wer kennt denn 


8 ) Preußens Staatsmänner II, 4. 10. 
1, 28 
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— ruft er aus — mit Ausnahme vielleicht eines kleinen Kreiſes, 
ſeine ganze Bedeutung? Vielleicht war es in ſeine Hand gegeben, 
in die erſte Reihe zu treten und ſeine Gedanken unter ſeinem eigenen 
Namen zu verwirklichen. Er verſchmähte dies; ihm war es nur um 
den Triumph der Sache zu thun, die er für die heilige und gerechte 
hielt; perſönlicher Ruhm war ihm gleichgültig“ ). Wir ſahen ſchon 
und werden es noch unten ſehen: jo ganz gleichgültig war er da- 
gegen nicht; bei der Schrift von Friccius kann eine Beeinfluſſung 
von feiner Seite gar nicht bezweifelt werden. Sollen wir eine ſolche 
auch hier ſtatuiren? Gewiß nicht durchgängig, dazu müßten die Irr⸗ 
thümer des Autors weniger maſſiv ſein; auch liegen ſie theilweiſe 
ganz außerhalb des Gebietes, welches Eitelkeit und Ehrgeiz reizen 
könnten. Andererſeits iſt der Gedanke doch auch nicht ganz von der 
Hand zu weiſen; von wem ſollte der Autor z. B. den von Schön 
herrührenden Entwurf zu dem ſogenannten politiſchen Teſtamente 
Steins, der von der ſchließlichen Redaktion mehrfach abweicht ?), an⸗ 
ders erhalten haben als von Schön ſelbſt? Vor allem aber: Schön 
las das Buch und unterließ es, laut und öffentlich gegen deſſen maß 
loſe Uebertreibungen zu proteſtiren; nur in einer bei Gelegenheit 
feiner Jubelfeier erſchienenen Broſchüre?) erklärte einer feiner Ver— 
ehrer ſehr beiläufig, in einer Anmerkung, „daß Schön das Er— 
ſcheinen einer Schilderung ſeines politiſchen Charakters gemis⸗ 
billigt habe“: womit doch augenſcheinlich nicht eine einzige Angabe 
desavouirt, ſondern nur der Entſchluß die Biographie eines Lebenden 
zu ſchreiben getadelt war. Derſelbe Verehrer eignete ſich übrigens 
notoriſche Irrthümer der gerügten Biographie an: ſo macht er wie 
dieſe ſeinen Helden zu einem der bedeutendſten Mitglieder des Tugend— 
bundes. Natürlich verwendet er auch die nun bereits zum Stichwort 
der Schönſchen Hiſtoriographen gewordene Drohung aus dem Jahre 
1813, das Volk gegen die Ruſſen aufzubieten. In einem Punkte 
übertrifft er ſogar alle ſeine Vorgänger und Nachfolger, er verſchweigt 


9) II, 4. 
) Mitgetheilt II, 11. 


5) Jubelfeier des Miniſters v. Schön. Königsberg 1843. 
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bei der Erwähnung des preußiſchen Landtags den Namen Steins 
gänzlich, indem er die ſtereotype Lobpreiſung Schöns in folgende Form 
gießt: „Er, Schön, war es endlich, der 1813 in Verbindung mit 
dem Grafen Dohna bei dem Drange der Verhältniſſe auf eigene 
Gefahr die Ausſchreibung eines General-Landtages bewirkte und die 
Errichtung der Landwehr einleitete.“ So etwa haben die Sänger 
der Ilias und des Nibelungenliedes ſich die hiſtoriſchen Ereigniſſe 
zurechtgelegt, welche ſie beſangen. Schön ließ ſich dieſe poetiſche 
Licenz gefallen; auch die „Jubelfeier“ blieb ohne Widerlegung. 

Noch einmal trat ſodann (1843) Friccius für ihn in die Schran⸗ 
ken. Es ſei ferne von mir, dieſen Autor auf eine Höhe mit den 
eben beſprochenen zu ſtellen; er hat ſich Schöns Einflüſterungen gegen⸗ 
über eine achtungswerthe Selbſtändigkeit bewahrt und iſt namentlich 
ſtets bemüht geweſen, Stein ſowohl wie Auerswald gerecht zu wer⸗ 
den !). Aber in dem erſten Bande feiner „Geſchichte des Krieges in 
den Jahren 1813 und 1814“ wiederholte er doch den weſentlichen 
Inhalt der Broſchüre von 1838 und fügte ſogar einige Aenderungen 
zu Gunſten Schöns hinzu; er bezeichnete jetzt z. B. den letzteren ganz 
beſtimmt als den Urheber des Gedankens einer Landtagsberufung ?). 


) Dieſen vermittelnden Charakter trägt auch die oben (S. 114) erwähnte 
Abhandlung über den bürgerlichen Zuſtand des preußiſchen Staates nach dem 
Tilſiter Frieden. Da ſie übrigens bereits 1819 niedergeſchrieben iſt, ſo beweiſt 
auch fie, wie früh Schön feine Beeinfluſſungen begann. 

Zum dritten Male ſchilderte Friccius dieſe Vorgänge in ſeiner bereits 
erwähnten „Geſchichte der Befeſtigungen und Belagerungen Danzigs“ (S. 182 ff.). 
Er hielt hier an der ihm von Schön ſuppeditirten Anſicht über den oſtpreußiſchen 
Urſprung der Landwehr feſt, entfernte ſich aber, was den Landtag ſelbſt und 
Schöns Anteil an der Berufung betrifft, ziemlich bemerkbar von feinen älteren 
Darſtellungen. Hatte er früher (Geſchichte des Krieges von 1813 J, 77) geſagt, 
der Vorſchlag der Landtagsberufung ſei von Schön gemacht, ſo ließ er jetzt 
ungewiß, ob er von Schön oder Dohna oder Pork ausgegangen ſei (S. 184). 
Schöns Name wird nur an dieſer Stelle genannt und ohne die obligate Lobes⸗ 
erhebung; die Redensart vom Aufbieten der Provinz gegen die Ruſſen läßt der 
Autor gänzlich fallen, obwohl er doch in der Vorrede ſeinem Zorn gegen die 
Barbaren des Oſtens freien Lauf gelaſſen hatte; von dem gleich zu erwähnenden 
Sendſchreiben an Schloſſer nimmt er gar keine Notiz. Iſt dies alles nur Zu⸗ 
fall oder ſind ihm von einem Wiſſenden die Augen geöffnet worden? 
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Ob Schön ſelber dieſe Modifikationen veranlaßt hat, vermag ich nicht 
zu ſagen, jedenfalls fuhr er fort zu ſchweigen. 

Er ſchwieg auch, als die Dame, welche zuallererſt den Auf— 
ſtellungen ſeiner Anhänger entgegengetreten war, ſich zum zweiten 
Male, und jetzt mit Nennung ihres Namens und in einer beſonderen 
Schrift!) vernehmen ließ; er ſchwieg, obwohl fie ſchwere ihrer per— 
ſönlichen Erfahrung entnommene Beſchuldigungen gegen ſeinen Pri- 
vatcharakter hinzufügte. Er ſchwieg das Buch todt; daſſelbe iſt heute 
eine bibliographiſche Seltenheit geworden. 

Viel gefährlicher für ihn war, daß in den Beiheften des Militair- 
Wochenblattes von 1846 Major Gerwien die Entſtehung der oſtpreu— 
ßiſchen Landwehr behandelte, auf Grund der Akten und in einem der 
provinziellen Tradition theilweiſe entgegengeſetzten Sinne. Als daher 
der Rektor Gottſchalk in Pr. Eylau für den Jahrgang 1847 der 
„Neuen Preußiſchen Provinzialblätter“ einen Auszug aus der Ab- 
handlung verfaßte, verfehlte Schön nicht, ihm die gewiß ſchon ein 
Dutzend Mal gedruckten Notizen über ſeine Oppoſition gegen Steins 
ruſſiſche Gelüſte von neuem zuzuſtellen: er fand dieſe Thätigkeit 
ſo harmlos, daß er kaum noch ein Hehl daraus machte. Der wackere 
Rektor löſte ſeine Aufgabe nicht ganz zur Zufriedenheit des hohen 
Gönners: er hatte ſich zu eng an das Militair-Wochenblatt gehalten. 
Nachdem Schön Jahre lang im Geheimen auf die hiſtoriſche Ueber 
lieferung gewirkt hatte, hielt er jetzt den Kampf für weit genug vor⸗ 
geſchritten, um ſelber mit aufgeſchlagenem Viſir in den Schranken zu 
erſcheinen. In dem vom 20. Oktober 1847 datirten, im 5. Bande 
der genannten Provinzial⸗Zeitſchrift veröffentlichten Sendſchreiben an 
Gottſchalk begegnen wir den aus dem Voigtſchen Buche genugſam 
bekannten Tiraden gegen Scharnhorſt, gemiſcht mit denſelben oſten— 
ſibeln Lobpreiſungen, welche die Charakteriſtik Steins ſo widerlich 
machen. Auch Scharnhorſt nannte er feinen „noch im Grabe hoch— 


1) Ein Blick auf die einſtige Stellung der Oberpräſidenten Auerswald und 
Schön in Königsberg i. Pr., mit Rückſicht auf einige dahin bezügliche Schriften 
von Eveline Erneſtine v. Bardeleben, geb. v. Auerswald. Stuttgart 1844. 


oma 
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verehrten Freund“, auch ihm hängte er einiges Lob an, um ihm 
dann ſein Hauptverdienſt abzuſprechen, auch auf ihn wandte er den 
Ausſpruch Kants an: man könne ein großer Philoſoph ſein und doch 
ſchlecht die Flöte blaſen. Die Größe der Philoſophie beſtand hier in 
dem Wirken als Linienſoldat, das mangelhafte Flöteblaſen in dem 
Verhältnis zur Landwehr. „Scharnhorſt war ein großer Linienſoldat 
mit einem durchaus edlen Charakter; als ſolcher hat er genug gethan: 
warum ſoll er dabei auch Stifter unſerer Landwehr ſein?“ 

Indes Scharnhorſt war glücklicher als Stein. Er fand in dem 
Militair-Wochenblatt einen Vertheidiger, der zwar nicht die Irre— 
leitung ſo manchen Urteils verhindern konnte, aber doch bewirkte, daß 
die von Schön ausgegebene Parole keine allgemeine Anerkennung er⸗ 
langte. Mit verdoppeltem Eifer warf ſich letzterer wieder auf das 
andere Feld, und hier behauptete er eine faſt unbeſtrittene Herrſchaft. 

Noch immer ſchwiegen die von feinen Parteigenoſſen hauptſäch⸗ 
lich geleſenen Werke Schloſſers über den preußiſchen Landtag. Er 
entſchloß ſich, dieſem Uebelſtande abzuhelfen und an den Heidelberger 
Hiſtoriker, der ihm nach ſeiner oben mitgetheilten Erklärung „Stab 
und Stütze“ war, wenn er ſich von dem ideenloſen Gange der Zeit 
ermüdet und ermattet fühlte, ein Sendſchreiben mit ausführlicher 
Darſtellung der Königsberger Vorgänge von 1813 zu richten (am 
3. März 1849). Schloſſer aber beſaß einen ſolchen Reichthum an 
Ideen, daß er der Thatſachen kaum bedurfte; er bewies den Ent- 
hüllungen Schöns nicht einmal die Rückſicht, welche er den Mitthei— 
lungen des badiſchen Generals Krieg und des Markgrafen Wilhelm 
über die Leipziger Schlacht ſchenkte. Dieſe druckte er in einer Vor- 
rede ſeiner umfangreichen Geſchichte des 18. und 19. Jahrhunderts 
ab, um ſie einige Bände weiter, bei der Darſtellung des Ereigniſſes 
ſelbſt gänzlich zu ignoriren!) — jene legte er einfach zu feinem 
ſchätzbaren Material. Die Weltgeſchichte wie die Geſchichte des 18. 
und 19. Jahrhunderts haben auch in der letzten vom Verfaſſer be- 
ſorgten Ausgabe keine Silbe über den Landtag gebracht. Nun hatte 


) Vorrede des VI. Bandes und Band VIII, 447 der vierten „durchaus 
verbeſſerten Auflage“. 
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Schloſſer es wiederholt für ſeine Maxime erklärt, mehr zu prüfen, 
ob er die innere Wahrſcheinlichkeit, als ob er die Dokumente für ſich 
habe, „die man freilich auch nicht verſchmähen darf“; er habe ſie aber 
ſtets verſchmäht, wo die Autorität gedruckter Quellen hinreichte, und 
bei Auswahl und Beurteilung der Quellen habe er nach ſubjek⸗ 
tiven, im Umgang erworbenen, nicht aus Büchern geſchöpften Grund— 
ſätzen gehandelt. Wenn man hier Wort für Wort erwägt, ſo kam 
das Schweigen des Autors über Schön und den Landtag eigentlich 
einer perſönlichen Beleidigung nahe, und der Zorn des alſo Behan- 
delten mag nicht gering geweſen ſein. 

Aber er verzagte nicht. Von der „idealen“ Geſchichtſchreibung 
zurückgewieſen, wandte er ſich an die kritiſche. Lieſt man ſeine 
bitteren Bemerkungen über Pertz und Droyſen, ſo ſollte man 
glauben, er hätte auch hier vollſtändig Fiasko gemacht. Im Jahre 
1852 erklärte er ſeine völlige Unzufriedenheit mit den geſammten 
neuerdings erſchienenen Memoiren und Biographien; von jenen be- 
hauptete er, der kaum eine Zeile ſchrieb, ohne ſich zu nennen, daß 
ſie ihn durch „Selbſtlob“ anekelten, dieſe verwarf er wegen ihres 
Notizenkrams: „wollte man ſelbſt die Biographien von Stein, Pork, 
Hardenberg u. ſ. w. wörtlich auswendig lernen, ſo würde man doch 
kein treues Bild von dieſen Männern erhalten“; die „angebliche“ Bio- 
graphie Yorks von Droyſen ſei jo gut wie die andern ein Notizen- 
magazin, und er möchte den ſehen, der aus ihr ſich ein Bild von Pork 
machen könne; nach funfzig Jahren ſei neun Zehntel der darin ent⸗ 
haltenen Notizen werthlos und unverſtändlich; die entſcheidenden Mo- 
mente ſchwäche der ungeheure Berg Unrath, welcher fie. umgebe, ab. 
Hiermit aber nicht genug. Varnhagen, an den dieſe Herzensergüſſe 
gerichtet ſind !), berichtet weiter, daß Droyſen anfangs, als er in 
Königsberg nach Quellen für feine Biographie Yorks forſchte, aller- 
dings die Gunſt und das Vertrauen Schöns gewonnen habe; letzterer 
hätte ihm ſogar die Herausgabe der eignen Denkwürdigkeiten über⸗ 
tragen wollen. Nach dem Erſcheinen jener Biographie aber ſei Schön 


) 28. Juni und 15. Juli 1852. Gegenwart 1872 II, 71. Das Zeugnis 
Varnhagens ebendort S. 116. 
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ſehr aufgebracht geweſen und habe von Droyſen kurz und gut ver- 
langt, daß er den Theil, welcher die Ereigniſſe in Preußen zur Zeit 
der Horkſchen Konvention betreffe, ganz umſchreibe und als Wahr⸗ 
heitsfreund ſeinen Irrthum offen eingeſtehe: nicht Stein, nicht York 
gebühre die Hauptrolle und das Hauptverdienſt, ſondern ihm. Droyſens 
Weigerung hätte die völligſte Entzweiung zur Folge gehabt. Schlagen 
wir nun Droyſen auf und vergleichen ſeine Darſtellung mit der des 
Sendſchreibens, ſo ſtellt ſich Uebereinſtimmung in ſehr weſentlichen 
Theilen heraus; unſere Unterſuchung wird zu zeigen ſuchen, daß der 
Autor den Schönſchen Mittheilungen zu viel Vertrauen geſchenkt hat. 
Nicht minder der von Schön wiederholt geſcholtene Pertz, der ſogar 
das von Schloſſer verſchmähte Sendſchreiben für fo werthvoll hielt, 
daß er es vollſtändig producirte. Es wäre ein ſehr wohlfeiles Ver— 
dienſt, hierüber nachträglich zu Gericht zu ſitzen: man muß ſich ſtets 
gegenwärtig halten, in welcher angeſehenen, jeden Verdacht tenden— 
ziöſer Darſtellung beinahe ausſchließenden Poſition der Berichterſtatter 
ſich befand. Hier kommt uns nur darauf an zu konſtatiren, daß 
Schön ſich an dem auf die deutſche Hiſtoriographie gewonnenen Eins 
fluß keineswegs genügen ließ. 

Wie mußte ihn da erſt der einzige ernſthafte Widerſpruch auf⸗ 
bringen, den fein Sendſchreiben erfuhr. Er ging, um das Quid⸗ 
proquo dieſer wunderlichen Epiſode moderner Quellenkritik zu voll 
enden, von einem Schriftſteller aus, deſſen kritiſche Ader ſonſt nicht 
beſonders ſtark ſchlug, von Fr. Förſter ). Schön beklagte ſich über 
ihn brieflich bei ſeinem Freunde Eichendorff; dies Benehmen ſei ſo 
gemein und boshaft, daß es beinahe undenkbar ſei, wie ein Menſch 
im ruhigen Gange ſeiner Gedanken und Empfindungen zu einem 
ſolchen Grade von Bosheit kommen könne; er tröſtete ſich aber damit, 
daß gleichzeitig Varnhagen, den er zur Biographie Bülows von Denne— 
witz veranlaßt?) und natürlich weidlich bei Ausarbeitung derſelben 
beeinflußt hatte, die Erklärung abgab, Schön ſei zufrieden, wenn 
andere ſich ſein Verdienſt aneigneten. Eichendorff rieth, von dem 


) Neuere und neuſte Preußiſche Geſchichte II, 871 ff. (1854). 
) Schön an Varnhagen 28. Juni 1852. Gegenwart 1872 II, 71. 
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Gegner keine Notiz zu nehmen, vielmehr „alle zur dereinſtigen Wider- 
legung und rechten Wahrheit führenden Beweisſtücke, Dokumente, 
Briefe und Traditionen zu ſammeln, um ſie dann Varnhagen zu 
übergeben“ ). 

Varnhagen, dieſe gleichgeſtimmte Seele, in Eitelkeit, neidiſcher 
Tadelſucht, ſyſtematiſcher Oppoſitionsmacherei Schön gleich, wenn nicht 
überlegen, hatte der Einſiedler von Arnau ſich zu ſeinem Biographen 
erkoren. Er hoffte ihn für ſich zu gewinnen durch Schmeicheleien, 
die, ob ehrlich oder nicht ehrlich gemeint, den Schmeichler auf das 
ſtärkſte kompromittiren. Die Lebensbeſchreibung des Hans von Held 
— welche Varnhagen bekanntlich ſchrieb, ohne die Hauptſchrift ſeines 
Helden, das ſogenannte ſchwarze Buch, auch nur geſehen zu haben — 
nennt er „die erſte Biographie in dieſer Zeit“ ?). In jenem Brief, 
wo er über Droyſen und die ganze neuere Memoiren- und Bio⸗ 
graphien⸗Litteratur den Stab bricht, erklärt er, es ſei hohe Zeit, daß 
dieſem Unweſen durch das Vorbild einer Biographie, „wie ſie ſein 
ſoll“, eine Grenze geſetzt werde, und dieſe zu liefern, dazu ſei Varn⸗ 
hagen der Mann. Mit der überlegenen Miene eines Kenners giebt 
er ihm gleichzeitig ein wahrhaft klaſſiſches Rezept für dieſe Muſter⸗ 
biographie an die Hand. Nachdem er noch einmal den modernen 
Notizenkram verdammt hat, fährt er wörtlich alſo fort: „Das Bild 
eines großen Mannes als des Repräſentanten einer Idee oder von 
Ideen bedarf wenig Notizen, wozu, wenn das Bild bald nach deſſen 
Tode aufgeſtellt wird, die öffentliche Handhabung, die Sage und eine 
ſtattgefundene perſönliche Bekanntſchaft zureichend ſind.“ Die öffent⸗ 
liche Handhabung, eine perſönliche Bekanntſchaft und — die Sage! 
Das kennzeichnet den Mann. Den Notizenkram, d. h. die Wahrheit, 
verwirft er; zur Biographie genügt ihm die Sage. Hat der Held 
der Biographie nur bei Lebzeiten durch fleißiges Renommiren für 
die Entſtehung der Sage geſorgt, ſo muß ſich der Biograph an ſie 
halten, wohl oder übel. Welch ein Lichtſtrahl fällt nun auf die 
hiſtoriſirende Thätigkeit des alten Oberpräſidenten! 

) Aus den Papieren Schöns I, Vorrede S. VI. IX. 

) Am 28. Dezember 1853. Gegenwart 1872 II, 99. 


— 140 — 


Als er nun die Biographie Bülows aus der Werkſtatt Varn⸗ 
hagens vor ſich hatte und fein Rezept im großen und ganzen be- 
folgt ſah, regte ſich das Verlangen nach gleicher Verherrlichung in 
ihm auf das gewaltigſte. „Wären Sie doch nicht, ſeufzte er, ein ab- 
hängiger Mann! Ich ſchickte Ihnen alle meine Papiere und erklärte 
öffentlich den für einen Hundsfott, der ſich außer Varnhagen von 
Enſe unterſtände, über mich etwas drucken zu laſſen.“ Der ſchlaue 
Diplomat erwiderte: „Ew. Excellenz werden dem Ehrengeſchicke einer 
Biographie doch nicht entgehen; ſoll daſſelbe jedoch an eine gewiſſe 
Bedingung geknüpft fein, jo wünſche ich, daß dieſe jo ſpät als mög⸗ 
lich eintrete, und gönne jüngeren Nachgeborenen gern das Glück, an 
ſo reicher und würdiger Aufgabe ſich zu verſuchen.“ Schön, ganz 
berauſcht von der Hoffnung auf ein großes, nur ihm zu Liebe ge- 
ſchriebenes Werk, ließ nicht nach. Noch zwei Jahre vor ſeinem Tode 
ſchrieb er: „Mein Freund Eichendorff, der eben ſo herrliche Dichter 
als herrliche Menſch, der mich genau kennt, meint von mir, ich ſei 
dazu geboren, dem gemeinen Gange der Meinungen und der Dinge 
in den Weg zu treten, und wenn ich an die Jahre 1807 1809, 
1812 und 1813 und an das Cholera-Jahr 1830 und an andere 
weniger wichtige Momente meines Lebens und an meine Meinung 
von Stein, Scharnhorſt, Gneiſenau, York u. ſ. w. denke, dann mag 
er Recht haben.“ Den Mut freilich, läſtige Konſequenzen feiner Ent- 
hüllungen auf ſich zu nehmen beſaß er nicht. „Mit dem In den 
Weg treten — fährt er fort — werden alle unklaren und unlau— 
teren Geiſter rechts und links aufgeregt, und dieſe ſind boshaft und 
giftig und in der heutigen Zeit auf Verfolgungen und Gewaltmaß⸗ 
regeln verſeſſen. Hier iſt es Pflicht des Mannes, das Treiben des 
Satans zu berückſichtigen und das Dürfen genau zu ermeſſen, um 
ſo mehr, da das Weſen meines Lebens in einem Sturm auf Ideen— 
loſigkeit und Gemeinheit beſtand. Hohe Aufregung ideenloſer und 
gemeiner Geſchöpfe in menſchlicher Geſtalt iſt hier nicht zu vermeiden, 
und deshalb kommt es hier auf einen Mann an, der Wut und 
Verfolgung nicht ſcheuen darf. Gegen ſolche vergiftete Pfeile iſt der 
Tod der beſte Panzer, und ſo bleibt nur der Ausweg, daß der 


— 
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Biograph, der während ſeines Lebens die Operationen des Teufels 
zu berückſichtigen verbunden iſt, erſt nach ſeinem Tode der Welt das 
hinſtellt, was der Verkündigung werth iſt. Hiernach wäre es, Ihre 
Zuſtimmung in der Sache an ſich vorausgeſetzt, der angemeſſenſte 
Weg, wie mein Freund Eichendorff meint, daß ich an E. H. ſchon 
jetzt meine Papiere ſchicke, damit Sie, wenn Stimmung und Ver⸗ 
hältniſſe zuſagen, ſie durchſehen, die etwa dazu noch nothwendigen 
Notizen von mir fordern, darauf allmählich zum Werke ſchreiten und 
ſowie ein abgeſchloſſener Theil fertig iſt, das Manuſkript in England 
oder an einem andern ſicheren Orte mit dem Auftrage niederlegen, 
den Druck nach Ihrem Tode zu beſorgen.“ 

Ein beſonders günſtiges Vorurteil erwecken dieſe Vorſichtsmaß⸗ 
regeln ſicher nicht; gerade einem Manne von Schöns Grundſätzen, 
ſollte man meinen, wäre für die Wahrheit kein Preis zu hoch ge— 
weſen. Zur Ausführung kamen ſie übrigens nicht; denn Schön ſtarb 
1856, ehe ein Anfang gemacht war. Allerdings enthielt fein Teſta— 
ment eine Beſtimmung über dieſe Angelegenheit, die ihn ſein ganzes 
Leben beſchäftigt hatte ), und nach Varnhagens Tode im Jahre 1858 
find ſeitens der Erben mit andern, theilweiſe ſehr namhaften Hiſto⸗ 
rikern Verhandlungen über eine Biographie eröffnet worden. Sie 
ſcheiterten ſämmtlich. Wer das geſammte Material, Memoiren und 
Urkunden, vor ſich hatte, konnte wohl eine Kritik der erſteren ſchreiben, 
nimmermehr aber ſie zu einer Biographie erweitern. 


Zur Kritik der Darſtellung übergehend, welche Schön von dem 
preußiſchen Landtage gegeben hat, ſenden wir eine allgemeine Be 
merkung voraus. 

Wie er in den Mitteln des Kampfes wechſelte, bald ſeine Beein⸗ 
fluſſungen ganz im Verborgenen ausübte, bald den von ihm gemachten 
Mittheilungen ſeinen Namen hinzufügen ließ, wieder ein ander Mal 


2) Kurz vor feinem Tode hatte er noch A. Witt, den Verfaſſer des Auf 
ſatzes „Der preußiſche Landtag im Februar 1813“ in Raumers Hiſtoriſchem 


> 


Taſchenbuch von 1857 S. 533 ff., durch „mündliche Mittheilungen“ erfreut. 
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ſelber in die Schranken trat — ſo auch in den Zielen. Es beſteht 
ein bemerkenswerther Unterſchied zwiſchen den eigenen Kundgebungen 
und denen ſeiner Freunde und Geſinnungsgenoſſen: offenbar ließ er 
die letzteren einen Schritt über die Linie hinaus gehen, welche er 
ſelber inne hielt. So hütet er ſich wohl zu behaupten, daß er es 
geweſen, der den Gedanken einer Landtagsberufung zuerſt ausge⸗ 
ſprochen — in Friccius ſteht es zu leſen; er hütet ſich, Stein als 
Werkzeug ruſſiſcher Annexionsgelüſte darzuſtellen — der Königs- 
berger Journaliſt und der Mitarbeiter des Konverſations-Lexikons 
thun es; er hütet ſich, ein hervorragendes Verdienſt bei der Errich⸗ 
tung der Landwehr in Anſpruch zu nehmen — der Verfaſſer der 
„Jubelfeier“ ſchreckt ſogar hiervor nicht zurück. In Schöns eigenen 
Aufzeichnungen haben wir es weniger mit groben Verſtößen gegen 
die Wahrheit, obwohl auch dieſe nicht fehlen, als mit Verſchwei⸗ 
gungen, Verſchiebungen, Uebertreibungen zu thun. Das Halbrichtige 
überwiegt das Falſche. 

In der Selbſtbiographie wird, wie ſchon erwähnt, der Vor⸗ 
gänge des letzten Monates von 1812 und der erſten von 1813 nur 
ganz im Vorbeigehen gedacht. Schön ſagt: „Ueber die Porkſche Kon- 
vention, wozu ich nur bemerke, daß die anſcheinend große Kühnheit 
orks dabei durch die Lage der Umſtände ſehr gemildert wurde, und 
über den Durchzug der Ruſſen iſt ſchon ſo viel geſchrieben, daß hier 
davon nicht weiter die Rede ſein darf.“ Dies eben iſt der Ton, der 
die Schrift ſo unleidlich macht: kein fremdes Verdienſt iſt hoch genug, 
um ſie von dem Verſuche einer Herabziehung abzuſchrecken. 

Ausführlicher hat ſich der Verfaſſer in dem an Schloſſer ge- 
richteten Sendſchreiben ausgelaſſen )). 

Es beginnt mit jener captatio benevolentiae für den Adreſſaten 
und fährt dann alſo fort: „Im Jahre 1812 und 1813 war ich Präſi⸗ 
dent der Regierung zu Gumbinnen und ſtand als ſolcher auf dem 
Vorpoſten der kultivirten Welt.“ Eine vortrefflichere Expoſition zu dem 


) Es iſt nicht weniger als drei Mal abgedruckt; zuerſt bei Pertz Leben 
Steins III, 649 ff., dann in den Preußiſchen Jahrbüchern XXX, 213 ff., zuletzt 
im I. Bande der Papiere Schöns S. 84 ff. 
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folgenden Drama vermöchte man ſich nicht zu denken. Schön auf 
dem Vorpoſten der kultivirten Welt: alſo im Mittelpunkte der Er- 
eigniſſe, ſobald die ruſſiſchen Barbaren das civiliſirte Litthauen be— 
rühren; alſo mit der Aufgabe betraut, je nach den Umſtänden Ueber— 
griffe derſelben tapfer abzuwehren oder liſtig zu verhindern. 

„Im Dezember 1812 rückten die ruſſiſchen Truppen bei Ver⸗ 
folgung der Franzoſen in 3 Abtheilungen über die preußiſche Grenze.“ 

Schön meint das Korps Pauluccis, welches von Riga kommend 
Macdonald verfolgte — das Wittgenſteinſche, welches den Niemen 
abwärts ziehend dem franzöſiſchen Marſchall den Weg nach Königs— 
berg zu verlegen bemüht war — endlich die ſogenannte Donau-Armee 
unter dem Admiral Tſchitſchagoff, die noch weiter ſüdlich der direkten 
Straße von Wilna nach Königsberg folgte. Schöns Zeitangabe iſt 
inſofern nicht ganz richtig, als Tſchitſchagoff erſt am 2. Januar die 
preußiſche Grenze überſchritt ). 

„Das mittlere Korps unter dem General Wittgenſtein nahm 
meinen Vorſchlag an, daß nur von militäriſcher Beſetzung des Landes 
die Rede ſei.“ 

Will Schön hiermit ſagen: mein Vorſchlag war eigentlich über- 
flüſſig, denn Wittgenſtein war jo wie jo preußen- und deutſchfreund— 
lich geſinnt und von allen Eroberungsgelüſten weit entfernt, ſo hat 
er Recht. Meint er aber, es hätte ſeines Vorſchlages bedurft, um 
den General anderen Sinnes zu machen, legt er ſeinem Vorſchlage 
irgend eine Bedeutung bei, jo befindet er ſich in einem ſchwer be- 
greiflichen Irrthume. 

Graf Wittgenſtein war kein großer Mann, er at ſpäter, an 
die Spitze des vereinigten ruſſiſch-preußiſchen Heeres geſtellt, nicht die 
für eine ſo ſchwere Aufgabe erforderlichen Talente gezeigt: aber 
außer Stein und den kürzlich eingewanderten Deutſchen gab es da— 
mals vielleicht in ganz Rußland niemanden, der es jo gut mit un— 
ſerem Vaterlande meinte als er. In ſeinem Hauptquartier und bei 
ſeinem Korps waren die Diebitſch, Clauſewitz, Auvray, Dörnberg, 


) Bogdanowitſch Geſchichte des Feldzugs von 1812 III, 341. 
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Tettenborn, die insgeſammt daran arbeiteten, ihn in feinen guten 
Vorſätzen zu beſtärken, und Stein war denn auch von der Reinheit 
und Zuverläſſigkeit ſeiner Geſinnungen ſo feſt überzeugt, daß er ihn 
ſchon im November 1812 dem Kaiſer für den Oberbefehl desjenigen 
Heeres empfahl, welches zu der größten Theilnahme an den Kriegs- 
ereigniſſen berufen ſei!). Bereits am 15. Dezember, als er noch 
ſein Hauptquartier in der Nähe Wilnas hatte, befahl er ſeinen der 
preußiſchen Grenze nahenden Truppen ſtrengſte Mannszucht und 
Achtung des Eigenthums und ſetzte Todesſtrafe auf die geringſte 
Gewaltthat. Den Preußen verkündete er, des Kaiſers Heere kämen 
„nicht als Feinde, nicht als Eroberungsſüchtige“, ſondern als Befreier; 
das Land werde nach dem Kriege wieder geräumt werden; Preußen 
möge ſich erheben, mit Rußland verbündet ſeine Unabhängigkeit zu 
erkämpfen). Sollen wir annehmen, Schön habe nach Wilna hin 
mit Wittgenſtein korreſpondirt, um dieſe Proklamation zu bewirken? 
Auch jenes Schreiben des Generals an York?), wo es heißt, nur 
ungern würde der Kaiſer unter einem andern Titel als dem eines 
Freundes des Königs von Preußen deſſen Staaten beſetzen, wäre 
dann wohl eine Folge „des Vorſchlages“ von Schön; am Ende 
müßte er es ſich gefallen laſſen, die ganze Konvention von Tauroggen 
als ſein Werk geprieſen zu ſehen: iſt ſie doch geſchloſſen, nachdem 
„das mittlere Korps unter Wittgenſtein“ die Grenze bereits über— 
ſchritten, alſo auch Schöns „Vorſchlag“ angenommen hatte. 

Ob ſeine conciliatoriſche Thätigkeit ſich in noch höhere Regionen 
erſtreckt hat, vermeldet er nicht. Faſt ſollte man es meinen; denn 
um dieſelbe Zeik, am 19. Dezember, verbot Fürſt Kutuſoff, der 
Oberbefehlshaber des ruſſiſchen Heeres, ſeinen die Grenze überſchrei⸗ 


) Am 5./17. November. Pertz Stein III, 213. — Clauſewitz, der gewiß 
kein Augendiener war, erklärt (Werke VII. 168. 2. Aufl.), das Wittgenſteinſche 
Hauptquartier ſei in den drei wichtigſten Perſonen aus lauter edlen Charakteren, 
voll von redlichem Eifer und gutem Willen, ohne irgend eine Nebenabſicht, zu— 
ſammengeſetzt geweſen. Vgl. Bernhardi Toll II, 406. 
) Bei Droyſen Pork II, 7. 

) Vom 15./27. Dezember, bei Droyſen I, 551. 
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tenden Truppen irgend welche Unordnungen zu begehen und die Be— 
wohner in der Ausübung ihrer Geſchäfte zu ſtören; zwei Tage da— 
rauf mußte er auf ausdrücklichen Befehl feines Kaiſers eine Prokla— 
mation an die Bewohner Preußens erlaſſen, in welcher er faſt mit 
den Worten Schöns die Ueberſchreitung der Grenze als eine unver— 
meidliche Folge der Kriegsoperationen bezeichnet; frei von jeder Er— 
oberungsluſt, beabſichtige der Kaiſer vielmehr dem Unglücke, welches 
auf Preußen laſte, ein Ende zu machen, dem Könige Beweiſe ſeiner 
Freundſchaft zu geben ünd der Monarchie Friedrichs ihren Glanz 
und ihre Ausdehnung wiederzugeben. „Er hofft, daß S. M. der 
König von Preußen, erfüllt von den Empfindungen, welche dieſe offene 
Erklärung in ihm erwecken muß, unter dieſen Umſtänden keine andere 
Partei ergreifen wird als die, welche das Intereſſe ſeiner Staaten 
und die Wünſche feiner Völker fordern. In dieſer Ueberzeugung hat 
der Kaiſer mein Herr mir den poſitiven Befehl geſendet, die Pro— 
vinzen Preußens, welche ſeine Heere jetzt betreten werden, nicht als 
Feindesland zu behandeln, ſondern ſo weit der Kriegeszuſtand es ge— 
ſtattet, die Uebel zu mildern, welche aus dieſer Occupation hervor— 
gehen könnten“). 

Hierüber ſchweigend berichtet Schön deſto ausführlicher über ſein 
Einſchreiten gegen einen ruſſiſchen Eroberungsverſuch. Nicht alle 
Generale waren ſo willig wie Wittgenſtein; er mußte erleben, daß 
ſeine „Vorſchläge“ nicht nur nicht angenommen, ſondern verhöhnt 
wurden. 

„Der ruſſiſche General Marquis Paulucci, fährt er fort, welcher 
mit ſeinem Korps den nördlichen Theil der preußiſchen Grenze über- 
ſchritt, ging aber vollſtändig erobernd vor. Er entband die Behörden 
von ihrer bisherigen Verpflichtung gegen den König von Preußen, 
wies ſie an, ihre Berichte nach Petersburg zu erſtatten und nur 
Befehle von dort anzunehmen.“ 

Paulucci hatte Memel am 27. Dezember beſetzt, drei Tage vor 
der Konvention von Tauroggen?). Niemand vermochte damals mit 

) Bogdanowitſch III, 342. Pertz Stein III, 251. 

) Bogdanowitſch III, 370. Eckardt York und Paulucci 51. S. die Beilagen. 

Lehmann, Kneſebeck und Schön. 10 
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Beſtimmtheit vorauszuſagen, in welchem Sinne ſich der Befehlshaber 
des preußiſchen Korps entſcheiden würde; noch Tags vorher hatte 
ſeine Avantgarde, die weſtpreußiſchen Dragoner und die ſchwarzen 
Huſaren, ſich bei Piktupöhnen blutige Bahn durch die den Weg nach 
Tilſit verſperrenden Ruſſen gebrochen; es war unzweifelhafter Kriegs- 
zuſtand, und darum die Handlungsweiſe des Marquis in keiner Weiſe 
auffällig. Sie wurde es erſt, als General Diebitſch, der Bevoll⸗ 
mächtigte des Grafen Wittgenſtein, die Konvention mit York ge— 
ſchloſſen hatte, deren erſter Artikel lautete: „Das preußiſche Korps 
wird den Landſtrich des königlichen Territoriums, der zwiſchen Memel, 
Tilſit und dem Haff liegt, beſetzen, und dieſer Landſtrich wird als 
völlig neutral betrachtet werden.“ Aber ſelbſt dann hatte Paulucci 
noch immer einen plauſibeln Vorwand, denn die Konvention 


wurde für die nicht unter Wittgenſteins Befehl ſtehenden Generale, 


zu denen der Marquis gehörte, verbindlich erſt mit der Ratifika⸗ 
tion des Kaiſers, welche nicht vor dem 6. Januar von Wilna ab- 
ging !), alſo ſchwerlich viel vor der zweiten Dekade des Monats in 
Memel ſein konnte. Ich finde auch nicht, daß man ſich in preußi— 
ſchen Kreiſen anfangs ſonderlich beunruhigt hätte über dieſe Vor— 
gänge. Uns ſpäter Lebenden iſt völlig klar geworden, daß das Ganze 
nichts als eine Intrigue war, welche der rachſüchtige Italiener gegen 
ſeine verhaßten Rivalen Diebitſch und Wittgenſtein ſpann. Urſprüng⸗ 
lich war er ſo preußen- und deutſchfreundlich geſiunt geweſen wie 
wenig ruſſiſche Beamte; er hatte einen deutſchen Publiziſten in ſeiner 
Umgebung, dem wir die Erhaltung einer Reihe wichtiger Urkunden 
über dieſe Epoche verdanken; er hatte, ſeitdem er das Amt eines 
Kriegs-Gouverneurs von Liv- und Kurland angetreten, unausgeſetzt 
mit Jork unterhandelt, fein eifrigſtes Bemühen war geweſen, beim 
Abſchluß der Konvention dem Grafen Wittgenſtein den Rang abzu⸗ 
laufen: nun ſah er ſich verſchmäht, zurückgeſetzt — mit ſüdlicher 
Leidenſchaft warf er ſich in eine ganz entgegengeſetzte Bahn. Indem er 
Yorks Truppen den Eintritt in Memel weigerte, hoffte er Wittgen- 


) Bogdanowitſch III, 387. 
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ſtein und Diebitſch durch Verletzung der von ihnen gegen den preußi— 
ſchen General eingegangenen Verpflichtungen zu kompromittiren; in⸗ 
dem er die Annexion Memels vorbereitete, hoffte er der ruſſiſchen 
Politik eine veränderte Richtung zu geben und an Preußen Rache 
zu nehmen. Daß er dies durchaus auf eigene Hand that, iſt heute 


leichter zu erkennen als damals; ſollte es aber ganz unmöglich ge- 


weſen ſein, namentlich für einen, der ſein heißes Verlangen nach dem 
Abſchluß einer Konvention hatte beobachten können und der da wußte, 
daß Wittgenſtein ihn ausdrücklich zur Räumung von Memel aufge⸗ 
fordert hatte!)? Wir werden gleich ſehen, daß wenigſtens Ein 
preußiſcher Beamter und zwar einer, der zu Schön in naher Be— 
ziehung ſtand, die Memeler Vorgänge ganz richtig als eine Epiſode 
aufgefaßt hat, die von keiner langen Dauer ſein konnte. 

„Der dieſem Korps von mir entgegengeſchickte Regierungskom⸗ 
miſſarius — heißt es in Schöns Bericht weiter — machte dem 
Marquis dagegen Vorſtellung, und es kam darüber zwiſchen beiden 
zu einer ſo heftigen Debatte, daß der Kommiſſarius offen erklärte: 
wir haßten die aſiatiſche Apathie nicht weniger als die franzöſiſche 
Deſpotie, und das Land, welches die ruſſiſchen Truppen jetzt als Er— 
retter und Befreier empfange, würde feindlich ſich gegen ſie erheben.“ 

Als man im preußiſchen Lager erwog, wie dieſe Angelegenheit 
zu regeln ſei, war es nicht etwa Schön, von dem, wie man nach 
dieſer Darſtellung glauben könnte, die erſte Oppoſition ausging, ſon⸗ 
dern York. Am 6. Januar erhob er Proteſt gegen die Verletzung 
der ihm bewilligten Konvention, während Schön erſt vier Tage ſpäter 
bei ihm anfragte, ob in Betreff der beſetzten Stadt ganz beſondere 
und geheime Verpflichtungen übernommen ſeien; ſonſt ſei er Willens, 
die Behörden anzuweiſen, ihre Obliegenheiten ohne Rückſicht auf den 
ruſſiſchen Kommandanten zu erfüllen 2). Vorſichtig und beſonnen, 
gar nicht auf eigene Hand, nur im Einverſtändnis mit der höchſten 
militäriſchen Behörde ging alſo Schön vor; das war bei der prekären 


) Eckardt 57. 130. Droyſen II, 45. 
) Droyſen II, 45. 
10 * 
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Lage der Monarchie ſehr in der Ordnung, aber wer wünſchte nicht, auch 
in ſeiner Erzählung eine Rückerinnerung an dieſes Verhalten zu finden? 

Der Kommiſſar, von dem er redet, iſt der Regierungsrath Schulz. 
Unmöglich kann dieſer mit dem Marquis perſönlich zuſammenge— 
kommen ſein; denn letzterer verließ Memel bereits am 4. Januar, 


um ſich in fein Gouvernement zurückzubegeben, und Schulz war noch. 


am 6. im Hauptquartier Wittgenſteins, den er als preußiſcher Civil⸗ 
kommiſſar begleitete; am 12. treffen wir ihn in Memel !). Jene 
Unterredung kann er alſo nur mit den von Paulucci zurückgelaſſenen 
Beamten, dem Kommandanten Oberſten Ekeſparre oder dem Chef der 
Civilverwaltung Baron Fölkerſahm gehabt haben: wenn ſie nämlich 
überhaupt ſtattgefunden hat. Wir beſitzen mehrere Briefe von Schulz 
aus jener Zeit; ſie bekunden, daß er bei dem Oberſten Ekeſparre 
Proteſt eingelegt hat, aber vergebens durchſuchen wir ſie auch nur 
nach einem Anklange an jene pikante Antitheſe von ruſſiſcher Apathie 
und franzöſiſcher Deſpotie; dagegen finden ſich, wie in den Kund— 
gebungen aller preußiſchen Patrioten von damals, Aeußerungen herz 
licher und rückhaltloſer Sympathie für die ruſſiſchen Befreier. In 
einem Briefe an Schön aus Tilſit vom 3. Januar redet er von den 
„braven Ruſſen“ und den „lieben Moskowitern“; als er im Wittgen⸗ 
ſteinſchen Hauptquartier weilt, preiſt er die „ſchöne ruſſiſche Militia“: 
es ſei doch rührend, was der Gedanke von Vaterland und Freiheit 
aus den bärenhaften ruſſiſchen Bauern für tapfere Krieger gebildet 
habe. Nach Memel geſendet, hatte er natürlich geringe Freude an 
den Zuſtänden, welche der ergrimmte Marquis geſchaffen hatte: man 
möchte, ſchreibt er am 12., rein des Teufels werden; aber der geſcheite 
und weltkundige Beamte ließ ſich nicht durch ein Geſpenſt erſchrecken, 
bereits am 18. erklärte er York auf das freimütigſte: „Memel und 
die ganze hieſige Angelegenheit ſcheint mir nur eine unangenehme 
Nebenſache, deren Beilegung doch bald zu hoffen iſt“?). Und dieſer 
Mann ſoll einem ruſſiſchen Beamten gegenüber die ruſſiſche Apathie 

) Droyſen II, 28. 44. Fleſche an Schuckmann 13. Januar (Geh. St.⸗Arch.). 


2) Droyſen II, 22. 28. 44. 56. (Gerwien) Errichtung der Landwehr und 
des Landſturms in Oſtpreußen 5 (Beiheft zum Militair-Wochenblatt 1846). 
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als gleich haſſenswerth wie die franzöſiſche Deſpotie bezeichnet und 
mit einer Erhebung des Volkes gedroht haben? 

Schön erzählt bald darauf, daß er ſelber die gleiche Drohung 
gegen Stein ausgeſprochen habe, und da er unverkennbar auf dieſe 
Partie ſeines Gemäldes einen großen Werth legt, ſo müſſen wir uns 
einer Prüfung derſelben unterziehen, obwohl es ganz augenſcheinlich 
iſt, daß er ſich in der Wahl ſeiner Farben vergriffen hat. Er hat 
die Stimmung der Zeit, in welcher er ſchrieb, auf die Zeit, über 
welche er ſchrieb, übertragen. In den Jahren der Revolution und 
der Begeiſterung für Schleswig⸗Holſtein, wo keine Revolte gemacht 
wurde ohne den Ruf: „Die Ruſſen kommen“, wo auf allen Gaſſen das 
Lied von dem meerumſchlungenen Bruderſtamm erklang, gab es aller⸗ 
dings kaum etwas Populäreres als einen Krieg gegen den Zaren, 
den Feind konſtitutioneller Freiheit, den Patron des Dänenkönigs. 
Ganz anders damals, als das letzte Jahr der franzöſiſchen Knecht⸗ 
ſchaft zu Ende ging. Der Gegenſtand des allgemeinen Haſſes waren 
die Franzoſen und nur die Franzoſen: und zwar ganz beſonders in 
Oſtpreußen. Sie hatten in dem gräßlichen. Winterfeldzuge von 1807 
weite Strecken des armen Landes in Wüſteneien verwandelt, ſie 
hatten Monate lang ſchlemmend und praſſend in den Quartieren 
gelegen, fie hatten die Kontinentalſperre gebracht, unter welcher viel- 
leicht keine Provinz des Staates ſo litt wie Preußen, das mehr 
Handelsbeziehungen zu England als zu dem übrigen Deutſchland 
hatte, ſie hatten die Kontribution auferlegt, deren Abzahlung uner⸗ 
ſchwingliche Steuern forderte, ſie waren im Frühjahr 1812 wieder 
gekommen, um ſo manchem Landmann das letzte Pferd, die letzte 
Kuh, das letzte Saatkorn zu nehmen: — darob hatte ſich eine Fülle 
von Haß und Grimm geſammelt, welche jeden, auch den Trägſten 
und Stumpfſten zu einem ganz perſönlichen Feinde jedes Franzoſen 
machte. In der Königsberger Zeitung!) zuerſt erſchien jenes „Epi- 
taphium“, das von allen dieſer Zeit angehörigen Kundgebungen un⸗ 
ſeres gutartigen Volkes vielleicht die grimmigſte iſt: 
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Zuerſt müßt ihr von allen tauſend Schädeln 
Der patriotiſchen, von ihm erſchlagnen Edeln 

Ein prächtges Mauſoleum baun. 

In deſſen Mitte ſteht grotesk in Stein gehaun 

Der größte Tiger mit gekröntem Haupt, 

In ſeinen Klau'n ein Lamm, nach dem ſein Blutdurſt ſchnaubt. 
Rings an der Knochenwand in grauenvollem Kreis 

Laßt dann von Wittwenmark und ausgepreßtem Schweiß 
Zehntauſend Lüſter-Lampen brennen: 

So wird die Nachwelt ihn auch ohne Inſchrift kennen. 


Als am Neujahrstage 1813 auf dem Schloßplatze in Königs- 
berg ein franzöſiſcher Gensdarm einen preußiſchen Rekruten thätlich 
inſultirte, ſchlug ihn die erbitterte Menge auf der Stelle todt, an- 
geſichts der Schloßwache, die aus einer Kompagnie franzöſiſcher Gre⸗ 
nadiere beſtand, vor den Augen des Königs von Neapel, der an 
einem Fenſter des Schloſſes ſtand; als dieſer zwei Offiziere herunter 
ſandte, um die Ruhe herzuſtellen, wurden ihnen die Degen zerbrochen, 
die Hüte und Epauletten heruntergeriſſen, kaum retteten ſie ihr Leben 
durch eine ſchnelle Flucht nach der Schloßtreppe !). So war die 
Stimmung. Und niemand kannte ſie beſſer als Schön ſelbſt, der 
bereits am 11. November berichtete: „Die Stimmung iſt ſo, daß 
nur ein Funke nöthig iſt, um Flammen zu haben, und die Fran— 
zoſen fürchten auf der Retirade erſchlagen zu werden. Und dieſe 
Stimmung, die bei allen Ständen allgemein iſt, iſt von Memel bis 
Johannisburg, und ſie iſt um ſo lebhafter, weil niemand mehr glaubt, 
daß wir nicht im Stande wären den Gräueln zu begegnen“). 

Nun kamen die Ruſſen, die glücklichen Befreier ihres heimat- 
lichen Bodens, umgeben von dem religiöſen Nimbus, ein Gottes- 
gericht vollſtreckt zu haben, ſehr bereit, wie es ſchien, das Erlöſungs⸗ 
werk bei den andern Nationen zu vollenden. Es hieße die Natur 
popularer Leidenſchaft im allgemeinen und die jener Tage ins⸗ 
beſondere aufs gröblichſte verkennen, wenn man meinte, es ſei mög— 
lich geweſen, ihr durch irgend einen plötzlichen Impuls eine Rich⸗ 
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tung gegen die Befreier zu geben. Wären es Muſelmänner und 
Mongolen geweſen, ſie wären mit offenen Armen empfangen worden; 
man leſe nur, wie die Poeſie des gemeinen Mannes ſich ſogar für 
Kirgiſen und Baſchkiren erwärmt und ihnen die beſten Eigenſchaften 
von der Welt angedichtet hat. Nun waren es vollends die Nachbarn, 
mit denen damals, vor der Einführung des hohen Tarifes Städter 
und Landmann zahlreiche Waren tauſchten, die Bundesgenoſſen von 
1806 und 1807, die Zeugen einer beſſeren Zeit, die nichts unter⸗ 
ließen, um die Hoffnung auf eine frohe Zukunft wieder zu erwecken. 
Obwohl noch im Kriegszuſtande mit Preußen, behandelten ſie doch das 
Land von dem Augenblicke ab, wo ſie die Grenze überſchritten, als 
Freunde und Alliirte. Wir ſahen bereits, wie wohlwollend und 
bundesfreundlich die Proklamationen Wittgenſteins und Kutuſoffs 
lauteten; ſie ergingen zehn Tage vor der Konvention von Tauroggen, 
welche unabläſſig während des ganzen Feldzuges von Kaiſer Alexander 
vorbereitet, nun in ihrer Vollendung, indem ſie die Hälfte der preußi— 
ſchen Armee aus Gegnern in Neutrale verwandelte, ein wichtiges 
Unterpfand für die Fortdauer jener Geſinnungen gab. Geſinnungen, 
denen die Thaten durchaus entſprachen. Es ſind nicht lange darauf 
die gerechteſten Klagen über die Rohheiten und Ausſchweifungen der 
ruſſiſchen Soldaten laut geworden, damals betrugen ſie ſich ſo, wie 
man es von zukünftigen Bundesgenoſſen nur irgend erwarten kann. 
Wohl brach die Begierde nach Beſitz und die Luft am Zerſtören zu- 
weilen durch die gezogenen Schranken hindurch, wie z. B. am Tage 
des Einzuges in Königsberg !), aber dies waren ganz vereinzelte 
Exceſſe, die überdies ſchnell unterdrückt wurden. 

Aus den mageren und dürftigen Zeitungsblättern, an denen die 
beſcheidene Einfachheit unſerer Väter ſich genügen ließ, klingt doch 
überall die herzliche Freude an dem Auftreten der Befreier heraus. 
„Nicht nur die ſtrengſte Beobachtung der Kriegszucht — heißt es in 
der Königsberger Zeitung vom 7. Januar — ſondern auch ihr zu⸗ 
trauliches freundſchaftliches Benehmen gewann dieſen abgehärteten 
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tapferen Kriegern des Nordens bald die aufrichtige Zuneigung der 
Einwohner.“ In Labiau veranſtaltete General Schepeloff gleich nach 
dem Einzuge ein Feſteſſen, zu welchem er die Beamten und die erſten 
Magiſtratsperſonen einlud. „Man bemerkte dabei die Freude, mit 
welcher die beiden Nationen ſich vereinigten, die ſich nie hätten trennen 
ſollen. Vereint werden dieſe beiden Nationen gewiß unüberwindlich 
ſein, und ihre Vereinigung iſt ein Vorbote ihrer Siege und ihres 
Glückes. Indem auf die Geſundheit beider Souverains getrunken 
wurde, riefen die Preußen mit lebhaftem Enthuſiasmus: Vivat und 
Hurrah für Se. Majeſtät den ruſſiſchen Kaiſer. Ein Ausruf, der 
von den Ruſſen herzlich für Se. Majeſtät den König von Preußen 
wiederholt wurde.“ Als derſelbe General in die Hauptſtadt der Pro- 
vinz einrückte, „wurde er mit Freudengeſchrei und Ausrufungen 
empfangen, welche den allgemeinen Beifall eines Volkes bekundeten, 
welches durch die Hülfe Rußlands ein Joch abgeſchüttelt hat, welches 
ihm ſchon lange unerträglich geworden war.“ Sogar auf Kinder 
machte die großartige Begeiſterung jener Tage den tiefſten Eindruck; 
Frau v. Bardeleben, die ſcharfblickende und mutige Frau, welche zu— 
allererſt Schön den Namen gab, den er verdiente, entſann ſich noch 
nach Jahrzehnten der alles belebenden Empfindung des Augenblicks, 
„da Frankreichs fliehende Heere in geheimnisvoller Nacht Königsbergs 
Mauern verließen und der allgemeine Jubel, welcher ſich kaum den 
Zwang einer Mäßigung um des noch nahen Feindes willen anzu— 
thun vermochte, die Einwohner der Stadt größtentheils in ihren 
Häuſern wach erhielt, mit ſehnendem Herzen der Morgenröthe der 
Befreiung entgegenſehend.“ Wo nur irgend die verarmten Bewohner 
es erſchwingen konnten und zur Feier der Befreiung ein Feuerwerk 
anzündeten, da waren gewiß „der ruſſiſche und preußiſche Adler und 
Vivat Alexander und Friedrich Wilhelm in transparentem Feuer zu 
ſehen.“ Wie ſtach es gegen das Benehmen der Franzoſen ab, daß 
ruſſiſche Generale in den Zeitungen preußiſche Bürger und Beamte 
aufforderten, jeden ruſſiſchen Soldaten, welcher ſich ohne Ordre einzeln 
auf den Landſtraßen oder ſonſt auf dem Lande zeige und Unfug an⸗ 
richte, ſogleich in Verhaft zu nehmen und an den nächſten komman⸗ 
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direnden General abzuliefern. Die Einquartirung, unter den Fran- 
zoſen die Quelle namenloſer Quälereien und Erpreſſungen, wurde 
von den Ruſſen geſetzlich geregelt und auf ein relativ beſcheidenes 
Maß von Anſprüchen reducirt. In Königsberg beſtimmte General 
Siewers: niemand ſei verpflichtet, eine Militärperſon ohne Quar⸗ 
tierbillet aufzunehmen; nur das in der Stadt als Garniſon bleibende 
Militär, nicht auch das durchmarſchirende, werde von den Quartier⸗ 
gebern beköſtigt; Unteroffiziere und Gemeine hätten nur auf Gewäh⸗ 
rung derjenigen Portionen Anſpruch, die das marſchirende Militär 
aus den Magazinen erhalte; endlich: „die Herren Offiziere ohne Un⸗ 
terſchied des Grades werden mit den Speiſen am Tiſche ihrer Wirte 
zufrieden ſein“. Dies war wahrhaft unerhört und mußte die unglück⸗ 
lichen Opfer franzöſiſcher Habgier und Brutalität ungefähr in eine 
Stimmung verſetzen, als würden ſie aus den Qualen der Hölle mitten 
in die Seligkeit des Paradieſes gehoben. Und nicht nur die ruſſiſchen 
Generale deutſcher Abſtammung bewieſen ſolche Humanität, auch der 
Stockruſſe Tſchitſchagoff verordnete von Elbing aus für die ganze 
Provinz, daß alle Regiments⸗Kommandeurs oder Kommando führende 
Offiziers von jeder Polizeibehörde des Quartierſtandes eine ſchrift⸗ 
liche Beſcheinigung über das gute Betragen der Truppen beizu⸗ 
bringen hätten. Schön ſelbſt hat am 27. Januar in dem Amtsblatt 
ſeiner Regierung eine im Namen Tſchitſchagoffs vom General-Inten⸗ 
danten der ruſſiſchen Armee, Gregor Rachmanoff, erlaſſene Verord- 
nung ) publicirt, die ſich auf die „Zuſtimmung der preußiſchen Re⸗ 
gierungen“ wie auf ein unentbehrliches Rechtserfordernis beruft und . 
deren erſter Paragraph beſtimmte, daß die königlich preußiſche Gen⸗ 
darmerie als eine Polizeianſtalt erhalten und ihr auch in Hinſicht 
auf das kaiſerlich ruſſiſche Militär dieſelben Rechte zur Erhaltung der 
Ordnung und Ruhe zugeſtanden werden ſollten, die ſie in Anſehung 
des preußiſchen Militärs auszuüben befugt ſei. Größere Rückſicht 
konnte man denn doch nicht nehmen auf eine Macht, mit der noch 
nicht einmal Frieden, geſchweige denn Bündnis geſchloſſen war. 
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So ging es fort von Stadt zu Stadt, bis das Land rechts der 
Weichſel frei war. Ein Welauer Berichterſtatter nennt die Koſacken 
„zwar mitunter wild, aber doch freundlich; wir nahmen ſie freundlich 
auf, wie wir wußten und konnten; das machte ſie -noch zutraulicher 
und ſie ſchieden mit aller Herzlichkeit von uns“. Aus Wormditt heißt 
es: „Bewunderungswürdig iſt die gute Ordnung und Disziplin der 
ruſſiſchen kaiſerlichen Truppen, welche, da fie in Eilmärſchen vor- 
wärts gehen und keine Etappenſtraßen etablirt find, von den Quar⸗ 
tierſtänden vorläufig verpflegt werden müſſen, welches bei den be— 
ſcheidenen Anforderungen des Militärs zur völligen Zufriedenheit 
beider Theile ausfällt; denn in der ganzen Gegend iſt auch nicht die 
geringſte Klage über die ruſſiſchen kaiſerlichen Truppen zu hören.“ 
Wie herzlich klingen endlich die Worte jenes Friedrich Aſchberg, der 
aus Marienwerder alſo ſchreibt: „Zur Beſatzung blieben einige hundert 
Mann Koſacken zurück, die eine muſterhafte Mannszucht hielten. Eine 
ſo ruhige Nacht, als die war, welche auf dieſen ereignisreichen Tag 
folgte, hatten wir ſeit langer Zeit nicht gehabt. Die größte Stille 
herrſchte auf den Straßen, jeder athmete frei wieder auf, konnte 
nun dreiſt wieder ſich ausſprechen, ohne befürchten zu dürfen, von 
lauernden Spionen angegeben zu werden. Die ſchönſten Hoffnungen 
für Befreiung des Vaterlandes von fremdem Einfluſſe und dem här- 
teſten Geiſtesdrucke ſchimmern dem Vaterlandsfreunde entgegen, und 
jeder brave Preuße ruft, wie es geſtern Preußen und Ruſſen vereint 
in unſern Straßen riefen: es lebe Kaiſer Alexander, es lebe Friedrich 
Wilhelm, und möge bald das Band der Eintracht die beiden Völker 
umſchlingen, die nur auf kurze Zeit durch Misverſtändniſſe getrennt 
werden können“ ). 

Dieſe Zeugniſſe der Zeitungen, welchen man vielleicht eine ge- 
ringere Bedeutung beimeſſen möchte, werden durchweg beſtätigt durch 
andere Kundgebungen, auf denen kein Verdacht einer Beeinfluſſung 
ruht. Giebt es einen vollgültigeren Gewährsmann als Schön ſelber? 
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Am 27. Dezember ſchreibt er aus Gumbinnen an Hardenberg, ins 
dem er die Sendung des Grafen Lehndorf ankündigt: „Er ſah die 
Ruſſen hier, mit welcher hohen Ehrfurcht gegen unſern König und 
mit welcher Delikateſſe ſie handeln, und er kommt heute von Tilſit, 
wo er hinreiſte, um ſich dort von dem Benehmen und Verfahren der 
größeren Maſſe ſelbſt zu überzeugen.“ Und an den König, wieder 
über Lehndorf: „Er kann, wie er hier und in Tilſit ſelbſt erfahren 
hat, Ew. K. Majeſtät ſagen, mit welcher tiefen Ehrfurcht Ew. Majeſtät 
Name von jedem Ruſſen genannt wird, mit welcher Achtung der 
preußiſche Adler und jede von Ew. Majeſtät geſetzte Autorität be- 
grüßt wird, und welche Mühe ſich die ruſſiſchen Oberen geben, eine 
gute Mannszucht bei den Truppen zu halten. Um mit einem Zuge 
alles dies zu beſtätigen: der hieſige Koſacken-Oberſte fand fünf eben 
Reconvalescirte vom Leib-Regiment hier. Als er dieſe auf dem 
Rapport fand, ſchickte er ſie mir geſtern durch ſeinen Adjutanten und 
ließ mir ſagen: er handele der Freundſchaft ſeines Kaiſers gegen 
Ew. Majeſtät gemäß, wenn er ſie auf freien Fuß ſetze und zu 
meiner Dispoſition ſtelle. Er will ihre Päſſe viſiren, wenn ich ſie 
nach Haufe ſchicke. Der Graf von Lehndorf wird Ew. Majeſtät 
endlich einen erſt heute hier herausgekommenen Aufruf an Ew. K. 
Majeſtät Unterthanen überreichen, der die durch Aeußerungen fran— 
zöſiſcher Machthaber hier erzeugte Beſorgnis hebt“ !). Schön meint 
die Proklamation des Fürſten Kutuſoff. — Der Regierungsrath 
Schulz redete, wie wir ſahen, in ſeinen Briefen von den „braven 
Ruſſen“ und den „lieben Moskowitern“. Ständiſche Deputirte be— 
ſchloſſen, Kaiſer Alexander, ſobald er auf preußiſches Gebiet käme, 
durch eine Deputation aus ihrer Mitte zu begrüßen und ihm für die 
ſchonende Behandlung der Provinz zu danken. Krieg gegen Frank— 
reich — ſchrieb York am 13. Januar, alſo nach den Memeler Vor- 
gängen, an Bülow — will das Volk, will die Armee ?). Hin und 
wieder geſchah ſogar mehr, als ſtrenggeſinnte Beamte glaubten ver⸗ 
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antworten zu können. Der eben genannte Regierungsrath wurde 
von ſeinem Poſten abberufen, weil er hatte verlauten laſſen, daß er 
einen Volksaufſtand in Maſuren organiſiren wolle, und Pork ſchrieb 
bald darauf, einem entſchloſſenen Intriganten von Einfluß würde 
es leicht geweſen ſein, der Stimmung der Nation eine gefährliche 
Richtung zu geben ). In einer höchſt auffallenden Uebereinſtim⸗ 
mung hiermit ſteht der Brief, welchen Scharnhorſt bereits am 
18. Dezember 1812 an Hardenberg richtete. Er ſpricht von der 
Unzufriedenheit der Bevölkerung mit den neuen Einrichtungen des 
Staatskanzlers, von dem faſt allgemeinen Haſſe gegen die Franzoſen 
und von den militäriſchen Fortſchritten der Ruſſen, welche es ganz 
wohl denkbar erſcheinen ließen, daß die Franzoſen noch in dieſem 
Winter bis zur Weichſel zurückgehen müßten. „Sollte aber dies der 
Fall ſein — fährt er fort — ſo wird man in Preußen ſich an 
die Ruſſen wenden. Denn die Unzufriedenheit des Adels, der Kauf- 
leute und zum Theil auch der Offizianten mit dem Gouvernement 
iſt ſehr groß“). Da Scharnhorſt ſelbſt ein Gut in Preußen beſaß 
und überdies in der letzten Zeit wiederholt Gelegenheit gehabt hatte, 
ſich perſönlich von der dortigen Stimmung zu überzeugen, ſo hat 
ſein Zeugnis wohl einigen Anſpruch auf Beachtung. 

Und dieſe Nation wollte Schön gegen ihre Befreier aufbieten? 
Er müßte nicht der kluge und vorſichtige Mann geweſen ſein, welcher 
er unzweifelhaft war, wenn er ſich zu einer ſo lächerlichen Bravade 
hätte hinreißen laſſen. Er vergißt gänzlich, daß die Vorgänge in 
Memel ſich auf einen unendlich kleinen Kreis beſchränkten. Ihm 
ſchwebt fortwährend das Bild der Gegenwart von 1849 vor, wo 
Kommunikationsmittel, die verhältnismäßig zahlreich zu nennen waren, 
eine weitverzweigte Preſſe, ein erregtes politiſches Vereinsleben da- 
für ſorgten, daß ſchnell die Kunde eines wichtigen Ereigniſſes durch 
die Provinz getragen wurde. Wie es mit alle dem 1813 ſtand, geht 
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daraus hervor, daß die geleſenſte Zeitung der Provinz, die Königs⸗ 
berger, das Memeler Ereignis nicht einmal gelegentlich erwähnt hat. 

Nun iſt es allerdings richtig, daß die Neigung der ruſſiſchen 
Feldherren und Staatsmänner für Preußen nicht ganz ſo platoniſch 
war, als es nach jenen Proklamationen den Anſchein hatte. Die 
Annexion des Landes bis zur Weichſel gehörte, ſeitdem Rußland in 
den Kreis der europäiſchen Großmächte eingetreten war, mit zu dem 
Programm einer mächtigen Partei und zwar merkwürdiger Weiſe 
gerade der altruſſiſchen, die doch von dieſer Erwerbung eine Ver— 
ſtärkung des ihr ſo verhaßten deutſchen Elementes hätte beſorgen 
ſollen. Als ſie unter der Zarewna Eliſabeth am Ruder war, hatte 
ganz Oſtpreußen dem Doppeladler huldigen müſſen und ſich dadurch 
den Zorn des großen Königs zugezogen, der die Provinz ſeitdem nie 
wieder betreten hat. Kaiſer Paul beſchäftigte ſich in den letzten 
Tagen ſeines Lebens lebhaft mit dem Gedanken, Oſtpreußen dem 
ungefügigen Berliner Hofe zu entreißen. In den erſten Regierungs- 
jahren Alexanders hatte der Pole Czartoryski, als er auswärtiger 
Miniſter Rußlands war, den Plan aufs neue zur Sprache gebracht, 
natürlich in der Abſicht, auf dieſe Weiſe ſein eignes Vaterland bis 
zur Oſtſee auszudehnen. In den Unterhandlungen, welche dem Frie— 
den von Tilſit vorangingen, hatte Napoleon ſeinen neuen Alliirten 
aufgefordert, ſich der Stadt Memel und des Landſtriches nördlich 
vom Niemen zu bemächtigen, Alexander hatte dieſen Vorſchlag zwar 
abgelehnt, aber nicht in einer ganz unzweideutigen Weiſe !). Auch 
für die Zeit, von welcher wir reden, iſt durch Steins ausdrückliches 
Zeugnis verbürgt, daß es eine Partei gab, welche die Erweiterung 
des Reiches bis zur Weichſel als glorreiches Endziel des Befreiungs— 
krieges anſah, niemand geringeres als der Oberbefehlshaber des Hee— 
res gehörte zu ihr ). 

Niemals aber bis jetzt war dieſer Plan aus dem Geheimnis 


) Bernhardi Geſchichte Rußlands II, 2, 432. 505. 544. 
) Stein am 14. November 1812 bei Pertz III, 206; Bernhardi Denk- 
würdigkeiten Tolls II, 387. 401. 
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der Kabinette an die Oeffentlichkeit getreten, für die damaligen Be⸗ 
wohner von Oſtpreußen exiſtirte er nur als dunkle Erinnerung aus 
der Zeit des ſiebenjährigen Krieges. Und was wichtiger: Kaiſer 
Alexander iſt damals weit entfernt geweſen, ihn zu verfolgen. Be— 
reits am 10. November 1812 ſandte er Oberſt Boyen, der kurz 
zuvor!) mit der Abſicht, in ruſſiſche Dienſte zu treten in Petersburg 
angekommen war, an Friedrich Wilhelm III. mit dem mündlichen 
Auftrage zurück, daß er bereit ſei, Preußen zu unterſtützen, wo und 
wie es wolle, und nicht eher Frieden zu machen, bis es in dem 
Umfange von 1805 hergeſtellt ſei. Am 18. Dezember ermächtigte 
er den Marquis Paulucci, mündlich oder ſchriftlich dem General York 
zu erklären, daß wenn der König von Preußen gemeinſame Sache 
mit Rußland mache, der Kaiſer die Verpflichtung übernehmen werde, 
nicht eher die Waffen niederzulegen, bis Preußens Gebiet den Umfang 
erreiche, der es die Stelle unter den Mächten wieder einnehmen laſſe, 
welche es vor dem Kriege von 1806 beſeſſen. Zum dritten Male end- 
lich wiederholte er dies Anerbieten in dem herzlichen Briefe, welchen 
er am 6. Januar 1813 aus Wilna direkt an den König richtete ?): 
„Einer meiner heißeſten Wünſche iſt, Sie zu überzeugen, wie ſehr 
mir Ihre und Ihrer Monarchie Intereſſen am Herzen liegen. Nach 
meiner Religion, nach meinen Grundſätzen vergelte ich gern böſes 
mit gutem, und ich würde nur zufriedengeſtellt, wenn Preußen ſeinen 
ganzen Glanz und ſeine ganze Macht wiedererlangt hat. Darum 
biete ich Ew. Majeſtät an, nicht eher die Waffen niederzulegen, als 
bis dies große Ziel erreicht iſt.“ 

Wer möchte beſtreiten, daß die wirkſamſte Bürgſchaft für die 
Fortdauer dieſer hochherzigen Geſinnungen in dem Bewußtſein der 
eigenen Schwäche lag: in den Schrecken des nordiſchen Winters war 
nicht bloß die franzöſiſche, ſondern auch die ruſſiſche Armee unter⸗ 
gegangen. Für den Zuſammenhang unſrer Betrachtungen aber iſt 


) Am 25. Oktober (Mittheilungen aus dem Leben Friedrich Dohnas 32), 
nicht bereits im September (Duncker Preußen während der franzöſiſchen Decu- 
pation. Zeitſchrift für preußiſche Geſchichte VIII, 779). 
) S. die Beilagen. Vgl. Duncker 776. 779. 788. 
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es völlig gleichgültig, ob der Zar und ſeine Generale aus zarter 
Rückſicht auf die Integrität des Nachbarſtaates oder in weiſer Be- 
rechnung der ſpezifiſch ruſſiſchen Intereſſen jedwedes Annexionsgelüſte 
in der Tiefe ihrer Bruſt verſchloſſen: genug, ſie thaten es. Der 
einzige, welcher ſcheinbar eine Ausnahme machte, Marquis Pau⸗ 
lucci, beſtätigte eben nur die Regel. Außerdem aber drängt ſich 
eine Bemerkung auf, in welcher man hoffentlich keine Anklage gegen 
den Patriotismus unſerer Landsleute am Niemen und Pregel finden 
wird. Was in Memel geſchah, verletzte den Nationalſtolz der Ge— 
bildeten und beunruhigte ſchwarzſehende Politiker. Die Maſſen, 
welche Schön aufbieten wollte, mußte es, ſo lange der Ruſſe auch 
hier gute Manneszucht hielt, völlig kalt laſſen. Denn der gemeine 
Mann iſt allerorten für ſoziale Fragen empfänglicher als für poli- 
tiſche, und längſt trug der Abſcheu gegen den Franzmann einen ſo⸗ 
zialen Charakter. Selbſt die wackeren Bewohner von Memel und 
Umgegend, die doch am meiſten von den ruſſiſchen Annexionsgelüſten 
betroffen waren, würden vermutlich die Aufforderung ihres Präfi- 
denten zur levée en masse gegen den Zaren kopfſchüttelnd und mit 
Zweifeln an feiner Zurechnungsfähigkeit beantwortet haben!“). 

Es wird uns weiter erzählt, wie der Marquis gegenüber dem 
Kommiſſarius Schöns dabei geblieben ſei, daß er ſein Verfahren bei 
dem Kaiſer verantworten würde. „An eben dem Tage, an welchem 
ich den Bericht über dies Ereignis erhielt, welches das Land in eine 
neue und empörende Richtung bringen mußte, bekam ich ein Schrei— 
ben von Stein, in welchem er mich benachrichtigte, daß am zweiten 
Tage darauf der Kaiſer Alexander mit ihm in der ſüdlichſt gelegenen 
Grenzſtadt Lyck ankommen würde. Ich ſchickte ſofort einen Kurier?) 
mit einem Briefe an Stein ab, in welchem ich ihn mit voller Ent- 
rüſtung von dem Verfahren des Marquis Paulucci in Kenntnis ſetzte, 
ihn bat, dem Kaiſer Alexander dies anzuzeigen und zu erklären, daß, 


) „Hier iſt ein Theil, der Memel nur unter ruſſiſchem Scepter floriren 
ſieht“: ſo ſchreibt der Polizei-Direktor der Stadt noch am 13. Januar. S. die 
Beilagen. 

2) Dieſer „Kurier“ war, wie ſich gleich zeigen wird, ein preußiſcher Major. 
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wenn die Anordnungen des Marquis nicht ſofort aufgehoben würden 
und ich nicht Genugthuung für deſſen Eingriffe in die preußiſchen 
Majeſtätsrechte erhielt, ich genöthigt ſein würde, das Land gegen die 
Ruſſen aufzubieten. Dabei ließ ich meinem Freunde Stein durch 
den Ueberbringer meines Briefes, den Major von Plotho, den zer— 
rütteten Zuſtand der bei uns eingerückten ruſſiſchen Truppen ſchil— 
dern, ſo daß, wenn das Land gegen dieſe aufgeboten würde, ſie wohl 
bald das Land zu verlaſſen genöthigt ſein würden. Statt daß Stein 
mir ſchriftlich antwortete, war er am zweiten Tage nach Empfang 
meines Briefes ſelbſt in Gumbinnen bei mir.“ 

Zunächſt erweckt die Chronologie dieſer Erzählung Bedenken. Mit 
dem Ereignis, „welches das Land in eine neue und empörende Rich— 
tung bringen mußte“, kann Schön nicht jene „heftige Debatte“, die 
doch unter vier Augen ſtattgefunden hatte und weiteren Kreiſen nicht 
bekannt geworden war, ſondern nur die voraufgehenden, eine Annexion 
vorbereitenden Maßregeln meinen. Dieſe aber waren dem Präfiden- 
ten von Gumbinnen bereits am 10. Januar bekannt, an dem Tage, 
wo er ſich ihretwegen bei General York Raths erholte !). Und 
an „eben dem Tage“, alſo ſpäteſtens am 10., vielleicht aber noch 
früher, will er ein Schreiben über die 48 Stunden ſpäter bevor— 
ſtehende Ankunft des Kaiſers und Steins in Lyck erhalten haben, 
von denen der eine das weit über 30 Meilen entfernte Wilna eben 
verlaſſen, der andere nicht einmal erreicht hatte?)? Nach Schöns 
Berechnung hätte Stein ſchon am 14. in Gumbinnen ſein müſſen, 
er war es aber erſt am 19.) 

Es iſt gewiß kein Zufall, daß der Autor die Ereigniſſe näher 
an einander rückt als ſie in Wahrheit lagen: der Konflikt erſcheint 


) Droyſen II, 44. 
) Stein kam in Wilna am 11. Januar abends an. Pertz Stein III, 264. 
Arndt Erinnerungen aus dem äußeren Leben 172 (1. Aufl.). Kaiſer Alexander 
verließ die Stadt am 9. und gebrauchte bis zur preußiſchen Grenze nicht weniger 
als zehn Tage. Plotho Der Krieg in Deutſchland und Frankreich 1813 und 
1814 J, 25 f. 
) Per Stein III, 273. Arndt Erinnerungen 178. 
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nun ſchärfer, ſein Eifer und ſeine Oppoſition gegen die ruſſiſchen 
Annexionsgelüſte raſcher und energiſcher. In dieſer Vermutung wird 
man durch die Beobachtung beſtärkt, daß Schön fortwährend den 
Fall Paulucci als ſeine ausſchließliche Domäne behandelt und dadurch 
den Glauhen erweckt, als ſei die Verhinderung der Annexion ſein 
und keines anderen Verdienſt. Warum verſchwiege er ſonſt, daß 
auch York eine Beſchwerde wegen Memel an das ruſſiſche Haupt⸗ 
quartier richtete, und zwar gleichzeitig mit ihm, vielleicht ſogar 
früher?!) Legt er nicht dieſer Angelegenheit eine völlig ungerecht— 
fertigte Bedeutung bei, indem er ſie als das Motiv von Steins 
Erſcheinen in Gumbinnen bezeichnet? Es ſteht urkundlich feſt, daß 
Stein ſchon am 16. Dezember, noch von Petersburg aus, Schön 
auf ſeine Ankunft vorbereitete ?). Iſt es endlich ehrlich, daß er ver- 
ſchweigt, wie er um die Mitte Januar zwei von den oſtpreußiſchen 
Notabeln, Farenheid und Lehndorf, veranlaßte, zur Bewillkommnung 
des ruſſiſchen Kaiſers nach Lyck zu eilen?)? Das geſchah nach den 
unliebſamen Ereigniſſen in Memel; hätte er es erwähnt, ſo würde 
ſich freilich gezeigt haben, daß der Mantel catoniſcher Strenge und 
unbeugſamen Nationalſtolzes, in den er ſich hüllen will, einige be— 
denkliche Löcher aufzuweiſen hat. Sie werden ſich mehren, wenn wir 
in der Prüfung ſeiner Erzählung fortfahren. 

„Stein und ich, wir hatten früher wichtige Momente mit einan⸗ 
der verlebt, und nun trafen wir uns in dem wichtigſten! Das 
Herz ging uns beiden auf. Doch forderte ich bald nach der Be— 
grüßung Antwort wegen Paulucci. Darauf erklärte Stein, Paulucci 
ſei, wie er ſich ausdrückte, verrückt, der Kaiſer habe deſſen Anord— 
nungen, über welche ich Beſchwerde geführt hätte, aufgehoben, ihm 
das Kommando genommen und ihn nach Rußland zurückgeſchickt. 


) Am 15. Januar. Droyſen II, 46. 58. Schöns angeblicher Drohbrief 
iſt, wenn man von dem Datum der Ankunft Steins in Gumbinnen (19. Ja- 
nuar) rückwärts rechnet, etwa am 16. geſchrieben. 

2) d. d. Petersburg 4/16. Dezember: „Ich werde bald zu Ihnen kommen, 
mit Arndt.“ Aus den Papieren Schöns J, Anlagen 140. 

) Droyſen II, 58. 

Lehmann, Kneſebeck und Schön. 11 


a 


Da begrüßte ich zum zweiten Male meinen Freund in feiner ganzen 
Herrlichkeit.“ 

Bemerken wir zunächſt, daß Schön hier wieder nur von feiner 
Beſchwerde ſpricht, obwohl doch die von York ausgegangene bereits 
am 16. in den Händen des Fürſten Kutuſoff war!) und Stein nicht 
unbekannt geblieben ſein konnte. Schlimmer als dieſer neue Beweis 
ſeiner grenzenloſen Eitelkeit iſt, daß er Stein eine doppelte Unwahr— 
heit ſagen läßt: Paulucci konnte nicht nach Rußland zurückgeſchickt 
werden, da er, wie wir ſahen, ſich bereits Anfangs Januar freiwillig 
in ſein Gouvernement zurückbegeben hatte, und von einer Abſetzung 
oder auch nur Schmälerung ſeiner Amtsbefugniſſe war nicht die 
Rede. Der Marquis blieb in ſeiner bisherigen Stellung, wurde 
mit einer Dotation belohnt und ſofort zum Civil-Oberbefehlshaber 
von Kurland, ſpäter auch von Ehſtland und Pleskau ernannt ?). 

Wir bezweifeln auch, ob Schön gegen Stein ſo imperatoriſch 
aufgetreten iſt, wie er behauptet. Der ſtolze Reichsfreiherr, jetzt 
obenein der Vertraute und Bevollmächtigte des ſiegreichen Zaren, 
war wahrlich nicht der Mann, der ſich ſo etwas bieten ließ. Arndt, 
der mit ihm nach Gumbinnen gekommen war, erklärt ausdrücklich, 
daß er „aus der Stellung, worin Schön ſich zu dem älteren Manne 
hielt, eine gewiſſe Ehrfurcht“ erſehen habe?). Und noch weniger 
ſtimmt zu der Diktator-Rolle ein Brief des Grafen Lehndorf. Einer 
der beiden Notabeln, welche Schön zur Begrüßung des Kaiſers be— 
wogen hatte, ſtand er im engſten Vertrauen des Präſidenten: als 
dieſer Ende 1812 einen wichtigen Bericht ſicher nach Berlin beför— 
dern wollte, hatte er Lehndorf dazu erſehen. Dieſer Mann ſchrieb 
aus dem ruſſiſchen Hauptquartier an Schön: „Noch iſt es mir nicht 
gelungen, Herrn v. Stein ordentlich zu ſprechen, er iſt beſtändig 
alternativ beim Kaiſer und bei Kutuſoff. Doch habe ich mehrere 
Gründe, die mir den innigen Wunſch einflößen, daß Sie ihn mit 


1) Droyſen II, 58. 
2) Eckardt 58. 
5) Meine Wanderungen 108. 
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ruhigem Sinn empfangen und anhören, ſich nicht beſtechen oder mo⸗ 
mentan einnehmen laſſen“ ). Iſt das die Warnung eines Mannes, 
der ein zu ſchroffes und zu oppoſitionelles Auftreten beſorgt? Der 
Vertraute Schöns fürchtete vielmehr, er könne ſich von Steins We— 
ſen beſtechen und einnehmen laſſen und ihm mehr nachgeben als 
gut ſei. 

„Wir kamen — heißt es weiter — bald darin überein, daß 
bei dem Zuſtande der ruſſiſchen Armee Yorks Abfall nur günſtigen 
Erfolg für Napoleon und großen Nachtheil für Preußen haben müſſe, 
wenn das Land nicht offen feine Meinung für Yorks Verfahren 
ausſpreche und dadurch den König in den Stand ſetze, ſich von der 
franzöſiſchen Abhängigkeit zu befreien. Wir verabredeten, was zu 
thun ſei und welche Einleitungen zu treffen wären, um die öffentliche 
Stimme, für welche ich gut ſagte, laut werden zu laſſen. Wir wa⸗ 
ren darüber einig, daß Stein in Beziehung auf die militäriſche Be— 
ſetzung des Landes von ruſſiſcher Seite eine Verſammlung der 
Landſtände von Oſt- und eines Theils von Weſt⸗Preußen fordern 
ſollte, alsdann die im Lande herrſchende Richtung laut werden 
müßte.“ 

Ausdrücklich nimmt Schön hier für ſich nur die Rolle eines 
Mitrathenden und Mithandelnden in Anſpruch. Er behauptet nicht, 
was er ſich allerdings von ſeinen Freunden und Anhängern ganz 
gern nachſagen ließ, daß von ihm die Idee der Landtagsberufung 
ausgegangen; er läßt dieſe Prioritätsfrage unentſchieden, indem er 
ſich ſolcher Ausdrücke bedient wie: „wir verabredeten,“ „wir kamen 
überein,“ „wir waren einig.“ Berückſichtigt man ſeinen Ehrgeiz und 
ſeine Eitelkeit, welche ſich gewiß nicht irgend ein Verdienſt würden 
haben entgehen laſſen, fo kann man wohl mit der höchſten Wahr- 
ſcheinlichkeit annehmen, daß der Gedanke an die legitime Vertretung 
der Provinz zu appelliren ganz und ausſchließlich Stein gebührt. 

So wie ſo war er völlig in ſeinem Geiſte. Durch die Worte 
und Thaten des Schöpfers der Städteordnung geht eine Abneigung 


) Droyſen II, 59. 
11* 


— 164 — 


gegen das beſoldete Beamtenthum, aus deren leidenſchaftlicher Unge— 
rechtigkeit etwas wiederklingt von dem Haſſe des reichsfreien Ritters 
gegen die landesherrliche Gewalt und ihre Helfershelfer. Die Bü— 
reaukratie, meinte er, hindere den Aufſchwung der menſchlichen Thä— 
tigkeit; in der berühmten Naſſauiſchen Denkſchrift vom Juni 1807 
klagt er über ihren Miethlingsgeiſt und ihre Gleichgültigkeit gegen 
die wichtigſten Intereſſen der Bürger, ſie nehme obenein gut Geld 
für wenig Arbeit; als er im Sommer 1809, zur Zeit der Hoffnung 
auf eine engliſche Landung, jene berufene Schilderung von dem Geiſte 
der verſchiedenen Klaſſen in Norddeutſchland entwarf, ſagte er von 
den Beamten, ſie dächten am gemeinſten, ſie werde man ſtrenge ſichten 
und die beibehaltenen unter genaue Aufſicht nehmen müſſen; noch nach 
dem Kriege, in welchem die preußiſche Bureaukratie ihre Probe glänzend 
beſtanden hatte, gab er ſeinem Widerwillen gegen das „Beamtenheer“ 
wiederholt grimmigen Ausdruck, nannte er fie die „wahren Wibder- 
ſacher der guten Sache“ in dem Kampfe um landſtändiſche Verfaſ— 
ſungen !). Eben von den letzteren erwartete er die Heilung des 
Uebels, das er ſo tief beklagte. Immer und immer wieder forderte 
er Theilnahme der Eigenthümer an der Provinzialverwaltung, Wieder 
belebung der alten Stände; er ging von dieſer Forderung auch in 
außergewöhnlichen Lagen nicht ab, wo manchem andern die Routine 
des geſchulten Beamtenthums größere Bürgſchaften für Schnellig— 
keit der Verwaltung zu bieten ſchien als das Experimentiren einer 
eben künſtlich erneuerten ſtändiſchen Verſammlung: ſo nahm er 1813 
in die Inſtruktion für die Gouverneure der Centralverwaltung aus- 
drücklich die Beſtimmung auf, fie ſollten überall, wo Landſtände vor— 
handen ſeien, auch mittelſt derſelben wirken ?). 

Ein ganz beſonderes Motiv aber legte ihm gerade die Berufung 
der oſtpreußiſchen Stände nahe. Denn ſeiner reformirenden Hand 
verdankten ſie ihre damalige Geſtalt; durch ihn iſt die folgenreichſte 


1) Pertz Stein I, 414. 425. II, 366. 373. V, 131. 168. 173. 323. 
2) Berk Stein I, 425. II, 10. 164. 291. III, 448. IV, 135. Pertz 
Gneiſenau J, 399 f. 


Aenderung dieſer Verfaſſung vollzogen worden, ſeitdem Kurfürſt 
Friedrich Wilhelm den trotzigen Landboten ihre Souveränitätsgelüſte 
ausgetrieben hatte. Die oft und mit Recht geprieſene Eigenthüm⸗ 
lichkeit des alten Koloniſtenlandes, daß es außer den Rittern noch 
einen freien Stand grundbeſitzender Leute beſaß, die Köllmer, hatte 
in der ſtändiſchen Verfaſſung doch nur einen ſehr unvollkommenen 
Ausdruck gefunden. Die letzteren ſandten Deputirte auf den Land— 
tag, die aber an den Berathungen und Beſchlüſſen keinen unmittel— 
baren Antheil nahmen, weil die Fiktion beſtand, daß ſie von den 
Deputirten der Ritterſchaft vertreten würden; als die eigentlichen 
Berathenden galten nur die beiden Oberſtände, Herrenſtand und 
Ritterſchaft, und der Stand der Städte. Noch bei den merkwürdi⸗ 
gen Berathungen des Huldigungslandtages von 1786 hatten die Pri⸗ 
vilegirten den Köllmern nicht das Recht zugeſtehen wollen, bei der 
Wahl der neu einzuſetzenden Landſchafts- und Kreisräthe mitzuwir⸗ 
ken; von den Wohlthaten der Kreditaſſociation, welche die Provinz 
ſeit 1788 in ihrer Landſchaft beſaß, waren ſie gänzlich ausgeſchloſſen. 
Dieſem unerträglichen und unwürdigen Zuſtande wurde ein Ende ge— 
macht durch die Kabinetsordre vom 31. Januar 1808, deren Ver— 
dienſt wir Stein, dem damals allmächtigen Miniſter zuſchreiben 
müßten, auch wenn ſein Antheil nicht ausdrücklich überliefert wäre. 
Sie verordnete Aufnahme der köllmiſchen Güter in die Landſchaft, 
Erhebung der köllmiſchen Deputirten zu vollberechtigten Mitgliedern 
des Landtages; die Zulaſſung der Bürgerlichen zum ſtändiſchen Comite, 
von dem bisher ſogar die Städte ausgeſchloſſen waren, ergab ſich als 
natürliche Konſequenz. Gleichzeitig wurden die ſchwerfälligen Formen 
der alten Verfaſſung vereinfacht und moderniſirt. Bisher erfolgte 
die Abſtimmung nach Departements, damit jedes derſelben einen 
größeren Schutz gegen Majoriſirung erhielte: echt ſtändiſch und fü- 
deraliſtiſch, ebenſo wie die weitere Beſtimmung, welche die Deputirten 
nöthigte, ihre Stimme nach einer von den Kreiſen zu ertheilenden 
Inſtruktion abzugeben. Indem Stein beides aufhob, fügte er eine 
Motivirung hinzu, welche den Fortſchritt von der ſtändiſchen zur 
repräſentativen Verfaſſung zwar noch nicht geſetzlich formulirte, aber 
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doch im Keime enthielt. Auf die neue Art, ſagte er, werde das 
Gutachten jedes Einzelnen, das ſonſt in der Majorität der kleinen 
Departements-Abtheilungen verſchwinden würde, deutlich ausgedrückt 
und den geſammten Mitgliedern der Verſammlung bekannt, wodurch 
eine vielſeitigere und freiere Anſicht des Gegenſtandes und größeres 
Nachdenken erweckt werde. Da wo die Deputirten durch eine ns 
ſtruktion in ihrer Stimmfreiheit beſchränkt würden, bedürfe es ja 
gar nicht des Generallandtages, da die Vota der einzelnen Kreiſe 
eben jo gut auf den Kreistagen geſammelt und hieraus die Vota 
der Departements, ſo wie die Beſchlüſſe des Ganzen ausgemittelt 
werden könnten. Jetzt ſei jeder Deputirte verpflichtet und berechtigt, 
ſeine Meinung nach Einſicht und Ueberzeugung freimütig vorzutragen; 
nur auf dieſem Wege der Stimmfreiheit, wodurch die Verantwort- 
lichkeit der Meinung dem Abſtimmenden ſelbſt zugewendet und jeder 
Einzelne genöthigt werde, den Gegenſtand von allen Seiten zu er— 
wägen, könne ein lebendiger und wirkſamer Geiſt in die Berath— 
ſchlagungen über Gemeinſames gebracht werden ). 

Weitere Reformen waren beabſichtigt?). Am 27. Februar 1808 
erwirkte Stein eine Kabinetsordre, welche feſtſetzte, daß jährlich ein 
General-Landtag für Oſtpreußen und Litthauen gehalten werden ſollte, 
„um die Regierung durch die allgemeine Intelligenz zu unterſtützen 
und der Nation durch Theilnahme an den öffentlichen Angelegenhei— 
ten ein höheres Intereſſe an der allgemeinen Wohlfahrt, ein feſter 
begründetes Vertrauen auf die Weisheit und Rechtlichkeit der Ad— 
miniſtration und ſelbſt ein näheres Motiv zu einer höheren und 
edleren Ausbildung zu geben.“ Gleichzeitig wurde Auerswald beauf— 
tragt, Vorſchläge zur Organiſation dieſes Landtages einzureichen. Er 
entledigte ſich dieſes Auftrages am 20. Mai; Stein ſah die Denk— 
ſchrift durch und befragte, ehe er einen Entſchluß faßte, noch Schön 
und Stägemann um ihre Meinung. Die Antwort, welche der erſtere 


1) J. Voigt Darſtellung der ſtändiſchen Verhältniſſe Oſtpreußens 42. 65. 
75 ff. 78. 83. Pertz Stein II, 166. 
> ) Das Folgende nach den Akten des Geh. Staats-Archivs. Ich gebe die 
bisher gänzlich unbekannten Aktenſtücke in den Beilagen. 
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am 20. Juni ertheilte, gehört mit zu den Kundgebungen, welche ihr 
Autor in ſpäteren Lebensjahren um jeden Preis ungeſchehen wün— 
ſchen mußte. Der Freund Johann Jacobys, der liberalſte Staats- 
mann des vormärzlichen Preußens hatte im Jahre 1808 an den 
Vorſchlägen Auerswalds hauptſächlich die Ausſtellung zu machen, daß 
fie der Regierung keinen genügenden Schutz gegen etwaige Ausſchrei— 
tungen der Volksvertretung gewährten. Er bezeichnet es als ein 
vielleicht unerreichbares Ziel, daß die Stellvertreter eines Volkes ihre 
Beſtimmung ganz kennen und frei von Vorurteilen, frei von Einfluß 
handeln würden. Selbſt die kultivirteſten Völker ſeien noch weit da- 
von entfernt; in Preußen vollends, wo das Volk keinen Antheil an 
irgend einem Geſchäfte der höchſten Gewalt gehabt, ſeien namentlich 
im erſten Anfange ſeitens der Volksvertreter mehrere Misgriffe zu 
beſorgen, welche theils aus Mangel an Einſicht, theils aus der Rich— 
tung entſtehen würden, die das Volk darin genommen hätte, die 
höchſte Gewalt ſich als ein Oppoſitum zu denken. Goldene Worte, 
die man vor allem dem Verfaſſer des „Woher und Wohin?“ zur 
Richtſchnur hätte empfehlen mögen. Dieſen Gefahren, fährt er fort, 
könne allein dadurch vorgebeugt werden, daß man jede Sache mehr 
als ein Mal in verſchiedenen Verſammlungen zur Erörterung bringe; . 
deshalb ſeien zwei Kammern durchaus nothwendig. Auerswalds Mei⸗ 
nung, der Eine Kammer für ausreichend erklärt hatte, wird entſchie 
den verworfen, und zwar nur aus Mistrauen gegen das „Volk“, deſſen 
Stimme er ſpäterhin immer der Stimme Gottes gleich ſetzte. Wer 
von den gewählten Volksvertretern in die erſte, wer in die zweite 
Kammer tritt, iſt ihm völlig gleichgültig: er macht den in der Ge— 
ſchichte der politiſchen Theorien wohl einzig daſtehenden Vorſchlag, 
die Repräſentanten dem Alter nach zu ordnen, vom älteſten an ab⸗ 
zuzählen und immer den dritten dem Oberhauſe zu überweiſen. Das 
aktive Wahlrecht will er auf dem Lande nur denen geben, welche 
über vier Hufen beſitzen, in den Städten denen, welche ein Grund 
ſtück von wenigſtens 4000 Thaler Werth oder den jährlichen Umſatz 
einer doppelt ſo großen Summe haben: ſonſt ſei zu beſorgen, daß 
intereſſeloſe Deputirte geſchickt würden. Daß ein Kommiſſar der 
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höchſten Gewalt bei den Landtagsverhandlungen zugegen ſei, billigt 
er aus dem Grunde, weil die Nation mit den Verhältniſſen, in 
welche fie geſetzt werde, noch zu unbekannt fer und leicht dieſe Gren— 
zen überſchreiten könne. Er giebt ihm das Recht, ein unbedingtes 
Veto einzulegen, ſobald der Landtag ſeine Pflichten gegen die höchſte 
Gewalt, ſei es durch eine einzelne Aeußerung, ſei es durch Beſchlüſſe 
überſchreite; er geht jo weit, den Landtag nur dann als Landtag gel- 
ten zu laſſen, wenn der königliche Kommiſſar anweſend ſei. Nach 
dieſen Vorſichtsmaßregeln zu ſchließen, iſt Schön in einem ſo kri⸗ 
tiſchen Momente wie im Januar 1813 eher gegen als für die Land— 
tagsberufung geweſen. 

Ehe etwas bleibendes aus dieſen Berathungen hervorging, tra- 
ten die Ereigniſſe ein, welche Stein nöthigten, das Miniſterium 
niederzulegen; es blieb bei den Beſtimmungen der Kabinetsordre 
vom 31. Januar 1808. Um feinem Ideale eines Provinzial-Land⸗ 
tages zu entſprechen, hätten die Rechte der Verſammlung wohl reich— 
licher bemeſſen ſein müſſen: immer aber iſt der Antheil, den er 
perſönlich an der Entwicklung derſelben genommen hat, bedeutend 
genug, um es begreiflich zu machen, daß er bei der Rückkehr in das 
Vaterland gern an ſie appellirte. Der Meiſter freute ſich ſeines 
Werkes. — 

Während alſo über die Frage der Landtagsberufung nach Schöns 
Verſicherung Einverſtändnis zwiſchen ihm und Stein beſtand, wäre 
es bei anderen Punkten nicht ſo glatt abgegangen. „Stein wollte, 
daß ich als preußiſche Autorität gleich mit einzelnen Maßregeln im 
Intereſſe Rußlands vorgehen ſolle. Dies verweigerte ich, weil dazu 
noch nicht der Moment ſei. Stein beharrte bei ſeiner Forderung, 
z. B. daß ich die Güter des Herzogs von Deſſau, als eines Rhein— 
bundfürſten in Sequeſtration nehmen oder mit Kriegskontribution 
belegen ſollte u. ſ. w., und zur Begründung ſeines Anſpruchs brachte 
er eine Vollmacht vor, nach welcher der Kaiſer Alexander ihn zum 
Generalverwalter von Preußen ernannt und als ſolchen unbeſchränkt 
bevollmächtigt hatte. Stein hatte ſich zwar nur, wie ich annehmen 
zu müſſen Urſache habe, dieſe Vollmacht geben laſſen, damit der Auf— 
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trag ſo ſchonend als möglich vollführt werde, aber er gab ſie mir in 
quaſi offizieller Form und verlangte von mir, daß ich zur Nachach— 
tung Abſchrift davon nehme. Dies verweigerte ich unbedingt und 
forderte im Gegentheil, daß Stein dieſe Vollmacht unter keinen Um⸗ 
ſtänden bekannt werden laſſe, weil jede preußiſche Autorität dann 
feindlich gegen ihn auftreten müßte. Stein ſträubte ſich dagegen, 
aber meine Forderung war ſo beſtimmt und meine Erklärung, daß 
ich, wenn er (Stein) von dieſer Vollmacht Gebrauch mache, nicht 
weiter mit ihm verhandeln könne, war jo entſchieden, daß er nach— 
gab, die Vollmacht einſteckte und wir als Freunde weiter ver— 
handelten.“ 

Es war höchſt widerwärtig für Schön, daß ſich Spuren einer Thä- 
tigkeit, welche von der hier geſchilderten weit ablag, erhalten hatten. 
Als ſie ſogar in die Oeffentlichkeit drangen, hielt er es für ange— 
meſſen, ſich wenigſtens im Freundeskreis von dem Verdachte, als 
hätte er ſich durch die ruſſiſche Vollmacht leiten laſſen, zu reinigen. 
„Geſchichte ohne Kritik — ſchrieb er an Simſon, der damals Tribu- 
nalsrath in Königsberg war — iſt doch ein gräßliches Ding! So 
ſtellt P..... 1) mich vor aller Welt hin, als wenn ich auf den Grund 
der ruſſiſchen Vollmacht gehandelt hätte. Grade das Gegentheil 
iſt aber wahr. Stein machte ſchon in Gumbinnen Forderungen, 
deren Erfüllung ich verweigerte. Er brachte ſeine Vollmacht vor. 
Wir ſaßen in einer Fenſterbrüſtung uns gegenüber, ich las die Voll 
macht laut vor und ſagte: Und nun nicht einen Schritt auf den 
Grund dieſer Vollmacht, wir wollen Preußen bleiben. Stein meinte: 
er habe die Gewalt, und ich möge Abſchrift der Vollmacht nehmen. 
Ich leugnete nicht die augenblickliche Gewalt, ſetzte ihr aber meinen 
Charakter entgegen und erklärte, ich würde unter keinen Umſtänden 
dieſe Vollmacht, ſei es in Original oder in Abſchrift, annehmen. 
Stein ſah, daß er auf dieſem Wege mit mir nicht Hand in Hand 


) Zunächſt ſollte man meinen, mit dieſer Chiffre ſei Pertz gemeint, der 
im 3. Bande des Lebens Steins einen hierauf bezüglichen Brief Schöns ver- 
öffentlichte. Der Herausgeber von Schöns Nachlaß behauptet aber, das Schreiben 
an Simſon ſei vom 12. Dezember 1847 datirt, und jener Baud erſchien erſt 1851. 
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gehen könne, und fing mit: Alter, lieber Freund! u. ſ. w. zu reden 
an. Dieſe Sprache nahm ich mit eben der Wärme auf, mit der ich 
mit Beſtimmtheit jede Einmiſchung Steins in unſere Gouvernements— 
angelegenheiten zurückgewieſen hatte, machte aber die Bedingung, daß 
er, bevor wir weiter ſprächen, ſeine Vollmacht wegſtecken möge.“ 
Dieſe Vollmacht — wie viel iſt über ſie geſchrieben worden, 
und wie wenig iſt man ihr gerecht geworden, eben weil man ſie 
niemals losgelöſt von dem trügeriſchen Rahmen betrachtete, in welchen 
ſie Schön gerückt hatte. Wenn dieſer behauptet, Kaiſer Alexander 
habe Stein zum „General-Verwalter“ von Preußen ernannt und 
unbeſchränkt bevollmächtigt, ſo iſt dies unvollſtändig, um nicht zu 
ſagen unwahr. Steins Auftrag war durchaus proviſoriſch und ganz 
auf die Bedürfniſſe des Augenblickes berechnet. „Wir haben — 
heißt es in der Einleitung der Vollmacht!) — es für unumgänglich 
erachtet, proviſoriſch Maßregeln der Aufſicht und Leitung zu er— 
greifen.“ Der Bevollmächtigte ſoll ſich damit beſchäftigen, „die mili— 
täriſchen und pekuniären Mittel der Provinz zur Unterſtützung unſerer 
Operationen gegen die franzöſiſchen Heere in Thätigkeit zu ſetzen.“ 
„Seine Miſſion wird in dem Augenblick beendet ſein, wo wir ein 
definitives Abkommen mit dem König von Preußen getroffen haben. 
Dann wird die Verwaltung dieſer Provinzen ihm zurückgegeben 
werden.“ Dem entſprechend nimmt die Urkunde die denkbar größte 
Rückſicht auf den König. In der Einleitung motivirt ſie faſt ent⸗ 
ſchuldigend die ganze Sendung damit, daß „die Verhältniſſe zu 
Sr. Majeſtät dem Könige von Preußen noch unentſchieden“ und die 
Provinzen Oſt⸗ und Weſtpreußen vom Mittelpunkt ihrer Regierung 
getrennt ſeien. Die zu errichtende Landwehr ſoll nach den Plänen 
organiſirt werden, „welche im Jahre 1808 entworfen und von Sr. 
Majeſtät dem Könige von Preußen gebilligt wurden.“ Das ganze 
Dokument trägt wenn ich ſagen darf eine preußiſche Färbung, die 
ſich ſogar auf Aeußerlichkeiten erſtreckt; wo von Steins Perſon die 
Rede iſt, wird nicht unterlaſſen zu erwähnen, daß er Ritter des 


) Nach dem Original bei Pertz III, 644. 


Rothen Adler-Ordens iſt; einen andern Titel erhält er überhaupt 
nicht. Alles zuſammen genommen, hat ſich wohl nie ein Sieger 
rückſichtsvoller ausgedrückt: man vergißt ſo oft, daß ſich Kaiſer 
Alexander immer noch in offenem Kriegszuſtande mit Preußen 
befand. 

Und wie kurz mußte das Proviſorium ſein, zu deſſen Errichtung 
ſich Stein eben anſchickte. Es iſt bei Beurteilung der Vollmacht 
bisher kaum beachtet worden, daß wenige Tage vor Steins Ankunft 
im ruſſiſchen Hauptquartier auch der preußiſche Major Natzmer dort 
geweſen war, der im Auftrage feines Königs dem Zaren ein Schutz 
und Trutzbündnis angeboten hatte !). So wie Stein zu Kaiſer 
Alexander ſtand, halte ich es für ganz unmöglich, daß er ohne Kennt⸗ 
nis von dieſen Unterhandlungen geblieben wäre; er hat auch mit 
Schön, der es in ſeinem Sendſchreiben natürlich verſchweigt, darüber 
geſprochen?). Sehr wahrſcheinlich erſt in Folge des Antrages von 
Natzmer hat ſich Stein zu der Königsberger Reiſe entſchloſſen, ſie iſt 
noch am 21. Januar von Lyck aus, wo ſich die Wege Alexanders 
und ſeines Rathgebers ſchieden, in völlig loyaler Weiſe Friedrich 
Wilhelm III. angezeigt worden?): „Ich halte es für meine Pflicht 
Ihnen mitzutheilen, Sire, daß ich in Folge des gewiſſenhaften Ver— 
fahrens, welches ich mir in Ihren Staaten vorgezeichnet habe, mit 
meiner Vollmacht nicht einen ruſſiſchen Würdenträger, ſondern einen 
der treueſten Unterthanen Ew. Majeſtät, den Freiherrn vom Stein 
betraut habe. Ich hoffe hierdurch Ew. Majeſtät einen Beweis ge 
geben zu haben, wie ſehr es mir am Herzen liegt, daß die preußi⸗ 


1) Duncker 782. 789. 

) Schön verräth ſich in der Selbſtbiographie, wo er ſeinen Leſern nicht 
verhalten kann, daß auch der Zar ihn gekannt und geſchätzt habe: „Schon in 
Gumbinnen hatte Stein mir mitgetheilt, daß der Kaiſer von Rußland von Lyck 
aus unſerm Könige die engſte Alliance angeboten, dabei aber bemerkt habe, daß 
damit alle Kräfte des preußiſchen Staates ſich bereitwillig der guten Sache bin- 
geben, es ihm krathſam ſcheine, Männer mit Popularität an die Spitze der 
Geſchäfte zu ſtellen, und daß er namentlich mich dabei genannt habe.“ Aus den 
Papieren Schöns I, 99. 
6) S. die Beilagen. 
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ſchen Staaten ihrem legitimen Herrſcher erhalten bleiben.“ In Folge 
deſſen nahm der König an der Sendung ſo wenig Auſtoß, daß er 
dem Geſandten feinen Gruß entbieten und die Hoffnung ausſprechen 
ließ, er würde ſeine Geſchäfte in Oſtpreußen, die beſonders in dem 
gegenwärtigen kritiſchen Zeitpunkt große Aufmerkſamkeit erheiſchten, 
„mit Sorgfalt beſorgen“!). Bedenkt man, daß in jenem Briefe Alex— 
anders auch die Maßregeln Pauluccis als durchaus proviſoriſch be— 
zeichnet waren und die Rückgabe Memels an die preußiſche Verwaltung 
notificirt wurde, ſo verſchwindet auch der letzte Reſt eines Verdachtes 
unlauterer Abſichten, zu deren Werkzeug ſich der grunddeutſche Staats— 
mann wiſſentlich oder unwiſſentlich hergegeben haben ſoll. Nicht 
anders als in der Erwartung eines nahe bevorſtehenden preußiſch— 
ruſſiſchen Bündniſſes entſchloß er ſich, in die Verwaltung einer preußi— 
ſchen Provinz als ruſſiſcher Bevollmächtigter einzugreifen. Dies war 
denn auch der erſte Eindruck, welchen die Vollmacht auf Präſident 
Auerswald machte, und der muß doch gewiß für einen loyalen und 
preußiſch geſinnten Beamten gelten. Sehr gelaſſen, beinahe kühl 
meldet er am 23. Januar?) unter anderen Neuigkeiten an den 
Staatskanzler auch dieſe: „Der Miniſter v. Stein iſt geſtern hier 
eingetroffen und hat, wie die mir vorgezeigte Vollmacht des Kaiſer 
Alexander beſagt, den Auftrag von demſelben, ſo lange bis eine 
offizielle Erklärung unſeres Hofes erfolgt ſein wird, die Mittel zur 
Fortſetzung des Krieges in der hieſigen Provinz dieſſeit der Weichſel 
vorzubereiten, ohne jedoch die preußiſchen Behörden in ihrer Admi— 
niſtration zu ſtören.“ 

Soll man Stein aber darum ſchelten, daß er den förmlichen 
Abſchluß der Allianz nicht abwartete? Die damalige politiſche Situa- 
tion duldete doch ſchlechthin gar keinen Aufſchub. Seit mehreren 
Wochen war Napoleon wieder in Paris und rüſtete von neuem. Mit 


) Duncker 792 f. Vgl. das Tagebuch Hardenbergs unter dem 1. Februar 
(Geh. St.⸗Arch.). 

) Der betreffende, im Geh. Staats-Archiv befindliche Bericht trägt zwar 
das Datum des 24. Januar, aber ſein erſter Theil (bis zu den Worten „aus 
der Anlage zu erſehen“) iſt ſchon am 23. geſchrieben. 
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Beſtimmtheit war vorauszuſehen, daß die intenſive Macht Frankreichs 
das beſiegte und vernichtete Heer eher wieder herſtellen würde als 
die extenſiven Kräfte Rußlands die Lücken des ſiegreichen Heeres 
auszufüllen vermochten. Und war denn der durch Steins Auftreten 
auf Friedrich Wilhelm III. ausgeübte Druck, der von ihm den Oſt⸗ 
preußen gegebene Impuls ſo ganz überflüſſig? Man weiß, wie 
ſchwer der König bei allem Abſcheu gegen die franzöſiſche Knechtſchaft 
ſich zu dem letzten entſcheidenden Worte entſchloß, und wir werden 
uns bald überzeugen, wie wenig die wackeren Bewohner der Provinz 
ſich ſelber zu helfen im Stande waren. Mit einem Worte, die 
Vollmacht war zeitgemäß und praktiſch, energiſch und dabei rückſichts⸗ 
voll, das Werk eines echten Staatsmannes. 

Hierüber war denn auch Schön im Jahre 1813 ungefähr der- 
ſelben Meinung wie wir heute; wenigſtens urteilte er anders als 1849, 
wo er als Liberaler vom reinſten Waſſer um keinen Preis einem vuffi- 
ſchen Bevollmächtigten, und wäre derſelbe noch berühmter geweſen als 
Stein, gehorſamt haben durfte. Ich nehme natürlich an, daß er nichts 
wider ſeine Ueberzeugung gethan haben wird und daß auch bei ihm 
der Rückſchluß von den Handlungen auf die Geſinnung geſtattet iſt. 
Jene aber waren ſo, daß der Inhaber und Vollſtrecker der ruſſiſchen 
Vollmacht damit zufrieden ſein durfte. In einem Berichte an den 
Staatskanzler, datirt Gumbinnen den 30. Januar, meldet er ſelbſt: 
„Der Baron von Stein iſt Bevollmächtigter des ruſſiſchen Kaiſers 
Majeſtät in allen preußiſchen Adminiſtrativ- Angelegenheiten, welche 
Bezug auf den Krieg und die ruſſiſche Armee haben. Dieſem gemäß 
hat er bereits als militäriſche Maßregel die Häfen wieder für 
Roggen und Hafer geöffnet und den Kontinentalzoll ſuspendirt, auch 
die Güter des Herzogs von Deſſau in dieſem Departement unter 
Sequeſtration geſetzt. Er hat mir feine Ordre und Vollmacht des— 
halb vorgezeigt, und der militäriſchen Maßregel war nichts entgegen⸗ 
zuſetzen“ !). So iſt es mit der Zuverläſſigkeit unſeres Berichterſtatters 
beſtellt. Hier berichtet er, Stein habe die Güter des Herzogs von 


) Aus dem Geh. Staats-Archiv bei Pertz Stein III, 645. 


— 174 — 


Deſſau im Gumbinner Departement unter Sequefter geſtellt, dort 
will er dieſer Maßregel ſiegreichen Widerſtand entgegengeſetzt haben 
— hier erkennt er die Vollmacht Steins als verbindlich auch für 
ihn, den preußiſchen Beamten, an, dort will er nicht eher geruht 
haben, als bis Stein auf jede Verwendung derſelben ihm gegenüber 
verzichtet hätte. Nach dieſen Proben abnehmender Erinnerungskraft, 
die aus weiß ſchwarz und aus ſchwarz weiß macht, wird man ſchwer— 
lich noch etwas für unmöglich halten. Es muß als relativ ge— 
ringfügig bezeichnet werden, daß Schön in ſeinem Sendſchreiben zu 
erwähnen vergißt, wie er noch in einer andern Frage auf die In— 
tentionen der berufenen Vollmacht einging. Dieſe beſtimmte nämlich, 
Stein ſolle auch darüber wachen, daß die „nöthigen Lieferungen an 
Lebensmitteln und Transportmitteln für die Heere in Ordnung und 
mit Schnelligkeit erfolgten“. Aus einem Berichte Schöns vom 
25. März 1813 an den damaligen Militär-Gouverneur der Pro- 
vinz, General Maſſenbach geht hervor, daß Stein auch dieſe An— 
gelegenheit in Gumbinnen zur Sprache brachte und eine durchaus 
befriedigende Antwort bekam. Es heißt dort: „Des Herrn Baron 
von Stein Excellenz verlangten als Bevollmächtigter des ruſſiſchen 
Kaiſers Majeſtät meine Erklärung über die Verpflegung der ruſſiſchen 
Truppen. Ich gab dieſe damals, als die Allianz mit unſerm Hofe 
noch nicht feſtſtand, alſo zu einer Zeit, als Rußland unſer Land noch 
als feindlich behandeln konnte, dahin ab: daß die Marſch-Verpflegung, 
die Verpflegung durchmarſchirender Truppen an Brod und Fourage 
von den Provinzen geleiſtet werden könne, daß aber, wenn Truppen 
ſtill ſtänden, die geſammte Verpflegung aus ruſſiſchen Magazinen 
und auch das Fleiſch und der Branntwein für marſchirende Truppen 
aus ruſſiſchen Magazinen geleiſtet werden muß. Des Herrn Fürſten 
Kuſutoff Durchlaucht nahmen das vorläufig an“ ). 

Es iſt hier beſonderer Nachdruck zu legen auf die Worte: „Ich 
gab die Erklärung zu einer Zeit, als Rußland unſer Land noch 
als feindlich behandeln konnte.“ Schön wußte alſo, was auf dem 
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Spiele ſtand, und er, der pflichttreue Beamte, ſollte durch eine un— 
gerechtfertigte und ausſichtsloſe Oppoſition gegen völlig zeitgemäße 
Vorſchläge des ruſſiſchen Bevollmächtigten die Lage ſeines ohnehin 
ſchon hart genug bedrängten Departements unnöthig verſchlimmert 
haben? — 7 

Indem der Autor nun das Wirken Steins in der Hauptſtadt 
der Provinz ſchildert, unterläßt er es, ein zur gerechten Würdigung 
von deſſen Verdienſten durchaus erforderliches Bild der dortigen Ver— 
hältniſſe zu entwerfen. Sie waren derartig, daß ſie der ordnenden 
und leitenden Hand eines energiſchen Staatsmannes im hüöchſten 
Maße bedurften. 

Die oberſte Autorität in der Provinz war der General Pork. 
Ausdrücklich hatte ihn der König am 20. Dezember 1812, als 
Beſiegung und Rückzug des ganzen franzöſiſchen Heeres nicht mehr 
zweifelhaft waren, angewieſen, beim Ueberſchreiten der Grenze 
wieder die Leitung der Provinz Preußen als General-Gouverneur 
zu übernehmen )); hiermit trat auch jene weitgehende Vollmacht des 
Jahres 1811 wieder in Kraft, von der Pork einmal ſchrieb: „Sie 
übertrug mir in beſonderen Fällen einen Theil der königlichen 
Gewalt” 2). Indes York machte keinen Gebrauch von ihr. Er hatte 
jene That vollführt, die der Grundſtein unſerer Freiheit geworden 
iſt, von deren gewaltiger Größe die mäkelnde Tadelſucht keiner Zeit 
auch nur um eines Fingers Breite wird fortnehmen können: aber 
nun ſchien es, als habe er mit ihr ſeine Kraft erſchöpft. Es forderte 
diejenige Charaktereigenſchaft ihr Recht, welche in ſo räthſelhafter 
Weiſe bei ihm mit höchſter Tapferkeit und Thatkraft gepaart war: 
das Mistrauen und der Peſſimismus. Wenige Tage nach der Kon— 
vention ſchrieb der genannte Regjerungsrath Schulz an ſeinen Chef 
nach Gumbinnen: „York bedarf Ew. H. Mitwirkung für den Augen⸗ 
blick, aber mehr als das bedarf er Ihrer ſtützenden Kraft. Die 
Schweiz ruhte auf drei Säulen, und York iſt kein Atlas.“ Der 
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Mann von Tauroggen bedarf der ſtützenden Kraft Schöns — das 
fagt alles. Und weiter: „Pork hat viel auf die Karte geſetzt; er 
bedarf Stärkung und Salbung von außen; dieſer gethane Schritt 
hat ſeine ganze Kraft in Anſpruch genommen. Nicht wie ein Held, 
der Europa befreit, wie ein Miſſethäter, der ſein Urteil erwartet, 
ſieht er aus.“ Dieſes Urteil kam am 10. Januar und lautete auf 
Verwerfung der Konvention. Es erſchütterte ihn auf das tiefſte. 
Zu dem Präſidenten Auerswald ſagte er: „Das Korps wird mir 
nicht mehr gehorchen; ich werde einen ſchimpflichen Tod erleiden“; 
Kleiſt, den nächſtälteſten General, forderte er auf, das Kommando 
zu übernehmen. Als dieſer ſich weigerte, behielt er es zwar, jedoch 
ohne es in hervorragend wichtigen Fällen auszuüben; der Befehl 
vom 21. Januar, welcher den preußiſchen Kommandanten von Pillau 
aufforderte, ſeinen franzöſiſchen Kollegen zur freiwilligen Räumung 
der Feſtung zu vermögen, war nicht von Pork, ſondern von Kleiſt 
unterzeichnet. Es kam hinzu, daß die Schroffheit und Härte ſeines 
Weſens auf der einen, die Excluſivität der alten oſtpreußiſchen 
Familien auf der andern Seite die gegenſeitige Annäherung, ohne 
welche in ſo außerordentlicher Lage eine gedeihliche Wirkſamkeit des 
Gouverneurs kaum denkbar war, aufs äußerſte erſchwerten. „York 
— heißt es in einem Briefe, den Schulz am 18. Januar ſchrieb 
— iſt ſehr verlaſſen, und dies fühlt der bejahrte Mann auf eine 
ſchmerzliche Weiſe.“ Dabei wuchs fein Mistrauen gegen die Bevöl- 
kerung der Provinz im allgemeinen; und wackere Männer beſtärkten 
ihn noch darin, jo Schulz, der ihm ſchrieb: „Ew. Excellenz wan⸗ 
ken, leider mit vollem Grund, im Glauben an die Nation und ihre 
Energie.“ Kein Wunder, daß er unter dieſen Umſtänden gänz⸗ 
lich auf die kühnen Pläne allgemeiner Volksbewaffnung, mit denen 
er ſich gleich nach dem Abſchluß ſeiner Konvention getragen hatte, 
verzichtete und nur der Wiederherſtellung ſeines arg mitgenommenen 
Korps lebte ). 

Es lag in dem Weſen des auf ſtrengſtem Gehorſam ruhenden 
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preußiſchen Beamtenſtaates, daß dieſe Haltung des Gouverneurs die 
Kräfte der ganzen Provinz lahm legte. Wohl traten um den 10. Ja⸗ 
nuar ſtändiſche Deputirte aus Oſtpreußen in Königsberg zuſammen, 
aber das Ergebnis ihrer Berathungen war doch nur eine an den 
König gerichtete Bitte, nicht länger mit dem Anſchluſſe an Rußland 
zu warten. Es waren theilweiſe dieſelben Männer, die Dönhoff, 

Eulenburg, Finkenſtein, Klinkowſtröm, Kalnein, welche wenige Wochen 
i ſpäter auf dem Landtage in patriotiſcher Hingebung und Thatkraft 
wetteiferten; damals beſchränkten ſie ſich auf eine Adreſſe: nach dieſem 
Wechſel mag man entſcheiden, ob das Eingreifen Steins nothwendig 
oder überflüſſig geweſen iſt. Allerdings gab es auch kühnere Geiſter, 
denen eine Adreſſe beim Anbruch einer neuen Epoche der nationalen 
Geſchichte nicht genügte: aber ihr Ungeſtüm trug nicht dazu bei, die 
Sachlage zu verbeſſern. Ein Rittergutsbeſitzer, der ehemalige Haupt⸗ 
mann v. d. Groeben auf Plenſen bei Bartenſtein erließ am 18. Ya- 
nuar an mehrere Landräthe und Magiſtrate ſchriftliche Einladungen 
zu einer „General-Konvokation aller Kreiſe“, welche unter Yorks 
Vorſitz am 24., dem Geburtstage Friedrichs des Großen, im Gene— 
ral-Landſchafts-Hauſe zu Königsberg ſtattfinden ſollte. „Der Zweck 
dieſer Verſammlung — heißt es in der Einladung — ſoll ſein, durch 
Beſchlüſſe des Ganzen die dienſamſten Mittel feſtzuſetzen, wie dem 
tiefgebeugten Vaterlande durch Gemeinſinn und vereinigte Anſtrengung 
Freiheit und dauernde Ruhe und mit dieſer jedem Einzelnen Glück 
und Wohlſtand wieder errungen werden können. Der jedem braven 
Preußen ewig denkwürdige Tag, der 24. Januar, wird geheiligt, die 
Manen unſeres großen Friedrichs werden verſöhnt ſein, wenn wahre 
Vaterlandsliebe und hoher Gemeinſinn an dieſem Tage unſere Be— 
ſchlüſſe leiten werden.“ In ſelbſtbewußtem Tone wird hinzugefügt, 
daß von dieſer Zuſammenkunft nur derjenige zurückbleiben könne, 
welcher der guten Sache des Vaterlandes nicht mit treuer Anhäng— 
lichkeit ergeben ſei; zum Schluß wird um Verbreitung der Einladung 
gebeten, ſo weit dies bei der Kürze der Zeit möglich ſei. Einer der 
abgeſendeten Briefe gelangte rechtzeitig zur Kenntnis der höchſten 
Behörden der Provinz; es verlautete weiter, daß gleiche Aufforderungen 
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von dem Landſchaftsrath v. Bodelſchwingh, dem Hauptmann v. Zieg- 
linski und einem Herrn v. Cieſielski erlaſſen ſeien: unter dieſen 
Umſtänden entſchloſſen ſich Vork und Auerswald zu ſcharfen Maf- 
regeln. Jener, welcher nach dem Wunſche der Anſtifter an die Spitze 
der Bewegung hatte treten ſollen, forderte ſelbſt die Verhaftung 
Groebens, und Auerswald ſchickte zu dieſem Zwecke, nachdem er ſich 
der Zuſtimmung des zuſtändigen Gerichtes verſichert hatte, den Ju— 
ſtitiarius der Regierung mit einem Gendarmen-Offizier nach Plenſen. 
Gleichzeitig wandte er ſich, eine weitere Verbreitung der Konſpiration 
und ruſſiſche Einwirkung beſorgend, an das Comite der oſtpreußiſchen 
und litthauiſchen Stände (20. Januar). Die Antwort, welche Brandt 
und Korff im Namen deſſelben gaben, beruhigte nur theilweiſe. Sie 
verſicherten zwar, eine ſolche Verſammlung weder veranlaßt noch er— 
fahren zu haben, aber unumwunden erklärten fie, daß ihnen gemein- 
ſchaftliche Berathungen in der verfaſſungsmäßigen Form jetzt mehr 
als jemals nothwendig erſchienen; ſie hätten das Vertrauen, daß 
Auerswald den richtigen Zeitpunkt wählen und die zu behandelnden 
Gegenſtände beſtimmen werde. Eine Bürgſchaft für das Nichtzu⸗ 
ſtandekommen der Verſammlung unterließen ſie zu geben; ſie ver— 
ſprachen bloß, daß letztere nicht eher ſtattfinden ſolle, als bis Auers- 
wald ihnen feinen Beſchluß in der Angelegenheit eröffnet habe. Dar— 
auf ging der Präſident noch einen Schritt weiter und unterſagte 
der General-Landſchafts-Direktion, ihr Haus zu jener unbefugten 
Verſammlung einzuräumen ). Das geſchah am Tage vor der An— 
kunft Steins. Wäre er nicht gekommen, die köſtliche Kraft der 
Provinz, die nachher jo großes geleiſtet, wäre in vereinzelten plan— 
loſen Erhebungen nutzlos verpufft, vielleicht in offenem Zwieſpalt 
zu Grunde gegangen, günſtigen Falls unbenutzt geblieben bis zum 
Eintreffen des allgemeinen Rüſtungsbefehles aus dem Mittelpunkt des 
Staates. 


) Auerswald an Hardenberg 24. Januar; Groeben an den Landrath 
v. Conradi 18. Januar (Geh. St.⸗Arch.). Brandt und Korff an Auerswald 
21. Januar; Korff an Auerswald 24. Januar (Oberpräſidial-Archiv in Kö. 
nigsberg). 
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Alles dies ſuchen wir in dem Berichte Schöns vergeblich, ob⸗ 
wohl er doch, ſelber an der Spitze einer Regierung und durch die 
Berichte eines zuverläſſigen Untergebenen, des Regierungsrathes 
Schulz, über die Verhältniſſe in entfernteren Gegenden der Provinz 
unterrichtet, beſſere Auskunft über die Situation geben konnte als 
viele andere. Und wollten wir auch annehmen, daß er von Gum⸗ 
binnen aus, bei der Mangelhaftigkeit der damaligen Verbindungen, 
feinen vollſtändigen Einblick in die Verhältniſſe der ganzen Provinz 
hätte gewinnen können, ſo finden ſich doch im weiteren Verlaufe 
ſeiner Relation Lücken, die hierdurch nicht zu erklären ſind. 

„Stein fuhr nach Königsberg ab, um bei dem dortigen Ober- 
präſidenten, zu deſſen Geſchäftskreis die ſtändiſchen Angelegenheiten 
gehörten, eine ſtändiſche Verſammlung in Beziehung auf die mili⸗ 
täriſche Beſetzung des Landes zu veranlaſſen. Die Sache ging in 
Königsberg anfangs gut. Der Oberpräſident v. Auerswald hatte 
Stein mit Hochachtung und Ergebenheit begrüßt, York und der Präſes 
des ſtändiſchen Comites, der Graf Dohna -Schlobitten, waren bereit⸗ 
willig auf alles das, was Stein mit mir verabredet hatte, einge- 
gangen. Bald fing Stein aber an, ſich in die innern Angelegen⸗ 
heiten des Landes zu miſchen, und als man ihm dabei Bedenken ent- 
gegenſetzte, trat er mit ſeiner ruſſiſchen Vollmacht vor, theilte dieſe 
amtlich dem Oberpräſidenten mit und kam dadurch nicht allein mit 
dieſem, ſondern auch mit York (als General-Militär-Gouverneur) 
und mit dem Präſes des ſtändiſchen Comites dermaßen in Streit, 
daß Auerswald als krank jede Verhandlung mit Stein verweigerte, 
daß York ſich von ihm entfernte und ſelbſt der Graf Dohna bei 
hoher Achtung für und großer Anhänglichkeit an Stein vorausſah, 
daß Steins Verfahren den guten Geiſt im Volke lähmen müſſe. 
Stein hatte z. B. von Dohna verlangt, daß das Land gleich Papier⸗ 
geld mache und ausgebe, obgleich klar vorauszuſehen war, daß bei 
dem damaligen Stande der Dinge dies Papiergeld niemand nehmen 
und dieſe Maßregel nur die Achtung und das Vertrauen des Volkes 
gegen ſeine Leiter wankend machen würde. Der Zwieſpalt unter den 
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als Stein ſah, wie er iſolirt daſtand, (er) in dieſer Verlegenheit von 
mir forderte, daß ich ſofort nach Königsberg käme.“ 

Um mit einigen Aeußerlichkeiten anzufangen, der Titel, welcher 
hier York gegeben wird, iſt falſch. Vork war Gouverneur der Pro- 
vinz Preußen, und feine Befugnis war durchaus nicht auf mili- 
täriſche Angelegenheiten beſchränkt. Auerswald war nicht Ober— 
präſident, ſondern hatte nur aus der Zeit vor 1810, wo die erſt 
1816 wieder eingeführte Oberpräſidialverfaſſung aufgehoben wurde, 
dieſen Titel!); er war Präſident der oſtpreußiſchen Regierung. End⸗ 
lich war nicht Alexander Dohna, ſondern der Geheime Juſtiz-Rath 
v. Brandt Direktor des ſtändiſchen Comites ). } 

Wie wunderlich iſt wieder die Unterſcheidung zwiſchen inneren 
und ſtändiſchen Sachen! Als wenn die Berufung einer ſtändiſchen 
Verſammlung nicht die intimſte Angelegenheit des Landes geweſen 
wäre! Schön bedurfte dieſer Diſtinktion, um eine Analogie für das 
angebliche Auftreten Steins in Gumbinnen zu haben. Gerade ſo 
wie er hier erſt die „äußere“ Angelegenheit Pauluccis beſprochen, 
dann die „innere“ des Herzogs von Deſſau, und zwar vergeblich, 
vorgebracht hätte, ſo wäre er in Königsberg von der legitimen 
Landtagsberufung zu der PN Jotderung einer Papiergeld— 
emiſſion übergegangen. 

Eng hiermit zuſammen hängt die grundverkehrte Einführung 
der Vollmacht. In Gumbinnen will Schön von Stein gefordert und, 


) G. W. Raumer Ueberſicht der een in der oberſten Verwal- 
tung des Staates unter Friedrich Wilhelm III. S. 29. J. Voigt Beiträge zur 
Geſchichte der Familie Auerswald 62 f. 

2) Ehe mir die Einwirkung Schöns auf die Schriften von Joh. Voigt bekannt 
war, bin ich an der Richtigkeit meiner obigen Behauptung eine Weile dadurch irre 
geworden, daß ein ſo gewiſſenhafter Forſcher wie der Königsberger Hiſtoriker dem 
Grafen Dohna ebenfalls das Präſidium des ſtändiſchen Comites zuſchrieb (Leben 
Dohnas 22). Indes die Akten der Verhandlungen, welche Auerswald in der 
Groebenſchen Sache mit dem ſtändiſchen Comite führte, und das Protokoll vom 
5. Februar (bei Droyſen II, 294) ſchließen die Schön-Voigtſche Meinung unbe⸗ 
dingt aus. Nicht nur daß Brandt hier ausdrücklich „Direktor des ſtändiſchen 
Comites“ genannt wird: die namentliche Aufzählung der Mitglieder dieſes Co- 
mites, denen ein beſonderer Ehreuplatz zu Theil wurde, ergiebt auch, daß Dohna 
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wie wir nach feiner Darſtellung annehmen müſſen, auch zugeſagt 
erhalten haben, „dieſe Vollmacht unter keinen Umſtänden bekannt 
werden zu laſſen.“ Eine völlige Unmöglichkeit, welche zu fordern 
ein Uebermaß- von Unkenntnis vorausſetzen würde; denn wie ſollte 
ſich Stein anders legitimiren als durch dieſe Vollmacht? Mit der 
Forderung aber nicht genug: Schön läßt Stein dieſe Ungereimtheit 
wirklich begehen. Derſelbe kommt nach Königsberg und verlangt von 
Auerswald die Berufung der ſtändiſchen Verſammlung, ohne daß er 
die Vollmacht producirt: denn es heißt ja ausdrücklich, daß er erſt 
dann mit ihr hervorgetreten wäre, als man Bedenken gegen ſeine 
Einmiſchung in die „inneren“ Angelegenheiten erhob. Kaum haben 
wir nöthig, daran zu erinnern, daß Stein in dem noch erhaltenen 
Schreiben an Auerswald vom 22. Januar, wo er die Landtags- 
berufung fordert !), ſich ausdrücklich auf die ihm „von Sr. Majeſtät 
dem Kaiſer ertheilte General-Vollmacht d. d. Razki den 6. Januar 
1813” bezieht, daß Auerswald am 23. an Hardenberg ſchrieb, Stein 
hätte ihm geſtern die Vollmacht des Kaiſers Alexander gezeigt, daß 
das Konvokationsſchreiben?) die Landtagsberufung mit der For⸗ 
derung des „Beauftragten Sr. Kaiſerlichen Majeſtät von Rußland“ 
motivirt, daß die erſte Mittheilung, welche der Verſammlung gemacht 
wurde, die war, daß Auerswald ihr „die ihm übergebene Vollmacht 
des Herrn Staatsminiſter v. Stein mitzutheilen verſprochen habe, 
und da ſolches noch nicht geſchehen, hierum angeſucht werden ſolle“ ), 
daß endlich die Vollmacht ſich noch heute ſowohl bei den Landtags- 
akten als im Oberpräſidial-Archiv befindet!). Schöns Abſicht aber 


gar nicht zu ihnen gehörte; er erſcheint mitten in der Reihe der von der Nitter- 
ſchaft entſandten Deputirten. — Die Sache iſt bedeutungsvoller als ſie ſcheint: 
um jeden Preis mußte Schön die Stellung A. Dohnas, als des angeblichen 
Stifters der Landwehr, in die Höhe ſchrauben. 

) Aus dem Archive des preußiſchen Oberpräſidiums bei Gerwien 8. — 
Pertz Stein III, 274 verwandelt das „neuen) St(ils)“ der Urkunde in 
„allten) St (ils)“. 

2) Aus dem Oberpräſidial-Archiv bei Droyſen II, 290. 

5) Protokoll vom 5. Februar bei Droyſen II, 297. 
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iſt deutlich. So lange Stein fo verfährt, wie Schön gewollt haben 
will, geht alles gut, ſowie er andere Wege einſchlägt, droht Unheil 
und Verderben. Schön iſt eben „Steins guter Genius“. 

Nicht völlig aufgeklärt iſt die Rolle, welche Schön in einer 
anderen, von ihm gänzlich verſchwiegenen Epiſode dieſes Dramas 
geſpielt hat. Das eben erwähnte Konvokationsſchreiben, welches 
Auerswald als Landhofmeiſter am 23. Januar erließ, hatte die 
Berufung eines ſtändiſchen Landtages angeordnet und ganz nach dem 
Wortlaute und im Geiſte der einſt unter Steins Miniſterium er⸗ 
gangenen Kabinetsordre vom 31. Januar 1808) feſtgeſetzt, daß 
die Deputirten keine beſondere, ſondern bloß die allgemeine Inſtruk— 
tion, das Beſte ihrer Kommittenten wahrzunehmen, erhalten ſollten. 
Allerdings war er ſchon damals nicht mit vollem Herzen bei der 
Sache; denn unter der Hand ließ er den Landräthen ſagen, ſie möchten 
den Kreis-Verſammlungen eröffnen, „daß bloß eine Verſammlung von 
Deputirten aus den Gutsbeſitzern nach Königsberg berufen wird“ ?): 
— offiziell aber blieb es bei dem Ausſchreiben des 23. Januar. 
Zwei Tage ſpäter nahm derſelbe Auerswald weſentliche Theile des 
letzteren förmlich zurück und befahl den Landräthen, die eben erſt ab⸗ 
gedruckten Cirkulare zu unterdrücken. Er geſtattete zwar die Wahl 
von Deputirten und ihren Zuſammentritt auf den 5. Februar, aber 
er hob jene weitreichende allgemeine Inſtruktion auf und nahm der 
künftigen Verſammlung den Charakter eines Landtages, indem er er 
klärte, „es würde bloß eine Verſammlung der Deputirten der Stände 
ſtattfinden“; folgerecht wurde ſie dadurch aus einer beſchließenden zu 
einer berathenden: „ſie ſoll die Eröffnungen vernehmen und darüber 
berathen, welche der Bevollmächtigte Sr. Majeſtät des Kaiſers von 
Rußland, Herr Staatsminiſter Frhr. v. Stein Exc. machen wird.“ 
Auch in der Form unterſchied ſich das zweite Schreiben erheblich von 
dem erſten; dieſes hatte der Landhofmeiſter an das ſtändiſche Comite 
gerichtet, jenes erließ der Präſident der oſtpreußiſchen Regierung an 
ſeine Landräthe, das ſtändiſche Comite erhielt nur eine Abſchrift. 
y S. oben S. 165. 

) Auerswald an Hardenberg 24. Januar (Geh. St. Arch.). 
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Das Motiv, welches Auerswald zu dieſer bedeutungsvollen 

Schwenkung beſtimmte, iſt fo offenbar, daß kein Zweifel darüber auf- 

ſteigen kann. Tags vorher waren in Königsberg die Berliner Zei— 

tungen vom 19. Januar angekommen, welche verkündeten, daß York 

18 abgeſetzt und verhaftet, das von ihm befehligte Korps aber wieder 
| zur alleinigen Verfügung des franzöſiſchen Kaiſers ſtehen ſollte. Be— 
ſtimmungen, welche durchaus oſtenſibel für Frankreich waren und der 
wahren Herzensmeinung des Königs und feines Miniſters jo wenig 
entſprachen, daß gleichzeitig Major Thile mit Weiſungen an York 
abgeſendet wurde, welche ihn nach wie vor als kommandirenden Ge— 
neral und Gouverneur behandelten. Die trügeriſche Botſchaft aber 
langte vor der echten an und bewirkte ſofort, daß die an ſtrengen 
Gehorſam und unbedingte Unterordnung gewöhnten preußiſchen Be— 
amten auf der gegen Frankreich gerichteten Bahn, die ſie im geheimen 
Vertrauen auf nachträgliche Billigung des Souveräns betreten hatten, 
einen Schritt zurückwichen. Vielleicht würde Auerswald auf eigene 
Hand nicht gewagt haben, ſein erſtes Ausſchreiben zurückzuziehen, 
aber fein Entſchluß hatte den unumwundenen Beifall der Negierungs- 
präſidenten von Marienwerder und Gumbinnen, Wißmann und Schön, 
welche Stein gleich nach ſeiner Ankunft in Königsberg zu ſich ent⸗ 
boten hatte ). Im Kollegium der weſtpreußiſchen Regierung herrſchte 
eine ausgeſprochene Abneigung gegen die Landtagsberufung. Die erſte 
Aufforderung von Auerswald in Betreff der Landtagswahlen langte 
in Marienwerder an, als Wißmann bereits nach Königsberg abgereiſt 
war; die Räthe beantworteten fie mit einer ſehr beſtimmten Wei- 
gerung. Es läge nicht in ihren Befugniſſen, „generallandtägliche 
Verbindungen zu veranſtalten“, und hoffentlich würden die ruſſiſchen 
Autoritäten gerade bei dieſer in die inneren ſtaatsrechtlichen Ver⸗ 
hältniſſe jo tief eingreifenden Angelegenheit nicht von ihnen ver- 


1) Auerswald an Wißmann im Auftrage Steins 23. Januar (Oberpräfid.- 
Archiv). Rechnungsrath Rother an Hardenberg 29. Januar: „Am 26. d. M. 
iſt der Präſident Wißmann in Königsberg und Herr v. Schön ſchon zwei Tage 
früher angekommen.“ (Geh. St.-Arch.) Vgl. Gerwien 9. Pertz Stein III, 274. 
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langen, die Schranken ihrer Befugniſſe zu überſchreiten ). Dieſe 
Auffaſſung eignete ſich Wißmann nachträglich in aller Form an!). 
In welchem Grade Schön dem Gedanken der Landtagsberufung zu— 
gethan war, dafür geben einen ziemlich ſicheren Maßſtab die Worte, 
die er gleich nach dem Ausgange des Landtages an Hardenberg 
richtete“): „Ich fand zwar keine Veranlaſſung, die von dem Land— 
hofmeiſter v. Auerswald ausgeſchriebene ſtändiſche Verſammlung in 
Abſicht der Provinz Litthauen polizeilich zu ſiſtiren, aber auch für 
mich keine Befugnis, mich in ſtändiſche Angelegenheiten, die nicht 
zu meinem Officio gehören, zu miſchen.“ Dies war das Verhältnis 
ſeines Herzens zu dem Landtage, den er bald darauf jo überſchwäng⸗ 
lich gefeiert hat! Wie viel möchte er wohl in ſpäteren Jahren 
darum gegeben haben, dieſe Worte ungeſagt zu machen! Er, der 
Koryphäe der liberalen Partei, erklärt in einer Lage, deren Außer 
ordentlichkeit alles zu rechtfertigen ſcheint, die ſtändiſchen Angelegen- 
heiten als nicht zu ſeinem Officio gehörend; er, der gefeierte Gegner 
polizeilicher Einmiſchung und Vielregiererei, erklärt ſich über die 
polizeiliche Siſtirung einer ſtändiſchen Verſammlung derartig, daß 
man anzunehmen gezwungen wird, er wäre unter Umſtänden nicht 
vor dieſer Maßregel zurückgeſchreckt. Uebrigens iſt es unwahr, daß 
er ſich damals nicht in die ſtändiſchen Angelegenheiten gemiſcht habe. 
Droyſen theilt aus einer wahrſcheinlich dem Auerswaldſchen Kreiſe 
entſtammenden Quelle mit!), Schön habe (ganz wie Wißmann) 
Auerswald nach dem Erlaß des erſten Konvokationsſchreibens darauf 
aufmerkſam gemacht, daß niemandem außer dem Könige die Berufung 
eines Generallandtages zuſtehe, daß jedoch dem Freiherrn von Stein 
nicht verſagt werden könne, wenn er die Verſammlung einiger Depu⸗ 
tirten zu einer Berathung verlange, und daß es ſich nach den künf— 
tigen Beſchlüſſen und den derzeitigen Verhältniſſen finden werde, 


) Die Regierung von Marienwerder an den Landhofmeiſter 25. Januar 
(Oberpräſid. Arch.). 
) Wißmann an Auerswald 28. Januar (Oberpräſid.⸗Arch.). 
) Am 10. Februar. Aus dem Geh. St.⸗Arch. bei Droyſen II, 336, 
9 II, 68. 
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welchen Antheil die Behörden an der Ausführung nehmen könnten. 
Dieſe Bedenken ſind ſo im Geiſte des juriſtiſchen Formalismus, dem 
Schön huldigte, und entſprechen ſo völlig ſeinem vorſichtigen, be— 
rechnenden, diplomatiſchen Charakter, daß ihre Ueberlieferung auch bei 
geringerer äußerer Beglaubigung keinen Zweifel erwecken dürfte. Sie 
ſind damals auch Stein vorgetragen worden, um ihn wo möglich 
ganz von der Berufung einer ſtändiſchen Verſammlung abzubringen. 
Das war natürlich ein vergebliches Bemühen; aber um des Friedens 
willen gab er jo weit nach, daß er wirklich auf die Idee eines Land- 
tages und überhaupt eines ſtaatsrechtlichen Vereines verzichtete und 
die ausgeſchriebene Verſammlung zu einer privaten Zuſammenkunft 
degradiren ließ !). Ein Entſchluß, welcher ihm wohl große Ueber- 
windung gekoſtet hat und welcher aufs neue die Hinfälligkeit der 
gegen ſein angeblich herriſches Auftreten gerichteten Beſchuldigungen 
bekundet. 

Daß Schön dieſe erſte Berufung nach Königsberg ganz mit 
Stillſchweigen übergeht, wird uns, wie wir den Mann nun ſchon 
kennen, nicht mehr Wunder nehmen; er fand nicht den Mut zu ge— 
ſtehen, daß die ſchwächliche Modifikation des Berufungsſchreibens mit 
auf ſeine Veranlaſſung erfolgte und daß er ſich höchlichſt beeilte, die 
praktiſchen Konſequenzen daraus zu ziehen: er hat dies ſogar noch 
eher als Wißmann gethan ). 


) Wißmann an Hardenberg 6. Februar 1813: Er habe ſich bei feiner An⸗ 
weſenheit in Königsberg überzeugt, „daß der Herr v. Stein unter keinen Um 
ſtänden von einer Verſammlung der Deputirten aus allen Ständen abgehen 
würde.“ Wißmann an Landrath Beſſer 30. Januar: „Der Herr Staatsminiſter 
Freiherr v. Stein, Beauftragter Sr. Majeſtät des Kaiſers von Rußland be 
ſteht darauf, mit vertrauenswerthen Perſonen aus den von den kaiſerlichen 
Truppen bereits beſetzten und in deren Militär-Gewalt befindlichen Provinzen 
und Gegenden vom 5. Februar an in Königsberg in Konferenz zu treten.“ 
(Geh. St. Arch.) N 

2) Auerswald an Wißmann 25. Januar: Er habe durch die oſtpreußiſchen 
Landräthe den Kreis-Verſammlungen eröffnen laſſen, daß die bevorſtehende Ver⸗ 
ſammlung nicht als ein Landtag angeſehen werden könne. „Herr v. Schön hat 
ein Gleiches nach Litthauen gethan, und ich ſtelle anheim, auch in Weſtpreußen 
dieſe Maßregel zu ergreifen.“ (Geh. St. Arch.) 


Be 


Nicht viel ehrlicher iſt er über das Motiv feiner zweiten Königs⸗ 
berger Reiſe. An der ganzen Darſtellung iſt eigentlich nur ſo viel 
richtig, daß ein Zerwürfnis zwiſchen Stein und Auerswald beſtand; 
aber ſchon die Urſachen deſſelben find unvollſtändig und unrichtig an- 
gegeben. 

In den erſten Tagen ſeiner Ankunft fand Stein bei den 
preußiſchen Beamten ein Entgegenkommen, welches von Gehorſam 
nicht weit entfernt war. Am 22. Januar hatte er die Berufung 
des Landtags gefordert, am 23. erließ Auerswald das Berufungs- 
ſchreiben, wie ſchwer es ihm auch wurde. Noch auffallender iſt ſeine 
Nachgiebigkeit in der Groebenſchen Angelegenheit. Einer von denen, 
welche zuſammen mit Groeben die General-Konvokation auf den 24. Ja⸗ 
nuar berufen hatten, der Landſchaftsrath Bodelſchwingh, wandte ſich 
an Stein ſofort nachdem er in Königsberg eingetroffen war, mit 
der Bitte, die von Auerswald der Verſammlung in den Weg geleg— 
ten Hinderniſſe zu entfernen: kluger Weiſe brachte er die Konvo⸗ 
kation in Verbindung mit dem von Stein geforderten Landtage, in⸗ 
dem er erklärte, „daß es ſeine und ſeiner Mitſtände Abſicht ſei, 
mehreres zu dem Landtag gehörige vorbereitend zu verabreden.“ Auch 
ohne dieſe Motivirung würde vermutlich Stein ſich der Sache der 
Patrioten angenommen haben; er hätte ſie geſchützt, wenn ſie noch 
ſelbſtändiger zu Werke gegangen wären: denn er ſah in ihrem Auf⸗ 
treten nur die hocherfreuliche Aeußerung eines Gemeinſinnes, welchen 
dem ganzen Volke einzuhauchen die höchſte Aufgabe ſeiner eigenen 
Verwaltung geweſen war. Darum bat er Auerswald, die Konvo⸗ 
kation zuzulaſſen. „In dieſem Augenblick der Gefahr und der Kriſe, 
ſchrieb er am 23. Januar, kömmt es darauf an, den Gemeingeiſt zu 
erhalten, zu beleben, das Intereſſe und die Thätigkeit vieler Männer 
und Staatsbürger in die große Angelegenheit des Kampfes der Guten 
gegen die Schlechten zu verflechten und Formen in Hinſicht der 
Größe des Zweckes und der Reinheit der Geſinnungen zu verlaſſen.“ 
Eine Sprache, jo ganz in feinem großartigen, jedem Deutſchen wohl- 
bekannten Stile gehalten, daß unſre Aufmerkſamkeit faſt noch mehr 
durch die rückſichtsvolle Form in Anſpruch genommen wird, welche 
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er ſeinem Schreiben gab: „Ich ſchmeichele mich, ſo lautet der Schluß, 
bei einem Manne von Ew. Excellenz Geiſt und Gemüt keine Fehl- 
bitte zu thun“ !). So wenig kehrte er den Diktator heraus, fo 
wenig ſteifte er ſich auf ſeine Vollmacht. In der Sache war die 
Wirkung natürlich dieſelbe. Umgehend, noch an demſelben Tage, er- 
theilte der Landhofmeiſter die gewünſchte Erlaubnis und knüpfte nur 
eine Bedingung an dieſelbe, daß nämlich die Verſammlung unter Auf⸗ 
ſicht und Mitwirkung des ſtändiſchen Comites geſchehe und daß ihm von 
den Reſultaten Mittheilung gemacht werde. Ehe es aber dazu kam, 
ereignete ſich ein für die ängſtliche Gewiſſenhaftigkeit der preußiſchen 
Behörden überaus bezeichnender Zwiſchenfall. Bodelſchwingh hatte 
den General-Landſchafts-Direktor benachrichtigt, daß die Erlaubnis zu 
der Verſammlung ertheilt ſei. Dieſer aber hielt ſich durch das Ver- 
bot, welches Auerswald am 21. Januar erlaſſen hatte, für gebunden 
und bat ihn, er möge „die Gewogenheit haben, daſſelbe durch eine 
ſchriftliche Bekanntmachung wieder aufzuheben, damit die General- 
Landſchafts⸗Direktion dieſerwegen außer Verantwortung ſei“; gleich⸗ 
zeitig ſprach er die Hoffnung aus, daß er ſelbſt das Präſidium der 
Verſammlung führen werde. Dieſe Hoffnung ging nicht in Erfüllung, 
Auerswald war froh, nicht tiefer in die heikle Angelegenheit ver— 
wickelt worden zu ſein; wie ſein Bericht an Hardenberg deutlich 
zeigt, hatte er nur mit Widerſtreben Steins Bitte erfüllt. 

Die General-Konvokation fand alſo ſtatt, ohne daß die Anwe— 
ſenheit des Landhofmeiſters, der gleichzeitig königlicher Kommiſſar war, 
ihre Autorität verſtärkt hätte. Sie bleibt auch ſo merkwürdig genug. 
Groeben und Bodelſchwingh hatten doch eine ſtattliche Zahl von Ge— 
ſinnungsgenoſſen gefunden; das Protokoll iſt von 37 Namen unter- 
zeichnet, zum Theil denſelben, welche uns in den Akten des Landtages 
begegnen, wie z. B. Krafft, Kiſt, Goſtkowski, Kalnein, Bardeleben, 
Zychlinski, Lehndorff. Der Direktor des ſtändiſchen Comites, welcher 
ſpäter auch dem Landtage präſidirte, eröffnete die Verſammlung mit 
der Ermahnung, „diejenige und ſolche Vorſchläge und Anträge zu 


1) Archiv des Oberpräſidiums in Königsberg. 
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ſtellen, welche eben jo wohl die tiefſte Dankbarkeit gegen Se. Kaiſer— 
lich ruſſiſche Majeſtät, als auch die innigſte Treue und Anhänglichkeit 
an unſern theuerſten König und Landesherrn ausdrücken“. Dieſe 
Worte geben durchaus die Stimmung des Landes wieder: anders als 
mit Rußland verbündet vermochte man ſich den König nun nicht 
mehr zu denken. Uebrigens widerlegte der Gang der Verhand— 
lungen gründlich das von Auerswald gehegte und noch aus Brandts 
Eröffnungsrede vernehmbare Mistrauen. Nach dem Präſidenten 
ergriff Bodelſchwingh das Wort, ſchilderte die Begebenheiten dieſer 
Tage und machte den Vorſchlag, drei Deputationen abzuſenden: an 
Pork und Kleiſt, um denſelben für ihr weiſes und edles Benehmen, 
wodurch das Land erhalten worden, zu dauken; an Wittgenſtein, um 
ihm „einen Dank für die beim Ein- und Durchmarſch der Truppen 
gehaltene gute Ordnung abzuſtatten“; endlich an Stein. Die ver- 
ſammelten Stände, oder wie das vorſichtig abgefaßte Protokoll zwei 
Mal dicht hinter einander ſagt: „die hier anweſenden Herren Guts- 
beſitzer“ erklärten ſich damit einverſtanden. Es wurden dann noch 
zwei Wünſche geäußert, welche den bevorſtehenden Landtag betrafen. 
Man traute den in ruſſiſcher Sprache ausgeſtellten Quittungen nicht 
recht, wollte aber auch der legalen Verſammlung nicht vorgreifen: 
von ihr erwartete man die Einſetzung einer Kontrolle. Die zweite 
Petition zeigt, welches Intereſſe die bevorſtehenden Landtagswahlen 
erweckten: „damit die behufs der Wahlen zu haltenden Kreis-Ver⸗ 
ſammlungen deſto ſchneller im Lande bekannt und deſto gewiſſer ab- 
gehalten werden, jo wird der Antrag gemacht, daß der Herr Land— 
hofmeiſter durch die morgenden öffentlichen Blätter die Oerter und 
Termine dieſer Kreistage ſelbſt beſtimmen möchte.“ Ein ſpezieller 
Antrag iſt dann nicht mehr geſtellt worden, die Verhandlungen ende- 
ten mit einer allgemeinen Verſicherung der Treue und des Dankes. 
„Im übrigen, fo ſchließt das Protokoll, äußern Präſentes die ein- 
ſtimmige Geſinnung, daß ſie im innigſten Gefühl der Treue, Liebe 
und Anhänglichkeit für König und Vaterland und im ehrerbietigen 
Dankgefühl gegen Se. Majeſtät den ruſſiſchen Kaiſer und deſſen 
Gouvernement ſich gern und willig zu jedem Opfer verſtehen wollen, 
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welches ihre Kräfte nicht überſteigt und auf dem ordnungsmäßigen 
Wege von ihnen gefordert werden wird.“ Eine etwas verklauſulirte 
Erklärung, welche zu der gehobenen patriotiſchen Stimmung nicht 
recht paßt und einige Beſorgniſſe vor der Anwendung gewaltſamer 
Maßregeln bekundet. Irgend ein poſitives Ergebnis brachte dieſe 
Verſammlung ſo wenig wie die frühere, deren Reſultat eine Adreſſe 
geweſen war. In das rechte Fahrwaſſer wurden die Berathungen 
der Stände erſt durch ſorgfältig formulirte Vorlagen der hüchſten 
Regierungsgewalt gebracht. 

Schöpferiſch zeigte ſich vor der Hand nur dieſe, d. h. eben 
Stein. Trotz des Abzuges der Franzoſen hatte man nicht gewagt, 
ſich von dem Kontinentalſyſtem loszuſagen, das den Ruin der Pro- 
vinz vollendet hatte; es bedurfte dazu der Aufforderung Steins, und 
dieſe befolgte man wie einen Befehl. In der Verordnung, welche 
die Abgaben- und Polizei-Deputation der Königsberger Regierung 
am 26. Januar an der Königsberger Börſe anſchlagen ließ, heißt es: 
„Nach dem Befehl des ruſſiſchen Kaiſers Majeſtät, der dem Herrn 
Landhofmeiſter v. Auerswald Excellenz durch des Herrn Staats⸗ 
miniſter Freiherrn v. Stein Excellenz eröffnet worden, ſollen die 
preußiſchen Häfen geöffnet und die Ausfuhr aller preußiſchen Pro- 
dukte mit Ausnahme des Roggens und des Hafers hinführo geſtattet 
fein. Ein anderes Schreiben gedachten Herrn Staatsminiſters Ex⸗ 
cellenz enthält zugleich die Feſtſetzung, daß die in Abſicht des 
Handels und der Importations-Abgaben ſeit dem Tilſiter Frieden 
ergangenen Beſtimmungen ſuspendirt ſein ſollen, und Se. Excellenz 
haben anbei noch mündlich näher erklärt, daß unter dieſer Suspenſion 
auch die neue Abgabe des Jahres 1811 begriffen fer’ !). — Wie die 
Beamten, jo die Privaten. Jetzt erſt, nach Aufhebung des Konti- 
nentalſyſtems, war es möglich, den überſeeiſchen Handel wieder auf- 
zunehmen: wer war glücklicher darüber als die Kaufmannſchaft der 
Seeſtädte, deren Geſchäft völlig vernichtet geweſen war; Stein for- 
derte von ihr (Auerswald ſagt in ſeinem Berichte, er befahl) einen 


) Pertz Stein III, 277. 
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Vorſchuß von 300,000 Thalern, und er wurde ſofort gezahlt ). Es 
geſchah um ſo bereitwilliger, als die Summe zur Beſtreitung der 
Bedürfniſſe des Yorkſchen Korps, dem es nach dem harten Winter- 
feldzug an allem nothwendigſten fehlte, diente. Ueberhaupt aber, in 
allem, was Stein that und thun ließ, verleugnete er auch nicht einen 
Augenblick die Liebe zu dem Lande, in deſſen Dienſt er die beſte 
Kraft ſeiner Mannesjahre geſtellt hatte. In den Hoſpitälern von 
Königsberg, Labiau, Tapiau und anderen Städten lagen über 8000 
ruſſiſche und franzöſiſche Kranke, die bisher aus den Mitteln des 
Landes verpflegt waren; Stein ſetzte durch, daß die Koſten auf ruſ⸗ 
ſiſche Rechnung übernommen wurden, und erſparte ſo der Provinz 
eine monatliche Ausgabe von 60,000 Thalern. Wittgenſtein legte zu 
Inſterburg und Angerburg große Magazine an und forderte dazu von 
den Einwohnern die unentgeltliche Lieferung nicht nur von Futter 
und Korn, die willig gegeben wurden, ſondern auch von Fleiſch und 
Branntwein, welche damals hoch im Preiſe ſtanden. Als ihre Lie— 
ferung auf Widerſtand ſtieß, befahl der Kaifer Stein zu befragen. 
Seine Antwort erging zu einer Zeit, wo er mit Auerswald bereits 
auf geſpanntem Fuße ſtand: wie mancher andere hätte ſich die Ge— 
legenheit nicht entgehen laſſen, kleinliche Rache zu nehmen — in 
Steins Seele war kein Raum für ſolche Gedanken. Er ſchrieb am 
5. Februar an Kutuſoff: „Unentgeltlich fordern heißt im allgemeinen 
die Steuerfähigkeit eines Landes vermindern, und wenn man ein be- 
freundetes Land beſetzt und dem Bundesgenoſſen die Möglichkeit 
laſſen will, die Einkünfte des Staats zu erheben und damit Truppen 
zu unterhalten, ſo muß man ſich der Requiſitionen mit Mäßigung 
bedienen.“ Man ſolle deshalb auch die Mittel des Herzogthums War⸗ 
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2) Bericht Steins an den Kaiſer Alexander bei Pertz Stein III, 647. 
Warum Pertz III, 278 die Summe beinahe um das Doppelte erhöht, iſt unver⸗ 
ſtändlich. Auerswalds Berichte vom 24. Januar und 2. Februar reden ſogar 
nur von 150,000 Thalern. Daß letztere einem ſpezifiſch preußiſchen Zwecke 
dienten, genügte dem ängſtlichen Präſidenten nicht; er ſalvirte ſich gegen den 
Staatskanzler durch Hinweis auf den Machtſpruch des ruſſiſchen Bevollmächtigten, 
deſſen Vollmacht er in Abſchrift beilegte (Geh. St. Arch.). 
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ſchau für die Magazinlieferungen heranziehen, in den preußiſchen 
Provinzen aber einen angemeſſenen Preis für das geforderte Vieh 
zahlen. „Im Feindes Lande kann man ſich an unentgeltliche Liefe- 
rungen halten. Ich wiederhole es, der Generalintendant muß ſeine 
Forderungen mit Kenntnis der Hülfsquellen des Landes machen, ſie 
mit Gleichheit und Billigkeit vertheilen, und wenn man ein befreun⸗ 
detes Land beſetzt, deſſen Fürſt den Genuß der Einkünfte bewahren 
ſoll, um Truppen zu unterhalten, ſo muß man für den Frühling 
auf Magazine denken, die aus dem Innern herbeigezogen werden, 
oder man muß den Einwohnern für ihre Waren einen billigen 
Preis oder wenigſtens einen Theil dieſes Preiſes zahlen.“ Dieſe 
Vorſchläge wurden befolgt und der Provinz abermals eine ſchwere 
Laſt abgenommen !). Kein preußiſcher Beamter hätte loyaler reden 
und handeln können. 

„Statt einer rückhaltloſen Anerkennung dieſer Verdienſte lieſt 
man bei Schön die Behauptung, Stein habe von Alexander Dohna 
verlangt, das Land, d. h. doch wohl die Provinz Preußen, ſolle jo- 
gleich zur Emiſſion von Papiergeld ſchreiten. Dohna war damals 
Privatmann und erhielt erſt durch die Wahl zum Deputirten der 
Ritterſchaft des Mohrungſchen Kreiſes eine Anwartſchaft auf poli- 
tiſche Wirkſamkeit; man begreift nicht, wie Stein ſich gerade an ihn 
hätte wenden ſollen: — wir ſahen ſchon, daß Schön ihn irriger 
Weiſe zum Präſes des ſtändiſchen Comites machte; er anticipirt 
die Rolle, welche Dohna ſpäter geſpielt hat. Er irrt ſich aber nicht 
nur in der Perſon, ſondern auch in der Sache. Die Königsberger 
Ereigniſſe ſollten, wie oben erwähnt:), den Vorwurf mit begründen 
helfen, daß Stein den Gedanken des Papiergeldes faſt bis zur Ver 
rücktheit verfolgt habe, und man muß geſtehen, wer damals, im Ja⸗ 
nuar 1813, von einer einzelnen beſonders hart mitgenommenen 
Provinz des tief verſchuldeten preußiſchen Staates, der jo eben in 
ſeiner Geſammtheit zu einer Papiergeldemiſſion geſchritten war, noch 


) Pertz Stein III, 279 ff. 
2) Vgl. S. 100. 


— 


— m m 3 ·˙ ů ——— 


— 192 — 


eine außerordentliche Anwendung der Notenpreſſe forderte, hätte har— 
ten Tadel reichlich verdient. Schöns Angabe ſteht jedoch ganz ver⸗ 
einzelt da. Stein erwähnt in dem Berichte über ſeine Königsberger 
Miſſion, den er gleich nach den Ereigniſſen an Kaiſer Alexander 
richtete, eine ſolche Forderung mit keiner Silbe; vielmehr erklärt er 
ſich eifrig gegen das geſonderte Vorgehen der einzelnen Staaten in 
der Papiergeldfrage. Die Emiſſion von Bundespapiergeld war einer 
ſeiner Lieblingsgedanken, er verwarf die Ausgabe von Staatsnoten, 
und da ſoll er Provinzialgeld gefordert haben! Er ſagt wörtlich in 
jenem Berichte: „Die Idee eines Bundespapiergeldes ſcheint es mir 
zu verdienen, daß man ſich ernſtlich mit ihrer Ausführung beſchäftige. 
Sie bringt Einheit in das Syſtem des Papiergeldes, welches man 
auf dem Kriegsſchauplatze verwendet, anſtatt daß jetzt jede Macht 
iſolirt handelt: Preußen hat ſo eben Papiergeld gemacht. Dies 
Papiergeld würde überdies auf eine breite Baſis, den vereinten 
Kredit mehrerer Mächte fundirt ſein, und es würde England leicht 
werden, feine Alliirten durch feinen Kredit zu unterſtützen, ohne daß 
es zu Baarzahlungen zu ſchreiten brauchte“ !). 

Unter dieſen Umſtänden iſt der Gedanke kaum abzuweiſen, daß 
Schön zwei Dinge mit einander verwechſelt habe: die Emiſſion 
preußiſchen Provinzialpapiergeldes und die Einführung ruſſiſchen Pa— 
piergeldes in die Provinz:). Rußland erfreute ſich, dank der Er— 
oberungspolitik der Zarewna Katharina, bereits damals thatſächlich 
der Papierwährung, wenn gleich geſetzlich die Kupferwährung beſtand. 
Natürlich ſtießen Offiziere und Mannſchaften des über die Grenze ge— 
rückten Heeres bei der Verwendung ihres entwertheten Zahlungsmittels 
auf Schwierigkeiten, die dadurch vergrößert wurden, daß die Wieder— 
einfuhr deſſelben in das eigene Land geſetzlich verboten war. Die 
Regelung dieſer Angelegenheit war im Intereſſe eines guten Ein— 
vernehmens beider Mächte ſo unabweisbar, daß der Widerſtand einer 


i) Pertz Stein III, 648. 

2) Nur von der letzteren berichtet Hardenbergs Tagebuch: „An Stein ge- 
ſchrieben, der als Gouverneur in Königsberg i. Pr. aufgetreten iſt, dort das 
ruſſiſche Papiergeld eingeführt hat“ u. ſ. w. (Geh. St. Arch.) 
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preußiſchen Behörde gegen die Forderungen Steins einigermaßen 
überraſcht; mochte man nun die Ruſſen als Bundesgenoſſen oder als 
Gegner anſehen, ſie hatten ein gutes Recht auf Anerkennung ihres 
hauptſächlichen Zahlmittels: was würden wir geſagt haben, wenn 
1870 die beſiegten Franzoſen gefordert hätten, daß unſere Armee 
ihre Bedürfniſſe im landesüblichen Golde bezahlen ſolle. Als Stein, 
der bereits in Razki mit dem ruſſiſchen Finanzminiſter die Aufheb⸗ 
ung jenes Einfuhrverbotes verabredet hatte, nun den von Fürſt Ku- 
tuſoff erlaſſenen Tarif über das Verhältnis der ruſſiſchen und preu— 
ßiſchen Münzen den drei preußiſchen Regierungen in Königsberg, 
Gumbinnen und Marienwerder zur Publikation überſandte, erhob 
die erſtgenannte Bedenken. Von einem Widerſtande Schöns iſt nichts 
überliefert, obwohl es nach der Terminologie ſeiner Memoiren 
hier ſicherlich eine Einmiſchung in die „inneren“ Angelegenheiten 
Preußens zu bekämpfen galt; er fügte ſich eben als verſtändiger 
Mann auch hier in das Unabweisbare und veröffentlichte „auf erhal— 
tenen Befehl“, wie er ſich ausdrückt, in ſeinem Amtsblatte den 
Tarif. Auerswald dagegen berief ſich in ſeiner Antwort vom 1. Fe⸗ 
bruar auf die ruſſiſchen Proklamationen, nach denen die Civilverwal— 
tung in den preußiſchen Provinzen ungeändert bleiben ſolle; er wies 
hin auf die jo eben in Berlin beſchloſſene Ausgabe von 10 Millio- 
nen Treſorſcheine, deren Umlauf durch die Zulaſſung ruſſiſchen Pa⸗ 
piers geſchmälert werde, auf die Unbekanntſchaft des Publikums mit 
den fremden Obligationen, auf die vorausgeſetzte Annahme öffentlicher 
ſeit 1807 abgeſchaffter Preisbeſtimmungen; er erſuchte Stein, es bei 
freier Uebereinkunft der Käufer und Verkäufer hinſichtlich der 
Zahlungsmittel bewenden zu laſſen. Wer dabei ſchlechter gefahren 
wäre, der bewaffnete Fremde oder der wehrloſe Bürger, iſt un— 
ſchwer zu entſcheiden. Eine verkehrtere Anwendung der Freihandels- 
prinzipien von Adam Smith, in denen auch Auerswald erzogen 
war!), vermöchte man ſich kaum zu denken; es war der Gipfel des 
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) S. feine Korreſpondenz mit Kraus in deſſen Vermiſchten Schriften 
Band II. 
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Doktrinarismus. Der Präſident und feine Räthe ſchloſſen ihre 
Weigerung mit den Worten: „Auf jeden Fall halten wir uns nach 
unſerer amtlichen Stellung ſchuldig, die Genehmigung der uns vor— 
geſetzten Behörden über dieſen Gegenſtand einzuholen“ !). Das hieß 
denn doch Mücken ſeigen und Kameele verſchlucken. Die Berufung 
eines Landtages, die einen weit ſtärkeren Eingriff in die Prärogative 
des Souveräns involvirte, hatte der Landhofmeiſter für vereinbar mit 
feinem Treueide gehalten; die Ausführung einer völlig unabwend- 
baren, durch die einfachſten Billigkeitsrückſichten gebotenen Verwal— 
tungsmaßregel beſchwerte ſein Gewiſſen! Da wäre auch wohl einem 
anderen als dem zornmütigen Freiherrn die Geduld ausgegangen. 
Er erklärte (2. Februar) ſich außer Stande, die Bekanntmachung 
der Verfügung von der Genehmigung der vorgeſetzten preußiſchen 
Behörde abhängig zu machen; in ſeinem wahrhaft klaſſiſchen Lapidar⸗ 
ſtil führte er den ängſtlichen Beamten die Situation kurz und ſchnei⸗ 
dig, kraftvoll und eindringlich zu Gemüte: „Die preußiſchen Behörden 
ſtehen noch unter franzöſiſcher Influenz, ſie ſind noch nicht fähig 
eines ſelbſtändigen freien Entſchluſſes; eine Maßregel, wie die in 
Rede ſtehende, kann alſo nicht von ihrem gebundenen Urteil abhängig 
gemacht werden. Der Drang der Umſtände iſt ſehr groß. Die 
ruſſiſche Armee erhält Sold und Löhnung in Papiergeld; dieſes iſt 
das hauptſächliche Cirkulationsmittel im ruſſiſchen Reich; der Offizier 
und Soldat muß in den Stand geſetzt werden, alle die mannichfal— 
tigen Bedürfniſſe ſich anzuſchaffen, die nicht vom Lande geliefert werden, 
und die ruſſiſchen Staatskaſſen müſſen nicht in Lagen geſetzt werden, 
die ihnen die Führung eines auswärtigen Krieges unmöglich machen. 
Zu alle dieſem kommt der Zweck des Krieges. Er iſt nicht Ruß⸗ 
lands Selbſtändigkeit, denn die furchtbaren Ereigniſſe des gegenwär— 
tigen Feldzugs beweiſen, daß dieſe geſichert iſt; er iſt nicht Erobe⸗ 
rungen, dieſes verbürgen die Erklärungen und die edlen Geſinnungen 
Se. Maj. des Kaiſers; er iſt die Wiederherſtellung der Selbjtändig- 
keit Deutſchlands und Preußens, und zu der Erreichung dieſes 
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Zweckes iſt jeder Kräftige und Verſtändige Gut und Blut aufzu- 
opfern verpflichtet. Aus dieſen Gründen wiederhole ich meine Auf- 
forderung an das hieſige Regierungs-Kollegium, die Bekanntmachung 
der Verfügung wegen der ruſſiſchen Münze noch heute zu verfügen.“ 
Dieſe Sprache wirkte; umgehend, noch am 2. Februar kam die oſt⸗ 
preußiſche Regierung dem Befehle Steins nach: denn als einen ſol— 
chen bezeichnete fie ſelber die Aufforderung Steins ). 

Auch darin wird man keinen beſonderen Beweis von Konſequenz 
finden können, daß die königsberger Autoritäten die ſtändiſche Ver⸗ 
ſammlung des 24. Januar geſtatteten, den Urheber derſelben aber, 
jenen Groeben, eben wegen ſeines Aufrufes nach wie vor in Haft 
behielten. Entweder man mußte jene Verſammlung verbieten oder 
Groeben freilaſſen. Stein, welcher die Aufhebung des über die Ver— 
ſammlung verhängten Verbotes bewirkt hatte, verwandte ſich nun 
auch für die Freilaſſung Groebens: und wieder gab Auerswald nach, 
freilich dies Mal wohl mit ſehr ſchwerem Herzen?). 

Worin beſtand denn nun, fragen wir, der tiefgehende Zwie- 
ſpalt zwiſchen Stein und den preußiſchen Beamten, welchen Schön 
als Motiv ſeiner zweiten Reiſe nach Königsberg angiebt? Ein Zwiſt, 
ſo könnte man meinen, war kaum möglich, wenn ſchließlich jede Auf— 
forderung Steins ſeitens der königsberger Beamten als Befehl 
reſpektirt wurde. Indes dieſer Schluß wäre voreilig, durch verſchie— 


) Pertz Stein III, 284. 

) Auerswald an Hardenberg 2. Februar (Geh. St. Arch.): „Der Herr 
v. d. Groeben auf Plenſen, der die in meinem Berichte vom 24. angezeigte Auf- 
forderung in die Provinz erlaſſen hat, iſt auf Verwendung des Generals Grafen 
v. Wittgenſtein und des Staatsminiſters Freiherrn v. Stein vom Ober-Landes⸗ 
gericht mit Einverſtändnis der Regierung aus dem Arreſt entlaſſen, jedoch mit 
Vorbehalt der Unterſuchung.“ Die Söhne von Auerswald reden in der Erklä— 
rung bei Pertz Gneiſenau II, 691 von einem Gutsbeſitzer, welcher auf eigene 
Hand die Stände zu einer General-Verſammlung berufen hätte und deshalb auf 
Befehl der königsberger Regierung verhaftet ſei: womit doch nur Groeben ge— 
meint ſein kann. Sie fahren dann wörtlich fort: „Als Stein deſſen Freilaſſung 
gebieteriſch forderte, wies Auerswald dies beſtimmt zurück.“ Wie iſt dies mit 
dem eigenen Geſtändnis von Auerswald zu vereinigen? Die königsberger Er— 
eigniſſe ſcheinen nicht nur Schöns Erinnerung verwirrt zu haben. 
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dene unanfechtbare Zeugniſſe iſt verbürgt, daß wirklich eine Span⸗ 
nung exiſtirte. Stein läßt in ſeiner eigenen Lebensbeſchreibung bei 
Erzählung der königsberger Vorgänge das bittere Wort fallen: 
„Herr von Auerswald, die Rückkehr der Franzoſen fürchtend, legte 
ſich zu Bett.“ Als er von Königsberg in das kaiſerliche Haupt 
quartier nach Plozk zurückkehrte, klagte er dort über den Widerſtand, 
welchen Auerswald ſeinen Forderungen entgegengeſetzt. Auerswald 
ſelbſt bemerkt in ſeinem Tagebuche unter dem 28. Januar: „Stein 
ſehr gebieteriſch, ſelbſt gegen Vork“ !). Der Charakter Steins macht 
von vorn herein ſolche Kämpfe begreiflich genug; der leidenſchaftliche, 
unbeugſame Mann hatte wenig Bekannte, mit denen er nicht einmal 
zuſammengerathen wäre; haben doch ſogar Arndt und Gneiſenau und 
Niebuhr über feine Heftigkeit geklagt. Er ſchonte auch die Höchſt 
geſtellten nicht: wer entſänne ſich nicht des zornigen, von Wolzogen 
überlieferten Wortes, das er an ſeinen Gönner, den Zaren richtete, 
als dieſer die Erhaltung deutſcher Fürſtenhäuſer mit einem Hinweis 
auf das Heiratsbedürfnis der ruſſiſchen Großfürſten motivirte. Vol 
lends gar kein Verſtändnis, geſchweige denn Nachſicht hatte der Mann, 
deſſen Gedankenflug nur auf die höchſten nationalen und uni 
verſalen Probleme gerichtet war, für ein Zaudern und Zögern, 
welches den Antrieb zum Handeln beſtändig von einem in ſeinen 
Entſchließungen notoriſch unfreien Faktor erwartete. Wie empfindlich 
mußte ihn ſchon die Degradirung der bevorſtehenden Verſammlung 
berühren; indem ſie aus einer beſchließenden zu einer berathenden 
gemacht, indem ihr ſogar der offizielle Charakter genommen wurde, 
wurde wieder alles ungewiß; der Mittelpunkt, den er für die Be— 
waffnung der Provinz bedurfte, ging wieder verloren: wer brauchte 


) Pertz Stein VI, 2, Beilagen 182. Mittheilung von C. L. E. v. K(nobloch) 
in der Voſſiſchen Zeitung 1838, 4. April. Droyſen II, 74. Nachdem ſich ein ſo ſtar 
ker Irrthum in dem Berichte der Söhne von Auerswald herausgeſtellt hat, muß man 
natürlich Bedenken tragen, ihre übrigen Angaben ohne anderweitige Beglaubigung 
zu verwerthen. Sie behaupten, daß Stein Nachweiſung über die vorhandenen 
Kaſſenbeſtände gefordert habe und ſchließlich ſo weit gegangen ſei, den Abbruch 
der Verbindung mit den oberſten preußiſchen Staatsbehörden zu fordern. Das 
letztere namentlich iſt mehr als unwahrſcheinlich. 
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ſich an die Beſchlüſſe einer privaten Vereinigung zu kehren? Neue 
Schwankungen folgten. War Pork nach der Zeitung vom 19. Ja⸗ 
nuar noch der legitime Anführer des aus Rußland zurückgekehrten 
preußiſchen Korps? Der Kommandant von Pillau ſchickte ſeine 
Rapporte zugleich an Pork und Kleiſt, da er nicht wiſſe, wer eigent- 
lich das Kommando führe; es heißt, daß einzelne Offiziere ſich von 
dem Gehorſam gegen den abgeſetzten General loszuzählen begannen !). 
Da langte zum Glück am 26. Januar Major Thile mit jenen an 
York perſönlich adreſſirten Weiſungen des Königs an, die den Wil- 
len des Souveräns in einem ganz anderen Lichte erſcheinen ließen; 
voller Freude ſchrieb Auerswald in fein Tagebuch: „Major Thile 
bringt die Genehmigung des Königs zu allem, was York gethan und 
hier geſchehen“, ſofort erließ York die bekannte Erklärung, noch habe 
kein preußiſcher General ſeine Verhaltungsbefehle durch die Zeitungen 
erhalten?). Wie ſehr verkennt man doch den Charakter des preufi- 
ſchen Weſens von damals, wenn man ſeine Eigenthümlichkeit in einer 
unbegrenzten Spontaneität und Autonomie ſucht; alles, was eine an 
Hingebung und Werkthätigkeit einzig daſtehende Vaterlandsliebe ſchuf, 
gewann in den Augen von jedermann ſeine Legalität erſt durch die 
Sanktion des Monarchen. An den Entſchließungen der königsberger 
Notabeln kann man es faſt Tag für Tag verfolgen, welche Nachrich⸗ 
ten aus dem Mittelpunkt des Staates angelangt waren; ſie wirken je 
nachdem erhebend oder niederdrückend. In der Königsberger Zeitung 
vom 30. Januar ſteht das königliche Publikandum vom 23., welches 
die Unterthanen ermahnt, ſich in allen Stücken gegen das kaiſerlich 
franzöſiſche Militär ſo zu betragen, wie es dem Verhältnis gegen 
Alliirte angemeſſen ſei. Ich glaube nicht zu irren, wenn ich auf 
dieſe abermalige Wendung nicht nur den Widerſtand der königsberger 
Regierung gegen den Zwangskurs des ruſſiſchen Papiergeldes, ſondern 
auch die Schwierigkeiten zurückführe, welche Stein fand, als es die 
Frage galt: wer ſoll den Landtag oder, wie die Fiktion war, die 


) Droyſen II, 67. Pertz Stein III, 268. 
2) Droyſen II, 70 f. Duncker 790, 
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Derjenige, dem verfaſſungsmäßig dieſe Pflicht oblag, der Land⸗ 
hofmeiſter, wurde plötzlich krank und ernannte, ohne ſich darüber mit 
Stein zu benehmen, zu ſeinem Stellvertreter den Direktor des ſtän— 
diſchen Comites, den ſchon früher erwähnten Geheimen Juſtizrath 
v. Brandt !), einen etwas ängſtlichen Mann, der trotz feiner ander- 
weitigen vortrefflichen Eigenſchaften doch von den Ständen ſelber 
nicht für geeignet erachtet wurde, denjenigen Berathungen zu präſidiren, 
in welchen die entſcheidenden Debatten ſtattfanden. Es leuchtet aber 
ein, daß je anfechtbarer die Legalität der Verſammlung war, es deſto 
mehr der ſtarken Hand eines bedeutenden Mannes bedurfte, deſſen 
Autorität jedermann achtete. Wäre Stein wirklich ſo rückſichtslos 
geweſen, wie Schöns Sendſchreiben vorgiebt, wäre in ſeiner Seele 
ein Funken von falſchem Ehrgeiz geweſen, ſo hätte er gleich den 
nahe liegenden Ausweg, in eigener Perſon die Verhandlungen zu 
eröffnen, eingeſchlagen; hatte ihn nicht die ſtändiſche Verſammlung 
des 24. Januar mit lautem Danke gegrüßt, flogen ihm nicht die 
Sympathien aller derer entgegen, deren Blut raſcher pulſirte, deren 
Herz ſchneller ſchlug? Er ließ ſich nicht hinreißen; er ſah erſt, ob 
ſich Männer in der Provinz fänden, die Mut genug für die ver- 
antwortungsvolle Aufgabe beſäßen. Daß er aus Feigheit zurückge⸗ 
treten wäre, wird auch ſein ärgſter Gegner nicht zu behaupten 
wagen; daraus folgt aber, daß er es der guten Sache wegen that: 
er wollte jede etwa aufſteigende nationale Empfindlichkeit ſchonen, er 
war ſich ſehr wohl bewußt, daß auf ihm in dieſem Augenblick das 
Odium des Abgeſandten einer fremden Macht ruhte. So forderte 
er denn zunächſt Schön auf, „nach Königsberg zu kommen und bei 
der Krankheit des Landhofmeiſter v. Auerswald die auf den 5. Fe- 
bruar zuſammenberufene ſtändiſche Verſammlung zu leiten“. Alſo 
ſteht es wörtlich zu leſen in dem Bericht, den Schön ſelbſt am 
10. Februar an den Staatskanzler ſandte. Iſt es denkbar, daß je- 


) Auerswald an Brandt 1. Februar. (Archiv des Oberpräſidiums, Droyſen 
II, 292.) Das Recht des erſtern zur Ernennung eines Subſtituten war un⸗ 
zweifelhaft; ſ. $ 161 des Landſchafts-Reglements vom 24. Dezember 1808. 
Geſetzſammlung 406 f. 
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mand nach wie langer Zeit auch immer einen jo hochbedeutſamen 
Ruf ſollte vergeſſen haben, ohne ſchwachſinnig geworden zu ſein? 
Der eitle Mann wollte, als er ſeine Memoiren ſchrieb, nicht ge— 
ſtehen, daß er ſich die Gelegenheit hatte entgehen laſſen, der erſten 
vom Geiſte einer neuen Zeit erfüllten öffentlichen Verſammlung, 
welche Preußen ſah, zu präſidiren. 

Welchen Werth ſollen wir unter dieſen Umſtänden der Erzäh— 
lung beilegen, welche er über ſein Wirken in Königsberg giebt? 
Sie kann nicht richtig ſein, da das angegebene Motiv der Miſſion 
ein falſches iſt. Und doch hat gerade dieſer Theil des Sendſchrei— 
bens die weiteſte Verbreitung erlangt, er fehlt in keiner Darſtellung 
jener Epoche. Ihn in allen Einzelheiten zu widerlegen iſt unmöglich, 
weil die geſchilderten Verhandlungen unter vier oder ſechs Augen 
ſtattfanden und die andern Betheiligten ſich nur ganz gelegentlich 
geäußert haben. Trotzdem hoffe ich auch hier Verdachtsmomente in 
ausreichender Menge vorbringen zu können. 

Schön ſchildert das Zerwürfnis zwiſchen den leitenden Männern, 
welches er bei ſeiner Ankunft in Königsberg vorgefunden, als nahezu 
unheilbar. Natürlich, um ſo größer wird ſein Verdienſt, es dennoch 
kurirt zu haben. Auerswald, den er nach dem Sendſchreiben zuerſt 
geſprochen haben will (nach ſeinem Berichte an Hardenberg vom 
10. Februar 1813 wäre es Pork geweſen), ſoll erklärt haben, daß 
er keinen Theil an den Steinſchen Operationen nehmen könne, weil 
dieſe für die große Sache nur verderblich ſein könnten. Sonderbar! 
Vierundzwanzig Stunden vor dieſer Erklärung ſchrieb Auerswald an 
Stein, er füge ſich feinem „Befehle“ in Betreff des ruſſiſchen Pa— 
piergeldes !). York ſoll aufgeregt gegen Stein geweſen ſein, ihn 
einen verbrannten Kopf genannt haben, der alles gegen ſich aufrege 
und dadurch die Stimme des Landes und deſſen Theilnahme an dem 
großen Schritt, den er durch die Kapitulation gemacht habe, ſchwäche. 


1) Am 2. Februar, ſ. oben. Am 3. war Schön in Königsberg, nach 
ſeinem eigenen Berichte vom 10.: „Des Herrn v. Stein Exc. forderten mich vor 
acht Tagen auf, nach Königsberg zu kommen.“ 
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In einem vertraulichen Schreiben des Generals vom 10. Februar“), 
das unter anderen die möglichen Gefahren einer ruſſiſchen Intrigue 
beſpricht, finden wir nicht die geringſte Spur dieſer Anklagen. Stein 
ſoll auf alle Autoritäten in Königsberg „geſcholten und getobt“ haben. 
In Plozk hat er ausdrücklich nur über Auerswald Beſchwerde 
geführt ?). 

Schön beginnt das Werk der Verſöhnung. Nach langem Wider⸗ 
ſtreben entſchließt ſich York mit ihm zu Stein zu gehen und über 
die am morgenden Tage (es war alſo der 4. Februar) ſtattfindende 
Eröffnung der ſtändiſchen Verſammlung zu verhandeln. „Das Ge— 
ſpräch hatte, heißt es weiter, anfangs einen ruhigen Gang. Als 
Stein aber verlangte, daß York die ſtändiſche Verſammlung mit einer 
Anſprache über den eigentlichen Zweck der Berufung eröffnen ſolle, 
und als Pork dies ablehnte, weil die Berufung auf Steins Ver— 
langen erfolgt ſei, und man allgemein eine Aeußerung Steins erwarte, 
und als ich Vork mit Entſchiedenheit beiſtimmte, wurde das Geſpräch 
von ſeiten Steins jo bitter und heftig, und namentlich für Pork, 
dem er vorwarf, durch ſeine Kapitulation etwas angefangen zu haben 
und jetzt nicht vollführen zu wollen, fo beleidigend, daß York plötzlich 
von ſeinem Stuhle aufſtand und ohne weiteres das Zimmer verließ. 
Ich folgte ihm mit der Bemerkung, daß ich nach einiger Zeit wie⸗ 
derkommen würde.“ | 

„Bald nachdem ich in meiner Wohnung angekommen war, trat 
Jork in mein Zimmer. Ich ſah es ihm an, daß in feinem Innern 
ein großer Kampf ſtattfand. Er klagte zuerſt ſein Schickſal an, daß 
indem ein großer Moment für ihn einzutreten ſchiene, er vom 
Schickſal jetzt durch die Unvernunft Steins zurückgeſchleudert würde. 
Stein habe die Sache jetzt dahin gebracht, daß kein guter Ausgang 
für ihn abzuſehen ſei. Erkläre ſich das Land nicht laut und entſchie⸗ 


1) Aus dem Geh. St.⸗Arch. bei Berk Stein III, 291. 

) C. L. E. v. K. in der Voſſiſchen Zeitung 1838, 4. April: „Ich habe 
mich — ſagte Stein dort — nicht getäuſcht in meinem zu den Oſtpreußen ge- 
hegten Vertrauen. Nur der Präſident v. Auerswald war und blieb meiner ge 
dachten Forderung entgegen.“ 
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den für das, was er durch ſeine Kapitulation angefangen habe, dann 
müſſe der König ihn verlaſſen. Stein habe durch feine ruſſiſche Voll 
macht und durch ſeine darauf geſtützten unüberlegten Forderungen 
ſchon viel verdorben, und indem er jetzt ſich weigere, zu den auf ſein 
Verlangen verſammelten Ständen eine Anſprache zu richten, könne 
unſer Vorhaben kein gutes Ende nehmen. Ihm (Pork) bliebe jetzt 
nichts anderes übrig, als, da er einer ſchimpflichen Behandlung ſich 
nicht ausſetzen könne, ſogleich heimlich nach England zu gehen, und 
ich möge ihm, da ich in dem Lande bekannt ſei, Empfehlungen dahin 
geben. Ich ſuchte Vork zu beruhigen, aber die Zukunft ſtand ſchwarz 
vor ſeinen Augen, und nur mit Mühe erlangte ich Aufſchub bis da⸗ 
hin, daß ich mit Stein wieder geſprochen hatte.“ 

„Nach Verlauf von etwa einer Stunde fand ich Stein zwar 
noch aufgeregt, aber doch ſchon gefaßter. Ich ſtellte ihm die Wich- 
tigkeit des Moments vor: wie es jetzt in unſerer Hand wäre, die 
vorhandene Schmach von unſerem Vaterlande, ja von ganz Deutſchland 
zu entfernen, wie wir jetzt berufen zu ſein ſchienen, dem Laufe der 
Zeit in die Räder zu greifen und ihm eine andere Richtung zu ger 
ben, und daß dieſer große Moment verloren ſei, wenn nicht jeder, 
der zu Ergreifung deſſelben beitragen könne, dazu die Hand biete, 
und wenn er jetzt bei dem beharre, was er York und mir vor einer 
Stunde geäußert habe. York könne ohne Aufforderung des Landes 
ſelbſt nicht vortreten, um ſo weniger, da er nach den Zeitungen als 
formell abgeſetzter General daſtehe; er (Stein) habe die Stände des 
Landes berufen, ſie erwarteten von ihm die Anſprache. Kein Diener 
unſeres Königs könne, da der König ſich noch nicht erklärt habe, die 
Initiative ergreifen. Er (Stein) wäre als ruſſiſcher Kommiſſarius 
mit einem preußiſchen, deutſchen Herzen dazu berufen. Stein ſuchte 
auf alle Art die von ihm gemachte Aeußerung zu rechtfertigen; das 
Geſpräch ging hin und her; als ich aber zuletzt den großen Moment 
und den Ruf des Vaterlandes lebhaft und mit Wärme heraushob 
und forderte, daß jeder an ſeinem Theile ſeine Perſönlichkeit dafür 
einſetze, da konnte die edle Natur in Stein nicht länger widerſtehen, 
und er erklärte ſich bereit, in einem Schreiben der Verſammlung den 
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Wunſch zu äußern, daß das Land an der Befreiung des großen Va— 
terlandes Theil nehme. Die Zuſchrift wurde ſehr allgemein gefaßt, 
damit weder ruſſiſche Forderung noch Aufſtand gegen den Willen 
unſeres Königs durchſcheine. Stein hatte ſich geſträubt, als Veran⸗ 
laſſer eines Aufgebots aufzutreten, und wollte deshalb anfangs, daß 
York vortrete, und glaubte, dies als Folge von deſſen Kapitulation 
betrachten zu können.“ ... 

„Es koſtete Stein einen großen Kampf, auf Yorks und mein 
Verlangen einzugehen. Er war ſo erſchüttert, daß er das kurze 
Schreiben an die Stände-Verſammlung nicht zu machen im Stande 
war. Er wollte, daß ich es diktire, und nun ſchrieb er es und ſchickte 
es ab.“ 

„Nun kam es aber erſt zu dem für Stein empfindlichſten 
Punkte. Bei dem Verhältniſſe, in welchem er zu Auerswald, Pork 
und Dohna ſtand, war feine Anweſenheit in Königsberg dem Fort- 
gange der großen Sache nur hinderlich. Seine Entfernung von 
Königsberg war nothwendig. Auf der anderen Seite entging ihm 
dadurch alle Theilnahme an dem großen Akte der Zeit. Doch es 
fiegte fein guter Geiſt, er entſchloß ſich, nach 36 Stunden Künigs- 
berg zu verlaſſen. Mit dieſer Zuſage kam in unſere große Sache 
neues Leben. Auerswald, der ſeither nur hinter dem Vorhange thä- 
tig dafür geweſen war, trat wieder vor, Pork beſuchte Stein, und fie 
ſchieden in Frieden von einander. Dohna hoffte alles. Am Abende 
vor ſeiner Abreiſe hatte Stein noch die Freude, den Beſchluß der 
ſtändiſchen Verſammlung und den Gang der Sache in dieſer Ver— 
ſammlung zu erfahren.” ...... 

„Stein reiſte ab, und ich muß ausdrücklich bemerken, daß er 
mir niemals größer als in dem Momente der Reſignation erſchienen 
iſt. Die Glorie, die Preußen bewaffnet und Landwehr und Land⸗ 
ſturm errichtet und dem Gange der europäiſchen Angelegenheiten 
einen andern Weg angewieſen zu haben, ſtand vor ihm, und er ſollte 
darauf Verzicht leiſten! Nur ſein unbedingtes Leben für die Idee 
des Vaterlandes und das Aufgehen ſeines ganzen Lebens in dieſer 
Idee vermochte ihn dazu. Der Kampf in ihm war groß, aber ſein 
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herrlicher Geiſt ſiegte, und er trat nicht kleinmütig, ſondern wie ein 
großer Charakter zurück. Ehre ihm!“ 

„Ganz widerſtreitend ſeiner Natur und ſeinem Weſen iſt es 
hiernach, von ihm zu meinen, daß er ein Volk in Bewegung ſetzen 
oder darauf perſönlichen Einfluß üben konnte.“ 

Dieſe Betrachtungen ſind ebenſo deutlich als die Thatſachen, auf 
welche ſie gegründet werden, unwahrſcheinlich. Es war wahrlich 
Steins Art nicht, vor der Verantwortlichkeit einer Landtagsrede 
zurückzuſchrecken; auch pflegte er nicht ſo leicht außer Faſſung gebracht 
zu werden, daß er es nöthig gehabt hätte, ſich einen kurzen Brief in 
die Feder diktiren zu laſſen; noch weniger ließ er ſich aus einem 
Wirkungskreiſe hinweg komplimentiren, in dem das Beſte von allem 
Geſchehenen ſein Verdienſt war. 

Poſitive Widerſprüche anderer Quellen verſtärken das ee 
dieſer inneren Gründe. 

Decken wir zunächſt mit Hülfe des wiederholt citirten Berichtes 
an Hardenberg auf, was das Sendſchreiben verhüllt. Als Stein 
Schön rief, um die ſtändiſche Verſammlung zu leiten, hatte er, 
Widerſpruch beſorgend, zugleich bemerkt, „daß die eingegangenen Nach- 
richten ſeine etwaigen Bedenken dabei entfernen würden“. Offenbar 
ſind hiermit günſtige Nachrichten aus Berlin oder Breslau gemeint; 
wir können nicht mehr jagen, was für welche. „Bei dieſer Anfüh- 
rung, fährt Schön in ſeinem Berichte fort, glaubte ich nach Königs⸗ 
berg reiſen zu müſſen“: — was doch wohl jo viel heißt wie: ohne 
einen ſolchen Hinweis wäre ich überhaupt nicht gegangen. Mögen 
wir es Loyalität oder Unſelbſtändigkeit oder Aengſtlichkeit nennen, 
jedenfalls richtete alſo auch Schön ſein Verhalten durchaus nach den 
von oben kommenden Impulſen ein. In Königsberg angelangt, ließ 
er ſich nicht etwa dadurch, daß Auerswald bereits einen Subſtituten 
in der Perſon des Juſtizrathes Brandt ernannt hatte!), zu einer 
ablehnenden Antwort an Stein beſtimmen, er ging überhaupt zunächſt 


) Am 1. Februar, ſ. oben S. 198. Es iſt ſchwerlich zufällig, daß Schön 
in dem Berichte an Hardenberg die Sache ſo darſtellt, als wenn Auerswald 
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nicht zu Stein, ſondern zu Pork, um ſich, wie er ſelber ſagt, zu 
„unterrichten, was eingegangen war“: wahrſcheinlich glaubte er ihn 
nach den „eingegangenen Nachrichten“ rehabilitirt. Was er dort er— 
fahren, ſagt er nicht, jedenfalls war es derartig, daß er keine Luſt 
verſpürte, die Leitung der bevorſtehenden Verſammlung zu liber- 
nehmen. „Ich fand zwar — ſo lauten ſeine ſchon oben citirten 
ewig denkwürdigen Worte — keine Veranlaſſung, die von dem 
Landhofmeiſter v. Auerswald ausgeſchriebene ſtändiſche Verſammlung 
in Abſicht der Provinz Litthauen polizeilich zu ſiſtiren, aber auch 
für mich keine Befugnis, mich in ſtändiſche Angelegenheiten, die nicht 
zu meinem Officio gehören, zu miſchen.“ Jetzt erſt gab er Stein 
eine abſchlägliche Antwort. 

Wie man ihm aus dieſer Handlungsweiſe ein beſonderes Ver— 
dienſt machen kann, verſtehe ich nicht. Entweder er ſtellte ſich auf 
den Standpunkt des ſtarren, formalen Rechtes und betrachtete die 
ſtändiſchen Angelegenheiten als „nicht zu ſeinem Officio gehörend“: 
dann konnte er ſchon von Gumbinnen aus mit Nein antworten und 
brauchte nicht erſt bei Vork in Königsberg zu rekognosziren. Oder 
er hielt den Moment für zu gewaltig, als daß er ſich in den Para- 
graphen einer Dienſtinſtruktion hätte erſchöpfen laſſen: dann folgte 
er willig dem Rufe Steins. Man wende nicht ein, daß die bereits 
vollzogene Ernennung Brandts ein Hindernis war. So überwäl- 
tigend war das Anſehen Steins, daß Brandt, ſobald er hörte, Schön 
ſei zur Leitung der Verſammlung berufen, Auerswald bat, ihn von 
ſeinem Mandat zu entbinden ); in dieſer Beziehung war alſo völlig 
freie Bahn geſchaffen, die zu betreten für Schön um ſo weniger bedenklich 
ſein konnte, da Auerswald ſein naher Verwandter war und ſich gewiß 
leicht für ſeine Kandidatur gewinnen ließ. Wir ſind ſchon deshalb 
völlig außer Sorge, Schön Unrecht zu thun, weil er ſchwerlich unter- 


Brandts Ernennung erſt dann vollzogen hätte, nachdem Schöns Weigerung er- 
folgt wäre. Schon damals ſuchte er die Thatſache zu vertuſchen, daß er als 
vorſichtiger Mann ſich erſt überzeugte, woher der Wind wehte. 

) Archiv des Oberpräſidiums in Königsberg (Notiz bei Gerwien 9. 
Droyſen II, 77). 
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laſſen hätte, aus dieſer Epiſode für ſich Kapital zu ſchlagen, wenn 
es eben möglich geweſen wäre. 

Von Schön abgewieſen, wendete ſich Stein an Pork, und zwar 
ſchriftlich: der Brief iſt noch erhalten. Er trägt das Datum des 
4. Februar !), alſo des Tages, an welchem nach dem Sendſchreiben 
die Unterredung zwiſchen Schön, Stein und York ſtattfand. Er be- 
trifft denſelben Gegenſtand, welcher den Inhalt der Unterredung 
bildete: die ſtändiſche Verſammlung, deren Leitung York übernehmen 
ſollte; unmöglich, daß der Brief nicht wenigſtens erwähnt ſein ſollte 
in dem Geſpräch zwiſchen den Dreien. Höchſt wahrſcheinlich war 
der Brief ſogar die Veranlaſſung zu Norks Beſuch bei Stein; dann 
bleibt kein Raum weder für Schöns Aufforderung an York, noch für 
deſſen Sträuben, noch für Schöns Verdienſt, es überwunden zu haben. 
In jedem Falle kompromittirt die völlige Verſchweigung des wichtigen 
Schreibens den Berichterſtatter auf das empfindlichſte. 

Ueber die Unterredung mit Stein liegt außer dem Sendſchreiben 
das Zeugnis Yorks vor; beide ſtehen ſich diametral gegenüber. Nach 
jenem hätte ſich Stein geweigert, perſönlich in der Verſammlung des 
Landtages zu erſcheinen, nach dieſem hätte er es beanſprucht und da— 
durch eine heftige Oppoſition von ſeiten Yorks hervorgerufen ?). 
Man braucht die Frage, was wohl mehr dem Charakter Steins ent— 
ſpricht, nur aufzuwerfen, und ſie iſt ſchon entſchieden; überdies iſt 
das Schreiben Yorks, welchem wir dieſe Angabe entnehmen, vom 
10. Februar 1813, das Sendſchreiben Schöns vom 3. März 1849. 
Der Hergang war einfach folgender. York kam zu Stein und weigerte, 
wie zuvor Schön, jede Einmiſchung in die heikele ſtändiſche Ange— 

) Genauer, da Stein aus Rußland kommend ſich noch des julianiſchen 
1 . Pertz (Stein III, 
286) druckt die beiden Daten gelaſſen ab, als wenn ſie nicht in direktem Wider⸗ 
ſpruch mit einander ſtünden. Derſelbe löſt ſich ſehr einfach dahin auf, daß der 
Verfaſſer des Briefes in der Aufregung des Momentes die Differenz 12 hinzu 
zählte anſtatt abzog und ſich dabei doch bewußt blieb, daß nach dem julianiſchen 
Kalender noch Januar war. 

2) Pertz Stein III, 292. 


Kalenders neben dem gregorianiſchen bediente: 
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legenheit. Durch dieſen neuen Widerſtand auf das heftigſte erregt, 
erklärte nun Stein, dann würde er ſelber der Verſammlung prä 
ſidiren; und dies hatte wieder zur Folge, daß Vork erklärte, er würde 
ſich in dieſem Falle von allem zurückziehen. Dieſe drei Thatſachen 
ergeben ſich, wie mir ſcheint, mit zwingender Konſequenz aus dem 
echten Quellenmaterial: Yorks Weigerung folgt daraus, daß er am 
4. Februar von Stein zur Uebernahme des Präſidiums aufgefordert iſt 
und es am 5. nicht gehandhabt hat, Steins Drohung und Yorks Ge— 
gendrohung ſind durch den gleichzeitigen, nirgends widerlegten Brief 
des letzteren verbürgt. Was dann aber weiter erfolgt iſt, kann man 
nur aus den Vorgängen in der erſten Sitzung der Stände entnehmen. 

Bekanntlich wurde die Sitzung eröffnet durch Brandt, den Sub- 
ſtituten des Landhofmeiſters 1). Derſelbe ließ zunächſt ein Schreiben 
Steins verleſen, in welchem dieſer erklärte, die Verſammlung deshalb 
veranlaßt zu haben, um der Deliberation der Herren Stände die 
Auswahl der Mittel zur allgemeinen Vertheidigung des Vaterlandes 
anheim zu geben. Hierauf wird in der Verſammlung „einſtimmig“ 
die Anſicht geäußert, daß die Berathungen nur dann auf einen rich— 
tigen und beſtimmten Zweck gerichtet werden könnten, wenn ſie von 
derjenigen Militär-Behörde geleitet würden, welcher ſowohl die Ge— 
ſinnung Sr. Majeſtät des Königs als auch die eigentlichen Erforder— 
niſſe der Armee bekannt wären. Deshalb wird der Vorſchlag ge— 
macht und angenommen, eine Deputation von fünf Yandtagsmitglie- 
dern an den General-Gouverneur mit der Bitte zu ſenden, der Ver 
ſammlung ſeine Vorſchläge oder Forderungen durch einen ſchriftlichen 
Aufſatz bekannt zu machen. Die Deputation geht und kehrt nach 
einer Weile in die Verſammlung zurück, mit ihr York ſelber. Er 
erklärt, daß er als Gouverneur von Preußen und als der treueſte 
Unterthan Sr. Majeſtät die Provinz, von deren Treue und Anhäng⸗ 
lichkeit er völlig überzeugt wäre, zu einer kräftigen Vertheidigung des 
Vaterlandes auffordere; da jetzt die Kommunikation ſeines Truppen⸗ 
korps gehemmt wäre, ſo würde er kraft der ihm ertheilten Autorität 


) S. das Protokoll bei Droyſen II, 297. 
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wie bisher auch ferner handeln; ſeine Pläne und Vorſchläge werde 
er zwar nicht der Verſammlung in pleno, wohl aber einem von ihr 
gewählten Ausſchuß mittheilen. 

Alſo doch eine perſönliche Anſprache Yorks an die Verſammlung, 
alſo doch die thatſächliche Leitung derſelben durch den General, ganz 
wie Stein gefordert hatte. Beides iſt unvereinbar mit der Dar— 
ſtellung, welche Schön von den Vorgängen des 4. Februar entwirft; 
nach ihm hätten ſie ja mit einer Niederlage Steins geendet. Man 
müßte in der That blind ſein, um zu verkennen, daß die Vorgänge 
des 5. Februars das Reſultat eines am 4. zwiſchen den Leitern der 
Bewegung geſchloſſenen Kompromiſſes ſind, und zwar eines Kom— 
promiſſes, bei dem Stein in allem Weſentlichen ſeinen Willen durch— 
ſetzte. Nichts iſt gewiſſer als daß er nur im Zorn oder als äußerſten 
Nothbehelf jene Drohung, ſelber in der Verſammlung zu erſcheinen, 
hingeworfen hat; was in aller Welt hätte ihn ſonſt abhalten können, 
gleich in den erſten Tagen ſeiner Anweſenheit mit ihr hervorzutreten? 
Er hat ſie aufgegeben, ſo bald als York in der Sache nachgab und 
nur in der Form einige Konzeſſionen forderte; der tapfere Kriegs- 
mann, zu deſſen Officio die ſtändiſchen Angelegenheiten gewiß noch 
viel weniger gehörten als zu dem des Regierungspräſidenten von 
Gumbinnen, dachte doch höher von ſeiner Pflicht gegen das Vater— 
land: er hatte das Vertrauen zu ſich ſelber, das in den letzten 
Wochen ſo manches Mal von ihm gewichen war, wiedergefunden; ein 
zweites Tauroggen wagend, willigte er in Steins Forderung. Man 
kam überein, den von Auerswald ernannten Subſtituten in ſeiner 
Stellung zu belaſſen, ihm namentlich die Eröffnung der Verſamm⸗ 
lung und die Verleſung des kurzen Steinſchen Proponendums anzu- 
vertrauen. Wenn dies geſchehen, ſollten einer oder mehrere von den 
Deputirten, mit denen man ſich natürlich vorher verſtändigte, die 
Leitung der Verſammlung durch York fordern; der General verſprach, 
wenn dies durchgegangen wäre, ſelber in der Mitte des Landtages 
zu erſcheinen und die von Stein gewünſchte Anſprache zu halten: 
nur ſo konnte man hoffen, alle Zweifel an der Legalität der 
Verſammlung zu beſeitigen. In dieſer Annahme einer vorherigen 
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Verabredung wird uns die Thatſache nicht irre machen, daß der 
wackere Schriftführer des Landtages ins Protokoll geſetzt hat, die 
Verſammlung ſei „einſtimmig“, gewiſſermaßen durch Inſpiration, 
„von dem Geſichtspunkte ausgegangen“, daß Pork die Leitung über- 
nehmen müſſe. Parlamente jo gut wie Miniſterien und Volksver⸗ 
ſammlungen werden von Einzelnen geleitet; die vox populi, auf 
welche das Sendſchreiben Schöns ſalbungsvoll verweiſt, iſt immer die 
vox singulorum. 

Fügen wir noch ein Wort hinzu über das Schreiben Steins 
an die ſtändiſche Verſammlung. Die von Schön behauptete Weige— 
rung Steins, daſſelbe abzufaſſen, iſt nur dann begreiflich, wenn man 
annimmt, Stein ſei im voraus entſchloſſen geweſen, nachzugeben und 
habe nur Schön Gelegenheit zu einem Triumphe geben wollen. Die 
Verſammlung war berufen, um die Eröffnungen zu vernehmen, welche 
der Bevollmächtigte des Kaiſers von Rußland machen werde !); war 
es denkbar, daß ſie eröffnet wurde ohne irgend ein Proponendum 
dieſes Bevollmächtigten? 

Was ſoll man endlich zu dem Märchen ſagen, welches Schön 
über das Motiv der Abreiſe Steins auftiſcht? Unbegreiflich, daß es 
ſo lange gläubig nacherzählt iſt; ein einfaches Additionsexempel zeigt, 
was wir davon zu halten haben. Die Unterredung mit Stein fand 
ſtatt ſpäteſtens am Abend des 4. Februar. Nach ſechsunddreißig 
Stunden ſoll er die Stadt verlaſſen haben, das ergäbe als äußerſten 
Termin der Abreiſe den Morgen des 6. Stein iſt aber nicht nur 
den ganzen 6., ſondern auch noch den größten Theil des 7. Februar 
in Königsberg geweſen. Das beweiſt der Bericht, welchen er vor 
feiner Abreiſe?) an den Zaren gerichtet hat; denn derſelbe beſpricht 
bereits die Annahme der Vorſchläge Yorks ſeitens des Landtages), 


1) Worte des Konvokationsſchreibens bei Droyſen II, 292. 

2) Der Schlußſatz lautet: Pose demander à V. M. I. la permission de 
mettre moi meme les détails et les résultats sous ses yeux et de lui 
faire agréer de bouche l’assurance de la soumission respectueuse ete. 
Pertz Stein III, 649. 

Le Général York a proposé à l'assemblée la formation d'une 
Reserve de 13000 h. pour tenir son corps toujours au complet, une milice 
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und dieſe erfolgte nach Ausweis der Protokolle ) erſt in der Sitzung 
des 7. Februars. Major Gerwien, der dieſen erſt von Pertz ver- 
| öffentlichten Bericht noch nicht kannte, berichtet aus einer anderen 


zuverläſſigen Quelle?), daß der ruſſiſche Bevollmächtigte erſt am 7. 

abgereiſt iſt, und dieſer Angabe ſind auch diejenigen gefolgt, welche 
| ſich im übrigen durch Schöns Darſtellung leiten ließen; fie wurden 
nicht gewahr, welches Dementi ſie dadurch ſelbſt der letzteren ertheil⸗ 
ten. Alle die Redewendungen Schöns über den Schaden, welchen 
Stein bei längerer Anweſenheit geſtiftet haben würde, über die 
Nothwendigkeit ſeiner Entfernung, über die ihm dadurch entgangene 
Theilnahme an dem großen Akte dieſer Zeit, über die Wendung zum 
Beſſeren, welche ſchon bei der Hoffnung auf die Abreiſe des Stören 
friedes eingetreten wäre, zerfallen in nichts. Stein hat ſeinen 
Aufenthalt in Königsberg von vorn herein nur kurz bemeſſen; denn 
ſchon am 23. Januar, dem Tage nach ſeiner Ankunft, ſchrieb er an 
Scharnhorſt, daß er hoffe, ihn „in weniger Zeit ſeiner Hochachtung 
auch mündlich zu verſichern“ ). Andrerſeits hat er die Stadt nicht 
eher verlaſſen als bis der letzte Punkt ſeiner Vollmacht erledigt war; 
nachdem die Stände am 7. Februar die Errichtung von Landwehr 
und Landſturm beſchloſſen und ihre Organiſation beſonderen Behör— 
den anvertraut hatten, war ſeine Miſſion thatſächlich erloſchen; der 
„große Akt dieſer Zeit“, an welchem niemand mehr Antheil gehabt 
als er ſelber, war vorüber, konnte alſo auch ſeinen vermeintlichen 
Ehrgeiz nicht mehr reizen. Er wußte das Werk, welches er begon— 
nen, in guten Händen, und ſeiner warteten höhere Aufgaben als die 
Ueberwachung militäriſcher Organiſationsdetails. — 


de 20000 h. et une population armée, quand l’ennemi aura passé la 
Vistule, enfin d'un corps de 700 volontaires qui s'équippe à leurs fraix 
et qui servira de pepinière pour des officiers. Ces propositions ont été 
accepté avec unanimité, on a 6tabli un Comité pour l’organisation et les 
details — et tout guarantit les plus heureux résultats, dont le principal 
sera que l’exemple que donnent ces provinces influera puissament sur 
tout le reste de l'Allemagne. 

) Droyſen II, 302. 

) Errichtung der oſtpreußiſchen Landwehr 17. 

) Geh. St. Arch. 
Lehmann, Kneſebeck und Schön. 
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Die tendenziöſe Darſtellung Schöns hat uns gezwungen, den 
chronologiſchen Faden für einen Augenblick fallen zu laſſen; jetzt erſt 
kommen wir zu den Landtagsverhandlungen. Auch ſie erſcheinen in 
dem Sendſchreiben entſtellt und verſchoben, und, was merkwür— 
diger iſt, der Erzähler fällt gleich mit dem erſten Satze aus ſeiner 
Rolle. Derſelbe lautet: „Auf ruſſiſche Aufforderung, hatte die Ver⸗ 
ſammlung geantwortet, könne von keiner politiſchen oder militäriſchen 
Maßregel die Rede ſein.“ Die Aufforderung, welche hier „ruſſiſch“ 
genannt wird, iſt ja dieſelbe, welche Schön dem ruſſiſchen Bevoll— 
mächtigten in die Feder diktirt haben will, von der er eben gerühmt 
hat, ſie ſei ſo abgefaßt geweſen, daß weder „ruſſiſche Forderung noch 
Aufſtand gegen den Willen des Königs durchſchien“. Abgeſehen hier- 
von aber enthält jener Satz auch eine Unwahrheit, die ihre pſycholo— 
giſche Erklärung abermals in der ruſſenfeindlichen Stimmung des 
Jahres 1849 findet. Wie wir ſchon ſahen, nahm der Landtag die 
Ankündigung Brandts in Betreff der „ruſſiſchen“ Vollmacht und die 
Verleſung des Proponendum ohne jeden Proteſt hin und gab dann 
die oben mitgetheilte, auf Yorks Leitung provocirende Erklärung. Es 
war als ob die ganze Verſammlung ein Bewußtſein davon hätte, 
daß Stein der Urheber jener oben beſprochenen Kabinetsordre vom 
31. Januar 1808 war, welche die geſetzliche Grundlage ihres gegen- 
wärtigen Beſtandes bildete. In wie hohem Anſehen er und ſein 
Auftrag bei ihr ſtand, zeigt ein überaus charakteriſtiſcher Vorfall 
gleich in der erſten Sitzung. Während die Deputation bei Pork 
war, wurde von einigen Mitgliedern der Vorſchlag gemacht, zur „Be⸗ 
rathung der vorkommenden Gegenſtände“ auch in den Nachmittags- 
ſtunden Zuſammenkünfte unter einem ſelbſtgewählten Präſidenten zu 
halten. Die Deputirten der Stadt Königsberg widerſprachen; „dieſer 
Vorſchlag liege ganz außer den Grenzen ihres Auftrages, als welcher 
bloß auf die Propoſitiones des Herrn Miniſter v. Stein gerichtet 
ſei, ſie könnten ſich daher in keine andere als in die conſtituirten 
Berathungen einlaſſen.“ Als die Majorität den Antrag doch zum 
Beſchluſſe erhob, geſchah es mit der Modifikation, „daß in dieſen 
Vorberathungen keine anderen Gegenſtände vorgenommen werden ſoll— 
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ten, als welche auf die nur im allgemeinen aufgegebene Propoſition 
des Herrn Miniſter v. Stein Bezug und die Tendenz hätten, daß 
dieſe allgemeine Propoſition näher entwickelt und modificirt werden 
ſollte.“ Erſt jetzt zogen die diſſentirenden Deputirten ihren Wider- 
ſpruch zurück !). 

Man war in dieſer erſten Sitzung von jeder gegen den ruſſi— 
ſchen Bevollmächtigten gerichteten Manifeſtation fo weit entfernt ge— 
blieben, daß als in der zweiten Sitzung das aufgenommene Protokoll 
verleſen wurde, einige Mitglieder das Bedenken äußerten, „ob aus 
dem Inhalte nicht gefolgert werden könnte, daß die verſammelten 
Stände die Anſtrengungen des Landes nur nach dem Wunſche Sr. 
Majeſtät des Kaiſers von Rußland übernähmen.“ Da nahm 
Alexander Dohna das Wort und erklärte unter lautem Beifall der 
Verſammlung: die bisherige Verhandlung habe zur Genüge bewieſen, 
daß des Kaiſers von Rußland Majeſtät loyal genug gedacht und der 
Provinz allein überlaſſen hätten, alles, was ſie für möglich hielte, 
zum Beſten ihres Königs und Vaterlandes zu thun. Wo iſt in die— 
ſen Worten auch nur ein Anklang an jene von Schön überlieferte 
geharniſchte Erklärung? Das äußerte, was die Protokolle verzeichnen, 
findet ſich bei der Sitzung des 7. Februar angemerkt, wo es heißt: 
„Nach geſchehener Vorleſung wurde von der Verſammlung erinnert, daß 
es der Vollmacht des Herrn Miniſters v. Stein nicht bedürfe, indem 
fie ihre Berathungen unter der Autorität des Herrn General-Lieute⸗ 
nant v. York gehalten hätte; dahero auch der Antrag gemacht wird, 
dieſe Vollmacht von den Akten zu removiren.“ Ueber der ganzen 


) Protokoll vom 5. Februar bei Droyſen II, 298. Man vergleiche bier- 
mit die Behauptung Schöns in ſeinem Berichte vom 11. Dezember 1813 (Aus 
den Papieren Schöns I, 171 der Anlagen): „Der Landtag verweigerte dem 
ruſſiſchen Bevollmächtigten jede Geſtellung auf Veranlaſſen des fremden Gou— 
vernements.“ Dieſer Bericht iſt überhaupt beachtenswerth, denn er zeigt, daß 
ſchon ſehr früh, kaum ein Jahr nach den Ereigniſſen, ſich das Bild derſelben bei 
Schön zu verſchieben begann. Schon hier iſt von einer „ſehr unumſchränkten“ 
Vollmacht Steins die Rede, ſchon hier heißt es, daß „der preußiſche Unterthan 
mehrere Dinge, die der ruſſiſche Bevollmächtigte forderte, nicht gewährte“, ſchon 
hier redet er verdächtigend von den „Plänen“ des letzteren. 

14* 
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Epiſode ſchwebt ein gewiſſes Dunkel !); jedenfalls iſt der letztgenannte 
Antrag nicht zum Beſchluß erhoben, denn die Vollmacht findet ſich, 
wie geſagt, noch heute bei den Akten. Daß die Verſammlung in 
ihren letzten Sitzungen ſich auf eine höchſt würdige und energiſche 
Weiſe gegen eine Klätſcherei ausſprach, welche die Provinz Oſtpreu— 
ßen beſchuldigte, ſich dem Kaiſer von Rußland angetragen zu haben, 
hat mit der vorliegenden Frage nichts zu thun. 

Weiter erzählt Schön von der Deputation an York. Daß fie 
das Schreiben Steins an Brandt mit auf den Weg bekommen habe, 
berichtet nur er, die Protokolle wiſſen nichts dapon. Die Frage, welche 
fie an York gerichtet haben ſoll, ob er als Gouverneur von Preußen im 
Namen des Königs der ſtändiſchen Verſammlung Mittheilung zu machen 
habe, iſt ganz gewiß nicht in dieſer Form geſtellt worden?); man wußte 
ja den König nicht anders als unfrei. Es kam aber Schön darauf an, 
die Verſammlung als möglichſt antiruſſiſch, möglichſt preußiſch und 


) Vergebens habe ich mich nach den Originalen der Landtagsprotokolle 
bemüht, es liegt mir nur eine Abſchrift aus dem Archive des Oberpräſidiums in 
Königsberg und ein Excerpt aus dem Nachlaß von Joh. Voigt vor. In beiden 
finden ſich die oben citirten Worte; dagegen fehlen dieſelben in dem Abdruck des 
Protokolls bei Droyſen, und Gerwien endlich giebt ſie in einer Faſſung, welche 
nicht unweſentlich von der obigen abweicht. Hiernach hätte die Verſammlung 
noch erklärt, daß ſie „eine Misbilligung Sr. Majeſtät des Königs nicht befürchte, 
da fie die Verſicherung des Herrn v. Pork, daß er als der treuſte Diener des 
Königs und in deſſen Namen handle, für ſich habe“; der Antrag auf Entfernung 
der Vollmacht fehlt auch bei Gerwien. Die Schwierigkeit wird dadurch noch 
vergrößert, daß in dem Concepte des Auerswaldſchen Berichtes über den Land— 
tag der Satz, welcher von dem Remotions-Antrag handelt, nachträglich wieder 
geſtrichen iſt (Archiv des Oberpräſidiums). Sehr ſonderbar bleibt der Vorgang 
auf alle Fälle. Die Vollmacht war das Fundament, auf dem die Verſammlung 
ruhte, ohne dieſelbe wäre ſie überhaupt gar nicht zu Stande gekommen. Der 
Präſident hatte in öffentlicher Sitzung, ehe irgend eine Debatte begann, erklärt, 
noch fehle die Vollmacht, er wolle Auerswald um Ueberſendung derſelben bitten. 
Dies war geſchehen; wieder in öffentlicher Sitzung hatte fie der Präſident mit- 
getheilt. Beides war ohne Proteſt hingenommen, und nun hieß es plötzlich, es 
bedürfe ihrer nicht. 

) Daß Voigt Dohna 24 etwas Aehnliches berichtet, beweiſt, nachdem ein⸗ 
mal die Beeinfluſſung Voigts durch Schön feſtgeſtellt iſt, nichts mehr für den 
letzteren. Hiernach erledigen ſich die Bedenken von Droyſen II, 95. 
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royaliſtiſch geſinnt hinzuſtellen. Ebenſo wenig kann der General 
„im Namen des Königs“ das Land zur Bewaffnung aufgefordert 
haben, hat es auch nach Ausweis des Protokolls nicht gethan; er 
hat vielmehr ausdrücklich erkärt, die Kommunikation mit Sr. Maje⸗ 
ſtät ſei gehemmt, er könne alſo nur nach den Zeitumſtänden und 
unter der Autorität handeln, die Se. Majeſtät ihm als General- 
Gouverneur verliehen habe ). Dafür übergeht der Verfaſſer des 
Sendſchreibens gänzlich die Forderung Yorks, der Landtag ſolle einen 
Ausſchuß niederſetzen; ſobald er ſie erwähnte, hätte er allerdings den 
wahren Urſprung des Landwehrgeſetzes kaum noch verhehlen können. 
Es war nur die Konſequenz dieſer Verſchweigung, daß der entſchei— 
dende Beſchluß der Stände, der erſt am 7. Februar erfolgte, bereits 
in die Sitzung des 5. verlegt wird; er erſcheint nun als das Reſul— 
tat einer ſtürmiſchen Begeiſterung — von irgend einer Berathung 
iſt eigentlich gar nicht die Rede. Auch mit der Rede Dohnas, welche 
am 5. die Entſcheidung herbeigeführt haben ſoll, iſt wahrſcheinlich die 
am 7. gehaltene gemeint !). 


) Eigene Erklärung orks vom 9. Februar 1813 bei Droyſen II, 300. 

) Beim Schluſſe dieſes Abſchnittes ſei bemerkt, daß unſre Unterſuchung, 
indem ſie die von Schön in Anſpruch genommene Wirkſamkeit bezweifelt, ſo 
wenig wie je zuvor die Tendenz verfolgt, jedwedes Verdienſt deſſelben in Abrede 
zu ſtellen. Ein ſolcher Verſuch würde übrigens von vorn herein durch das 
Zeugnis von Stein und Pork vereitelt werden. Leider haben dieſe das ihrem 
Genoſſen geſpendete Lob nicht näher begründet; Schöns Charakter würde es etwa 
entſprechen, wenn er ſich bemüht hätte, die Mitglieder des Landtages für den 
am 4. Februar geſchloſſenen Kompromiß zu gewinnen und ſie überhaupt in ihrer 
patriotiſchen Geſinnung zu beſtärken. - 
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Wir kommen nun zu dem Theile des Schönſchen Sendſchrei— 
bens, in welchem ſeine Unwahrheiten gipfeln. „Nach Steins Abreiſe 
entwickelte Dohna das Syſtem der Landwehr und des Landſturms aus— 
führlich. Der ruſſiſche Major!) v. Clauſewitz machte dabei nur den Con- 
zertmeiſter, er entwarf nämlich den Schematismus für die einzelnen 
Waffengattungen und die Eintheilungen in Kompagnien, Bataillone 
und Brigaden.“ Hiernach wäre das Landwehrgeſetz des oſtpreußiſchen 
Landtages das geiſtige Eigenthum Dohnas: weiter unten nennt ihn 
Schön geradezu den „Stifter der Landwehr“. Hundert Mal in der 
einen oder der anderen Form nachgeſprochen, iſt dies doch noch viel 
weniger wahr als der übrige Inhalt des Schönſchen Berichtes. 

Aus den Protokollen geht zunächſt hervor, daß die Verſammlung 
den Entwurf eines Landwehrgeſetzes, welchen ſie ihren Berathungen 
zu Grunde legte, von Pork zugeſtellt erhielt. Die aus ihrer Mitte 
an den General geſandte Deputation bekam, wie wir ſahen, den 
Auftrag, „Se. Excellenz zu erſuchen, daß ſie ihre Vorſchläge oder 
Forderungen durch einen ſchriftlichen Aufſatz bekannt machen möchte“. 
Pork forderte zu dieſem Zwecke die Wahl eines Ausſchuſſes, derſelbe 
trat unter dem Vorſitze Alexander Dohnas noch am 5. Februar zu- 
ſammen und empfing ſofort aus den Händen des Generals den 
Landwehr-Entwurf. Ein Zweifel an dieſer Thatſache iſt völlig un- 
möglich. Dohna ſelber erklärte, als er in der Plenar-Sitzung des 
7. Februar über ein Promemoria des Tapiauſchen Kreiſes „die Land⸗ 
wehr“ betreffend, referirte, daſſelbe zeige zwar die beſte Tendenz, 
„dennoch dürfte es nicht gerathen fein, über die vom Herrn General- 
Lieutenant v. York vorgelegten Vorſchläge hinwegzugehen“ ?). In 
dem an den König gerichteten Schlußbericht ſagen die Stände: „Wir 
wandten uns an Ew. K. Majeſtät höchſten Stellvertreter im Militär, 
den hochverehrten General-Lieutenant v. York, den treuſten Diener 
Ew. Majeſtät, den wärmſten Vertheidiger des Vaterlandes. Gern 
und willig ſchlug er uns die Mittel vor, dem Vaterlande zu nützen, 


) Er war Oberſt-Lieutenant. 
) Protokoll bei Droyſen II, 302. 
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und unter diefen die Einrichtung einer Landwehr zur Vermehrung 
der Staatskräfte und Vertheidigung des Landes“ ). Endlich heißt es 
in einer bisher nicht veröffentlichten, ſogleich näher zu beſprechenden 
Relation über die Berathungen des Ausſchuſſes ganz unzweideutig: 
„Von General-Lieutenant v. York wurde der ſtändiſchen Verſamm⸗ 
lung ein Entwurf zu einer Landwehr zur Berathung vorgelegt.“ 

York aber hat dieſen Entwurf nicht ſelber verfaßt. Er ent⸗ 
ſprang vielmehr, wie alles Große und Dauernde dieſer königsberger 
Tage, der Initiative Steins. Als die Berufung der Stände feſt⸗ 
ſtand, forderte er einige ehemals preußiſche Offiziere, welche vor Be— 
ginn des Krieges in ruſſiſche Dienſte getreten und gerade damals in 
Königsberg anweſend waren, auf, mit ihren Erfahrungen den Fort⸗ 
gang der Sache zu unterſtützen. Der bedeutendſte unter ihnen war 
Karl v. Clauſewitz?), der jo eben als Bevollmächtigter Wittgenſteins 
ſich das größte Verdienſt um das Zuſtandekommen der Konvention 
von Tauroggen erworben hatte. Der Aufforderung Steins folgend, 
ſchrieb er ſeine Anſichten über Organiſation eines Landſturmes und 
einer Landwehr nieder; eilig und flüchtig?), da er bereits einen an⸗ 
dern Auftrag erhalten hatte: mit dem ruſſiſchen General Siewers 
vor Pillau zu ziehen. Er gab ſeinen Aufſatz an Friedrich Dohna, 
der ebenfalls den Feldzug im ruſſiſchen Heere mitgemacht hatte; durch 
deſſen Vermittelung gelangte er an Alexander Dohna. 

Dieſe Thatſachen entnehmen wir einer Erklärung, welche Friedrich 
Dohna ſelbſt hat veröffentlichen laſſen!). Einen zuverläſſigeren Ge- 
währsmann als ihn werden wir uns nicht wünſchen können; er war 
ein Mann frei von jedem Falſch, außerdem hat er, wie aus ſeinen 
Memoiren hervorgeht, mit großer Liebe an ſeinem Bruder Alexander 
gehangen und zur Vergrößerung von deſſen Ruhme ſicherlich nichts 


1 


Aus dem Geh. Staats⸗Archiv bei Gerwien 14. 
S. oben S. 53. 
2) Er vergißt z. B. ganz den Abſchnitt über die Ernennung der Offiziere, 
obwohl er ſelber ausdrücklich auf denſelben verweiſt. 

4 Gerwien 11. Friccius, deſſen Buch über die Belagerungen von Danzig 
nach der Erklärung von Fr. Dohna erſchien, erwähnt bei Beſprechung des Land- 
wehrplaus Clauſewitz nicht einmal als Mitarbeiter (S. 185). 


2 
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übergangen. Die Autorſchaft von Clauſewitz beſtreitet auch Alexander 
nicht in jenem Briefe, den er ſchrieb, als zum erſten Male die 
„Landwehrfrage“ erörtert wurde !); nur daß er hinzufügt, der Ver⸗ 
faſſer ſei erſt „nach gemeinſchaftlicher Rückſprache“ mit Friedrich und 
Ludwig Dohna zur Aufzeichnung geſchritten. Hierüber iſt nun gewiß 
Friedrich kompetenter als Alexander, und der weiß von einer ſolchen 
Rückſprache nichts; aber ſelbſt wenn Alexander Recht haben ſollte, ſo 
wird man, unbeſchadet der Achtung vor der Tüchtigkeit der Dohnas, 
annehmen dürfen, daß in dieſen Vorbeſprechungen ſich die geiſtige 
Superiorität des erſten militäriſchen Denkers unſeres Jahrhunderts 
geltend gemacht haben wird. Der Aufſatz iſt denn auch durchaus in 
jenem präciſen, ſcharfen, markigen Stile geſchrieben, der ſich jedem 
Leſer der Schriften von Clauſewitz unauslöſchlich einprägt. Der 
Hinweis auf Erlebniſſe bei der Wittgenſteinſchen Armee paßt nur 
auf ihn, denn Friedrich Dohna war bei dem Marquis Paulucci ge- 
weſen. Ferner zeigt ein Vergleich mit der berühmten Denkſchrift von 
18122), welche ebenfalls Vorſchläge für die Bildung eines Land⸗ 
ſturmes machte, aufs deutlichſte die Identität der Autorſchaft. Hier 
wie dort wird die Landſturmpflicht durch das 18. und 60. Lebensjahr 
begrenzt. Als Waffen werden neben den Flinten auch Piken und 
Senſen zugelaſſen. Der Landſtürmer ſoll ein „Ränzel“ tragen und in 
ſeiner Mütze einen Strohkranz haben, der ihn gegen den Hieb deckt. 
In auffallender Abweichung von der Hierarchie des ſtehenden Heeres 
heißt der Anführer des kleineren Landſturmhaufens Oberſter, des 
größeren Hauptmann. Nur die niederen Befehlshaber werden von 
den Gemeinden gewählt, die höheren vom Könige ernannt. — Für 
die Behauptung, daß es wiederholter Aufforderungen der Dohnas be— 
durft hätte, ehe ſich Clauſewitz zu ſeinem Aufſatze entſchloß, wird die 
bis jetzt fehlende quellenmäßige Begründung abzuwarten ſein, und 
auch wenn ſie erfolgen ſollte, ſo beweiſt dieſe Thatſache doch nur, 


) Der Brief, datirt vom 28. Februar 1820 und wahrſcheinlich an Schön 
gerichtet, befindet ſich abſchriftlich im Nachlaſſe des Profeſſors J. Voigt, der ihn 
größtentheils im Leben Dohnas S. 27 veröffentlicht hat. 

2) Pertz Gneiſenau II, 653 ff. Vgl. oben S. 58. 
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welchen Werth die Dohnas auf den Beiſtand von Clauſewitz legten; 
warum ſchrieb nicht einer von ihnen den Aufſatz? Uebrigens wird 
ja wohl ein Offizier im Felde ſo hinreichend durch ſeinen Beruf in 
Anſpruch genommen, daß man jenes Zaudern noch nicht als einen 
Beweis von Gleichgültigkeit oder gar böſem Willen aufzufaſſen 
braucht. 

Ob aber mit oder ohne Intereſſe geſchrieben, der Entwurf iſt 
das geiſtige Eigenthum von Clauſewitz, und Alexander Dohna geſteht, 
er habe ſeinen Entwurf zu einer Verordnung über dieſen Gegenſtand 
„darnach gemacht“. Aus deſſen Händen gelangte er an Stein, dieſer 
verſah ihn mit Korrekturen und gab ihn weiter an York. Vielleicht 
hat auch dieſer einiges geändert, ehe er ihn dem ſtändiſchen Aus— 
ſchuß zuſtellte, welcher dann ſeinerſeits weſentliche Modifikationen 
vornahm !). 

Welches Intereſſe müßte es erregen, wenn man die verſchiedenen 
Meinungen aller dieſer bedeutenden Männer über einen ſo hoch— 
wichtigen Gegenſtand auseinanderlegen könnte! Völlig iſt dieſe Auf- 
gabe heute wohl nicht mehr zu löſen, denn wir haben auch hier den 
Verluſt zahlreicher Urkunden zu beklagen, immer aber geſtattet das 
vorhandene Material ſehr lehrreiche Folgerungen, und ich ſchätze mich 
glücklich, den Unterſuchungen meiner Vorgänger einiges Neue hinzu— 
fügen zu können. 

Durch eine nicht hoch genug zu preiſende Gunſt des Schickſals 
iſt der fundamentale Aufſatz von Clauſewitz vollſtändig und im Ori- 
ginal erhalten?). Schon eine flüchtige Vergleichung mit der ſchließ— 
lich aus den ſtändiſchen Berathungen hervorgegangenen Redaktion des 
Landwehrgeſetzes zeigt, wie viel trotz aller Modifikationen von den 
urſprünglichen Vorſchlägen ſtehen blieb. Statt jeder Erörterung 
werden hier die übereinſtimmenden Paragraphen neben einander 
geſtellt. 


) S. den Brief A. Dohnas. 
) Aus den Papieren Friedrich Dohnas bei Gerwien 70 f. 
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Feſtſetzungen betreffend die Land⸗ 
wehr in den Provinzen Litthauen, 
Oſtpreußen und Weſtpreußen auf 
dem rechten Weichſelufer. 
8.4. 

Die Beſtimmung der Land- 
wehr iſt: 

1) die Armee in dem Augen⸗ 
blick, wo ſie ſich zurückziehen muß, 
wieder zu verſtärken und ſo 
die Vertheidigung der Provinz 
möglich zu machen 


. . Die Landwehr unterſcheidet 
ſich a) von dem Landſturm dadurch, 
daß ſie eine vollkommene mili⸗ 
täriſche Organiſation erhält, da— 
mit ſie im Stande iſt, mit den 
regelmäßigen Truppen fechten zu 
können, 

b) von der ſtehenden Armee da- 
durch, daß ſie nur zuſammen ge— 
zogen wird, wenn der Feind über 
die Grenzen vordringt, daß ſie bis 
dahin nur ſo oft zuſammen kommt 
als zur nothwendigen Uebung er- 
forderlich iſt, 

daß ſie nur während 

des Krieges dient, 
daß Uniform und Exer 
citium bei ihr einfacher und we- 
niger genau ſind als beim ſtehen⸗ 
den Militär .. . und daß fie jo 
lange als ſie nicht wirklich gegen 
den Feind dient, keinen Sold 
erhält. 


Das Weſentlichſte in der Organi⸗ 
ſation eines Landſturmes und einer 
Miliz. Vom Oberſt⸗Lieutenant 
Karl von Clauſewitz. 


Die Yand- Miliz ſoll dazu 
dienen, 
.. unſere Armee in dem Augen⸗ 
blick, wo ſie ſich zurückziehen muß, 
wieder zu verſtärken und dadurch 
die Vertheidigung der Provinz 
möglich zu machen 
Wenn alſo beide, Landſturm und 
Landwehr, zur Vertheidigung der 
Provinz dienen, ſo unterſcheidet 
ſich doch die letztere .. dadurch, 
daß ſie eine vollkommene mili⸗ 
täriſche Organiſation erhält, da⸗ 
mit ſie im Stande ſei, mit den 
übrigen Truppen gemeinſchaftlich 
zu fechten. Sie unterſcheidet ſich 
von dem ſtehenden Heere da- 
durch, daß fie nur zuſammen ges 
zogen wird, wenn der Feind über 
die Grenzen vordringt, daß ſie bis 
dahin nur ſo oft zuſammen kommt 
als zur nothwendigen Uebung er- 
forderlich iſt, daß ſie ſo lange nicht 
bezahlt wird, daß ſie nur während 
des Krieges dient, endlich viel- 
leicht, daß Uniform und Exer⸗ 
zizium bei ihr einfacher und we- 
niger genau find als beim ſtehen⸗ 
den Militär. 
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8 4. 

Die Landwehr wird ganz mit 
Gewehren bewaffnet; äußerſten 
Falls kann nur ein kleiner Theil 
mit gerade gemachten Senſen ver- 
ſehen ſein. 

Ohne Ausnahme gehört zur 
Ausrüſtung eines jeden Landwehr⸗ 
Mannes: ein tüchtiges Beil, ein 
Ränzel, eine Patrontaſche, ein 
Koch- und Trink-Geſchirr. 

Die Kleidung der Landwehr⸗ 
Männer kann die gewöhnliche ſein, 
vorausgeſetzt, daß ſie anſtändig 
und warm iſt, weshalb auch Stie⸗ 
feln und Winter-Handſchuhe da⸗ 
hin gehören. Außerdem muß der 
Landwehr⸗Mann mit einem tüch⸗ 
tigen Mantel und einer Mütze 
oder Huth verſehen ſein. 

Die Mäntel eines jeden Ba- 
taillons müſſen Eine Farbe haben, 
die Hüthe oder Mützen mit einem 
paſſenden Abzeichen und der Na- 
zional⸗Cocarde verſehen fein... 


8 5. 

Die Landwehr beſteht aus 
Fußvolk, zu welchem, wenn es die 
Umſtände erfordern, die nöthige 
Artillerie und Kavallerie von dem 
ſtehenden Heere gegeben wird. 

Die Bataillons beſtehen jedes 
aus 1000 Mann und bilden 4 
Linien- und eine Jäger-Com- 
pagnie ... . 


Die Miliz muß wo möglich 
ganz mit Gewehren bewaffnet 
ſein, ein kleiner Theil allenfalls 
mit Piken. 


Ein Ränzel, eine Patrontaſche 
und eine Axt ſind die unentbehr— 
lichſten Stücke der Ausrüſtung. 


Ein Mantel, ein Hut oder 
Mütze, ein Paar Stiefeln und 
Handſchuh find die unentbehr- 
lichſten Stücke der Kleidung. 


Uebereinſtimmung in der Klei— 
dung eines Bataillons und Zeichen, 
woran man ſogleich das Korps er⸗ 
kennt, in welchem jeder dient, ſind 
ſehr weſentliche Stücke. 


Die Errichtung anderer Mi- 
lizen als Infanterie iſt durchaus 
zu widerrathen; die Kavallerie 
würde immer unbrauchbar bleiben. 


Man bildet Bataillone zu 1000 
Mann in 4 Kompagnien getheilt, 
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Die Formation iſt ſo mili— 
täriſch als möglich. 


Vier Bataillons 
bilden eine Brigade. 


Die Brigaden beſtehen nur 
bis zu dem Augenblick, wo die 
Landwehr gegen den Feind ge— 
braucht werden ſoll, als eine Art 
von Inſpection. 

Vereinigt ſich die Landwehr 
mit der Armee, ſo wird einem 
jeden Infanterie - Regiment ein 
Bataillon Landwehr zugegeben, 
welches den Feldzug bei dem Re— 
gimente mitmacht. 


8 6. 

Für die Provinzen Litthauen, 
Oſtpreußen und Weſtpreußen auf 
dem rechten Weichſel-Ufer wird 
eine General -Commiſſion als 
oberſte Behörde für alle auf die 
Landwehr Bezug habende Gegen— 
ſtände erwählt, welche mit Ein- 
ſchluß des Präſidenten aus ſieben 
Mitgliedern beſteht ... 

Unter dieſer General-Com⸗ 
miſſion ſtehen Special-Commiſ⸗ 
ſionen, und zwar für jede Brigade 
eine ... Jede Special-Commiſ⸗ 
ſion beſtehet aus vier Mitglie- 
dern, nämlich: einem von den 
adlichen, einem von den köllmiſchen 


im übrigen der Formation ſte—⸗ 
hender Truppen ſo ähnlich als 
möglich. 

Drei oder vier Bataillone 
bilden eine Brigade; die Abthei— 
lung in Regimenter iſt hier un- 
nöthig. 

Die Brigaden beſtehen nur 
bis zu dem Augenblick, wo die 
Miliz gegen den; Feind ge— 
braucht werden ſoll, als eine Art 
von Inſpection. 

Vereinigt ſich die Miliz 
mit der Armee, ſo wird einem 
jeden Infanterie -Regiment ein 
Bataillon Miliz .. . zugegeben, 
welches den Feldzug bei dem Re— 
gimente mitmacht. Dieſe Einrich— 
tung hat ſich bei der Wittgenſtein⸗ 
ſchen Armee bewährt. 


Der Landesherr oder ſein 
Stellvertreter beſtimmen eine aus 
3 oder 4 Perſonen beſtehende 
Militär-Kommiſſion, in welcher 
ein angeſehener tüchtiger Militär 
und ein geſcheuter, vornehmer 
Landeseinwohner ſich befinden. 


In den verſchiedenen Gou— 
vernements-Bezirken werden etwa 
für jede 100,000 Seelen Spezial⸗ 
Kommiſſarien (sic) ernannt, die 
aus einem tüchtigen Militair in 
oder außer Dienſt und 3 oder 4 
Eingeborenen beſtehen. 


+ 


+ 
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Gutsbeſitzern, einem von den 
Städten, und dem Brigadier. 

Sie werden ſämmtlich, mit 
Ausnahme des Brigadiers, von 
den Ständen des Bezirks, welcher 
der Special-Commiſſion zuge⸗ 
wieſen iſt, gewählt und von der 
General-Commiſſion, inſofern da⸗ 
bei kein Bedenken obwaltet, be> 
ſtätigt. 

Durch dieſe Special-Commiſ⸗ 
ſionen geſchieht die Errichtung der 
Bataillons, als die Aushebung der 
Mannſchaften, deren Bewaffnung, 
Bekleidung u. ſ. w. 

$ 10. 

Die Landwehr-Männer wer⸗ 
den nur vom Staate beſoldet und 
auf Koſten der ganzen Provinz 
verpflegt, wenn ſie bleibend ver- 
ſammelt find. — 


Die Glieder dieſer Kommiſſion 
werden von den Ständen gewählt 
und der Haupt⸗Kommiſſion vor⸗ 
geſchlagen. 


Durch die Spezial-Kommiſſa⸗ 
rien geſchieht die Errichtung der 
Bataillone. 


Die Miliz wird nur bezahlt 
und verpflegt, wenn ſie ſich bleibend 
verſammelt hat, um zu den übrigen 
Truppen zu ſtoßen. Alsdann ge- 
ſchieht dieſe Verpflegung durch die 
Provinz. — 


Nehmen wir noch hinzu, daß auch die in $ 3 der Feſtſetzungen 
beſtimmte Zahl von 20,000 Landwehren genau dem von Clauſewitz 
vorgeſchlagenen Aushebungsmodus entſpricht — denn er ſagt: „Wenn 
man von 50 Menſchen Einen aushebt, ſo wird man von 1 Million 
20,000 Mann Miliz bilden können“, und Oſtpreußen zählte mit Weſt⸗ 
preußen rechts der Weichſel nach der letzten Aufnahme 1,003,793 
Menſchen — ſo wird man von der Bedeutung des Clauſewitzſchen 
Entwurfs denn doch eine andere Vorſtellung erhalten als ſie das 
Sendſchreiben Schöns giebt. Eine Anzahl von Beſtimmungen, welche 
die Eigenthümlichkeit des Geſetzes weſentlich mit beſtimmen, geht auf 
Clauſewitz zurück: die Beſchränkung der Inſtitution auf Infanterie — 
die Formation in Brigaden — die taktiſche Verbindung mit der Linie 


— der Gedanke der General- und Spezial-Kommiſſionen. Noch größer 
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würde die Aehnlichkeit fein, wenn nicht Auerswald die vier Para- 
graphen, welche in dem ſtändiſchen Geſetz vom Landſturm handelten, 
geſtrichen hätte “). 

In einer Beziehung freilich ſtehen die „Feſtſetzungen“ dem Ent— 
wurf diametral gegenüber: Clauſewitz fordert allgemeine Wehrpflicht, 
ſie laſſen Stellvertreter zu. Wie iſt dieſe Differenz entſtanden? 

Muſtert man die Mittelsperſonen, durch deren Hände der Ent- 
wurf gegangen iſt, ſo wird ſo leicht niemand auf den Gedanken kommen, 
daß Stein ihn um das Prinzip der Stellvertretung bereichert hat. 
Er forderte bereits 1807, als die Reorganiſations-Kommiſſion über 
eine „Neferve- Armee”, d. h. Landwehr berieth, für dieſe die allgemeine 
Wehrpflicht, er drang im Frühjahr 1809 bei Gneiſenau darauf, daß 
er feſt bei ihr beharre, er hat ſie auch in ſpäteren Jahren aufs 
nachdrücklichſte empfohlen?). Alles dies würde vielleicht nicht aus— 
reichen, ihn gegen Verdächtigungen im Stile der früher von uns 
zurückgewieſenen zu ſichern; zum Glück aber geſtatten die vorhandenen 
Urkunden nicht nur eine negative, ſondern auch eine poſitive Beant- 
wortung der Frage. 

Man hat bisher angenommen, die Protokolle des am 5. Fe— 
bruar von den Ständen niedergeſetzten Ausſchuſſes ſeien verloren ge— 
gangen ?). Dem iſt nicht fo. In dem Nachlaß von Johannes Voigt 
findet ſich, eigenhändig von ihm geſchrieben, eine Kopie, für deren 
Zuverläſſigkeit der wiſſenſchaftliche Ruf des königsberger Hiſtorikers 
ausreichende Bürgſchaft gewährt ). Der Protokollirende reprodu— 
cirte nicht den ganzen Entwurf, ſondern verzeichnete, wie eine Ver⸗ 
gleichung mit dem letzteren zeigt, nur die Aenderungen, welche der 
Ausſchuß vornahm. Sie find zum Theil einfache Ausführungsbe⸗ 
ſtimmungen, wie z. B. die über die Ernennung von Subſtituten zur 


) Auerswald an Alexander Dohna 7. Februar. S. Elbinger Anzeiger 
1838 Nr. 63. Nach einer Spur der betreffenden Paragraphen habe ich umſonſt 
geforſcht. 

2) (Scherbening) Die Reorganiſation der Preußiſchen Armee I, 95. Pertz 
Stein II, 353. V, 706. 
3) Droyſen II, 99. 
) Sie folgt wörtlich in den Beilagen. 
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General-Kommiſſion. Andere präciſiren und erweitern die Verpflich⸗ 
tung des Staates: er ſoll außer den Gewehren auch Patrontaſchen 
und Munition, ſo wie das zu den Uebungen nöthige Pulver und 
Blei geben, er ſoll die Landwehr unterhalten, ſobald „ſie ſich des 
Krieges wegen in wirkliche Bewegung ſetzt“. Wieder andere gewäh— 
ren den Grundbeſitzern, die dafür aber auch während der ſtändiſchen 
Verwaltung keinen Sold erhalten, ein Vorrecht bei Beſetzung der 
Stabsoffizierſtellen, den Eingeborenen der Provinz ein gleiches bei 
Beſetzung der Offizierſtellen überhaupt. Die Befugniſſe der General- 
Kommiſſion werden erweitert, ſie erhält das Vorſchlagsrecht zu den 
Offizierſtellen. Man ſichert ſich gegen Uebergriffe derjenigen Mili⸗ 
tärperſon, welche in die Kommiſſion aufgenommen werden ſoll. Die 
Verpflichtung zur Landwehr wird vom 40. auf das 45. Jahr aus⸗ 
gedehnt, vermutlich um Uebereinſtimmung mit dem Kanton-Reglement 
herzuſtellen. Die bedeutendſte aller Aenderungen aber iſt die oben 
erwähnte. Clauſewitz hatte einfache Aushebung mit unbedingter Ver— 
pflichtung gefordert, die jüngſte Mannſchaft des ganzen Landes, ohne 
Unterſchied des Ranges, ſollte zur Miliz gehören. Der Ausſchuß 
führte das Prinzip der Freiwilligkeit ein, eximirte die Geiſtlichen 
und die Lehrer, geſtattete die Stellvertretung. „Es iſt — heißt es 
in § 2 der ‚Feſtſetzungen' — einem jeden erlaubt, einen Stellver— 
treter für ſich zu geſtellen.“ 

Diejenigen unter den Vertheidigern des oſtpreußiſchen Urſprungs 
der Landwehr, welche ſo ehrlich waren, den Stellvertretungs-Para⸗ 
graphen einzugeſtehen (Schön gehörte nicht zu ihnen), empfanden be- 
greiflicher Weiſe das Bedürfnis einer ausreichenden Motivirung. 
Friccius“) fand fie in der exceptionellen Stellung der Mennoniten. 


) Geſchichte der Befeſtigungen und Belagerungen Danzigs 185, wo es 
ausdrücklich heißt, daß „der Vorſchlag eines Stellvertreters von den Ständen 
gemacht ſei“. Es iſt kaum zu glauben, daß der Autor ſich dadurch nicht ab- 
halten ließ, ſeiner Provinz folgende Lobrede zu halten: „Des großen unſterblichen 
Kants heilige Lehre, daß die Pflicht aus Schuldigkeit, ohne Rückſicht auf Genuß, 
Gewinn oder Belohnung erfüllt werden müſſe, hatte in ſeiner Heimat tiefere 
Wurzeln geſchlagen als anderswo; die Ueberzeugung, daß jeder Waffenfähige in 
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Dieſe eben ſo zahlreiche wie wohlhabende Sekte hätte auf Grund 
ihres Privilegiums verlangt, von jedem Kriegsdienſt entbunden zu 
werden, und da der Landtag vorausgeſehen hätte, daß ſie doch mit 
der Leiſtung perſönlicher Kriegsdienſte verſchont bleiben würde, fo hätte 
er, um wenigſtens ihr Vermögen für die Vertheidigung des Vaterlan— 
des nutzbar zu machen, jene allgemeine Vorſchrift über die Stellvertre— 
tung in das Geſetz aufzunehmen beſchloſſen. Eine Begründung, die 
wohl manchem ſehr erwünſcht, aber durchaus unbewieſen und höchſt 
unwahrſcheinlich iſt. Die Angelegenheit der Mennoniten kam in der 
Verſammlung am 8. Februar zur Sprache!), alſo erſt nachdem der 
Grundſatz der Stellvertretung von der Kommiſſion wie vom Plenum 
gutgeheißen worden war. Es war einer von den Vertretern der 
Stadt Königsberg, der Negotiant Zimmermann, welcher den Antrag 
ſtellte, jene Sekte im Hinblick auf ihr Generalprivilegium und auf 
ihre Glaubensgrundſätze von der Landwehr zu eximiren. Wäre nun 
wirklich $ 2 der „Feſtſetzungen“ den Mennoniten zu Liebe in das 
Geſetz aufgenommen worden, ſo würde der Landtag doch gewiß den 
Autragſteller einfach auf dieſe Thatſache verwieſen haben. Dies ge— 
ſchah aber nicht, vielmehr erging die Erklärung, daß wenn die Mit- 
glieder der Mennonitengemeinden im gegenwärtigen außerordentlichen 
Falle vom perſönlichen Militärdienſt befreit ſein wollten, dieſe So— 
cietäten wenigſtens ſehr bedeutende pekuniäre Beiträge hergeben müß- 
ten. Die Verſammlung erklärte ſich alſo bereit, zu Gunſten der 
Mennoniten nachträglich eine neue Exemtion zu ſchaffen, und legte 
damit das Geſtändnis ab, daß ſie ſich bei Feſtſetzung der Stellvertre— 
tung durch andere Rückſichten habe leiten laſſen. 

Welcher Art dieſe waren, ergiebt ſich daraus, daß die beſchloſ— 
ſenen Erleichterungen der Landwehrpflicht einem Theile der Verſamm— 
lung noch nicht genügten. In der Sitzung des 8. Februars gaben 


der Zeit der Gefahr des Vaterlandes und wenn es die höheren Güter des Men- 
ſchen gilt, mit der Aufopferung aller perſönlichen Rückſichten und ohne allen 
Anſpruch in die Reihen der Vaterlandvertheidiger eintreten müſſe, war allgemein 
geworden.“ Geſchichte des Krieges in den Jahren 1813 und 1814 J, 71 f. 

) Protokoll bei Droyſen II, 306. 
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die Deputirten ſämmtlicher vertretenen Städte die Erklärung ab, 


daß ſie ſich vorbehielten, „wegen Organiſation der auf die Städte 


zutreffende Landwehre ihre Bemerkungen beizubringen.“ Ehe dies 
Separatvotum redigirt war, erfolgte der Schluß des Landtages, und 
den Städten blieb nichts übrig als es nachträglich den Akten bei— 
fügen zu laſſen!). Die Stadtverordneten der Hauptſtadt aber be- 
ruhigten ſich hierbei nicht, ſondern reichten es als Petition ſowohl 
bei dem General York als beim Könige ein. Den letzteren flehten 
ſie „in kindlichem Vertrauen um gnädige Hülfe und gnädigen Schutz“ 
gegen die unbedingte Allgemeinheit der Landwehrpflicht an?). Als 
kluge Bittſteller traten fie nicht ausſchließlich als Anwalt ihres ftän- 
diſchen Sonderintereſſes auf; fie erinnerten ſich auch der den Menno— 
niten und den Beamten drohenden Gefahr. Es gebe doch Religions- 
verwandte, die nach den Grundſätzen der Religion, welche ſie bekennen, 
nicht Waffen führen dürfen, und die Staats- und öffentlichen Be⸗ 
amten, welche mit gänzlicher Hingebung für König und Vaterland 
wirkten, könnten unmöglich gleichzeitig den Landwehrdienſt leiſten. 
„Ganz beſonders zeichnet ſich aber das Verhältnis des Bewohners 
von Gewerbe- und Handelsſtädten aus. Der Landmann und der 
Bewohner von Landſtädten hat in dem Zeitraum von der Ader- 
beſtellung bis zur Ernte und von der Zeit der Ernte bis zur neuen 
Ackerbeſtellung hinreichend Raum zu andern Beſchäftigungen, und es 
iſt die dauernde perſönliche Anweſenheit und Thätigkeit deſſelben bei 
feinem Eigenthum nicht jo unerläßlich als bei dem ſtädtiſchen Gewerks— 
mann und dem Kaufmann. Hier beruht alles auf perſönlicher An⸗ 
weſenheit und perſönlichem Wirken, und die Entfernung des Ge— 
werbsherrn zieht früher oder ſpäter die Zerſtörung des Gewerbes 
nach ſich. Die nachgegebene Befugnis, einen Stellvertreter zum Dienſt 
abzuſenden, hebt deshalb nicht die Beſorgnis, weil Stellvertreter in 
vielen Fällen gar nicht oder doch nur mit großen Schwierigkeiten zu 
haben ſein dürften, wodurch gerade der weniger Bemittelte am meiſten 


) Protokoll bei Droyſen II, 306. Witt 613. 
) Geh. Staats Archiv. 
Lehmann, Kneſebeck und Schön. 15 
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leiden dürfte.“ Es ſeien für die großen Gewerbſtädte andere Beſtim— 
mungen als für das Land und die Ackerſtädte erforderlich, wenn die große 
Stadt erhalten und Fähigkeit der Bürger zu andern für das gemeine 
Weſen nicht minder wichtigen Hülfsleiſtungen beſtehen bleiben ſolle. 
Der König möge alſo die Dienſtpflichtigkeit zur Landwehr für die 
Bürger der größeren Gewerbsſtädte nach dem Bedürfnis ihrer beſon— 
deren Lage mildern. Er möge geruhen, einer großen Anzahl Familien 
die ſie ernährenden Hände, ohne deren dauernde Thätigkeit ſie troſt— 
los hinſinken müßten, ſo lange zu ſichern, als nicht das gebieteriſche 
Schickſal durchaus ein anderes erheiſche. Sollte dies aber nicht an— 
gehen, ſo möge er wenigſtens geſtatten, daß in jeder Stadtkommune 
ein Comite der Einwohner beſtellt werde, welches berechtigt ſei, in 
einzelnen Fällen von der perſönlichen Verpflichtung zum Landwehr⸗ 
dienſt wegen beſonderer Umſtände des Falles zu entbinden und da— 
gegen das Aequivalent zu beſtimmen, welches der ſolchergeſtalt nicht 
leiſtungsfähige Stadteinwohner hierfür zu gewähren habe. Die ein- 
zelne Kommune bliebe dann verpflichtet, das auf fie treffende Kon- 
tingent zu geſtellen, welches in Königsberg, ohne den Bürgerſtand 
anzuziehen, ſehr füglich zuſammengebracht werden könne. 
Betrachtungen, die das Vorwiegen eines enge begrenzten, rein 
ökonomiſchen Geſichtspunktes bekunden und von einer erſchöpfenden 
ethiſchen und politiſchen Würdigung des großen Gedankens der allge— 
meinen Wehrpflicht ſehr weit entfernt ſind!). Trotzdem ſei es ferne 
von uns, deshalb auf die ehrſamen königsberger Patrizier einen 
Stein zu werfen. Der allgemeine Waffendienſt ſchneidet in alle 
Verhältniſſe des wirtſchaftlichen Lebens ſo tief ein, daß er nur in 
den Zeiten hochflutender nationaler Begeiſterung begonnen und nur 
durch hundertjährige Gewöhnung gelernt werden kann. Welche ge— 
waltigen Kämpfe hat es gekoſtet, ehe das moderne Frankreich ſich zu 
ihm bekehrt hat, und wie unermeßlich iſt er dem Preußen von 1813 
dadurch erleichtert worden, daß es in ſo einfachen wirtſchaftlichen 


1) S. die ſcharfe Abfertigung des Generals Pork, welche bereits Droyſen 
(I, 320 f.) veröffentlicht hat. 
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Verhältniſſen lebte, wenig Handel, noch weniger Induſtrie, faſt nur 
Ackerbau trieb, der, wie die königsberger Stadtverordneten völlig 
treffend hervorheben, durch die „Dienſtpflichtigkeit zur Landwehr“ die 
wenigſten Störungen erleidet. Es war auch eine Liſt der Idee, daß 
Napoleon die Induſtrie und den Handel Preußens vernichten mußte, 
um die Hinderniſſe einer Inſtitution zu beſeitigen, die ihn hat ſtürzen 
helfen. Trotzdem wäre es eine verhängnisvolle Selbſttäuſchung anzu⸗ 
nehmen, daß das Landwehrgeſetz von 1813 überall in Preußen mit 
Begeiſterung aufgenommen wäre; ähnlicher Widerſtand wie von 
Königsberg iſt uns von Berlin, Breslau, Potsdam, einem Theile 
Schleſiens überliefert worden. Sieht man genauer zu, ſo waren es 
die Orte, welche nach dem bis dahin gültigen Wehrgeſetze von der 
Aushebung zum ſtehenden Heere befreit geweſen waren. Auf dieſem 
Standpunkte ſtellt ſich die welthiſtoriſche Bedeutung des Kanton— 
Reglements von Friedrich Wilhelm I. dar: es war der Zuchtmeiſter 
auf die allgemeine Wehrpflicht. 

Ob es aber in der Kommiſſion zu einem Kampfe zwiſchen den 
ſtädtiſchen und den ländlichen Intereſſen gekommen iſt, oder ob auch 
die Vertreter der letzteren ſich die Stellvertretung ganz gern gefallen 
ließen, das iſt eine Frage, welche ſich aus dem bis jetzt vorliegenden 
Material nicht beantworten läßt. In einem anderen Zuſammenhange 
werden wir ſehen, daß 1808 eine Anzahl oſtpreußiſcher Adlichen beim 
Könige gegen die Einführung der allgemeinen Wehrpflicht petitionirte 
und daß ſogar Alexander Dohna im Jahre 1810 noch nicht zu den 
unbedingten Anhängern derſelben gehörte. 

Die Aenderungen, welche die Kommiſſion an dem Entwurfe von 
Clauſewitz vorgenommen hatte, wurden durch das Plenum des Land— 
tages in der Sitzung des 7. Februars noch vermehrt. Man beſchloß, 
daß die Anzahl der Freiwilligen jedem Orte auf fein Zwangskon⸗ 
tingent zu gut gerechnet, daß die Mitgliederzahl der General-Kom⸗ 
miſſion von 5 auf 7 erhöht, daß die Subſtituten von dem Stimm⸗ 
recht in der Kommiſſion ausgeſchloſſen werden ſollten “). 


) Protokoll bei Droyſen II, 302. 
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Hiernach bleibt, um den Antheil Dohnas an dem Geſetz zu er— 
mitteln, nur noch eine einfache Operation übrig. Da er ausdrücklich 
erklärt, ſeinen Entwurf nach dem von Clauſewitz verfaßt zu haben, 
fo brauchen wir bloß die Gedanken ſeines Vorgängers, die Aen— 
derungen des Ausſchuſſes!) und die des Plenums aus dem Geſetze 
auszuſcheiden und wir erhalten, was ihm gehört: abzüglich freilich 
der Korrekturen Steins ?). Daß die letzteren nicht mehr genau feſtzu⸗ 
ſtellen ſind, iſt kein großes Unglück; denn es bleibt überhaupt nur 
wenig übrig. Das meiſte find Ausführungsbeſtimmungen, nament- 
lich über die General-Kommiſſion, welche hier jene außerordentlichen, 
ſpäter wiederholt angefochtenen Befugniſſe erhält. „Die General- 
Kommiſſion iſt befugt, unmittelbar oder durch Requiſition der Lan⸗ 
des⸗Kollegien Verfügungen an jeden Beamten in den Provinzen zu 
erlaſſen, welche Verfügungen pünktlichſt und ſchleunigſt befolgt wer⸗ 
den müſſen, indem nur allein durch die äußerſte Anſtrengung aller 
Kräfte und durch die vollkommenſte Einheit in dieſen Anſtrengungen 
in einem ſo menſchenarmen und durch die Begebenheiten des letzten 
Jahres ſehr unglücklichen Landes wie Preußen die außerordentliche 
Maßregel der Landwehr mit Erfolg ausgeführt werden kann. Die 
General-Kommiſſion iſt ferner ermächtigt, jeden Verwaltungs-Offizi⸗ 
anten, welcher ihren Verfügungen nicht ſchleunigſt und vollſtändig 
Folge leiſtet, ſofort durch einen anderen auf ſeine Koſten in dem 
ihm aufgetragenen Geſchäfte erſetzen zu laſſen und ihn zur Unter- 
ſuchung und Beſtrafung den vorgeſetzten Landesbehörden anzuzeigen.“ 
— Wenn es geſtattet iſt, einem freilich nur ſubjektiven Eindruck Worte 
zu leihen, ſo bekenne ich, daß mir dieſe Sätze, namentlich der gegen 
die Verwaltungs-Offizianten gerichtete, mehr im Geiſte von Stein 


1) Es iſt wenig wahrſcheinlich, daß Dohnas Freunde dieſe als fein Eigen- 
thum reklamiren werden, wenngleich er Vorſitzender der Kommiſſion war. 

2) Vielleicht muß aus dem vorliegenden Texte auch noch einiges als Eigen- 
thum von Auerswald ausgeſchieden werden, der unzweifelhaft hier und da ge- 
ändert hat (ſ. feinen Bericht an Hardenberg vom 13. Februar im Geh: St. Arch., 
vgl. Droyſen II, 334). Die Frage iſt nur, worin dieſe Aenderungen beſtanden 
(die Angaben bei Droyſen II, 109 und Witt 596 gehen auf Schön zurück) und 
ob der Text bei Gerwien 73 f. die Variata oder die Invariata iſt. 
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als von Alexander Dohna entworfen zu ſein ſcheinen. Nach dieſer 
abermaligen Subtraktion bleibt von wichtigen Beſtimmungen nur 
noch Eine übrig, in § 1, wo es heißt: „In Hinſicht auf den Verluſt 
von mehr als einer halben Million Menſchen, welche die ohnehin 
menſchenarme Provinz Preußen auf dem rechten Weichſelufer durch 
den früheren und gegenwärtigen Krieg erlitten hat, ſoll die aus der 
Bevölkerung dieſer Provinz zu bildende Landwehr nicht auf dem lin» 
ken Weichſelufer gebraucht werden.“ Wäre dieſer Paragraph zur 
Ausführung gelangt, jo wären die Thaten der oſtpreußiſchen Land— 
wehr bei Großbeeren, Dennewitz und Leipzig, vor Küſtrin und genau 
genommen ſogar vor Danzig einfach unmöglich geworden. 

Die Tradition von dem ſpezifiſch oſtpreußiſchen Urſprung der 
Landwehr bedarf alſo ſchon nach den bisherigen Reſultaten unſerer 
Unterſuchung einer ſtarken Modifikation. Stein, kein Oſtpreuße, 
faßte den Gedanken einer außerordentlichen Bewaffnung, Clauſewitz, 
kein Oſtpreuße, entwarf die Grundzüge der Organiſation. Wenn die 
Landwehr eine ſo ganz und gar provinziale Schöpfung wäre, warum, 
dürfen wir fragen, ſchlugen die preußiſchen Notabeln in ihrer oben 
erwähnten Adreſſe vom 11. Januar ſie nicht dem Könige vor, anſtatt 
daß fie ſich auf das ſimple Anrathen der ruſſiſchen Allianz beſchränk— 
ten? Warum wurde ſie nicht von der ſtändiſchen Verſammlung des 
24. Januar beſchloſſen? Warum bedurfte es erſt der Intervention 
jener beiden nicht oſtpreußiſchen Männer? 

Nun geht freilich die Rede, daß ſchon 1811 in der Provinz ein 
Landwehrplan entworfen ſei. Es wird erzählt, daß im Sommer 
dieſes Jahres, als Scharnhorſt vor ſeiner Petersburger Miſſion in 
Oſtpreußen weilte, zwiſchen ihm und Schön die Frage der allgemei— 
nen Bewaffnung beſprochen worden. Scharnhorſt hätte Verſtärkung 
der vorhandenen Bataillone und daneben Erhebung der Maſſen als 
ſolcher, eine förmliche ſpaniſche Inſurrektion gewünſcht. Schön ſei 
dem mit der größten Entſchiedenheit entgegengetreten, hätte eine 
wirkliche und geordnete Bewaffnung möglichſt des ganzen Volkes, 
„formirte Nationalbataillone neben der Linie“ gefordert; erſt nach 
heißem Streiten ſei Scharnhorſt ſeinen Gründen gewichen, habe es 
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Schön überlaſſen, mit Pork das Nothwendige und Heilfame zu ver- 
abreden. Dieſe beiden hätten dann die erforderlichen Maßregeln, 
„die erſten praktiſchen Elemente der ſpäteren Landwehr“, verab- 
redet /). 

Es bedarf keines beſonderen Scharfblickes, um zu durchſchauen, 
auf wen dieſe Mittheilungen zurückgehen. Scharnhorſt Gegner der 
Landwehr, Schön Anhänger derſelben, Scharnhorſt im Streite dar- 
über von Schön überwunden: man würde hier die hiſtoriſche Muſe 


des Präſidenten von Gumbinnen wiedererkennen, auch wenn die Me- 


moiren des letzteren es nicht über jeden Zweifel erhöben, daß dieſe 
Aehnlichkeit kein Spiel des Zufalls iſt. Wir finden hier den Scharn- 
horſtſchen Plan, die Linie zu verſtärken, die Volksbataillone Schöns, 
den Widerſtand Scharnhorſts dagegen, ſein ſchließliches Nachgeben ?). 
Lauter Fiktionen, wie alles übrige, was Schön in ſeinen ſpäteren 
Jahren über dieſe Frage geſchrieben hat. Man kennt das grandioſe 
Projekt einer Volkserhebung, welches in demſelben Sommer, faſt in 
demſelben Monat Gneiſenau im Einverſtändnis mit Scharnhorſt?) 
entworfen hat: da handeln mehrere Kapitel auf das ausführlichite 
von den Milizen oder Landwehren, deren Thätigkeit von dem „Auf⸗ 
ſtande in Maſſe“ gar wohl unterſchieden wird ®). 


) Droyſen I, 308 f. 

) Aus den Papieren Schöns I. 66 f. Ebenſo das Sendſchreiben Schöns an 
Gottſchalk (Neue Preußiſche Provinzialblätter V, 1): „Bei einer Konferenz in Wehlau 
im Jahre 1811 erklärte ſich Scharnhorſt ausdrücklich gegen jede Aufſtellung einer 
bewaffneten Macht neben der Linie.“ Beachtung verdient, daß Schön, als er 
ſich zum letzten Male vor ſeinem Tode durch den Mund von A. Witt in Rau⸗ 
mers Hiſtoriſchem Taſchenbuch 1857 S. 545 vernehmen ließ, etwas vorſichtiger 
redete, nämlich alſo: „Schon im Jahre 1811 hatte der Präſident der Regierung 
von Gumbinnen v. Schön die Idee einer allgemeinen Landeserhebung in der 
Provinz Preußen erfaßt und zur Verwirklichung derſelben dem General York in 
Marienwerder einen Plan mitgetheilt, der von dieſem auch gebilligt wurde; Um⸗ 
ftände und Verhältniſſe aber hatten die Ausführung verhindert.“ Der Kampf 
mit Scharnhorſt fehlt hier gänzlich. 

3) S. weiter unten. 

) Auf dieſe Pläne bezieht ſich auch jene Denkſchrift orks aus dem Herbſt 
1811, welche man bisher irriger Weiſe mit den Schönſchen Mittheilungen kom⸗ 
binirt hat. Droyſen I, 309. 
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Die Abſicht Schöns iſt klar. Er wollte zu dem Drama, das 
er für den Winter 1813 in Scene ſetzte, ein kleines Vorſpiel haben, 
welches einen Theil der von ihm verwendeten Motive in verjüngtem 
Maßſtabe reproducirte: den oſtpreußiſchen, nicht militäriſchen Urſprung 
des Landwehrgedankens, den Widerſtand vom Centrum des Staates 
her, von Seiten der „Linien-Soldaten“, die Ueberwindung der mili- 
täriſchen Bureaukratie durch das populare Prinzip. Alles dies hoffte 
er durch doppelte Vorführung glaublicher zu machen. Er überſah 
dabei nur Eins. Bei der bedeutenden Rolle, die er ſich ſelbſt und 
General York — dieſen ganz mit Recht — während des Januars 
und Februars 1813 ſpielen läßt, iſt es ſchlechthin undenkbar, daß die 
beiden damals nicht hätten auf das angebliche, vor zwei Jahren ver— 
abredete Projekt zurückkommen ſollen. Dieſer Schluß iſt ſo zwingend, 
daß man ſich, um die Glaubwürdigkeit Schöns zu retten, zu einer 
ſehr gewagten Interpretation der Protokolle des Landtages entſchloſſen 
hat!). In der Sitzung des 7. Februars empfahl Dohna, der Ne- 
ferent des Ausſchuſſes, die Vorſchläge Porks damit, „daß fie nach der 
Verſicherung Sr. Excellenz ſchon im vorigen Kriege von Sr. Königl. 
Majeſtät approbirt, obgleich damals noch nicht exekutirt worden“. 
Der Ausdruck „im vorigen Kriege“ iſt allerdings jedenfalls inkorrekt, 
ihn aber auf die angeblichen Schön-Yorkſchen Verabredungen des 
Jahres 1811 zu beziehen und daraus gar zu folgern, daß ſie die 
Sanktion des Königs erhalten hätten, erſcheint völlig unzuläſſig. 
Denn die weitere Konſequenz wäre, daß der Verfaſſer des von Jork 
vorgelegten Entwurfes, Clauſewitz, nichts zu thun gehabt hätte als 
die Schön-Yorkſchen Vorſchläge von 1811 abzuſchreiben: was ſelbſt 
der eifrigſte Anhänger Schöns nicht behaupten wird. Ein wiederholt 
verwendetes Argument hebt uns auch hier über jeden Zweifel hin⸗ 
weg: dem Verfaſſer des Sendſchreibens würde dieſe Gelegenheit, ſein 
Licht noch heller leuchten zu laſſen, gewiß hochwillkommen geweſen fein. 

Es genügte Schön aber nicht, Einen oſtpreußiſchen Landwehrplan 
in die Vorgeſchichte des Jahres 1813 einzuſchwärzen; ſein großartiger 


) Droyſen II, 89. 99. Protokoll ebenda II, 302. 
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Sagenbau bedurfte einer ſtärkeren Fundamentirung, einer älteren 
Vergangenheit. Seine Provinz mußte die erſte fein, welche nach der 
Kataſtrophe von Jena mit dem Vorſchlage einer Volksbewaffnung 
vor die Krone trat, fie mußte ſogar der von dem Könige zur Reor— 
ganiſation der Armee eingeſetzten Kommiſſion, ſie mußte dem General 
Scharnhorſt, deſſen Milizprojekte aus der Zeit nach dem Tilſiter 
Frieden ſich nicht wegdisputiren ließen, den Rang ablaufen. Er be— 
hauptete alſo!), der Herzog von Holſtein und der Graf Dohna- 
Schlobitten hätten dem Könige ſchon Ende Oktober 1806, als er ſich 
auf dem Wege von Berlin nach Königsberg in Graudenz aufhielt, 
einen Volksbewaffnungsplan vorgelegt. Alles habe von Volksbewaff— 
nung geſprochen, und aus dieſer allgemeinen Stimme ſei auch der 
Scharnhorſtſche Plan am Schluſſe des Jahres 1807 entſtanden. Mit 
eben dem Rechte, mit welchem man Scharnhorſt als Stifter der 
Landwehr haben wolle, müſſe man, und mit mehrerem Rechte, den 
Herzog von Holſtein und den Grafen Dohna als Stifter der Land— 
wehr nennen. 

Die Kunſt dieſer Hiſtoriographie iſt bewunderungswürdig. Die 
unbequemen Scharnhorſtſchen Pläne, deren erſter bereits am 31. Juli 
1807 dem König überreicht wurde?), werden an den Schluß des 
Jahres geſchoben, um ihren Prioritätsanſpruch von vorn herein zu 
beſchränken; dagegen wird die Ankunft des Königs in Graudenz, 
die erſt Anfang November erfolgte ?), etwas vordatirt, um auch 
den angeblichen Landwehrplan Dohnas älter zu machen. Scharn— 
horſts Eintritt in den preußiſchen Dienſt, der bekanntlich ſchon 1801 
erfolgte, wird „kurz vor das Jahr 1806“ verlegt, damit die Be- 
hauptung plauſibel klingt: „er konnte unſer Volk nicht kennen“. Aus 
demſelben Grunde muß er „in dieſer kurzen Zeit nur in Berlin“ 
gelebt haben; ſeine Generalſtabsreiſen werden einfach ignorirt. Von 
Hippels Verhältnis zu Scharnhorſt heißt es: „ſo fern ihm dieſer 
auch ſtand“: eine völlige Unmöglichkeit, denn als Bearbeiter der mili— 

) Sendſchreiben an Gottſchalk a. a. O. 

) (Scherbening) Die Neorganifation der Preußiſchen Armee I, 76. 

) (Schladen) Preußen in den Jahren 1806 und 1807. S. 28. 
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täriſchen Angelegenheiten im Staatskanzleramte mußte er in vielfache 
Berührung mit dem General kommen; es kam aber Schön darauf 
an, das wichtige Zeugnis Hippels für den Scharnhorſtſchen Urſprung 
der Landwehr, welches uns ſpäter noch einmal beſchäftigen wird, zu 
diskreditiren. Als Träger des der Provinz Preußen nun einmal 
eigenthümlichen Landwehrgedankens erſcheinen der Herzog Friedrich 
von Holſtein- Beck, ein eifriges und von Scharnhorſt wie von 
Gneiſenau geſchätztes Mitglied des Tugendbundes !), und der alte, 
1810 verſtorbene Graf Friedrich Alexander Dohna, Obermarſchall im 
Königreich Preußen, der Vater von Alexander Dohna. Ihre Ver- 
wendung zu dieſer Rolle empfahl ſich aus dem Grunde ganz beſon— 
ders, weil ſo dem Landwehrgedanken eine gewiſſe Erblichkeit in der 
Familie Dohna vindicirt wurde; die Holſtein-Becks waren mehrfach 
mit der angeſehenſten Familie der Provinz Preußen verſchwägert, die 
Mutter von Herzog Friedrich ſelbſt war eine Dohna. Hätte Schön 
freilich ahnen können, daß wenig Jahre nach ſeinem Sendſchreiben 
an Rektor Gottſchalk der Enkel des Herzogs durch das Londoner 
Protokoll zum Erben der däniſchen Krone proklamirt werden würde, 
ſo hätte er vielleicht doch Bedenken getragen, dem Großvater des 
Protokollprinzen ein höheres Anrecht an die Schöpfung der preußi— 
ſchen Landwehr zuzumeſſen als dem General Scharnhorſt ?). Mit 
großem Geſchick vermeidet er übrigens eine ſcharfe Unterſcheidung 
zwiſchen dem alten und dem jungen Dohna; er erweckt in minder 
kundigen Leſern die Vorſtellung, daß es wohl gar der Dohna von 
1813 geweſen, welcher ſchon jenen Graudenzer Plan entworfen habe. 

Schön war zu beklagen. Er mußte es noch erleben, daß Do— 
kumente gedruckt wurden, die einen wahren Hohn auf dieſen ſeinen 
Mythus enthielten. Zu beklagen und doch zu beneiden. Denn man 


2) J. Voigt Geſchichte des Tugendbundes 39. Boyen Beiträge zur Kenntnis 
Scharnhorſts 32. 

) Es iſt auffallend, daß Schön in feinen ſpäteren Kundgebungen die Wah⸗ 
rung der Landwehranſprüche des Hauſes Holſtein-Beck-Glücksburg wieder aufgab. 
Vielleicht hängt dies mit dem Umſchwunge zuſammen, der ſich in der deutſchen 
liberalen Welt zu Ungunſten jenes Hauſes vollzog. 
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hat dieſe Dokumente!) geleſen und wieder geleſen und den ſchneiden— 
den Widerſpruch gegen die Behauptungen Schöns völlig überſehen. 
Ich theile ihren Inhalt etwas ausführlicher mit, weil ſie für die 
Zeit, wo nach Schöns Behauptung „alles“ von Volksbewaffnungs⸗ 
plänen geſprochen hätte, einen Widerſtand aus der Mitte der oſt— 
preußiſchen Stände gegen ein vom König ausgehendes Volksbewaff— 
nungsprojekt konſtatiren, der dadurch nicht an Intereſſe verliert, daß 
zu den Opponirenden auch der eine von Schöns Landwehr-Autoren, 
der Herzog von Holſtein-Beck, gehört. Ganz abgeſehen von Schöns 
Glaubwürdigkeit, hoffen wir ſo den Vertheidigern des oſtpreußiſchen 
Urſprungs der Landwehr wenigſtens das Geſtändnis abzunöthigen, 
daß die Idee in der Provinz nicht eben alt war und ſich aus ihren 
natürlichen und hiſtoriſchen Eigenthümlichkeiten keineswegs mit Noth- 
wendigkeit ergab. 

Auf die Nachricht von der Schlacht bei Jena richteten am 
25. Oktober 1806 einige ehemalige Offiziere, junge Edelleute und 
Studirende, ſämmtlich aus der Provinz Preußen, durch die Ver— 
mittelung des Generallandſchaftsdirektors v. Korff eine Eingabe an 
Friedrich Wilhelm III., in welcher ſie ſich erboten, zur Vertheidigung 
des bedrängten Vaterlandes in die Armee einzutreten. Der König 
antwortete am 31. Oktober von Schneidemühl aus in einer merk— 
würdigen Kabinetsordre. Indem er für das Anerbieten ſeiner treuen 
und patriotiſch geſinnten Vaſallen dankte und erklärte, davon wahr⸗ 
ſcheinlich Gebrauch machen zu wollen, gab er ihm gleichzeitig eine 
Wendung, als wenn damit eine allgemeine, außerordentliche Landes— 
bewaffnung gemeint geweſen ſei; wie dieſe am ſchnellſten und wirk— 
ſamſten in der Provinz auszuführen ſei, möchten die Petenten mit 
dem Provinzialminiſter Freiherrn v. Schrötter überlegen. An dem- 
ſelben Tage erging an dieſen der Befehl, mit Männern des Landes, 
die von Kraft und Vaterlandsliebe belebt ſeien, ſchleunigſt Rückſprache 
zu nehmen, wie und in welcher Art das Gros der Nation und alle 


) Droyſen hat ſich durch ihre Veröffentlichung (Pork II, 277 ff.) ein nicht 
hoch genug zu ſchätzendes Verdienſt erworben. 
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junge Mannſchaft derſelben zu bewaffnen ſei, damit ſich ſelbige theils 
an die Armee anſchließen, theils die bewaffneten Plätze vertheidigen 
helfen könne. 

Da die erſte Eingabe verloren gegangen und ihr Inhalt nur 
aus den ſpäteren Verhandlungen zu entnehmen iſt, ſo muß dahin 
geſtellt bleiben, ob die Interpretation des königlichen Hauptquartiers 
ſachlich begründet war oder nicht; die Petenten und die Stände haben 
nachher behauptet, es wäre ihnen nicht in den Sinn gekommen, eine 
von den Grundſätzen der bisherigen Heerespolitik Preußens abweichende 
Landesbewaffnung vorzuſchlagen 1). Jedenfalls widerſtrebten fie, als 
zur Ausführung geſchritten werden ſollte, einer ſolchen Neuerung auf 
das entſchiedenſte. 

Miniſter Schrötter, ſelber ein Mitglied der oſtpreußiſchen Ritter⸗ 
ſchaft, wandte ſich am 2. November von Graudenz aus, wo er den 
König erwartete, an die „älteſten und erſten“ feiner Herren Mit- 
ſtände, an den Herzog von Holſtein-Beck, an den General-Lieutenant 
v. Hauſen, den Kammerpräſidenten v. Auerswald (den ſpäteren 
königsberger Regierungspräſidenten, mit dem wir uns ſchon ſo oft 
beſchäftigt haben), den Generallandſchaftsdirektor v. Korff, den Ritt⸗ 
meiſter Sandes v. Hoffmann. Er theilte ihnen ſeinen Auftrag mit 
und bat ſie, ſchleunigſt zu überlegen: wie die junge Mannſchaft in 
den Städten und auf dem platten Lande zu bewaffnen ſei, wie die 
Haufen zu organiſiren ſeien, welche Männer ſich im Lande befänden, 
die gedient hätten, und welche andere, die den guten Willen und die 
Kraft beſäßen, ſich an die Spitze dieſes Aufgebots zu ſtellen. Schrötter 
überließ es ſeinen Mitſtänden gänzlich, noch „mehrere Männer ihrer 
Art“ zu ihren Berathungen hinzuziehen; nur ſei kein Augenblick Zeit 
zu verlieren, Se. Majeſtät hätten den Aufruf ſchon gezeichnet. 

Man merkt dem Schreiben an, daß es dem Autor Ernjt war 
mit ſeiner Sache. Der alte Friedrich Leopold v. Schrötter, der dem 
Staate nun ſchon über 50 Jahre diente, war ſehr jung in die 
Armee getreten, hatte es bis zum Major und Mitgliede des Ober- 


1) Droyſen II, 285. 288. 
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kriegskollegiums gebracht und dann erſt die Verwaltungskarriere ein⸗ 
geſchlagen !); ein Soldat König Friedrichs, empfand er die Schmach 
des Vaterlandes doppelt ſchmerzlich und zauderte nicht, zu außer— 
ordentlichen Mitteln zu greifen. Aber auch über den König hatte 
in dieſem Augenblick die Friedenspartei keine Gewalt; die Unter⸗ 
zeichnung der Proklamation, in welcher er die allgemeine Bewaffnung 
forderte, beweiſt, daß er zum äußerſten entſchloſſen war. 

Die Oppoſition der Stände vereitelte alles. Noch bevor das 
Schreiben Schrötters in Königsberg eingetroffen war, hatte ſich der 
Generallandſchaftsdirektor beeilt, als Antwort auf die zwei Tage 
ältere Kabinetsordre ein Schreiben an den Miniſter zu richten 
(4. November), in welchem er ſich von jeder Mitwirkung bei der 
beabſichtigten Landesbewaffnung losſagte. Er erklärte, ihm ſchiene 
ein allgemeines Aufgebot des Landſturmes unmöglich, ohne Nutzen, 
höchſt ſchädlich. Wer ſollte dieſen rohen Haufen als Chef oder als 
Subalterner organiſiren, kommandiren und ſeinen ganzen Ruhm und 
Ehre ohne Ausſicht eines Vortheils für den Staat aufs Spiel ſetzen? 
„Die General-Lieutenants Herzog von Holſtein und v. Hauſen und 
mehrere warteten nur auf einen Wink, fo würden fie ſich mit Enthu— 
ſiasmus während des Krieges bei einer regulären Armee haben an— 
ſtellen laſſen, wo der Krieg ſo große Lücken gemacht haben muß. 
Und eben ſo dachten mehrere. Des Herzogs von Holſtein beiliegen— 
der Brief und die mündliche ebenſo lautende Deklaration des General— 
Lieutenant v. Hauſen und der übrigen ſagt ganz deutlich, daß ſie ſich 
nie dazu verſtehen können, in einem Landſturm aufzutreten.“ In 
ſeiner Abneigung gegen jede außerhalb der regulären Armee ſtehende 


) Schück in den Abhandlungen der Schleſiſchen Geſellſchaft für vater- 
ländiſche Kultur 1867. Philoſ.⸗-hiſtor. Klaſſe S. 68. — Schrötter iſt auch einer 
von den halb oder ganz vergeſſenen Reformern vor der Reform. Schon vor 
1806 wirkte er für Aufhebung der Binnenzölle, der Bannrechte, des Mahl- und 
Getränkzwanges und für Verwandlung der Domänen-Frohnden in eine Geld- 
abgabe; vgl. oben S. 109. Natürlich traf auch ihn Schöns Neid; nach den 
Memoiren (I, 42 f.) muß jedermann glauben, er wäre ein böſer Reaktionär 
geweſen. 


+ ein. lt 


1— — 0 - 


— 237 — 


Landesbewaffnung geht Korff ſogar ſo weit, daß er ſich nicht einmal 
von der Landmiliz etwas verſpricht, deren Errichtung auf Grund der 
Landwehrprojekte des Jahres 1803 (nicht etwa in Folge irgend einer 
ſtändiſchen Initiative) beſchloſſen und nur durch den Ausbruch des Krieges 
unterbrochen war!); fie würde, meint er, in dieſem Moment nicht 
viel ausrichten und nur die Magazine leeren helfen. Ferner würde 
es in dieſer ſo verworrenen Zeit nicht politiſch gehandelt ſein, alle 
Gutsbeſitzer von den Gütern aufzurufen; es ſei doch nothwendig, daß 
ſie daheim blieben, um das Volk ſo viel als möglich in Ordnung zu 
halten. Indem er dann zu den Argumenten für die Nutzloſigkeit 
der Maßregel übergeht, wirft er die Frage auf, ob wohl rohe, un— 
geübte Menſchen einem aufs äußerſte disziplinirten, ſiegestrunkenen 
Feinde auch nur zwei Stunden widerſtehen, wo die beſte Armee der 
Welt ohne Erfolg gefochten? Hieße dies nicht alle dieſe Menſchen 
ohne Nutzen zur Schlachtbank führen? Wäre es nicht rathſam bei 
jetziger Lage der Sache, dieſe Menſchen auf günſtigere Zeiten, die 
doch einmal kommen müßten, aufzubewahren? Eine Rekruten-Aus⸗ 
hebung wäre von mehr Nutzen; unter die Regimenter geſteckt, füllten 
fie einen Platz; fie könnten wo nicht ſchießen, jo doch mit dem Ba- 
jonett ſtoßen und müßten der Impulſion des Ganzen folgen. Der 
gediente Offizier, in ein Regiment Infanterie oder Kavallerie ein- 
gereiht, diene mit ſeiner Perſon, er diene mit ſeinem Kopf, wenn 
man ihm Spielraum laſſe; er diene ſchon dadurch, daß er durch 
ſeine Bravour den Mut des Soldaten erhebe. Alles dies falle bei 
zuſammengerafftem Volk weg. Der Offizier ſelbſt könne nicht mit 
dem Mut fechten, wenn er jeden Augenblick fürchten müſſe, verlaſſen 
zu werden und auf dem Schlachtfeld allein ſtehen zu bleiben. Was 
hülfe alſo eine ſolche Horde unexercirter Menſchen, ſie würden nur 
den Magazinen der Armee ohne Nutzen zur Laſt fallen und dem Feinde 
nichts ſchaden. Korff ſchließt ſein Votum mit der Erklärung, daß er ganz 
gegen ein allgemeines Aufgebot ſei; für nützlich halte er dagegen die 


Rekrutirung von Gemeinen und Freiwilligen, die Einreihung derſelben 


2) Ich werde ſpäter darüber ausführlicher handeln. 
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in die Regimenter, die Annahme der Offiziere und jungen Edelleute, 
welche ſich gemeldet, und Placirung derſelben in der Armee. 

Weſentlich in demſelben Sinne gehalten, wenngleich weniger 
ſchroff und hart in der Form, iſt die Antwort, welche die um ihre 
Anſicht befragten Stände auf das inzwiſchen eingegangene Schreiben 
Schrötters ertheilten. Sie hatten von der ihnen gewährten Er- 
laubnis Gebrauch gemacht und noch zwei ihrer Mitſtände hinzuge— 
zogen, einen Grafen Finkenſtein und Karl Alexander v. Bardeleben. 
Dagegen fehlte es an Zeit, einen der Gefragten, Sandes v. Hoff— 
mann, der gerade von Königsberg abweſend war, herbeizurufen. Der— 
ſelbe erklärte ſeine Zuſtimmung nachträglich in einer beſonders draſti— 
ſchen Weiſe: „Unſere Kantons-Einrichtungen erfordern ganz andere 
Maßregeln zur Bewirkung eines allgemeinen Landaufgebotes als in 
anderen Staaten. Hier muß alles durchs Militär und durch die 
Kammern bewirkt werden, weil die Stände weder Gehorſam noch 
Folge finden würden.“ Er ging hiermit über die Meinung der 
übrigen faſt noch hinaus. Doch behaupteten auch dieſe, daß eine vom 
Lande ſelbſt zu veranſtaltende regelloſe Bewaffnung aller jungen 
Mannſchaft eben ſo unthunlich als gefahrvoll ſei. Was geſchehen 
könne und ſolle, müſſe wohl von Sr. Majeſtät befohlen und durch 
königliche Militärbehörden angeordnet und organiſirt werden, damit 
es auf dieſe Weiſe den Stempel einer vorwurfsfreien Regularität 
erhielte. Den Ständen dünkte alſo alles, was nicht regulär war, 
regellos. Sie verſprachen ſich von der auszuhebenden jungen Mann⸗ 
ſchaft uur dann einen Vortheil, wenn fie den regulären Truppen ein- 
verleibt, auch zur Belebung ihres Mutes denſelben völlig gleich be— 
handelt würde. Und was die Verſtärkung des Offizierkorps beträfe, 
fo würden ſich gewiß viele vom Adel bereit finden laſſen, jedoch wür- 
den ſie wohl nur bei den regulären Truppen dienen wollen, dagegen 
Bedenken tragen, bei dem Landesaufgebot angeſtellt zu werden. An 
andere als adliche Offiziere wagten die Stände nicht einmal zu 
denken. 

Dieſes ewig denkwürdige Aktenſtück trägt das Datum: Königs⸗ 
berg den 5. November 1806 und iſt unterzeichnet von Bardeleben, 
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Finckenſtein, Korff, Auerswald, Hauſen und dem Herzog Friedrich 
von Holſtein-Beck. 

Wie? Vom Herzog Friedrich, der nach Schön vor kaum acht 
Tagen („Ende Oktober 1806“) in Graudenz dem König einen Volks— 
bewaffnungsplan vorgelegt haben ſoll? Ein Zweifel an der Identität 
der Perſon iſt nicht möglich, es gab überhaupt nur einen Herzog von 
Holſtein- Beck, der damals in zurechnungsfähigem Alter ſtand !). 
Derſelbe Herzog Friedrich, dem Schön die Priorität des Landwehr— 
gedankens vor Scharnhorſt zuweiſt, erklärt jede Verwendung der 
vaterländiſchen Wehrkraft außerhalb der Cadres des ſtehenden Heeres 
für unthunlich und gefahrvoll; derſelbe Herzog Friedrich, der Ende 
Oktober einen Volksbewaffnungsplan vorlegt, erklärt in einer ſchrift⸗ 
lichen Eingabe an den Generallandſchaftsdirektor der Provinz, er 
könne ſich nie dazu verſtehen, in einem Landſturm, ſei es auch als 
Führer und Organiſator, aufzutreten. Wir wollen abwarten, ob nach 
dieſer Probe von Wahrhaftigkeit irgend ein Anhänger Schöns uns 
zumuten wird, auch nur eine Zeile von ſeiner Hand ohne ander— 
weitige Bürgſchaft zu glauben. 

Es wäre eine wahre Verſündigung am Geiſte der hiſtoriſchen 
Methode, wenn man, nachdem der eine Autor des Graudenzer Land— 
wehrplans gefallen iſt, noch ſuchen wollte, den andern zu retten. 
Doch mag es nicht überflüſſig ſein darauf hinzuweiſen, daß ein 
Schreiben des Obermarſchalls Dohna an Korff aus Finckenſtein vom 
30. Oktober 1806 vorliegt, welches die erſte durch Korff vermittelte 
Eingabe an den König beſpricht, von ſeiner eigenen Bereitwilligkeit 
dem Vaterlande zu nützen redet, auch den Herzog von Holſtein er— 
wähnt, und doch nicht die geringſte Anſpielung weder auf jenen 
Landwehrplan noch auf eine Reiſe nach Graudenz enthält. Und daß 
der alte Obermarſchall eine Abweichung von der traditionellen Heeves- 
politik des preußiſchen Staates gründlich verabſcheute, das ergiebt ſich 
aus einem Dokumente, welches zwar nicht die Frage der Landwehr, 


2) Der einzige Sohn von Herzog Friedrich, der Vater des jetzigen Königs 
von Dänemark, war 1785 geboren, alſo eben 21 Jahre alt. 
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aber die ihr nahe verwandte der allgemeinen Wehrpflicht behandelt. 
Am 7. November 1808, alſo zu einer Zeit, wo ſchwere Schidjals- 
fügungen ſo manchen Stolz gebrochen hatten, petitionirte der Graf 
Dohna auf Schlobitten — es iſt eben der Obermarſchall, der ſein 
Stammgut erſt 1810 auf ſeinen älteſten Sohn Alexander vererbte 
— mit zwölf Genoſſen, darunter noch zwei Dohnas )), die beide ſpäter 
an dem Landtage von 1813 Theil nahmen, bei Friedrich Wilhelm III. 
um Schutz und Sicherheit für die wohl hergebrachten Rechte und 
Privilegien des Adels ?). Als erſtes derſelben, noch vor der Patri— 
monial⸗Gerichtsbarkeit, wird die Exemtion von der allgemeinen Wehr- 
pflicht bezeichnet. Denn die letztere habe das Licht der Welt als Ge— 
burt einer Revolution erblickt, welche in Frankreich alle beſtehenden 
Ordnungen und Verfaſſungen zertrümmerte; ſie könne ihrer Natur 
nach nur auf dem Begriff einer allgemeinen Gleichheit beruhen; ihre 
Ausdehnung auch auf den Adel würde die völlige Vernichtung des— 
ſelben herbeiführen. Es würden ihnen dann nur noch leere und un— 
nütze Titel übrig bleiben, um deren Abſchaffung ſie ſelber bitten 
müßten. Doch ſei dieſer Umſturz nicht zu beſorgen, denn die adli— 
chen Rechte ſeien ja ein weſentlicher Theil jener Staatsverfaſſung, 
welche die glorreichen Vorfahren Sr. Majeſtät geſchützt und welche 
Se. Majeſtät ſelbſt feierlich verſprochen habe aufrecht zu erhalten. 
Ich möchte dieſe Adlichen jo wenig wie jene Königsberger Bür— 
ger gleich eines Mangels an Patriotismus zeihen, weil ſie einer 
Umgeſtaltung der vaterländiſchen Wehrverfaſſung widerſtrebten. Die 
Namen Dohna und Auerswald, Bardeleben und Finckenſtein reden 
eindringlicher als der beredteſte Anwalt vermöchte. Aber auch der 
Name der Holſtein-Becks hat einen guten Klang in unſrer Geſchichte, 
drei von ihnen haben die Treue gegen ihr Adoptivvaterland mit 
ihrem Blute beſiegelt: der eine fiel an der Seite des erſten Königs 
vor Bonn, ein andrer bei Prag, der dritte, Herzog Friedrichs Va⸗ 


) Dohna ⸗Schlodien und wahrſcheinlich Dohna-Brunau, jener Ludwig, der 
1813 den oſtpreußiſchen Entwurf nach Breslau brachte. 
2) Geh. Staats⸗Archiv. 
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ter, erlag ſeinen Wunden aus der Unglücksſchlacht von Kunersdorf. 
Derſelbe Auerswald nahm 1813 die ſchwere Verantwortung auf ſich, 
die Hand zur Organiſation der oſtpreußiſchen Landwehr zu reichen, 
ehe die Genehmigung des Königs eingetroffen war. Derſelbe Barde— 
leben beſchloß als Mitglied des Landtages, von dem unſere Unter⸗ 
ſuchung handelt, die Landesbewaffnung, ſaß mit in der ſtändiſchen 
General-Kommiſſion und zog als Führer einer Landwehrdiviſion 
ſeiner Provinz vor Küſtrin, wo er ſein Leben ließ. Derſelbe Herzog 
Friedrich erklärte ſich nach dem Tilſiter Frieden auf die Aufforderung 
von Scharnhorſt und Gneiſenanu bereit, Anführer eines allgemeinen 
Landesaufgebotes zu werden !). Eine Sinneswandlung, die ihre Er⸗ 
klärung vielleicht nicht ausſchließlich in der ſchweren inzwiſchen über 
das Vaterland verhängten Prüfung findet. Jene Männer waren 
erſchreckt und rathlos geweſen, als man ihnen zumutete, in kurzer 
Zeit den großartigen Gedanken einer allgemeinen Volksbewaffnung 
im Einzelnen durchzudenken und auszugeſtalten; einige von ihnen 
ſahen ſogar in der Durchführung des allgemeinen Waffendienſtes 
einen Angriff auf ihre Privilegien: ſchließlich aber willigten ſie alle 
ein, als ſie ſahen, daß es der Krone Ernſt war mit ihrer Forderung 
und daß gewiegte Militärs das für unmöglich Gehaltene in zahl- 
reichen Entwürfen für die legislatoriſche Ausführung vorbereitet 
hatten. 

Was aber wäre wohl aus Preußen geworden, wenn es da— 
mals eine ſtändiſche oder repräſentative Verfaſſung gehabt hätte, 
wenn anſtatt des Königs und ſeiner Beamten ein Oberhaus mit den 
Petenten vom 7. November 1808 oder ein Unterhaus mit den Pe- 
tenten vom 12. Februar 1813 den Ausſchlag gegeben hätte? Das 
eben erfüllt den Patrioten mit Zorn gegen Schön und feine Ge- 
ſchichtsmacherei, daß er in ſchnöder Undankbarkeit für den Hort der 
Reaktion ausgiebt, was in Wahrheit die feſteſte Stütze des Fort⸗ 
ſchrittes war. 


1) Gerwien 143. Friccius Geſchichte der Blockade Küſtrins 36 f. Boyen 
Beiträge zur Kenntnis von Scharnhorſt 32. 
Lehmann, Kneſebeck und Schön. 16 
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Noch aber ſind wir mit der an ihm zu übenden Kritik nicht am 
Ziele. Denn er verfolgt bei ſeiner Darſtellung der Landwehrange— 
legenheit zwei Zwecke. Der eine iſt, die neue Art der Bewaffnung 
in Urſprung und Ausführung ausſchließlich ſeiner Heimatprovinz zu 
vindiciren, der andre, eine Oppoſition der Berufsſoldaten und der 1 
Centralgewalt des Staates nachzuweiſen, deren Ueberwindung unſäg— 
liche Arbeit koſtete, und eben dadurch beitrug, den Ruhm der Provinz 
zu vermehren. Nachdem ſich der Autor des erſten Theiles ſeiner 
Aufgabe entledigt hat, ſchließt er das Sendſchreiben mit einigen Be- 
merkungen, welche den zweiten Theil betreffen. Sie lauten: „Scharn- | 
horſt in Breslau konnte von alle dem, was in Preußen ſo ſchnell 
nach einander vorging, nichts wiſſen, und der Graf Dohna und ich, | 
wir nahe Freunde von Scharnhorſt, hatten auch Bedenken, ob Scharn- f 
horſt auf eine Landesbewaffnung in unſerer Art eingehen würde, da 
er noch im Jahre 1811 bei einer Konferenz in Wehlau mit mir | 
ausdrücklich ſich dagegen erklärt hatte. Er war großer Linien Soldat! 
Gneiſenau war damals in England, Grolman in Jena.“ Ob nun 


Scharnhorſt wirklich den erwarteten Widerſtand geleiſtet, erfahren r 
wir hier nicht; dafür verweiſt Schön, um nicht noch einmal eine 


Darſtellung des ſchon wiederholt behandelten Herganges geben zu N 
müſſen, auf ältere Quellen. Vielleicht war er der häufigen Wieder- 
holungen überdrüſſig, vielleicht, was wahrſcheinlicher, ſchien ihm eini— 
ges von ſeinen Aufſtellungen nach den inzwiſchen veröffentlichten 
Entgegnungen ſelber nicht mehr recht haltbar. 

In der Biographie Alexander Dohnas von J. Voigt, welche er 
in erſter Linie citirt, finden wir einige Briefe jenes Ludwig Dohna, 
der, ein jüngerer Bruder von Alexander, mit dem oſtpreußiſchen 
Landwehrentwurf zum Könige nach Breslau geſchickt wurde. Sie ſind | 
äußerſt knapp und eröffnen kaum einen flüchtigen Einblick in den Inhalt | 
der Debatten, welche damals in der ſchleſiſchen Hauptſtadt über die wa 
neue Landesbewaffnung gepflogen wurden: das ſchärfſte, was der 
Briefſchreiber gegen Scharnhorſt ſagt, ſind die Worte: „Hier in 
dieſer Provinz kann man der Sache nicht rechten Geſchmack abge- 
winnen.“ Trotzdem hat Alexander ſpäter erklärt: „Mein Bruder 
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unternahm das ungeheure und ſchwierige Werk, nach Breslau zu 
reiſen und dort trotz des entſetzlichſten Widerſtrebens die Idee der 
Landwehr ins Leben zu rufen“ !), und der Biograph reſumirt ſeine 
Unterſuchung dahin, daß Scharnhorſt „ſich über das reguläre Sol- 
datenverhältnis nicht zu erheben wußte und ihm daher der Beſchluß 
des Landtages anfangs auf keine Weiſe zuſagen konnte“. 

Ich will das Gewicht jener Zeugniſſe nicht beſtreiten, aber ſelbſt 
wenn aus ihnen folgen ſollte, was der Bruder und deſſen Biograph 
herausgeleſen haben, ſo wäre die Frage noch keineswegs im Sinne 
der Schönſchen Aufſtellungen erledigt. Völlig unberührt bliebe das 
vorher gewonnene Reſultat, daß Clauſewitz das oſtpreußiſche Landwehr⸗ 
edikt entworfen hat, und hiermit iſt auf alle Fälle Scharnhorſt ein 
hervorragender Platz unter den intellektuellen Urhebern des Geſetzes 
geſichert. Denn Clauſewitz war ſein treueſter und liebſter Schüler: 
wie intim das Verhältnis war, haben wir geſehen, als wir von den 
„Dreihundert“ handelten ?), im Januar 1813 war noch kein Jahr 
verfloſſen, ſeitdem der tägliche, faſt ſtündliche Ideenaustauſch zwiſchen 
den beiden Männern gewaltſam unterbrochen war. Man würde dem 
Genius des jüngeren unter ihnen Unrecht thun, wenn man annehmen 
wollte, daß er nur einer unſelbſtändigen Reproduktion der Ideen des 
älteren fähig geweſen wäre: aber ſo viel erſcheint völlig gewiß, daß 
er in einem hochbedeutſamen hiſtoriſchen Momente über eine funda⸗ 
mentale militärpolitiſche Frage keinen Vorſchlag formulirt haben 
wird, welcher den Entſchließungen des gefeierten Meiſters hätte prä- 
judiciren können. 

Zum Glück läßt ſich dieſe Annahme aus den Regionen fub- 
jeftiver Vermutung in das Gebiet objektiver Thatſachen erheben. Es 
find Urkunden vorhanden, welche beweiſen, daß Scharnhorſt den Ge— 
danken einer Landwehr vor den Oſtpreußen und auch vor Clauſewitz 
gehabt hat. Die Erinnerung an dieſe älteren Pläne iſt niemals 
gänzlich erloſchen geweſen. In der oben beſprochenen Vollmacht, 


1) Nachlaß von J. Voigt. 
) S. oben S. 53 f. 
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welche Kaiſer Alexander Stein mit auf den Weg nach Königsberg 
gab, heißt es: „Wir beauftragen ihn, darüber zu wachen, daß die 
Bewaffnung der Landwehr und der geſammten Bevölkerung nach den 
Plänen vollzogen werde, welche im Jahre 1808 aufgeſtellt und von 
Sr. Majeſtät dem Könige von Preußen gebilligt wurden.“ Alexander 
Dohna rieth, wie wir ſahen, den Ständen, nicht über die Vorſchläge 
Yorts (d. h. den Entwurf von Clauſewitz) hinauszugehen, da fie 
„ſchon im vorigen Kriege“ vom Könige approbirt ſeien, womit natür- 
lich die Scharnhorſtſchen Vorſchläge aus dem Kriegsjahre 1807 ge- 
meint find‘). Als Schön 1819 den Verſuch machte, die Hiſtorie 
von dem oſtpreußiſchen Urſprung der Landwehr in weitere Kreiſe 
zu bringen, erklärte Boyen, „aus eigenhändigen, in den Akten be— 
findlichen Aufſätzen des verewigten Scharnhorſt gehe hervor, daß 
dieſer ſchon im Jahre 1808 die Idee einer allgemeinen Landes- 
bewaffnung hatte und zur Sprache brachte“. Dieſelbe Behauptung 
wiederholte er in der durch die Voigtſche Biographie provocirten 
Schrift über Scharnhorſt, und als er nach dem Regierungsantritt 
Friedrich Wilhelms IV. zum zweiten Male ins Kriegsminiſterium 
berufen war, ließ er aus den Archiven deſſelben im Militair-Wochen⸗ 
blatt des Jahres 1846 einige dieſer Aufſätze veröffentlichen. 

Da Schön alſo ihre Exiſtenz nicht beſtreiten konnte, ſo griff er 
zu dem nahe liegenden Mittel, ihre Bedeutung herabzuſetzen. Er 
that dies in dem Sendſchreiben an Rektor Gottſchalk, wo an die 
Erwähnung des angeblichen Graudenzer Planes von 1806 folgende 
Betrachtung angeſchloſſen wird: „Aus dieſer allgemeinen Stimme ent⸗ 
ſtand auch der Scharnhorſtſche Plan am Schluſſe des Jahres 1807. 
Dieſer Plan zeichnete ſich zwar dadurch aus, daß er eine militäriſche 
Entwickelung, ohne daß dazu die Schule durch das ſtehende Heer 
nöthig ſei, annahm, aber nach § 8 war dieſe Miliz oder Landwehr 
oder Provinzial⸗Truppe zunächſt zur Erhaltung der inneren Ruhe 
des Staats und demnächſt zur Defenſion des Landes beſtimmt. Ihr 
lag alſo gerade ein entgegengeſetztes Prinzip als das unſerer Yand- 


1) Vgl. oben S. 231. 
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wehr, wo das Land ſogar die Diviſionäre wählte und wo Krieg 
Baſis war, zum Grunde. Die Miliz ſollte Ordnung halten. Auf 
der andern Seite ſollte durch dieſe Miliz der damals militärfreie 
Mittelſtand an militäriſche Gedanken gewöhnt werden, damit man 
aus ihm, wie ſpäter aus den Freiwilligen, gute Offiziere bekomme. 
Der § 17 bahnte den Weg, aus der Miliz Linie zu machen, und 
indem dieſer Miliz zuerſt Erhaltung der inneren Ruhe des Staats 
als erſte Aufgabe geſtellt war, wird die dabei erwähnte Vertheidigung 
des Landes, unſerm Landwehr-Prinzip entgegen, erſt zweite Aufgabe. 
Scharnhorſt ſetzte auf dieſen Plan auch ſo wenig Werth, daß er ihn 
ganz ignorirte, und in der ganzen Zeit von 1807 bis zu ſeinem 
Tode, in welcher Zeit ich theils amtlich, theils privatim viel über 
Volksbewaffnung mit ihm verhandelte, niemals auf dieſen Plan zu— 
rückgekommen iſt. Auch gegen den verſtorbenen Miniſter Dohna hat 
er, obgleich beide in einem nahen Verhältnis ſtanden, niemals ſeinen 
Plan von 1807 erwähnt, im Gegentheil erklärte der Miniſter mir 
mündlich und ſchriftlich, daß er keinen ſolchen Plan von Scharnhorſt 
kenne, und äußerte ſogar darüber Zweifel, ob Scharnhorſt ſelbſt einen 
ſolchen Plan aufgeſtellt habe.“ 

Eine Reihe von Behauptungen, welche kaum unter ſich, geſchweige 
denn mit der Wirklichkeit übereinſtimmen und nur über einen Punkt 
völlig unzweideutig ſind, über die Abſicht des Autors, Scharnhorſt 
um das Verdienſt des Landwehrgedankens zu bringen. Das Projekt, 
gegen welches er ſeine Kritik richtet, iſt der „Vorläufige Entwurf der 
Verfaſſung der Provinzialtruppen“, welchen kurz vorher Major Ger- 
wien im Beihefte des Militair-Wochenblattes von 1846 veröffentlicht 
hatte. Ausdrücklich war vom Herausgeber hinzugefügt, daß Scharn⸗ 
horſt ihn eigenhändig geſchrieben habe, und fo mußte denn Schön 
wohl oder übel von einem „Scharnhorſtſchen Plane“ reden: wie 
ungern er ſich aber zu dieſem Zugeſtändnis entſchloß, erſieht man 
deutlich daraus, daß er hinterher doch wieder auf die ſchon von 
J. Voigt verwendete Erklärung des Miniſters Dohna zurückkam, der 
einmal geäußert hatte, vielleicht ſei überhaupt niemals ein Landwehr— 
plan von Scharnhorſt aufgeſtellt worden. Jeder andere würde ſich 
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überwunden erklärt und feinen Leſern nicht das freimütige Bekennt— 
nis vorenthalten haben, daß Dohnas Zweifel durch die Entdeckung 
des Majors Gerwien auf das bündigſte und gründlichſte widerlegt 
ſeien. 

Hiernach iſt leicht zu ermeſſen, mit welchen Empfindungen Schön 
den „Vorläufigen Entwurf“ ſelbſt geleſen haben wird. Er entdeckte, 
daß ihm ein der oſtpreußiſchen Landwehr, „wo Krieg Baſis war“, 
gerade entgegengeſetztes Prinzip zu Grunde gelegen habe. Danach 
wäre alſo der Frieden die Baſis der Scharnhorſtſchen Miliz geweſen? 
Das war denn doch zu unwahrſcheinlich; alſo erklärte er, fie ſei zu— 
nächſt zur Erhaltung der inneren Ruhe des Staates, demnächſt zur 
Defenſion des Landes beſtimmt geweſen: womit er nun freilich wie— 
der ſeine erſte Behauptung umſtieß; wenigſtens glauben wir, daß 
auch er die Defenſion des Landes als einen Theil des Krieges an— 
geſehen haben wird. 

Mit der Erwartung, eine Art veredelter Bürgerwehr aus poli— 
tiſchen und adminiſtrativen Geſichtspunkten vorgeſchlagen zu finden, 
treten wir an den „Vorläufigen Entwurf“ Scharnhorſts heran. Er 
beginnt mit einer Betrachtung über den naturgemäßen Unterſchied 
der Heeresorganiſation in großen und in mittleren Staaten. Die 
letzteren, zu denen jetzt auch Preußen gehöre, ſeien nicht im Stande, 
die großen Koſten, welche die bisherige Verfaſſung der ſtehenden 
Armeen erfordere, aufzubringen: dafür ſtünde ihnen aber, falls 
ſie eine gute Verfaſſung, eine geliebte und geachtete Regierung 
beſäßen, ein Mittel zu Gebote, welches den größeren erobernden, 
nicht mit Vernichtung bedrohten Staaten fehle. „Dies iſt die frei— 
willige Aufopferung für die Erhaltung des Staates, des Eigenthums 
und der Rechte der Bewohner. Kein unabhängiges Volk unterwirft 
ſich dem Joche eines anderen, ohne ſeine letzten Kräfte aufzubieten: 
wenn es gut regiert und geleitet wird. Man kann daher bei den 
mittleren Staaten von den Bewohnern Aufopferungen gegen einen 
Vernichtungskrieg erwarten, welche nicht allein die Disziplin, ſondern 
auch den durch den Krieg erzeugten kriegeriſchen Geiſt der ſtehenden 
Armee in einiger Hinſicht erſetzen. Die mittleren Staaten können 


3 —- 


— 247 — 


in ihrem Innern mit der ganzen Maſſe ihrer ſtreitbaren Männer 
zu ihrer Vertheidigung auftreten, wenn ſie vorher in den Waffen 
geübt, mit den nöthigen Streitmitteln verſehen und mit der unent— 
behrlichen militäriſchen Disziplin bekannt gemacht wird.“ 

Auf dieſe Thatſache gründet Scharnhorſt ſeinen Vorſchlag, in 
Preußen eine Landmiliz oder Provinzialtruppen, wie er ſie zu be— 
nennen wünſcht, zu errichten. Sie ſollen die ſtehende Armee nicht 
überflüſſig machen, vielmehr denkt er ſich beide Inſtitute in engſter 
Wechſelwirkung und demſelben großen Zwecke, der Wehrhaftigkeit 
des Staates, dienſtbar. Vor der Hand ſei es für Preußen vortheil— 
hafter, nur ein kleines ſtehendes Heer und deſto zahlreichere Provinzial- 
truppen zu unterhalten: der Staat werde dadurch Geld gewinnen, 
eine geſchwindere Wiederherſtellung des fehlenden Kriegsmaterials be— 
wirken und alſo eher wieder in wehrbaren Stand kommen. Aus 
dieſem Grunde müßten aber auch die Provinzialtruppen eine Ver— 
faſſung erhalten, wodurch ſie ſich den ſtehenden Truppen in der 
Uebung u. ſ. w.!) näherten. Das Mittel, welches uns heutigen Tages 
für dieſen Zweck am geeignetſten ſcheint, die zu den Provinzialtruppen 
beſtimmte Mannſchaft vorher durch die ſtehende Armee gehen zu laſſen, 
verwirft Scharnhorſt zwar: jedoch nicht, wie man nach der Lobpreiſung 
Schöns erwarten ſollte, prinzipiell, ſondern nur mit Rückſicht auf die 
augenblickliche Lage. Es käme jetzt alles darauf an, daß die Nation 
mit der Regierung aufs innigſte vereinigt werde, daß die Regierung 
gleichſam mit der Nation ein Bündnis ſchließe, welches Zutrauen 
und Liebe zur Staatsverfaſſung erzeuge; dies ſei nicht möglich, wenn 
die Nationalmiliz vorher durch die ſtehende Armee gehen ſolle: denn 
ſie würde ſich hier durch einen allerdings nur eingebildeten Druck 
gelähmt fühlen. Ferner könne nur ſo eine bedeutende Maſſe von 
Menſchen ohne Koſten für den Staat zur Vertheidigung deſſelben 
bewaffnet, gekleidet und geübt werden. Auch ſei zu bedenken, daß, 
wenn man die Mannſchaft der Miliz zuvor durch die ſtehende Armee 


) Nach dem damaligen Sprachgebrauch fo viel wie Exerciren und 
Manövriren. 
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mit etwa ſechsjähriger Dienſtzeit gehen laſſen wollte, erſt nach ſechs 
Jahren ein Anfang mit der Errichtung der Miliz gemacht werden 
könne: dies aber würde deshalb bedenklich ſein, weil die ſtehende Armee 
bei dem Mangel aller Hülfsmittel vorerſt nur ſehr klein ſein und 
bloß die Miliz dem Staate im ſchlimmſten Falle einige Achtung von 
außen her verſchaffen könne. „Eine Miliz — heißt es endlich —, 
welche durch die ſtehenden Truppen gegangen, wird immer von andern 
Staaten als ein Theil der ſtehenden Armee, als eine auf äußere 
Verhältniſſe ſich beziehende Anordnung und nicht als eine National- 
miliz, Landwehr, innere Polizei-Vorkehrung betrachtet werden.“ 

Dies iſt die eine von den beiden Stellen, welche Schön aus 
dem Zuſammenhange herausriß und mit Ignorirung des ganzen 
übrigen Inhalts zur Entwerfung feines Zerrbildes verwendete. 
Alles in der Denkſchrift iſt auf Krieg, nationale Erhebung, Waffen- 
übung zu furchtbarem Ernſt, engſtes Bündnis von Krone und Volk 
berechnet, und auch jener, auf den erſten Blick allerdings etwas be— 
fremdliche Ausdruck widerſpricht dieſer Tendenz nicht. Als der „Vor— 
läufige Entwurf“ geſchrieben wurde, ſtand noch in allen Provinzen 
der erbarmungsloſe und mistrauiſche Sieger. In weiſer Vorausſicht 
deſſen, was ſpäter wirklich geſchah, fürchtete der alle Eventualitäten 
berückſichtigende militäriſche Staatsmann, daß ſeinem tief gedemütigten 
Vaterlande auch noch das vornehmſte Grundrecht eines ſouveränen 
Staates, die freie Verfügung über ſein Heerweſen geraubt werden 
könnte. Deshalb widerrieth er, die Miliz erſt durch die ſtehende 
Armee gehen zu laſſen: „andere Staaten,“ d. h. Frankreich, würden 
eine ſolche Miliz als eine „auf äußere Verhältniſſe“, d. h. auf künf⸗ 
tige Vergeltung fi beziehende Anordnung betrachten; ließe man da— 
gegen die Miliz ſelbſtändig, ſo ſei zu hoffen, daß ſie als „innere 
Polizei-Vorkehrung“ der Aufmerkſamkeit des ſpähenden Feindes ent— 
gehen würde. 

Ebenſo einfach iſt die Erläuterung der anderen Stelle. Auf 
die oben analyſirte Einleitung folgt der Entwurf ſelbſt, und hier 
heißt es in $ 8: „Die Provinzialtruppen find zur inneren Ruhe des 
Staats und zur Defenſion des Landes gegen einen angreifenden 
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Feind beſtimmt.“ Dieſen Paſſus entnahm Scharnhorſt wörtlich dem 
Entwurfe zur Bildung einer Reſervearmee, welchen er einige Monate 
früher, am 31. Auguſt 1807, dem Könige vorlegte. So viel iſt 
richtig, daß in dieſen älteren Entwürfen!) — es exiſtirt noch einer 
vom 31. Juli — die kriegeriſche Tendenz der neuen Bewaffnung 
etwas weniger beſtimmt hervortritt; der Gedanke war nicht auf einmal 
in ſeiner ganzen Großartigkeit fertig, er wuchs allmählich ſelbſt bei 
dem, welcher zu ſeinem vornehmſten Hüter beſtellt war. Aber auch 
auf ſeine älteſte Formulirung darf man nicht das Schönſche Schlag⸗ 
wort anwenden: „Die Miliz ſollte Ordnung halten.“ Scharnhorſt 
ſagt da (eben am 31. Juli): „Ein großer Theil der denkenden Mili⸗ 
tärs war von jeher für eine Landmiliz. Sie kann zu zwei Zwecken 
dienen: 1) die Ruhe des Landes zu erhalten, die Polizei zu unter⸗ 
ſtützen, das Land gegen die Plündereien der Marodeure zu decken, 
um feindliche Streifereien zu verhindern; 2) das Land in Ver- 
bindung mit regelmäßigen Truppen zu vertheidigen.“ Mit keinem 
Worte iſt hier angedeutet, daß der Zweck, welcher der erſte in der 
Aufzählung iſt, auch den Vorrang in der Sache behaupte, und ſieht 
man genauer zu, ſo iſt doch auch jener durchaus ein kriegeriſcher, 
denn es gilt die Abwehr von Plünderungen und von feindlichen 


1) Scherbening I, 80 f. 82. Am 25. Juli war die Kabinets⸗Ordre er- 
gangen, welche die Einſetzung der „Militär-Reorganiſations⸗Kommiſſion“ ver⸗ 
fügte; bereits am 31. reichte Scharnhorſt ſeinen erſten Milizentwurf ein. Dieſe 
Schnelligkeit bekundet denn doch ein Intereſſe an der neuen nationalen Bewaff⸗ 
nung, mit welchem die Behauptung Schöns, Scharnhorſt ſei nur Linienſoldat 
geweſen, wunderbar kontraſtirt. Wie wenig es Schön auf Wahrheit ankam, 
geht auch daraus hervor, daß er mit dem „Linienſoldaten“ ſelbſt dann noch 
operirte, als ſich ſogar Beyme, der ſonſt durch ſeine Argumentation gewonnen 
war, gegen die Verwendung dieſes Schlagwortes erklärte. Derſelbe ſchrieb näm⸗ 
lich in dem ſchon einmal erwähnten Briefe aus dem Jahre 1833 (ſ. die Bei⸗ 
lagen): „Auf keinen Fall könnte ich aus eigener Kenntnis Scharnhorſts Ihrem 
Urteile über ſeine blinde Befangenheit im Standesvorurteile des Linenſoldaten 
beiſtimmen. Ich habe vor anno 1806 eine Memoire von ihm über die Ideen 
des Königs zu einer allgemeinen Landesbewaffnung geleſen, das von gänzlicher 
Freiheit von dieſem Vorurteile zeugte.“ Leider hat ſich bis jetzt weder vou dem 
Plane des Königs noch von der Denkſchrift Scharnhorſts irgend eine Spur ge— 
funden. 
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Streifereien. Zu demſelben Reſultate führt eine Betrachtung der 
Worte, welche von der einzurichtenden ſpeziell preußiſchen Miliz 
handeln. „Dieſe Miliz — heißt es — würde 1) den ordinären 
Garniſondienſt der ſtehenden Armee verringern und alſo den Truppen 
verſtatten, mehr den Felddienſt zu üben und gut ſchießen zu lernen; 
2) würde dadurch, wenn in einer Provinz bei einem entfernten Kriege 
kein Militär wäre, die Ruhe in den großen Städten u. ſ. w. er⸗ 
halten; 3) würde dieſe Miliz, wenn günſtige Umſtände zur Verthei— 
digung des Landes eintreten ſollten, ohne Aufſehen ſehr bald vermehrt 
werden und mit den ſtehenden Truppen dienen können. Sie würde 
zur Vertheidigung der Flüſſe, Poſten und im durchſchnittenen Terrain, 
in Verbindung mit Linien-Truppen, verwendet werden und bald den 
Dienſt guter leichter Truppen leiſten.“ Dieſe drei Aufgaben ſind 
doch durchaus militäriſcher Natur, auch die zweite, welche Schön noch 
am eheſten mit einigem Scheine für ſich anführen könnte. Denn in- 
dem die Miliz die Ruhe in den großen Städten aufrecht erhält, thut 
ſie etwas, was ſonſt zu den Obliegenheiten des ſtehenden Heeres ge— 
hörte !), und fo wenig deshalb, weil die Armee unter anderem auch die 
Hüterin der ſtaatlichen Sicherheit im Frieden iſt, die Behauptung 
zuläſſig erſcheint, der Krieg hätte aufgehört ihre „Baſis“ zu ſein, ſo 
wenig büßt aus eben demſelben Grunde die von Scharnhorſt vorge— 
ſchlagene Miliz ihren kriegeriſchen Charakter ein. Wie weiſe es 
übrigens war, die Miliz mit den leichteren Aufgaben beginnen und 
erſt allmählich zu den ſchwereren fortſchreiten zu laſſen, wird ja 
wohl jeder, der nicht gerade zu den unverbeſſerlichen Doktrinärs ge— 
hört, einſehen ). 


) Das Edikt vom 25. Januar 1799 (Mylius X, 2186) nennt das 
ſtehende Heer „denjenigen ſchätzbaren Theil der Bevölkerung, welchem die Ver— 
theidigung des Staats und die Erhaltung der Ruhe hauptſächlich obliegt.“ 
Schöns Prämiſſen würden alſo zu dem Schluſſe zwingen, daß das ganze preu- 
ßiſche Heer der Epoche vor Jena eine Art Scharnhorſtſcher Miliz geweſen iſt. 

) Da Schön einen Unterſchied zwiſchen der echten und unechten Landwehr 
auch darin findet, daß jene einen popularen Charakter trägt und die Betheiligung 
des Landes bei den Offizierwahlen geſtattet, fo ſei darauf hingewieſen, daß die 
Denkſchrift vom 31. Juli die Miliz von den Landſtänden gemuſtert ſehen will, 
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In dieſer Ueberzeugung, daß Scharnhorſt keine Bürgerwehr, 
ſondern eine Landwehr ſchaffen wollte, würden wir weniger ſicher 
fein, wenn; wir uns nicht auf eine Autorität ſtützen könnten, 
die auch Schön reſpektiren wird: wir meinen ihn ſelber. Als 
einem erfahrenen und kenntnisreichen Mitgliede der Immediat— 
Kommiſſion wurde ihm nämlich, wahrſcheinlich von Seiten Steins, 
der „Vorläufige Entwurf“ zur Begutachtung zugeſtellt, und er ent- 
ledigte ſich dieſes Auftrages im letzten Monate des Memeler Aufent- 
haltes, am 4. Dezember 1807. Sein Gutachten iſt zum Glück 
vollſtändig erhalten!). Diejenigen, welche zuvor das Sendſchreiben 
an Rektor Gottſchalk geleſen haben, beginnen die Lektüre mit ſehr 
beſtimmten Erwartungen; da ſie dort erfahren haben, daß die Baſis 
der echten, der oſtpreußiſchen Landwehr Krieg, der Pſeudolandwehr 
Scharnhorſts polizeiliche Sicherheit geweſen ſei, ſo machen ſie ſich auf 
eine fulminante Kritik dieſer groben Begriffsverwechſelung gefaßt; da 
fie gehört haben, daß Scharnhorſt zwar ein großer Linienſoldat ge- 
weſen ſei, aber wenig Sinn für das Volk und die volksthümliche 
Bewaffnung gehabt habe, ſo erwarten ſie, daß der Volksmann Schön 
vor allem andern ſich bemüht haben wird, dieſe klaffende Lücke aus⸗ 
zufüllen. Sie finden ſich grauſam enttäuſcht. Das Gutachten Schöns 
erwähnt die Polizeivorkehrung, das „Ordnung halten“, die „Aufrecht— 
haltung der inneren Ruhe“ mit keiner Silbe, ganz zu geſchweigen 
von irgend einer, auch der leiſeſten Kritik dagegen: zum deutlichen 
Beweiſe dafür, daß er, wie wir es gethan haben, die Scharnhorft- 
ſchen Milizen als echte Landwehr anſah. In einer gleich noch ein 
Mal zu beſprechenden Stelle giebt er der Beſorgnis Raum, die 
Scharnhorſtſche Miliz würde „die ſtehenden Truppen als Militär 
geringerer Klaſſe betrachten“, d. h. ſich ſelbſt als Militär höherer 
Klaſſe; jedenfalls galt fie ihm alſo als Militär. Den Rektor Gott- 


und daß der „Vorläufige Entwurf“ ſowohl wie derjenige vom 31. Auguſt die 
erſte Wahl der Milizoffiziere bis zu den Kapitäns aufwärts „ſämmtlichen In⸗ 
dividuen eines Regimentes oder Bataillons“ anheimgiebt. 

) Zum erſten Male veröffentlicht von Gerwien 68 f., wiederholt von 
Scherbening I, 96 f. 


ſchalk belehrt er, das einzig Gute an dem Scharnhorſtſchen Plane fei 
geweſen, daß er eine ſelbſtändige Entwickelung der Miliz, ohne vor- 
herige Schulung durch das ſtehende Heer, zugelaſſen habe — in dem 
Memeler Gutachten fordert er dieſe engſte Verbindung zwiſchen den 
beiden Bewaffnungen, denn, ſagt er wörtlich, „die Miliz bekommt da⸗ 
durch eine gute Schule“. Dies iſt aber weder ſein einziges noch 
ſein vornehmſtes Motiv. Durch das ganze Gutachten geht eine 
höchſt eifrige, höchſt thätige Fürſorge für das Gedeihen und Wohl- 
ergehen des ſtehenden Heeres, welche es uns völlig begreiflich macht, 
daß der Autor vierzig Jahre ſpäter, als die Misachtung der „Sol- 
dateska“, des „Söldnerthums“, der „Fürſtenknechte“ zum guten Tone 
innerhalb ſeiner Partei gehörte, ſich dieſer Vaterſchaft ſchämte. Gleich 
der Eingang des Schriftſtückes iſt bezeichnend. Scharnhorſt hatte vor- 
geſchlagen, in die ſtehende Armee nur die Armen, die Bemittelten 
dagegen in die Miliz aufzunehmen: dies verwirft Schön auf das 
beſtimmteſte. „Es iſt dann zu beſorgen, daß die Miliz die ſtehenden 
Truppen als Militär geringerer Klaſſe betrachten werde. Der unge- 
bildete Wohlhabende iſt in der Regel geneigt, den weniger Bemit— 
telten oder den Armen als ein Weſen unterer Stufe zu betrachten. 
Beſtimmt nun der Wohlſtand fein Verhältnis im Staat, ſo iſt die⸗ 
ſem Vorurteil Nahrung gegeben. Wenn man den Soldatenſtand 
nicht als eine Summe von Dienern der Nation, die für gewiſſe 
Dienſte beſoldet werden, ſondern als den Kern des Volkes ſelbſt 
betrachtet, der jedes Unrecht vernichtet, alſo die erhabenſte Beſtimmung 
hat, ſo ſcheint nur Fähigkeit zum Soldatenſtande das einzige Prinzip 
zur Abſonderung ſein zu können. Jedes andere dürfte mehr oder 
weniger den Soldaten zum Söldner und den Milizen zum wahren 
Vaterlandsvertheidiger machen. Wenn der ſtehende Soldat unbe— 
mittelt iſt, ſo hat er kein anderes Fundament der Vaterlandsliebe 
als die Vorzüglichkeit der Staatsverfaſſung; dies iſt Sache der Ein⸗ 
ſicht und dürfte beim Unkultivirten weniger mächtig werden als der 
Beſitz von oder die Ausſicht auf Eigenthum, das in Geſahr iſt. 
Endlich iſt zu beſorgen, daß wenn der Wohlſtand bedeutend zunimmt, 
die Summe der Wohlhabenden, insbeſondere in einem ackerbauenden 
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Staate, ſo groß werden kann, daß es der Armee an Rekruten 
fehlt.“ 

Bei dieſen Betrachtungen, welche in ihrer Allgemeinheit gewiß 
ebenſo richtig ſind als ihre Anwendbarkeit auf das damalige Preußen 
einigen Zweifeln unterliegt, drängt ſich uns die Aehnlichkeit mit der 
Situation vom Herbſte 1806 auf. Damals ſchlug der König, ob⸗ 
wohl mit Leib und Seele Soldat, den oſt- und weſtpreußiſchen Stän⸗ 
den eine allgemeine Bewaffnung vor, und ſein Miniſter lieh dem 
Vorſchlage die eifrigſte Unterſtützung: die Stände aber, die doch dem 
Heere niemals angehört hatten oder wenigſtens damals nicht mehr 
angehörten, fürchteten von dieſer Maßregel das ſchlimmſte und ver- 
eitelten ſie, im feſten Vertrauen auf die Tüchtigkeit der beſtehenden 
Heereseinrichtung. Im Jahre 1807 ſetzten Scharnhorſt und Gnei⸗ 
ſenau !), zwei Militärs, die größten Hoffnungen auf eine Miliz und 
eine relative Unabhängigkeit derſelben vom ſtehenden Heere: Schön, 
ein Civiliſt, erwartete das beſte doch von dem letzteren und nahm 
ſich ſeiner Intereſſen aufs wärmſte an. Unter ſo ſchweren Wehen 
tritt eine große Idee ins Leben. Preußen würde weder die Yand- 
wehr noch die allgemeine Wehrpflicht erhalten haben, wenn das mili⸗ 
täriſche Bedürfnis ſie nicht gebieteriſch gefordert hätte. 

Eben dies Bedürfnis bewirkte, daß Scharnhorſt es bei der ein- 
maligen Forderung nicht bewenden ließ. Der „Vorläufige Entwurf“, 
welcher nach dem Sendſchreiben an Gottſchalk eine ganz ſporadiſche 
Kundgebung geweſen ſein ſoll, hatte der Vorgänger ſowohl wie der 
Nachfolger mehr als einen. Von den erſteren war bereits die Rede. 
Was die letzteren betrifft, ſo bekundet Schön durch die Behauptung, 
daß Scharnhorſt in der ganzen Zeit von 1807 bis zu feinem Tode 
niemals auf dieſen Plan zurückgekommen ſei, eine Unkenntnis, welche 
in mehreren Beziehungen höchſt befremdlich erſcheint. Hat er nie⸗ 
mals davon gehört, daß wenige Monate nachdem der „Vorläufige 
Entwurf“ im Miniſterium berathen und aus Gründen, an denen 


1) Er bekämpfte die Bedenken Schöns in Marginalnoten, die ebenfalls 
erhalten ſind. 


11 


Scharnhorſt ſehr unſchuldig war, nicht zur Annahme gelangt war, 
jene Konvention mit Frankreich geſchloſſen wurde, welche vor der 
Hand jede Milizformation unmöglich machte oder doch wenigſtens 
zwang, die vorbereitenden Maßregeln mit dem tiefſten Geheimnis zu 
umgeben? Der dritte der geheimen Artikel des Vertrages vom 
8. September 1808 beſtimmte: „In den nächſten zehn Jahren wird 
keine außerordentliche Aushebung weder zu einer Miliz noch zu einer 
Bürgergarde erfolgen !!).“ Wäre Scharnhorſt wirklich der „Linien— 
ſoldat“ geweſen, den Schön aus ihm macht, hätte ihm wirklich die 
Bildung einer Landwehr ſo wenig am Herzen gelegen, wie Schön 
behauptet, ſo hätte er doch gewiß dieſen Paragraphen zum Vorwande 
genommen, um die Milizfrage gänzlich einſchlafen zu laſſen. Er 
war aber weit davon entfernt. Kaum hatte der König die Pariſer 
Konvention ratifizirt, ſo bewog ihn Scharnhorſt, in den Städten, 
welche keine Militär-Beſatzung hatten, Bürgergarden einrichten zu 
laſſen: ein Entſchluß, der mit der gegen Frankreich eingegangenen 
Verpflichtung kaum noch zu vereinigen war. Allerdings heißt es in 
dem Schreiben, welches die Reorganiſations-Kommiſſion anwies, eine 
Inſtruktion für die Formation dieſer Bürgergarden feſtzuſtellen ?): 
„ſie ſollen lediglich zur Aufrechthaltung der allgemeinen Ruhe und 
Ordnung in der Stadt, alſo nur in polizeilicher Hinſicht formirt 
werden“, und ich ſehe im Geiſte ſchon die Vertheidiger Schöns 
triumphirend auf dieſe Worte verweiſen. Aber ſeit wann gehört 
die Ausarbeitung einer polizeilichen Vorſchrift zu dem Reſſort einer 
aus lauter Militärs beſtehenden, zu rein militäriſchen Zwecken ein- 
geſetzten Kommiſſion? Jeder Zweifel ſchwindet, ſobald wir die von 
der letzteren entworfene Inſtruktion für die neue „Nationalwache“ 


mit dem „Vorläufigen Entwurf der Verfaſſung der Provinzialtrup⸗ 


pen“ vergleichen. Ich beſchränke mich auch hier darauf, die betreffen- 
den Beſtimmungen einfach neben einander zu ſtellen. 


) II ne sera fait pendant ces dix ans aucune levde extraordinaire 
de milice ou de garde bourgeoise. Scherbening I, 195. 

) Scharnhorſt an die Reorganiſations-Kommiſſion d. d. Königsberg 
21. Dezember 1808 bei Scherbening I, 319. 
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Grundzüge zur Einrichtung einer 
Nationalwache. 

Die Nationalwache erhält ganz 
gleichen Rang und gleiche Rechte 
mit dem ſtehenden Militär. 

Die Uniform iſt der des 
ſtehenden Militärs ähnlich. Die 
Feldzeichen und National-Feld⸗ 
zeichen ſind gleich. 

In jeder Stadt oder in jedem 
Diſtrikt, wo dieſe Einrichtung 
ſtattfinden ſoll, treten ſämmtliche 

Männer von 
19 bis 31 Jahren in zwei Klaſſen, 
nämlich: die, fo ſich ſelbſt be- 
waffnen, bekleiden und erhalten 
können, in die eine, und die, ſo 
dies nicht im Stande ſind, in die 
andere Klaſſe. 

Die erſteren ſind der Fond 
zur Nationalwache, die anderen 
der Fond der ſtehenden Armee. 


Jedoch 
bleiben die erſteren für den Noth- 


fall immer auch der ſtehenden 
Armee verpflichtet. 

Mit vollendetem 31. Jahre 
hört die Verbindlichkeit zum Dienſt 
auf, und es hängt von eines Jeden 
freiem Willen ab, ob er weiter 
dienen will oder nicht. 


Vorläufiger Entwurf der Verfaſſung 
der Provinzialtruppen. 

Die Offiziere der Provinzial⸗ 
truppen und ſtehenden Armee haben 
gleichen Rang, gleiche Vorrechte. 

Die Reſervearmee iſt wie die 
ſtehende in Hinſicht der Couleur 
der Montirung gekleidet. 


In 
jeder Kommune treten alle neun⸗ 
zehnjährige ſtreitbare Männer 

in zwei Klaſſen, 
erſtens in die, welche ſich ſelbſt be- 
waffnen, kleiden und auf eigene 
Koſten üben kann und zweitens 
in die, welcher es dazu an Ver— 
mögen fehlt. 

Zu der erſten Klaſſe gehören 
diejenigen, welche die Kommune 
in den Provinzialtruppen ſtellen 
muß, aus der zweiten Klaſſe wird 
der Abgang der ſtehenden Armee 
erſetzt. 

Ohnerachtet jene Klaſſe die 
Hauptbeſtimmung hat, in den 
Provinzialtruppen zu dienen, ſo 
bleibt ſie dennoch, wo es die Um⸗ 
ſtände erfordern, der ſtehenden 
Armee verpflichtet. 

Mit dem erreichten 31. Jahre 
tritt jeder aus der allgemeinen 
Verpflichtung zu dem Soldaten⸗ 
dienſt aus und wird entlaſſen, 
wenn er es verlangt. 
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Die Auswahl der zu der Na⸗ 
tionalwache beſtimmten Individuen 
geſchieht durchs Los, wenn nicht 
die ganze Anzahl eingeſtellt wird. 


Bei der erſten For⸗ 
mirung jeder Nationalwache wird 
eine gewiſſe Zeit beſtimmt wer- 
den, in der ſie ihre Formation 
ganz vollenden und die nothwen⸗ 
digen militäriſchen Uebungen er⸗ 
lernen muß. 

Dieſe Uebungen werden nach 
denſelben Grundſätzen wie bei der 
ſtehenden Armee eingerichtet, wozu 
ein eigenes kleines Exercir-Regle— 
ment entworfen werden wird. 

Bei der erſten Formation 
wählen ſämmtliche Individuen der 
Nationalwache ihre Offiziere bis 
incl. Kapitän ſelbſt. 


Die Stabsoffiziere werden aus 
dieſen Offizieren von Sr. Majeſtät 
ernannt. 


Bei nachher entſtehendem Ab- 
gang wählen die Kameraden eines 
jeden Ranges das ihnen fehlende 
Mitglied aus der nächſt unter 
ihnen ſtehenden Klaſſe. 

Alle Wahlen erfordern zur 
Beſtallung die Genehmigung Sr. 
Majeſtät. 


Die Wahl geſchieht, in ſo 

weit es an Freiwilligen fehlt 

und nicht 
die ganze Anzahl eingeſtellt wird, 
durchs Los. 

Die Provinzialtruppen ſind 
jährlich 4 Wochen brigadenweiſe 
bei einander, um ſich in den Waffen 
zu üben. Bei der erſten For— 
mirung dauern die Uebungen aber 
länger und zwar ſo lange jährlich 
2 Monate, als es der Befehls- 
haber der Provinzialtruppen nöthig 
finden wird. 


Es wird unter Direktion 
des Befehlshabers der Provin- 
zialtruppen ein Uebungs-Regle⸗ 
ment entworfen. 

Die Offiziere der Provinzial⸗ 
truppen werden anfangs bis incl. 
der Kapitäns von den ſämmtlichen 
Individuen eines Regiments oder 
Bataillons gewählt. 

Die Stabsoffiziere werden von 
Sr. Majeſtät dem König aus den 
übrigen Offizieren ohne Rückſicht 
auf Rang ernannt. 

Nach⸗ 
her wählen die Kameraden eines 
jeden Ranges ein ihnen fehlendes 
Mitglied aus der nächſt unter 
ihnen ſtehenden Klaſſe. 

Alle Wahlen erfordern zur 
Beſtallung die Genehmigung des 
oberſten Befehlshabers. 
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Es kann in Friedenszeiten 
niemand zum Offizier gewählt wer 
den, der nicht die erforderliche 
Bildung hat. Wer auf Univer- 
ſitäten ſtudirt hat, wer in einer 
hohen Schule die oberen Klaſſen 
durchlaufen, wer einen bedeuten— 
den Civilpoſten hat, oder ein Ge— 
ſchäft treibt, welches einen Mann 
von Kenntniſſen und Bildung vor- 
ausſetzt, wer in der ſtehenden 
Armee als Offizier dient oder 
gedient hat, qualifizirt ſich zum 
Offizier. 

Wenn ein Offizier gewählt 
wird, der vorher in der ſte⸗ 
henden Armee ſtand, ſo kann er 
nicht in einen niedrigeren Grad 
gewählt werden 
als der iſt, den er in der ſtehen⸗ 
den Armee hatte, wohl aber in 
einen höheren. 


Die Offiziere der National⸗ 
wache haben das Recht, aus 

der ſtehenden Armee 
Offiziere zu Stabsoffizieren u. ſ. w. 
bei Sr. Majeſtät in Vorſchlag zu 
bringen. 


Se. Majeſtät behalten ſich auch 
vor, einen Offizier aus der Na- 
tionalwache in die ſtehende 
Armee zu verſetzen, wenn 
Allerhöchſtdieſelben dazu Veran- 
laſſung finden ſollten. 

Folgende Qualifikation würde 


Lehmann, Kneſebeck und Schön. 


niemand zum Offizier gewählt wer- 
den, welcher nicht die erforderliche 
Bildung hat. Wer auf Univer- 
ſitäten ſtudirt hat, wer in einer 
hohen Schule die obern Klaſſen 
durchlaufen, wer einen bedeuten⸗ 
den Civilpoſten hat, oder ein Ge⸗ 
ſchäft treibt, welches einen Mann 
von Bildung und Kentniſſen er— 
fordert, wer in der ſtehenden 
Armee als Offizier dient oder 
gedient hat, qualifizirt ſich zum 
Offizier. 

Wenn ein Offizier gewählt 
wird, welcher vorher in der ſte— 
henden Armee ſtand, ſo kann er 
nicht in einen niedrigeren Grad 
gewählt und vorgeſchlagen werden 
als der iſt, den er in der ſtehen— 
den Armee hatte, aber wohl in 
einen höheren. 


Die Offiziere der Provinzial⸗ 
truppen wählen aus ihrer Mitte 
und der ſtehenden Armee diejenigen 
Offiziere, welche ſie zur Leitung 
der Ausführung des Uebungs⸗ 
Reglements im erſten Jahre nöthig 
erachten. 

Se. Majeſtät behalten ſich 
vor, einen Offizier aus den Pro- 
vinzialtruppen in die ſtehende 
Armee verſetzen zu können, wenn 
Allerhöchſtdieſelben dazu Veran- 
laſſung finden ſollten. 

Um in die Klaſſe der Pro— 
17 


Es kann in Friedenszeiten 
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für jedes Individuum der Na 
tionalwache feſtzuſtellen ſein: 

1) Es muß 100 Thaler in die 
Kaſſe der Nationalwache zahlen, 


wohin überhaupt die Zinſen 
fallen. 

2) Es muß ſich kleiden, armiren 
und bei der Kavallerie remontiren 
können. 

3) Es muß ſich ſowohl wäh— 
rend der Zeit des Dienſtes als 
während der Uebungszeit frei 
erhalten können. 

Jedes Individuum der Na- 
tionalwache muß von der Obrig— 
keit ein Atteſt vorzeigen können, 
daß es bemittelt genug ſei, um 
die obige Auslage leiſten zu kön— 
nen; außerdem müſſen ſich noch 
zwei ſeiner Kameraden für das— 
ſelbe deshalb verbürgen. 

Die Infanterie der Natio— 
nalwache iſt nach der Willkür 
der Individuen mit Büchſen oder 
dem glatten Gewehr bewaffnet. 

Jedes Individuum bei der In⸗ 
fanterie muß, wenn es erfordert 
wird, mit 60 ſcharfen Patronen 
verſehen ſein. 


Außerdem muß es noch jährlich 
fi 30 ſcharfe Patronen u. 30 Erer- 
cir⸗Patronen zu ſeiner Uebung 
anſchaffen können. 

Zu dieſen Gewehren wird 
einer jeden Abtheilung ein 


vinzialtruppen gewählt zu werden, 
muß das Individuum 

1) 100 Thaler in die Kaſſe 
der Provinzialtruppen deponiren 
können, welche er bei ſeinem Aus- 
tritt wieder erhält; Zinſen wer- 
den nicht gegeben, 

2) ſich kleiden, armiren 
und bei der Kavallerie remontiren 
können, 

3) ſich anfangs jährlich 2 Mo— 
nat und nachher 1 Monat den 
Uebungen widmen und während 
dieſer Zeit frei erhalten können. 

Jedes Individuum der Provin- 
zialtruppen muß von der Obrig— 
keit ein Atteſt' vorzeigen können, 
daß es bemittelt genug ſei, um 
die obige Auslage leiſten zu kön— 
nen; außerdem müſſen nachher noch 
zwei ſeiner Kameraden ſich für 
ihn verbürgen. 

Die Infanterie der Provin 
zialtruppen iſt nach der Willkür 
der Individuen mit Büchſen oder 
dem glatten Gewehr bewaffnet. 

Jeder Schütze iſt beim Aus— 
rücken gegen einen auswärtigen 
Feind mit 60 Schuß 
verſehen. 

Die zu der Uebung erforder- 
liche Munition, welche jährlich 
30 ſcharfe Schuß und 30 Exercir-⸗ 
Patronen beträgt, muß jeder ſich 
ſelbſt anſchaffen. 

Zu den Infanterie-Gewehren 
wird einem jeden Bataillon ein 
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Modell gegeben, damit ſich die 
Individuen ſolche nach demſelben 
von einem Kaliber nach und nach 
anſchaffen können, worüber der 


Modell gegeben, damit ſich die 
Individuen ſolche nach demſelben 
von einem Kaliber nach und nach 
anſchaffen können, worüber der 


äußerſte Termin noch beſtimmt äußerſte Termin noch beſtimmt 

werden wird. Anfangs nehmen werden wird. Anfangs nehmen 

ſie diejenigen, welche ſie haben ſie diejenigen, welche ſie haben 

oder ſich verſchaffen können u. ſ. w. oder ſich verſchaffen können u. ſ. w. 

Bei beiden Truppenarten (der 

ſtehenden Armee und der Provin— 

Sobald die zialtruppen) finden, ſobald die 

Nationalwache ſich im Dienſt be- Kompagnien der Provinzialtrup⸗ 

findet, finden dieſelben Geſetze der pen ſich verſammeln, gleiche Dis 

Disziplin und der Subordination ziplin und Subordinations-Geſetze 
wie bei der ſtehenden Armee ſtatt. ſtatt. 


Ob auch nach dieſer Vergleichung die Anhänger Schöns die Be— 
hauptung aufrecht erhalten werden, daß Scharnhorſt in der ganzen 
Zeit von 1807 bis zu ſeinem Tode niemals auf den „Vorläufigen 
Entwurf“ zurückgekommen ſei? Die Uebereinſtimmung zwiſchen der 
Nationalwache und den Provinzialtruppen iſt ſo vollſtändig, daß wer 
ſich mit uns von dem rein militäriſchen Charakter der letzteren über— 
zeugt hat, unmöglich einen polizeilichen Charakter der erſteren behaupten 
kann: mögen auch hundert oſtenſible Paragraphen dafür ſprechen. An 
und für ſich iſt es völlig undenkbar, daß eine aus lauter Berufs- 
offizieren zuſammengeſetzte Kommiſſion einem jo durch und durch ſol— 
datiſchen Könige wie Friedrich Wilhelm III. auch nur vorgeſchlagen 
haben ſollte, Polizeimannſchaften gleichen Rang und gleiche Rechte 
mit dem ſtehenden Heere zu ertheilen. Und dieſe Gleichheit iſt in 
der Inſtruktion für die Nationalwache womöglich noch ſchärfer prä 
ziſirt als in dem „Vorläufigen Entwurfe“. Wenn es hier nur heißt: 
„die Offiziere haben gleichen Rang und gleiche Vorrechte,“ ſo wird 
dies dort auch auf die Mannſchaften ausgedehnt. Wenn hier nur 
die Gleichheit der Uniformfarbe gefordert wird, ſo werden dort auch 
gleiche Feldzeichen ſtipulirt: wobei ſich jedem die Frage aufdrängt, 
17* 
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was Polizeiſoldaten mit Feldzeichen anfangen ſollten. Endlich wird 
ausdrücklich erklärt, daß die Nationalwache nach denſelben Grundſätzen 
geübt werden ſoll wie das ſtehende Heer: eine Beſtimmung, welche 
in dem „Vorläufigen Entwurfe“ fehlt. 

An der Wachſamkeit des mistrauiſchen Feindes ſcheiterte auch 
dieſe neue Wendung, welche Scharnhorſt, der Landwehrfrage zu geben 
verſucht hatte. Er ließ ſich dadurch nicht entmutigen. Als der König 
im Juni 1809 unter dem Eindrucke der Schlacht von Aspern eine 
Kommiſſion, zu deren Mitgliedern Scharnhorſt, Gneiſenau und Boyen 
gehörten, den Auftrag ertheilte, Pläne für die Vermehrung der Streit— 
kräfte zu entwerfen, kam ſofort wieder ein Landwehrprojekt zur Be— 
rathung: trotz des Artikels 3 der Pariſer Konvention. Freilich wur⸗ 
den die Verhandlungen in ein ſo tiefes Geheimnis gehüllt, daß erſt 
jetzt, nach faſt ſiebzig Jahren, etwas über ſie in die Oeffentlichkeit 
dringt. Die Kommiſſion ſchlug zunächſt Verſtärkung des ſtehenden 
Heeres vor, war aber weit entfernt es hierbei bewenden zu laſſen: 
erſt in einer dreifachen Ergänzung deſſelben vollendete ſich ihr die 
nationale Bewaffnung. Unter dem Namen der Reſerve-Armee, welcher 
jetzt eine andere Bedeutung als in den Entwürfen des Jahres 1807 
erhielt, ſollten alle nach der Mobilmachung der vorhandenen Truppen 
noch übrig bleibenden ausgebildeten Mannſchaften, alle verabſchiede⸗ 
ten, aber zum Felddienſte noch brauchbaren Soldaten, endlich alle 
Kantoniſten im Alter von 20 bis 25 Jahren geſammelt werden. 
Schon hier ſpringt die Aehnlichkeit mit den Rüſtungen des Jahres 
1813, welche bekanntlich auch mit der Errichtung von ſolchen Reſerve— 
Bataillonen begannen, in die Augen; noch deutlicher wird ſie bei 
dem folgenden Vorſchlage der Kommiſſion, welcher die Bildung von 
Volontär⸗Jäger⸗Schwadronen und Kompagnien betrifft. Daß endlich 
auch die „allgemeine Miliz“ des Jahres 1809 nichts anderes werden 
ſollte als die Landwehr von 1813, ergiebt ſich aus einigen vor— 
läufigen Bemerkungen Scharnhorſts, an denen wir uns leider müſſen 
genügen laſſen; der detaillirte Entwurf, welchen er am 15. Juli 
„unter acht Tagen“ einzureichen verſprach, liegt nicht vor. Ganz wie 
1813 forderte er die allgemeinſte Wehrpflicht für die Miliz; ganz 


— > 
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wie 1813 wollte er die geſammte Kavallerie der Miliz mit Lanzen 
und einen Theil ihrer Infanterie mit Piken bewaffnen; ſo wenig wie 
jemals früher oder ſpäter fand er ihre Aufgabe darin, „Ordnung zu 
halten“. Denn ſein Feldzugsplan lautete wörtlich alſo: „Die ſtehende 
Armee muß, ehe fie gegen den auswärtigen Feind rückt, einen Ver— 
ſuch machen, die Feſtungen zu überrumpeln; gelingt dies nicht, ſo 
muß ſie dieſelben nahe einſchließen und nun der Reſerve-Armee dieſe 
Stelle einräumen, welche vereinigt mit der Miliz ſich hierdurch ans 
Feuer und an den Krieg gewöhnen werden. Große Ausfälle werden die 
Garniſonen wohl nicht machen, die Bürger würden ihnen die Thore 
zumachen und dieſe Gelegenheit zu einem Aufſtande benutzen. In 
der Folge tritt die Miliz an die Stelle der Reſerve-Armee, damit 
dieſe auch disponibel wird“ !). Deutlicher kann man die kriegeriſche 
Beſtimmung der Miliz nicht bezeichnen. 

Die Schlacht von Wagram, der Waffenſtillſtand von Znaim, 
der Friede von Wien vereitelten abermals die Pläne außerordent— 
licher und allgemeiner Bewaffnung. Aber während die ſogenannte 
Rüſtungs-Kommiſſion ihre Thätigkeit einſtellen mußte, durfte die 
andere, welcher der König ziemlich gleichzeitig (am 6. Juni) den 
Auftrag gegeben hatte, über die Einführung der allgemeinen Wehr— 
pflicht zu berathen, ruhig weiter arbeiten: denn nur die Bildung von 
Milizen war in der von Napoleon auferlegten Konvention unterſagt. 
Vorſitzender der Kommiſſion war natürlich Scharnhorſt; unter ihren 
Mitgliedern befand ſich auch Schön, welcher allerdings den Be⸗ 
rathungen nicht bis zum Schluſſe beiwohnte, jedenfalls aber vollauf 
Gelegenheit hatte, ſich von dem Geiſte und der Tendenz derſelben 
perſönlich zu überzeugen. Bis jetzt liegt von ihnen nichts als der 
am 5. Februar 1810 an den König erſtattete Schlußbericht vor; 
aber er reicht aus, um feſtzuſtellen, daß Scharnhorſt allgemeine Wehr- 
pflicht und Landwehr als untrennbar betrachtete. Die 18. Beſtimmung 
des „Entwurfs zur Ausführung der Konſkription“ lautet: „Diejenigen, 


) Die Rüſtungs⸗Kommiſſion an den König 27. Juni 1809. Scharnhorſt 
an den König 15. Juli 1809 (Geh. St.⸗Arch.). 
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welche das Los nicht getroffen hat, ſind ſoweit des Anſpruchs auf 
Militärdienſte entbunden, als der Staat nicht etwa Reſerven aus 
ihnen bildet oder ſie zu beſonderen Polizeidienſten zu benutzen für 
nöthig erachtet.“ Was für Reſerven und was für Polizeidienſte 
hierunter verſtanden find, wird nun wohl niemandem mehr zweifel- 
haft ſein. 

Auch dies Mal blieb es bei dem Entwurfe. Die Bedenken, 
welche das Geſetz zu Falle brachten, galten beſonders der ſtrengen 
Durchführung der allgemeinen Wehrpflicht; wir kommen ſpäter auf 
fie zurück. Die Lage Preußens war aber derartig, daß fie eine Ver— 
tagung dieſer Angelegenheit gar nicht mehr duldete. Kaum war ein 
Jahr verfloſſen, ſo zwang der drohende Ausbruch des Krieges zwiſchen 
Rußland und Frankreich die Lenker des Staates abermals über die 
Anwendung außergewöhnlicher Vertheidigungsmaßregeln zu Rathe zu 
gehen. Von neuem taucht da der Landwehrgedanke auf. Wenn ſeine 
Formulirung jetzt anders lautet als im „Vorläufigen Entwurf“, ſo 
hat dies verſchiedene Urſachen. Die Situation war ungleich drohen 
der als 1807 und 1808, erforderte ungleich ſchnellere Maßregeln, 
nöthigte zu einer ungleich intenſiveren Aeußerung der kriegeriſchen in 
der Nation ruhenden Kraft. Wenn man 1807 ſich mit dem Ge— 
danken getragen hatte, ein paar erträglich ruhige Jahre für die 
militäriſche Erziehung des Volkes vor ſich zu haben, wenn man im 
Herbſte und Winter 1808 gehofft hatte, den allmählich aus Deutſch⸗ 
land nach Spanien abziehenden Feind mit den geſammten vorhan- 
denen Linientruppen von Oſtpreußen, Pommern und Schleſien an— 
zufallen und den bisher von ihnen verſehenen Feſtungs- und Gar- 
niſonsdienſt durch die neugebildete Miliz beſorgen zu laſſen, wenn 
man im Sommer 1809 geplant hatte, mit dem ſtehenden Heere in 
raſchem Siegeszuge das von Truppen faſt entblößte Norddeutſch⸗ 
land zu erobern und von da aus die Rückzugslinie Napoleons zu 
bedrohen, während in der Zwiſchenzeit Reſerven und Milizen durch 
Belagerung der Feſtungen kriegeriſche Uebung erlernten: ſo war jetzt 
der übermächtige Feind im Stande, mit feinen in den Weichſel-, 
Oder- und Elbfeſtungen, im Herzogthum Warſchau, in Sachſen, 
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Mecklenburg und Weſtfalen zum Entſcheidungskampfe mit Rußland an 
gehäuften Truppenmaſſen den langgeſtreckten, kunſtvoll unterbundenen 
Leib des preußiſchen Staates innerhalb weniger Tage zu zerreißen, ehe 
ſich auch nur die ſchleſiſchen mit den brandenburgiſchen, die pommerſchen 
mit den preußiſchen Truppen vereinigen konnten. Deshalb ſollte dies 
Mal die ſtehende Armee ſich in mehrere ſorgfältig vorbereitete ver- 
ſchanzte Lager retten, deshalb war die Miliz zu einer weit direkteren 
Unterſtützung derſelben auserſehen, deshalb ſollte ſich zu Linie und 
Landwehr eine dritte Art der nationalen Bewaffnung geſellen, der 
Landſturm. Denn inzwiſchen hatte man in Spanien und Tirol von 
einer einmütigen Erhebung der geſammten Bevölkerung Erfolge auch 
über reguläre Truppen erringen ſehen, deren Beiſpiel für die Net- 
tung des eigenen Vaterlandes nicht verloren bleiben ſollte. Endlich 
iſt zwar der Antheil Scharnhorſts an den Entwürfen des Sommers 
1811 aufs gewiſſeſte verbürgt“), da er aber Ende Juli?) nach 
Preußen reiſte, um dort des Rufes zu ſeiner geheimen Miſſion nach 
Petersburg zu harren, ſo wurde die Redaktion der Landwehr- und 
Landſturm-Ordnung Gneiſenau anvertraut, und deſſen originaler Geiſt 
pflegte ſich nicht ſklaviſch an irgend ein Muſter zu halten, ſelbſt wenn 
es von einem Scharnhorſt aufgeſtellt war. Trotzdem ſtimmten ſeine 
Pläne?) in mehreren Hauptpunkten mit dem „Vorläufigen Entwurfe“ 
Scharnhorſts überein: in der Allgemeinheit der Wehrpflicht, der per- 
ſönlichen Dienſtleiſtung, der lokalen Verwendung der Miliz, der 
Zuſammenſetzung aus Infanterie und Kavallerie, der Wahl ihrer 
Offiziere. 


1) Gneiſenau an Münſter 14. Juli: „Ich rede und ſchreibe im Vereine 
mit dem vortrefflichen Scharnhorſt.“ Lebensbilder II, 280. — Pertz, auch hier 
in Zeitangaben unzuverläſſig, macht aus dem 14. den 28. Juli (Gneiſenau II, 
163), ein Datum, was ſich als irrig ſchon bei einer genauen Betrachtung der 
unzweifelhaft vom 29. Juli datirten Nachſchrift ergiebt; denn ſie beginnt: „Seit 
ich Ihnen das Obige ſchrieb, ſind die Dinge beträchtlich weiter gerückt.“ Das 
war in Einem Tage kaum möglich. 

) Scharnhorſt an York 24. Juli aus Berlin: „Ich gehe den 28. oder 
29. dieſes von hier ab.“ (Kriegs-Archiv.) 

) Pertz Gneiſenau II, 106 ff. 
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Wieder ſcheiterte die Verwirklichung des großen Gedankens an 
der Ungunſt der politiſchen Verhältniſſe, aber zum letzten Male. 
Als es im Frühjahr 1813 wieder ſo weit war, daß der nationale 
Waffenſchmied ſeinem Könige die Aufhebung der Exemtionen und die 
Errichtung einer Landwehr vorſchlagen konnte, drang er durch. 
Damit ſind wir zu dem Ausgangspunkte ünſrer Unterſuchung, 
welche ſich gegen die Tradition vom oſtpreußiſchen Urſprung der 
Landwehr richtete, zurückgekehrt. Niemand wird nun noch die Be— 
hauptung wagen, daß es 1813 bei Scharnhorſt eines fremden 
Impulſes zur Erweckung des Landwehrgedankens bedurft hätte. Und 
wenn man uns immer und immer wieder die Briefe von Ludwig 
Dohna vorhält, wohlan, Zeugnis gegen Zeugnis! Wenn Alexander 
Boyen behauptet: mein Bruder ſtieß in Breslau auf den entſetzlich— 
ſten Widerſtand, ſo heißt es in einem noch erhaltenen Briefe des 
Königs, welchen er gleich nach Ludwig Dohnas Ankunft an Harden- 
berg richtete: „General Pork und die preußiſchen Stände ſchlagen die 
Formation einer Landwehr vor, die nützlich werden kann, wenn die 
Vorſchläge gehörig geprüft und mit den übrigen Maßregeln in Ver— 
bindung gebracht ſein werden !).“ Und was Scharnhorſt betrifft, fo 
hat Boyen folgende Erklärung abgegeben: „Vom erſten Augenblicke 
an begrüßte er den Entſchluß der oſtpreußiſchen Stände als eine 
ſchöne Bürgſchaft für den glücklichen Ausgang des zu beginnenden 
Kampfes und ſprach amtlich und vertraulich (dafür kann ich mich 
verbürgen) nur mit der höchſten Achtung von allen den Männern, 
die dieſe patriotiſche Handlung ins Leben riefen ?).“ Wenn Schön 
behauptet: die oſtpreußiſche Landwehr war das Muſter für die Land- 
wehr der übrigen Provinzen, jo erklärt Hippel ?): „Den Zweifel, 
wer Urheber der Landwehr und Verfaſſer der Landwehrordnung mit 
ihren Beilagen ſei, wird dem Herausgeber aufzuklären geſtattet ſein, 


1) d. d. Breslau 21. Februar. Aus dem Geheimen Staats-Archive bei 
Duncker 798. 
) Beiträge zur Kenntnis des Generals Scharnhorſt 59. 
5) Beiträge zur Charakteriſtik Friedrich Wilhelms III. S. 66. 
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wenn er verſichert, daß ihm die Arbeit ganz vollendet von dem ver- 
ewigten Scharnhorſt zur letzten Feile und Redaktion ſchon im Fe- 
bruar und noch früher als die oſtpreußiſchen Vorſchläge anlangten 
übergeben worden.“ 

Das wird denn auch durch eine Vergleichung der beiden Ent— 
würfe aufs gewiſſeſte beſtätigt. So alt beinahe wie die kritiſche 
Methode ſelbſt iſt die Beobachtung, daß wenn überhaupt abgeſchrieben 
wird, es wörtlich geſchieht, und dies gilt von Geſetzen ſo gut wie 
von Chroniken. Die Uebereinſtimmung der in Frage ſtehenden 
Texte aber erſtreckt ſich kaum irgendwo weiter als auf zwei neben 
einander ſtehende Worte. Eine ſachliche Vergleichung ergiebt aller⸗ 
dings eine gewiſſe Zahl von Aehnlichkeiten, welche uns aber doch nur 
wieder die Thatſache in die Erinnerung rufen, daß der Schüler deſſen, 
welcher das zweite Geſetz ſchuf, das beſte bei der Entwerfung des 
erſten Geſetzes gethan hatte. Endlich aber: die Aehnlichkeiten werden 
durchaus überwogen von den Verſchiedenheiten. 

Die Oſtpreußen laſſen die Landwehrpflicht mit dem 18. Lebens⸗ 
jahre beginnen, mit dem 45. aufhören, Scharnhorſt!) begrenzt fie 
durch das 17. und 40. Jahr, nähert ſich alſo dem urſprünglichen 
Vorſchlage von Clauſewitz. Jenen iſt die Landwehr-Brigade ein ad» 
miniſtrativer und nur in beſonderen Ausnahmefällen ein taktiſcher 
Verband, dieſer giebt ſeiner Landwehr außer der Brigade noch einen 
höheren taktiſchen Verband, die Diviſion. Jene fordern als Bewaff- 
nung durchgängig die Flinte und laſſen äußerſten Falles nur bei 
einem kleinen Bruchtheile gerade gemachte Senſen zu, dieſer, wohl 
wiſſend, daß die vorhandenen Waffenvorräthe nicht ausreichen würden, 
gab nur den beiden hinteren Gliedern das Feuergewehr, während 
das erſte ſich vorläufig mit der Pike begnügen mußte. Jene legen 


) Ob alle Eigenthümlichkeiten der Verordnung vom 17. März gerade aus 
der Initiative von Scharnhorſt hervorgegangen ſind, muß bei der unglaublichen 
Dürftigkeit der Quellen, die uns an dieſem hochwichtigen Moment ſo gut wie 
gänzlich im Stiche laſſen, dahin geſtellt bleiben: jedenfalls hat er ſie durch 
ſeine Unterſchrift vertreten und alſo ein Aurecht darauf, ſie nach ſeinem Namen 
benannt zu ſehen. 
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dem Staate die Pflicht der Beſoldung auf, ſobald die Landwehr 
bleibend verſammelt iſt, die Pflicht der Verpflegung, ſobald ſie wirk— 
lich gegen den Feind auftritt: dieſer läßt beide Pflichten auf einmal 
beginnen, nämlich von dem Zeitpunkte an, wo die Landwehr außer- | 
halb ihres Kreiſes gebraucht wird. Jene übertragen die Ernennung 7 
der Unteroffiziere den Hauptleuten, dieſer läßt ſie von den Offizieren 
wählen, von den Brigadiers beſtätigen. Die theilweiſe Ergänzung 
des Offizierkorps aus der Mitte der Unteroffiziere, die Ertheilung 
des Gefreitenranges an alle freiwillig Eingetretenen, die Auflöſung 
der vorhandenen Bürgergarden, die Verwendung der Gendarmerie 
bei der Ausbildung der Wehrmänner, der Wahlſpruch: „Mit Gott 
für König und Vaterland“, die kirchliche Feier bei der Vereidigung 
— alles dies findet ſich nur im Scharnhorſtſchen Geſetze. 
Beide Entwürfe legen die Organiſation der Landwehr in die 
Hand der Stände, aber der, welcher die Unterſchrift des Königs 
trägt, ſchließt ſich enger an die beſtehenden Inſtitutionen an und 
wahrt der Krone ein größeres Recht. Er überträgt jedem Kreiſe die * 
Aufſtellung ſeiner beſonderen Landwehr und vertraut die Organiſation 
einem Ausſchuſſe der Kreisſtände!) an, die Oſtpreußen vereinigen 
mehrere Kreiſe zu ſogenannten Spezial-Kommiſſionen und ſehen ſich 
dadurch genöthigt, die ſubſidiariſche Verbindlichkeit für die Anſchaffung 
der fehlenden Kleider, welche dort naturgemäß dem Kreiſe zufällt, den 
einzelnen Kommunen und Dominien aufzulegen. Der Kreisausſchuß 
des königlichen Geſetzes beſteht aus vier Mitgliedern, zwei von den 
adlichen Gutsbeſitzern gewählten, zwei aus den Bauern und Bürgern 
von der Regierung ernannten. Die Spezial-Kommiſſionen der Djt- 
preußen enthalten außer dem Brigadier immer drei Deputirte der 
Städte, der adlichen und der köllmiſchen Gutsbeſitzer, die von den 


Entwurf der Oſtpreußen habe zugleich eine Art ſtändiſcher Verfaſſung in den 
Provinzen „hervorgerufen“; zu einer General -Kommiſſion habe es freilich an 


1) Es iſt eine ſtarke Uebertreibung, wenn Friccius (Geſchichte des Krieges 
von 1813 und 1814 J, 94) in ſeinem Provinzialſtolze behauptet, der ſtändiſche 
„Formen und Mitteln“ gefehlt. 
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vereinigten Kreisſtänden ihres Bezirkes gewählt und von der General- 
Kommiſſion beſtätigt werden. Letztere, gemeinſchaftlich von den Stän- 
den und dem General-Gouverneur der Provinz erwählt, hat überhaupt 
einen vorwaltenden Einfluß, welcher dadurch völlig begreiflich wird, 
daß man zur Zeit ihrer Einſetzung die Krone für unfrei hielt. 
Während Scharnhorſt die Subalternoffiziere der Landwehr bis zum 
Kompagnie- und Schwadron-Chef aufwärts vom Kreisausſchuß wäh⸗ 
len, vom Könige beſtätigen, die höheren Offiziere unter billiger Be- 
rückſichtigung ſtändiſcher Wünſche doch einfach vom Könige ernennen 
läßt, hat die General-Kommiſſion das Recht, die Offiziere bis zum 
Bataillons-Chef aufwärts aus je drei von der Spezial-Kommiſſion 
vorgeſchlagenen Kandidaten zu ernennen, die Brigadiers in derſelben 
Weiſe ihrerſeits dem Könige vorzuſchlagen; doch find alle Kommiſſio⸗ 
nen in ihrer Auswahl durch die Rückſicht, welche ſie auf Grundbeſitz 
oder dreijährigen Aufenthalt in der Provinz nehmen müſſen, be— 
ſchränkt. Von den übrigen, weit gehenden Befugniſſen der General— 
Kommiſſion, welche ſich ſogar auf die Abſetzung ſäumiger Beamten 
erſtreckten, war bereits die Rede. Sie erregten in Breslau ſolches 
Bedenken, daß man beſchloß, das mit ſo ungewöhnlicher Vollmacht 
ausgerüſtete Inſtitut ganz zu beſeitigen; nur den dringenden Vor— 
ſtellungen von Ludwig Dohna gelang es, daſſelbe zu retten. 
Weniger nachgiebig zeigten ſich der König und ſein erſter mili— 
täriſcher Rathgeber in andrer Beziehung. Die ſtändiſche Verſamm⸗ 
lung hatte, der Abmahnung von Clauſewitz Gehör gebend, auf die 
Errichtung einer Landwehr-Kavallerie verzichtet, jene legten beide einen 
hohen Werth auf die Verſtärkung der vorhandenen Kavallerie!), einer 
Waffengattung, in welcher ſie ihr Heer dem gegneriſchen mit Recht 
überlegen glaubten. Sie rüſteten die geſammte Landwehr -Reiterei 
mit Lanzen aus und verſprachen ſich vermutlich von ihr die gleichen 
Dienſte wie von der gefürchteten irregulären Kavallerie der Ruſſen, 


) Ludwig Dohna an Alexander Dohna d. d. Breslau 2. März 1813: 
„Der Gleneral) Sſ(charnhorſt) und der König wünſchen lebhaft, die Preußen 
möchten einen Theil ihrer Landwehr auf Koſackenart beritten machen.“ (Nachlaß 
von J. Voigt.) 
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deren Namen damals auf aller Lippen war und auch in der Ver— 
ordnung des 17. März ausdrücklich erwähnt wird!). Eine Erwartung, 
welche bekanntlich nicht in Erfüllung gegangen iſt; in dieſem Punkte 
behielten die Oſtpreußen einmal Recht. Damals aber haben ſie ſich 
fügen müſſen. 

Eine andere Differenz kam nicht zum Austrage. Der Landtag 
hatte außer der Landwehr auch einen Landſturm beſchloſſen, Auers— 
wald die vier auf ihn bezüglichen Paragraphen aus dem Entwurfe 
entfernt. Wie Gneiſenau und fo mancher andere Patriot hoffte 
Scharnhorſt von dieſer Nachahmung der Inſurrektion Spaniens und 
Tirols das größte ?); doch wollte auch er die Maſſe der Bevölkerung 
erſt dann aufbieten, wenn die Errichtung der Landwehr beendigt 
wäre. Als es ſpäter fo weit war (er ſelbſt hat es nicht mehr er— 
lebt), erhob ſich ein ſo ſtarker, und fügen wir hinzu ein ſo berechtig— 
ter Widerſtand gegen das ganze Inſtitut, daß es nicht weit über die 
erſten Anfänge hinaus gediehen iſt. 

Größeres Bedenken mußte es erregen, daß der Landtag die von 
ihm angebotene Landwehr nicht anders als auf dem rechten Weichſel— 
ufer verwendet ſehen wollte. Dieſe Beſchränkung war in den erſten 
Tagen des Februar, als auch die Hauptmacht der Ruſſen dieſen 
Fluß noch nicht überſchritten hatte, verſtändlich geweſen, in der erſten 
Dekade des März aber, als die Franzoſen auf ihrem Rückzuge bei— 
nahe die Elbe erreicht hatten, drohte ſie die Kräfte des fünften 
Theiles der Monarchie lahm zu legen. Denn in der hohen Span- 
nung jener Tage konnte niemand daran denken, eine ſcharfe Grenz— 
linie zwiſchen Linie und Landwehr zu ziehen, wie ſie in ruhigeren 
Zeiten wohl unumgänglich geweſen wäre. Noch weniger als 1807 
durfte jetzt davon die Rede ſein, die Landwehr vorher durch das 
ſtehende Heer gehen zu laſſen; eine Theilung der Nation in Wohl- 


) S. $ 7; urſprünglich ſtand auch noch in der 2. Beilage § 8 „Reuter 
Pulk“ für „Reuter -Regiment“, was erſt Hippel bei der letzten Durchſicht ge- 
ändert hat (Geh. St.⸗Arch.). 

) S. die zuſammen mit Gneiſenau überreichte Denkſchrift vom April 1813 
Pertz Gneiſenau III, 130. 
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habende und Unbemittelte, eine Ueberweiſung jener an die Landwehr, 
dieſer an das ſtehende Heer, war, da fie die eine Hälfte der bewaff— 
neten Macht diskreditirte, an und für ſich nicht rathſam und damals 
auch von Scharnhorſt aufgegeben: vielmehr hatte er zum Sammel- 
platz der Bemittelten die freiwilligen Jägerdetaſchements beſtimmt, 
und dieſe wurden größtentheils an das ſtehende Heer, theilweiſe aber 
auch an die Landwehr angeſchloſſen !). Genug, Linie und Landwehr 
waren für ihre Rekrutirung unterſchiedslos auf dieſelben Vermögens— 
und Altersklaſſen angewieſen, und eben darum konnten Kolliſionen 
zwiſchen ihnen kaum vermieden werden. Ganz unbedenklich war dies 
nirgends. Im Februar und März 1813 kam alles darauf an, daß 
Preußen möglichſt ſchnell eine große Anzahl wohlgerüſteter Bataillone 
und Schwadronen ins Feld ſtellte: dann durfte man hoffen, die neu 
erwachſende Kraft Napoleons im Keime zu erſticken, die zögernden 
Ruſſen fortzureißen, die eigene Bundesgenoſſenſchaft um den höchſten 
Preis zu verhandeln. Nun iſt bekanntlich bei allen Neuformationen 
die Bildung der Kadres der ſchwierigere Theil der Aufgabe, ganz 
beſonders war dies damals der Fall, wo man dank dem Krümper⸗ 
ſyſtem Scharnhorſts eine Menge nothdürftig ausgebildeter Soldaten 
im Lande bereits beſaß: es wäre die denkbar verkehrteſte Heerespolitik 
geweſen, an die Schaffung neuer Kadres zu gehen, ehe man die vor— 
handenen vollſtändig gefüllt hatte. Eben dies aber mußte einen be— 
deutenden Theil der vorhandenen Mannſchaften abſorbiren. Die 
20 Bataillone und eben fo vielen Schwadronen, welche nach Ruß— 
land gezogen waren, hatten durchſchnittlich ein Drittel, theilweiſe die 
Hälfte und noch mehr von ihrem Beſtande eingebüßt; die andere 
Hälfte der Armee, welche daheim geblieben war, mußte jetzt auf 
Kriegsſtärke geſetzt werden, und dies erforderte ungefähr den gleichen 
Betrag; endlich war ſeit dem 20. Dezember nach und nach die Er- 
richtung von 52 Reſerve-Bataillonen, und zwar ſofort auf Kriegs- 
ſtärke, befohlen, mit anderen Worten die Infanterie der Armee war 


Y) (Franſecky) Die Formation der freiwilligen Jäger-Detaſchements. Bei⸗ 
heft zum Militair-Wochenblatt Januar und Februar 1847 S. 16 f. 
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mehr als verdoppelt worden!). Jeder Krümper und Rekrut, welcher 
durch eine voreilige Bildung der Landwehr dieſen Kadres entzogen 
wurde, ging für die nächſten militäriſchen Operationen überall ver— 
loren, in Oſtpreußen ſogar für jede Verwendung im offenen Felde: 
ausgenommen den Fall, daß es dem franzöſiſchen Heere gelang, wie— 
der auf dem rechten Weichſelufer feſten Fuß zu faſſen. Daß dies 
eines von den Motiven war, welche Scharnhorſt gegen den oſtpreu— 
ßiſchen Entwurf einnahmen, ergiebt ſich ſehr deutlich aus den erhal— 
tenen Trümmern der Korreſpondenz zwiſchen den beiden Dohnas, 
denn Alexander widmet einen ſeiner Briefe dem Nachweiſe, daß auch 
nach Befriedigung aller Bedürfniſſe des ſtehenden Heeres Mannſchaft 
genug in Oſtpreußen für die Bildung der Landwehr übrig bliebe. 
Sicherlich mit gutem Bedachte hat Scharnhorſt die Emanation des 
Landwehrgeſetzes nicht übereilt; ſo wenig der Landſturm vor der Be— 
endigung der Landwehrorganiſation eintreten ſollte, ſo wenig wollte er 
durch voreiligen Beginn der letzteren die Mobilmachung des ſtehenden 
Heeres ſtören. Um aber eine Lahmlegung der militäriſchen Kraft 
Preußens durch eine verkehrte Verwendung der Landwehr zu ver— 
hüten, traf er eine doppelte Vorſichtsmaßregel. Einmal hütete er 
ſich, in ſeinem Geſetz der Landwehr das Privilegium auf eine aus— 
ſchließlich provinziale Verwendung zu ertheilen. Ausdrücklich heißt es 
in $ 12: „Die Offiziere, Unteroffiziere und Gemeinen leiſten den 
gewöhnlichen Eid des ſtehenden Heeres und ſtehen mit dieſen in 
gleichem Range, in gleichen Vorrechten und daher auch in gleichen 
Verpflichtungen.“ „Die Landwehr — beſtimmt $ 17 — iſt der Dis- 
ziplin des ſtehenden Heeres unterworfen und wird bei Vergehungen 
nach den Kriegsartikeln derſelben gerichtet.“ In dieſem Zuſammen— 
hange gewinnen auch einige minder weſentliche Beſtimmungen Bedeu— 
tung. Während der oſtpreußiſche Entwurf den Wehrmännern den Ge— 
brauch ihrer bisherigen täglichen Bekleidung geſtattet und nur darauf 
beſteht, daß die Mäntel eines jeden Bataillons dieſelbe Farbe haben, 
fordert das Geſetz vom 17. März Litewken mit Kragen von der Farbe 


(Prittwitz) Beiträge zur Geſchichte des Jahres 1813 J, 13. 94. 


der Provinz und Mützen vom Tuche der Litewka, mit dem Tuche des 
Kragens unten beſetzt: eine zwar ſehr einfache Uniform, immer aber 
doch eine Uniform. Die Oſtpreußen ſetzen ihre Bataillone aus 
5 Kompagnien zuſammen und geben letzteren eine Stärke von 150 
bis 200 Mann, Scharnhorſt formirt die Landwehr-Bataillone wie 
die der Linie aus 4 Kompagnien und zu 800 Mann. Alles dies 
aber ſchien ihm nicht ausreichend; er ging noch einen Schritt weiter 
und wahrte der Regierung ſogar das Recht, die Kadres der ſtehenden 
Armee im Nothfalle aus der Landwehr wieder vollzählig zu machen, 
d. h. die Landwehr in Linie zu verwandeln; er hielt dies Recht für 
jo ſelbſtverſtändlich, daß er es nur als Prämiſſe zu einer weiteren 
daraus gezogenen Folgerung erwähnt. In § 19 heißt es nämlich: 
„Wenn die Landwehr Abgang hat oder wenn von derſelben zum Er— 
ſatz der im Felde ſtehenden Truppen einzelne Erſatz-Mannſchaften 
geſtellt oder ganze Bataillone zur Armee gezogen werden, ſo wird 
der Abgang aus den zurückgebliebenen Landwehrpflichtigen ſogleich 
wieder ergänzt !)“. 
Zu dieſen Differenzpunkten kommt nun noch derjenige, welcher 
die ganze Kontroverſe unwiderruflich entſcheidet?). Am 7. Februar 
hatte der in Königsberg verſammelte Landtag den unheilvollen, von 
ſeinem Ausſchuß dem Clauſewitziſchen Entwurfe hinzugefügten Para— 
graphen gutgeheißen: „Jeder zur Landwehr freiwillig oder durchs 
Los beſtimmte Mann darf ſich einen Stellvertreter ernennen“ 


) Darum konnte Ompteda (pPolitiſcher Nachlaß III, 54 an Münſter ſchrei 
ben: „La Landwehr, dont le but paroit ötre de recruter successivement 
les armées actives.“ 

2) Friccius (Geſchichte des Krieges von 1813 und 1814 J, 96) iſt fo ehr 
lich, dieſen Unterſchied einzugeſtehen. Er erzählt ſelbſt (S. 241), daß in Königs 
berg eine Geſellſchaft Wohlhabender zuſammentrat, welche ſich wechſelſeitig einer 
für alle und alle für einen zur Anſchaffung der nöthigen Stellvertreter ver 
pflichtete und ſo die Sache zu einem gewöhnlichen Lieferungs- und Handlungs 
geſchäft machte. Im Hinblicke auf dieſe Vorgänge erklärt er, daß durch die 
Stellvertretung „die ganze Idee eines Volkskrieges zerſtört und eine Veredlung 
des Heeres faſt unmöglich gemacht werde,“ und trotzdem behauptet er mehrmals 
(a. a. O. I, 93. 114. Belagerungen von Danzig 188), daß der oſtpreußiſche 
Entwurf der Verordnung des 17. März weſentlich zu Grunde gelegt ſei. 


am 9. Februar, alſo faſt gleichzeitig, erging in Breslau die „Ver⸗ 
ordnung über die Aufhebung der bisherigen Exemtion von der Kanton⸗ 
pflichtigkeit für die Dauer des Krieges.“ Aus allen Entwürfen Scharn— 
horſts, vom Tilſiter Frieden her bis zu der Epoche, mit der ſich unſere 
Unterſuchung beſchäftigt, klingt mit ſtets zunehmender Stärke der Wunſch 
nach Beſchränkung und Aufhebung der Exemtionen. Am 31. Juli 
1807 ſchlägt er vor, einen Theil der eximirten jungen Leute zu einer 
Miliz zu organiſiren. Der Entwurf zur Bildung einer Reſerve— 
armee vom 31. Auguſt 1807 beginnt mit dem Paragraphen: „Alle 
Bewohner des Staates ſind geborne Vertheidiger deſſelben.“ In 
wörtlicher Uebereinſtimmung hiermit’ finden wir den erſten Para- 
graphen des „Vorläufigen Entwurfes der Verfaſſung der Provinzial 
truppen“; überdies wird in den Motiven ausdrücklich erklärt: „Bei 
der von der Reorganiſations-Kommiſſion vorgeſchlagenen Miliz wird 
eine allgemeine Konſkription ohne Exemtion ſtattfinden können.“ In 
dem Entwurfe der neuen Kriegsartikel, welchen Scharnhorſt mit den 
übrigen Mitgliedern der Reorganiſations-Kommiſſion am 6. April 
1808 unterzeichnete, wird die vorgeſchlagene Milderung der Strafen 
unter anderem „durch das nun auch auf die höheren Stände aus- 
zudehnende Konſkriptionsſyſtem“ motivirt !); der 3. Auguſt des Jahres 
brachte dann wirklich die Verheißung, daß „künftig jeder Unterthan 
des Staats ohne Unterſchied der Geburt zum Kriegsdienſt verpflichtet 
werden ſoll“. 

Hierin ſah die Konſkriptions-Kommiſſion von 1809 die Richt⸗ 
ſchnur für ihre Berathungen. Das Endreſultat derſelben war der 
Entwurf vom 5. Februar 1810, und dieſer gipfelte in der Beſtim— 
mung: „Jeder, den das Los trifft, muß perſönlich dienen; eine Stell— 
vertretung findet nicht ſtatt.“ 

Mit ſo ſchneidiger Schärfe wurde der Grundſatz verkündigt, auf 
welchem Preußens heutige Größe ruht. Damals erweckte er den 
Widerſpruch ängſtlicher und ſchwachherziger Geiſter und gab dadurch 


) Scherbening I, 559. 
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Anlaß zu einem Kampfe von welthiſtoriſcher Bedeutung). Auf der 
einen Seite ſtanden die Vertreter des Heeres, deſſen Wohl gebiete- 
riſch die allgemeine Wehrpflicht forderte, auf der andern die höchſten 
Civilbeamten des Staates, welche die bürgerlichen Thätigkeiten aufs 
ernſtlichſte gefährdet meinten; jene fochten für ein Geſetz, in welchem 
ſich das Weſen des modernen Staates eigentlich erſt vollendet, dieſe 
für die Klaſſenintereſſen der Geſellſchaft, welche in den letzten De— 
zennien eine ſtetig und ſiegreich fortſchreitende Entwickelung zum 
Stillſtand und zur Umkehr gebracht hatten; jene, ſcheinbar die revo⸗ 
lutionären Neuerer, hatten in Wahrheit die alte Tradition ihres 
Staates für ſich, dieſe, ſcheinbar die konſervativen Beſchützer des be— 
ſtehenden Zuſtandes, arbeiteten in Wahrheit für die zerſtörende Macht 
des Individualismus. Die Debatte wurde wenigſtens von den Vor⸗ 
kämpfern der allgemeinen Wehrpflicht mit einer Leidenſchaft geführt, 
wie fie ſtärker kaum in einer parlamentariſchen Verſammlung hervor⸗ 
brechen kann; ſie erſchöpfte faſt alle Geſichtspunkte, welche ſich für 
und wider geltend machen ließen; ſie erhob ſich hier und da auch in 
der Form zu einer Schönheit, welche der Wichtigkeit des Gegen— 
ſtandes vollkommen entſpricht. Ein vollſtändiges Bild von ihr zu 
geben, muß einer andern Stelle vorbehalten bleiben; hier kommt es 
nur darauf an, zu zeigen, wie ſehr die unbedingte und perſönliche 
Dienſtpflicht Scharnhorſt am Herzen lag. Die erhaltenen Motive 
des Entwurfes von 1810 müſſen uns die verloren gegangenen des 
Geſetzes von 1813 erſetzen. 

Der Schlußbericht, welcher zuſammen mit dem Geſetzentwurf 
am 5. Februar 1810 dem König überreicht wurde, zeigt, daß die 
Frage, ob Stellvertretung zuzulaſſen ſei, bereits im Schoße der Kom- 
miſſion berathen worden war. Man hatte ſich darüber verſtändigt, 
daß ſie je nach der beſonderen Natur des Staates zu entſcheiden 
wäre. Eine Regierung, welche nur einen Stand begünſtigen wolle, 
welche beim Verfolgen egoiſtiſcher Zwecke gleichgültig über den Druck 


) Das Folgende nach den Akten des Geheimen Staats-Archivs, aus wel⸗ 
chen Scherbening II, 110) nur kurze Notizen gegeben hat. 
Lehmann, Kneſebeck und Schön. 18 
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der unteren Klaſſen hinweg ſehe, werde dieſen Gegenſtand anders 
beurteilen als die, welche durch ihr Geſetzbuch (das Allgemeine Land— 
recht) längſt allen Staatsbürgern gleiche Rechte verliehen habe, welche 
in der Zufriedenheit des ärmſten Unterthans ihren ſchönſten Lohn 
finde und ihre dauerndſte Stütze ſuche. Derſelbe Widerſpruch gegen 
die hiſtoriſche Natur des preußiſchen Staates ergebe ſich, ſobald man 
unterſuche, welchen Klaſſen der Staatsbürger dieſe allein durch Geld 
zu erlangende Vergünſtigung zu ſtatten kommen werde. „Der Adel 
in Ew. Majeſtät Staaten, erklärt die Kommiſſion, war mit Aus- 
nahme weniger Familien, deren Edelſinn man überdem noch keine 
egoiſtiſchen Forderungen zutrauen darf, niemals reich; die letzten 
unglücklichen Zeiten haben ihn im eigentlichen Verſtande des Wortes 
arm gemacht. Der größte Theil unſerer erſten Staatsdiener, Offi— 
ziere, Räthe hinterläßt in der Regel ſeinen Söhnen kein oder doch 
nur ein geringes Erbtheil. Werden nun in der Konſkription oder 
Kanton -Verfaſſung des preußiſchen Staates Stellvertreter zuge⸗ 
laſſen, ſo ſind alle Söhne dieſer eben genannten achtbaren Klaſſen 
durch ihre Armut zu eigenem Dienſt verpflichtet, während der 
wohlhabende Bauer und Handwerker, alle die, welche durch 
das unerlaubte Benutzen drückender Zeitverhältniſſe reich werden, 
ihre Söhne vermittelſt eines Stellvertreters loskaufen und mit 
Hohnlächeln auf den Gebildeten, aber Unbemittelten herab 
blicken.“ 

Es geſchah nicht gerade im Namen dieſer beſitzenden Klaſſen, 
daß ſich Altenſtein und Alexander Dohna, die beiden Staatsmänner, 
nach welchen das preußiſche Miniſterium von damals genannt zu 
werden pflegt, gegen die allgemeine Wehrpflicht in der vorgeſchlagenen 
Form erklärten !). Altenſtein, deſſen Gutachten ſowohl der Zeit als 
der Bedeutung nach dem von Dohna vorangeht, behandelte die Frage 
vom Standpunkte eines Beſchützers der „Kultur“: er beſorgte mafjen- 
hafte Auswanderung, ja geradezu die Zerſtörung aller Kultur, welche 
auf dieſe Weiſe dem Soldatenweſen zum Opfer fallen werde. Wie 


) Am 12. und 14. Februar 1810. 
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ſpäter Rotteck und hinter ihm her der ganze Schwarm ſeine geiſt⸗ 
loſen Nachbeter es für wünſchenswerth erklärten, daß einzelne beſon⸗ 
ders wichtige und ſchwer zu erſetzende Stände nicht gleich ins erſte 
Glied des Kampfes und der Gefahr geſtellt, ſondern für die drin- 
gende oder gar für die allerdringendſte Noth aufbehalten blieben !), jo 
meinte damals Altenſtein, daß man im Kriege die allgemeine Kon⸗ 
jfription immerhin zulaſſen möge, nur nicht im Frieden. Uebrigens 
begreife er nicht, warum die Militärs ſo hohen Werth auf dieſe 
Inſtitution legten. „Ich kann nicht glauben, ſagt er wörtlich, daß 
dem Militärweſen mit den höheren Ständen (in jo fern dieſe nicht 
körperlich und geiſtig zu dem Militärweſen Beruf fühlen, und Beruf 
hat nur die Künſtleranlage, die ſich ohnedies immer dem Berufe 
hingeben wird, eröffnet man ihr nur Gelegenheit) da, wo es körper 
liche Kraft gilt, gedient ſei. Durch die Zulaſſung von Stellver- 
tretern aus der unteren Klaſſe oder aus der körperlich kräftigeren 
Klaſſe, wenn das erſtere anſtößig klingt, wird für das Beſte des 
Militärs geſorgt und der Druck einer allgemeinen Konſkription ge- 
mildert.“ 

Es war der Kommiſſion ein leichtes, dieſe Beweisführung eines 
Mannes, welcher erſt nach Jahren in den feiner Begabung ent- 
ſprechenden Wirkungskreis kommen ſollte, zu widerlegen ?). Sie geht 
dabei völlig ſachlich zu Werke, und doch quillt aus ihren Worten 
eine leidenſchaftliche Innigkeit, wie ſie nur das Bewußtſein des 
Kampfes für eine gute Sache einzugeben vermag. Denjenigen, welcher 
für das Vaterland und deſſen Heer ein Herz hat, beleben ſich unter 
den Händen dieſe todten Blätter, und ehrfurchtsvoll ſchaut er zu der 
Größe der Männer empor, durch deren Namen ſie geziert werden: 
vier Kriegsminiſter, Scharnhorſt und Boyen, Hake und Rauch neben 


2) K. v. Rotteck Ueber ſtehende Heere und Nationalmiliz 132. Dieſe gänz⸗ 
lich unpolitiſche und unhiſtoriſche Schrift macht ſelbſt auf den einen befremdenden 
Eindruck, welcher Rottecks Art kennt. Nicht einmal konſequent iſt der Autor; 
denn das ſtehende Heer, welches er abſchaffen will, führt er ſchließlich als „ſtän— 
dige Nationalwehr“ in ſeinen Muſterſtaat wieder ein. 

2) Bericht vom 5. April 1810. 
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einander, bei aller Verſchiedenheit der Geſinnung in feſter Eintracht 
über das wahre Fundament nationaler Größe. 

Mit ſchneidender Ironie danken die Männer des Schwertes dem 
Freunde der Dichtkunſt und Philoſophie dafür, daß er in ſeinen Bemer— 
kungen das Bedürfnis des Militärs, kräftige Menſchen unter ſeinen 
Fahnen zu verſammeln, einſichtsvoll angedeutet habe. „Aber, fahren 
ſie, die Verſtellung ablegend, fort, dieſe Kraft muß nicht bloß als ein 
todtes Aggregat angeſehen werden, die das Machtwort des Feldherrn 
allein und ausſchließlich in Bewegung ſetzt, ſondern es bedarf auch 
eines moraliſchen Hebels, um ſie in nutzbare Thätigkeit zu bringen, 
und in dieſer Hinſicht kann der ſtärkere Wille des Gebildeten un— 
endlich wichtiger für das Ganze ſein als die lebloſe, rohe Kraft. 
Die Konſkription ſoll durch ihre Allgemeinheit nicht bloß dem Staate 
eine größere Maſſe zur Dispoſition ſtellen, ſondern ſie ſoll auch die 
richtigeren Begriffe der gebildeten Stände, vor allem das Prinzip 
der Ehre in den Reihen der Krieger verbreiten und ſo der Armee 
ein intelligentes Uebergewicht geben, welches die rohſte und mutigſte 
Nation Europas (wie dies eine ſchmerzhafte Erfahrung beſtätigt) im 
Kampfe gegen Frankreichs Heere entbehrte.“ Der Vorſchlag, die 
allgemeine Wehrpflicht auf die Dauer des Krieges zu beſchränken, 
wird entſchieden verworfen; denn die kriegeriſche Kunſt erfordere eine 
Vorbereitung im Frieden. Die Hoffnung, daß beim Ausbruche eines 
Krieges die höheren Stände freiwillig zum Kampfe für das Vater⸗ 
land herbeieilen würden, ſei der ſchöne Glaube eines edlen Mannes, 
nicht immer das Reſultat der Erfahrung. Da wo die Exemtionen 
die Pflicht der Vaterlandsvertheidigung als eine Laſt der unteren 
Stände bezeichneten, wo ſich nach dieſen Geſetzen die Erziehung der 
Reichen durch eine lange Reihe von Jahren friedlich und weichlich 
modele, da werde die hochherzigſte Regierung im Augenblicke der 
Gefahr vergebens einer allgemeinen Theilnahme entgegenſehen. Im 
ſchärfſten Gegenſatz zu dem Vorſchlage Altenſteins bezeichnet die 
Kommiſſion die von jenem empfohlenen ärmeren Klaſſen als die für 
das Heer minder brauchbaren. Sie könnten nur ſelten eine dauernde 
Anhänglichkeit an das Vaterland haben, welches ſie ſo kärglich aus— 
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ſtattete; der geringſte Unfall, die unbedeutendſte Lockung zur Ver⸗ 
beſſerung ihres Zuſtandes verwehe ſie ſchnell wie Schneeflocken zu 
den Fahnen der Gegner, und der dem Anſehen nach kräftige Körper 
zerſchelle bei dem erſten Stoße des Unglücks: — es ſind die Erfah⸗ 
rungen von 1806, welche durch das ganze Gutachten hindurch klingend 
die Autoren auch zu dieſem harten Urteile beſtimmten. Jeden Wider⸗ 
ſpruch aber beſeitigen fie ſchließlich durch ein ſtaatsrechtliches Argu⸗ 
ment, welches meiſterhaft gerade auf die bisher eximirten Klaſſen 
berechnet iſt. „Soll, ſagen ſie, die allgemeine Verpflichtung das 
Vaterland zu vertheidigen den Forderungen der verweichlichten Stände 
weichen und die körperliche Kraft ohne Rückſicht auf eine gleiche Ver⸗ 
theilung nur da genommen werden, wo man ſie vorzüglich antrifft, 
ſo könnte der Tagelöhner mit Recht ſagen: nun gut, wenn ich allein 
meine Söhne zur Vertheidigung des Vaterlandes hingeben ſoll, ſo 
nehmt mir dafür auch alle Steuern ab und legt ſie ausſchließlich auf 
den, bei welchem ihr die Kraft des Reichthums findet.“ Es war 
nicht möglich, die Streitfrage tiefer zu erfaſſen; in der Bruſt dieſer 
Männer waltete das Pflichtgefühl ſo unbedingt, daß ſie ſich ein poli⸗ 
tiſches Recht ohne eine korreſpondirende Verpflichtung gar nicht vor⸗ 
zuſtellen vermochten. Der germaniſche Staatsgedanke, welcher in dem 
preußiſchen Staatsweſen ſeine moderne Verwirklichung erhalten hatte, 
beherrſchte fie ganz und ausſchließlich. 

Ihre Kritik wendet ſich hierauf den Einwänden des Grafen 
Alexander Dohna zu. Im allgemeinen hatte derſelbe ſeine Zuſtim⸗ 
mung zu dem Votum Altenſteins erklärt, wie dieſer hatte er die Zu— 
laſſung von Stellvertretern in Zeiten des Friedens gefordert, wie 
dieſer die allgemeine Konſkription für einen zukünftigen Krieg ge⸗ 
billigt. Aber er war dann weiter gegangen; indem er zwiſchen 
Linientruppen einer-, Bürgergarden und Nationalmilizen andererſeits 
unterſchied, meinte er: „bei den Bürgergarden und Nationalmilizen 
würde auch in Friedenszeit in der Regel kein Stellvertreter nachzu⸗ 
laſſen ſein.“ In der Regel: einen übermäßigen Werth legte er alſo 
auf die Allgemeinheit der Wehrpflicht nicht; wir begreifen nun, daß 
in dem ſtändiſchen Ausſchuß, deſſen Vorſitzender er war, am 6. Fer 
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bruar 1813 das Prinzip der Stellvertretung ſo leichten Kampfes 
durchdrang. Viel mehr am Herzen lag ihm eine fundamentale Aen- 
derung der vaterländiſchen Kriegsverfaſſung. „Sehr wünſchenswerth 
ſcheint es, bemerkt er, ganz genaue Kenntnis von den Vorſchlägen 
zu haben, welche in den letzteren Jahren in England gemacht worden 
find, um auf eine mit der Freiheit und Kultur der Nation verein- 
bare Weiſe möglichſt viele Menſchen im Frieden in den Waffen zu 
üben und bei einer Annäherung des Feindes in jedem Augenblick 
zur Dispoſition zu haben.“ Mit andern Worten, er will das eng- 
liſche Milizſyſtem auf Preußen übertragen ſehen. 

Hier kömmt nun das Körnchen Wahrheit zu Tage, welches in 
dem Schwalle der von Schön zu Markte gebrachten Unwahrheiten 
enthalten iſt. Wir ſahen, Scharnhorſt wollte die Miliz mit nichten 
zu einer bloßen Polizeianſtalt degradiren, von Anfang an diente ſie 
in ſeinen Entwürfen dazu, die Aufgaben des ſtehenden Heeres zu 
unterſtützen und zu erleichtern: aber allerdings daran hat er niemals 
gedacht, zu ihren Gunſten die hiſtoriſch erwachſenen Heereseinrich⸗ 
tungen ſeines Staates preiszugeben. Wo und wie auch immer er 
die Miliz zu verwenden gedachte, ſtets ſollte es im engen Anſchluß 
an das vorhandene ſtehende Heer geſchehen; ſie ſollte ein Theil der 
vaterländiſchen Bewaffnung ſein, nimmermehr aber dieſelbe gänzlich 
abſorbiren. Ein koſtbares Unterpfand für die Richtigkeit dieſer Be⸗ 
hauptung bietet eben der Bericht, von welchem wir reden. In den 
gegen Dohnas Vorſchlag gerichteten Bemerkungen darf man wohl 
noch mehr als in den übrigen Theilen der Denkſchrift den Ausdruck 
der eigenſten Beobachtungen und Geſinnungen Scharnhorſts finden: 
er allein von den unterzeichneten Offizieren kannte das engliſche Heer 
aus eigener Anſchauung, aus den Feldzügen von 1793 und 1794. 
Er iſt der Anſicht, daß der engliſche Soldat einen hervorragenden, 
durch die Konſtitution des Landes erzeugten und genährten perjün- 
lichen Mut beſitze; bringe man dieſen in Abrechnung, ſo entſtände 


die Frage, ob dann die Verfaſſung der engliſchen Armee ein ſolches 


Bild geben würde, daß andere Nationen ſich veranlaßt fühlten, ſie 
unbedingt zu ihrem Ideale zu wählen. Weiter aber ſei erſt noch 


die große militär-politiſche Frage zu entſcheiden, ob die engliſchen 
Inſular-Verhältniſſe, welche das Milizſyſtem dort unterſtützten, ohne 
Nachtheil in ihrem ganzen Umfange auf eine kontinentale Macht des 
zweiten Ranges anwendbar ſeien. Indem er den Satz ſo formulirt, 
legt er jedem Leſer den Zuſatz auf die Lippen: eine Macht zweiten 
Ranges, die trotz der Mishandlungen eines rohen Tyrannen wieder 
zu einer Machtſtellung erſten Ranges emporſtrebt. „Iſt denn, 
fährt er fort, der preußiſche Staat in der Lage, ein zuſammen⸗ 
hängendes Milizſyſtem zu begründen? Und wenn er es nun nicht 
wäre, wenn die problematiſche Möglichkeit dazu in dem Schleier 
einer undurchdringlichen Zukunft läge, würde dann nicht, wenn man 
die Miliz⸗Ergänzung einer für den Augenblick unausführbaren eng⸗ 
liſchen Armee-Einrichtung unterordnen wollte, gerade ſo viel ſein, als 
wenn man ein noch beſtehendes Gebäude in der Hoffnung, es einſt 
beſſer aufbauen zu können, niederreißen und einige Jahre ohne Schutz 
und Obdach wohnen wollte?“ 

Wenn man bedenkt, daß dieſe Worte geſchrieben wurden drei 
Jahre nach der gräßlichſten Kataſtrophe, die je einen modernen Staat 
betraf, daß hundert und aber hundert andere Staatskünſtler in einer 
ſolchen Lage der Vergangenheit, Tradition und Eigenart des alſo 
zertretenen Gemeinweſens vergeſſen haben und die einzige Rettung 
in der Anwendung irgend eines allgemein gültigen Rezeptes, am 
liebſten in der Nachahmung der Inſtitutionen des ſiegreichen Gegners 
gefunden haben würden, jo ſtaunt man ob dieſer nüchternen Bejon- 
nenheit, dieſer echt hiſtoriſchen Geſinnung, dieſes feſten Vertrauens 
zu den Fundamenten des vaterländiſchen Staates. In Frankreich 
beſtand die Stellvertretung !), alle feine jüngſten glorreichſten Siege 
hatte Napoleon mit ihr erfochten; für Scharnhorſt war dies kein 
Grund, mit den Gegnern, welche ſie für Preußen verlangten, zu 
kompromittiren. Auf das Gutachten vom 5. April, welches er zu⸗ 
ſammen mit Hake, Boyen und Rauch eingereicht hatte, ließ er noch 


1) Geſetz vom 17. Ventoſe des Jahres 1800 bei Jähns Das franzöfifche 
Heer 95. 
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zwei höchſt eindringliche, nur von ihm unterzeichnete Denkſchriften !) 
folgen, welche er faſt ausſchließlich dem Nachweiſe von der Schädlich⸗ 
keit der Stellvertretung widmete. Sie habe in Frankreich einen 
förmlichen Seelenhandel zur Folge gehabt, der nicht ſelten von 
Männern aus den achtungswürdigſten Ständen, von kaiſerlichen Be- 
amten und Predigern, getrieben werde; ſie ſei ein Gift, welches die 
Sitten und den Charakter der Nation angreife. „Wahrlich, ruft er 
aus, in der allgemeinen Verpflichtung zur Vertheidigung des Vater⸗ 
landes iſt kein unedler Zug enthalten, und wenn etwas das Herz 
einer Nation wiedererheben kann, ſo iſt es dieſe Pflicht.“ Er erin- 
nert an die ſchönen Zeiten der Römer, wo dieſe Pflicht allerdings 
nicht allgemein geweſen, wo ſie aber ſo hoch geſchätzt worden, daß ſie 
ein Vorrecht war, deſſen die ganze niedere Volksklaſſe nicht würdig 
erachtet wurde. Nachdem ſo kultivirte Staaten wie Griechenland und 
Rom mit dieſem Beiſpiele vorangegangen, welche Gefahr könne jetzt 
der Kultur von einer Einführung der allgemeinen Wehrpflicht drohen? 
Hätten doch auch die Nationen, welche das abendländiſche Kaiſerreich 
zertrümmerten, keine höhere Pflicht als den Kriegsdienſt gekannt, die 
Schweiz ſei frei und glücklich durch den Kriegsdienſt aller jungen 
Mannſchaft geworden, und jüngſt noch habe ſich Frankreich durch die 
Nationalbewaffnung aus dem Abgrunde geriſſen. 

Dieſes reiche Wiſſen, dieſe gläubige Hingabe an eine große 
Idee, dieſe feurige Beredſamkeit — ſie ernteten den Lohn nicht ſo 
ſchnell, wie ſie verdienten. Nur ſehr langſam reifte die Frucht. 
Wohl ſchieden die beiden Gegner, erſt Altenſtein, dann Dohna aus 
dem Miniſterium, aber der allmächtige Staatskanzler, welcher ihre 
Geſchäfte übernahm, ſcheint, wenigſtens in dieſem Punkte, die Erb⸗ 
ſchaft auch ihrer Anſichten angetreten zu haben. Wenn wir von den 
Kämpfen des Jahres 1813 zurückſchließen dürfen, ſo beſtanden bei 
ſeinen Räthen dieſelben nationalökonomiſchen Bedenken gegen die 
Einführung der allgemeinen Wehrpflicht, welche die verabſchiedeten 


) Die erſte trägt das Datum des 1. Mai 1810, die zweite iſt undatirt, 
jedenfalls aber vor dem 17. November deſſelben Jahres verfaßt. 
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Miniſter geleitet hatten. Während ſo die Civiliſten kleinmütig zagten, 
verharrten die Militärs in unentwegter Treue bei ihrer Idee. Es 
wurde bereits in einem andern Zuſammenhange erwähnt, daß auch 
die Entwürfe des Jahres 1811 jede Exemtion verwarfen. In dem 
Kapitel der Gneiſenauſchen Denkſchrift, welches von den Strafen und 
Vorrechten der Milizſoldaten handelt, heißt es!): „Kein junger Mann, 
der in den Jahren iſt, in denen jeder in der Miliz dienen muß, 
kann in der Folge ſeine Eltern, Verwandte, Freunde u. ſ. w. beerben, 
ein Grundſtück erlangen u. ſ. w., wenn er nicht in der Miliz oder 
dem regelmäßigen Militär gedient hat. Körperliche Unfähigkeit 
nimmt davon aus. Er kann ferner nicht gerichtlicher Zeuge, noch 
Taufpathe ſein, nicht mit der übrigen Gemeinde das Abendmahl 
nehmen u. ſ. w. Jeder, der in dem angezeigten Alter nicht in der 
Miliz oder dem Militär dient, wird in den öffentlichen Zeitungen 
namentlich als ein ſolcher aufgeführt.“ Zu den freiwilligen Jägern 
übergehend, fordert der Autor: „Niemand kann in der Folge im 
preußiſchen Staate zu irgend einem öffentlichen Amte, zu irgend einer 
Ehrenſtelle, Auszeichnung, Ehrencharakter u. ſ. w. gelangen, wenn er 
nicht in dieſen Jägerkompagnien und Eskadronen oder in einem an⸗ 
dern aktiven Militärkorps gedient hat.“ In dieſen drakoniſchen Straf- 
beſtimmungen erkennt man unſchwer das leidenſchaftliche Ungeſtüm 
eines Gneiſenau, aber auch der mildere Scharnhorſt beſtimmte in der 
Verordnung vom 3. Februar, daß kein junger Mann zu irgend einer 
Stelle, einer Würde, einer Auszeichnung kommen könne, wenn er 
nicht ein Jahr bei den aktiven Truppen oder in dieſen Jägerdetaſche— 
ments gedient habe: faſt wörtlich jo wie zwei Jahre zuvor Gnei— 
ſenau. 

Solchen hohen Werth legten Scharnhorſt und ſeine Freunde 
auf die ſtrikte Durchführung der allgemeinen Wehrpflicht. Und die- 
ſes köſtliche Gefäß, in welches er die Kraft der Nation für ihren 
heiligen Krieg zu faſſen gedacht hatte, ſchlug der Beſchluß des Land— 
tages in Scherben. Da wundert man ſich noch über den Widerſtand, 


1) Pertz Gneiſenau II, 127 f. 129 f. 
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welchen Ludwig Dohna in Breslau fand! Auf die denkbar einfachſte 
Weiſe löſt ſich das große Räthſel. Scharnhorſts Oppoſition galt 
nicht dem Landwehrgedanken; er hätte gegen ſein Fleiſch und Blut 
gewütet, denn was der Delegirte der Oſtpreußen überbrachte, waren 
ſeine eigenſten Gedanken, nur hindurchgegangen durch das Medium 
eines talentvollen und ſelbſtdenkenden Schülers. Aber er wollte ſie 
reinigen von den entſtellenden Zuthaten der Herren Stände. 

Daß man aber jo lange dieſen unendlich einfachen Zuſammen⸗ 
hang hat verkennen können, dafür möchte ich nicht allein Schön ver— 
antwortlich machen. Sehr kenntnisreiche Schriftſteller haben die Scharn— 
horſtſche Landwehr von 1813 für eine Nachahmung der öſtreichiſchen 
von 1808 und 1809 ausgegeben, und die öſtreichiſche Landwehr— 
ordnung geſtattete Stellvertretung jo gut wie die oſtpreußiſche !). 


In der Lobpreiſung der Landwehr berühren ſich zwei grundver⸗ 
ſchiedene, faſt entgegengeſetzte Geiſtesſtrömungen. Die Freihandels— 
ſchule mit ihrem Eudämonismus, die der franzöſiſchen Revolution 
voraufgehende Literatur mit ihrem Subjektivismus, der idealiſtiſche 
und weltbürgerliche Humanismus der Deutſchen mit ſeiner den rea— 
len Staatsgewalten abgewendeten, ja widerſtrebenden Tendenz hatten 
eine Abneigung gegen das Inſtitut der ſtehenden Heere großgezogen, 
welche nach der Niederlage von 1806 auch in Preußen willigen Ein⸗ 
gang fand 2). Das unſterbliche Verdienſt Scharnhorſts und des von 
ihm berathenen Königs iſt damit nicht erſchöpft, daß ſie dem Miliz⸗ 
gedanken eine bleibende Stelle in der preußiſchen Heeresverfaſſung 
anwieſen; faſt noch mehr ſollen wir ihnen Dank wiſſen, daß ſie eine 
ausſchließliche Herrſchaft deſſelben verhüteten und ein ſtehendes Heer 
durch die Anfechtungen erregter Leidenſchaften hindurchretteten. Sie 
hatten einen ſchweren Stand; denn die Erfolge der ſpaniſchen Gue— 
rillas von 1808, der tiroler Bauern von 1809 ſchienen erſt recht 


) Kurz Geſchichte der Landwehr II, 216. — Sehr ſonderbar iſt übrigens 
auch das Misverſtändnis des Präſidenten Merkel, vgl. Gerwien 25. 

) Sogar Gneiſenau hat ſich einmal in dieſem Sinne geäußert, ſ. Pertz 
Gneiſenau I, 320. 
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zu beweiſen, daß eine auch während des Friedens dauernde Waffen: 
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rüſtung überflüſſig ſei. Man muß nur einmal leſen, wie ſogar 
unſer herrlicher E. M. Arndt in ſeiner Flugſchrift: „Was bedeutet 
Landſturm und Landwehr“ doch eigentlich den Verfall des Kriegs- 
weſens von der Einführung der ſtehenden Heere her datirt, wie er 
alles Heil von dem ſogenannten Volkskriege erwartet). Den ſtärk⸗ 
ſten Impuls aber bekamen dieſe Tendenzen erſt durch die preußiſche 
Landwehr von 1813. Eine nicht immer ehrliche Geſchichtſchreibung 
ignorirte die eigenthümlichen Verhältniſſe, unter denen unſere Väter 
damals zu den Waffen griffen, und ſtellte den weiteren Hergang ſo 
dar, als wenn die Landwehr das beſte gethan, die ſtehende Armee nur 
eben ſo mitgeholfen hätte. Ein Rotteck durfte ein Jahr nach der 
von Schlacht von Belle Alliance erklären, da die ſtehenden Heere Werk— 
zeug, Stütze und Bedingung des Despotismus ſeien, jo ſei die end» 
loſe Reihe der Uebel, die aus dieſem fließe, auch ihnen zuzurechnen, 
und das ſelbſtthätige Werkzeug des Unheils treffe billig dieſelbe Ver— 
wünſchung wie das Ungeheuer, welchem es diene 2). Welche Rolle 
hat der Milizgedanke dann 1848 geſpielt! Noch heutigen Tages 
ſteht er auf dem Programm der radikalen Partei. 

Für jeden politiſchen Kopf aber iſt er unwiderruflich gerichtet, 
ſeitdem ein ſtehendes Heer den deutſchen Staat geſchaffen hat. Wer 
heute unter uns ſich für die Landwehr begeiſtert, der thut es, weil 
ihre Errichtung ein Schritt weiter vorwärts war auf der Bahn der 
allgemeinen Wehrpflicht. Die beiden Inſtitute ſind keineswegs un⸗ 
bedingte Korrelate; das zeigt nicht nur Oſtpreußens, ſondern 
auch Oeſtreichs und Schwedens?) Beiſpiel, das beweiſt Rotteck, 
der zwar für ein Milizheer ſchwärmt, aber die allgemeine Wehr- 
pflicht für die Vollendung des Unheils der ſtehenden Heere erklärt!). 


) E. M. Arndts Schriften für und an feine lieben Deutſchen I, 291. 301. 
) Ueber ſtehende Heere und Nationalmiliz 79. 
) Loebell Jahresberichte über die Veränderungen und Fortſchritte im Mi⸗ 
litärweſen I, 423. ‘ 
) A. a. O. 85 f. 
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So aber wie die Landwehr auf Scharnhorſts Vorſchlag in 


dem links der Weichſel gelegenen Preußen geſchaffen wurde, wirkte 
ſie für die allgemeine Wehrpflicht und die allgemeine Wehrpflicht 
für ſie. 

Verfallen wir indes nicht in den Fehler unſrer Gegner, indem 
wir einem Einzelnen die Palme für ein Werk ertheilen, an dem un— 
zählig viele Hände gearbeitet haben. Wenn je eine Inſtitution aus 
der Natur eines Staates erwuchs, ſo iſt es die allgemeine Wehr— 
pflicht; ſie iſt ſo ſpezifiſch preußiſch, daß man die Behauptung wagen 
kann: hier mußte ſie zuerſt Wurzel ſchlagen. Der preußiſche Staat 
wurde durch ſeine Regenten über ſich ſelbſt emporgehoben, und indem 
er eine Rolle weit über ſeine Kräfte ſpielte, entſtand die alles andere 
beherrſchende Frage: woher die Menſchen nehmen, um das gewaltige 
Heer vollzählig zu halten? Ihre Löſung wurde nur ſcheinbar leichter 
in einer Zeit, wo noch alle Heere geworben wurden; dies Syſtem 
erforderte ein Kapital, deſſen Aufbringung unerſchwingliche Laſten 
auf die Schultern der Unterthanen legte. Verhältnismäßig früh 
kam man in Preußen auf den Gedanken, daß es eine beſſere und 
billigere Art der Heeresergänzung gäbe, wenn man die Dienſte, 
welche von Miethlingen geleiſtet ſo koſtſpielig waren, in natura 
von den Eingebornen forderte. Ein Ausweg, welcher uns Nach— 
lebenden ſo naheliegend dünkt, daß wir ihn ſpielend zu finden 
meinen, deſſen Betretung aber in dem Jahrhundert der Arbeits- 
theilung und der Geldwirtſchaft den Geiſt und die Kraft eines Genius 
erforderte. 

Die Erkenntnis, daß bereits König Friedrich Wilhelm I. die 
Idee der allgemeinen Wehrpflicht, wenn auch nicht in vollem Glanze, 
ſo doch in gebrochenem Lichte geſchaut habe, wird in der Regel für 
die Errungenſchaft einer verhältnismäßig jungen Vergangenheit ge> 
halten; man hat angenommen, daß Scharnhorſt ſeinen Weg ging, 
ohne zu ahnen, welchen großen Vorgänger er gehabt habe. Dies iſt 
nicht der Fall; er wußte und bekannte den wahren Sachverhalt. Als 
er im Jahre 1810 jenen Kampf mit Altenſtein und Dohna aus⸗ 
focht, ſchrieb er die Denkſchrift „Ueberſicht der Geſchichte der Kanton⸗ 


Einrichtung im preußiſchen Staate“: ein Werk, mit deſſen gründlicher 
Kenntnis der vaterländiſchen Geſchichte ſich unter den älteren nur 
noch die Schriften des Grafen Hertzberg meſſen können. Hier er- 
klärt der große Heeresreformator unumwunden: „König Friedrich 
Wilhelm I. führte im Jahre 1733, der erſte in ganz Europa, die 
allgemeine Konſkription ein.“ Er weiß ſehr wohl, daß auch das 
Kanton-Reglement Exemtionen ertheilte: an die Adlichen und an die 
Beſitzer eines Vermögens von 10,000 Thalern; aber ganz mit Recht 
erklärt er, daß dadurch das allgemeine Prinzip kaum alterirt worden 
ſei; denn der Adel diente doch, auch ohne geſetzliche Verpflichtung, 
und ſo große Vermögen waren damals ſehr ſpärlich geſät. Auf die 
Tüchtigkeit dieſes, aus allen Klaſſen der Nation rekrutirten Heeres 
führt Scharnhorſt die Eroberung Schleſiens zurück; das militäriſche 
Genie des Königs bewundert er ſo rückhaltlos, wie nur irgend ein 
anderer, aber an den erſten Siegen der ſchleſiſchen Kriege habe es 
einen geringeren Antheil gehabt: er erinnert an das Ereignis von 
Mollwitz. Andererſeits iſt in ſeinen Augen der allmähliche Verfall 
des preußiſchen Heeres, welcher mit dem Zuſammenſturz von 1806 
endete, hauptſächlich eine Folge der mit dem Regierungsantritte 
Friedrichs II. beginnenden, faſt von Jahr zu Jahr zunehmenden 
Exemtionen. So paradox es klingt, der größte Soldat unter den 
Hohenzollern hat ſeinem Nachfolger die Armee in einem erheblich 
ſchlechteren Zuſtande hinterlaſſen, als er ſie von ſeinem Vorgänger 
überkommen hatte. Wie aber alles, was ein großer Mann thut, 
ſeine Rechtfertigung in einer hiſtoriſchen Nothwendigkeit findet, ſo 
auch dies: die abnehmende Tüchtigkeit des preußiſchen Heeres war die 
Prämie für die wirtſchaftliche Wiedergeburt des durch einen lang⸗ 
jährigen Krieg bis auf den Tod erſchöpften Landes und für die Neu⸗ 
geburt der preußiſchen Induſtrie, der zu Liebe jene Exemtionen ge— 
ſchaffen wurden. Ob Friedrich ſie hätte fortbeſtehen laſſen, nachdem 
die neuen Erwerbszweige hinreichend erſtarkt waren? Das Unglück 
war, daß ein Nachfolger, welcher ihm in keiner Weiſe ebenbürtig zu 
nennen, alle dieſe gelegentlich bewilligten Befreiungen in dem Kanton⸗ 
Reglement von 1792 codificirte und fie ſogar nicht unerheblich ver- 
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mehrte, theils geſetzlich, theils thatſächlich, indem er es unterließ, die 
Armee in angemeſſenem Verhältnis zu den neuen Erwerbungen des 
Staates zu vermehren. 

Schon unter ſeiner Regierung aber begann eine Entwickelung, 
welche ſchließlich auch die Widerſtrebenden zur Annahme anderer 
militärpolitiſcher Grundſätze zwang. So groß waren die Anſprüche 
der Herrſcher an die Wehrkraft ihres Volkes geweſen, daß ſie allein 
von ihm nicht einmal unter Friedrich Wilhelm I., trotz aller An 
näherung an den Gedanken der allgemeinen Wehrpflicht, befriedigt 
werden konnten; um die Kadres zu füllen, mußten Ausländer ge— 
worben werden, deren Bedeutung natürlich mit der Zahl der Exem— 
tionen ſtieg!). Bekanntlich war die ausländiſche Werbung der letzte 
Reſt einer früher weit verbreiteten Methode der Heeresergänzung; 
die meiſten Armeen des 16. und 17. Jahrhunderts waren nicht 
national, ſondern international. Indes bereits für den Anfang des 
18. Jahrhunderts geht man entſchieden zu weit, wenn man behauptet, 
daß bei dieſer Ergänzung des preußiſchen Heeres aller Herren Länder 
gleichmäßig betheiligt geweſen; in den letzten Dezennien des Jahr— 
hunderts waren die „Ausländer“ jedenfalls weit überwiegend Deutſche. 
Höchſt merkwürdig, wie doch ſogar über die Reichsverfaſſung und 
ihre Unnatur die Vernunft der Dinge hier und da triumphirte. 
Wider Willen mußten die deutſchen Kleinſtaaten, die geiſtlichen 
Fürſtenthümer, die reichsfreien Städte und Ritter mitarbeiten an 
dem Werke, welches ihnen zum Verderben, Deutſchland zum Heile 
in Preußen geſchaffen wurde; denn ſie waren es, welche dem Heer 
dieſes Staates die Stärke gaben, welche er aus eigner Kraft nicht 
erreichen konnte. Und Preußen wieder untergrub durch eine auf 


1) Nachdem ſchon einmal, in Folge des ſiebenjährigen Krieges, die Aus⸗ 
länder faſt ganz aus der Armee verſchwunden waren, wurden ſie, eben nach dem 
Hubertsburger Frieden, auf eine bisher wohl nie erreichte Zahl gebracht. Es 
war Friedrichs Abſicht ſie ſo zu vermehren, daß ſie zwei Drittel des Heeres 
ausmachten. Mauvillon und Blankenburg Geſchichte des preußiſchen Soldaten 
weſens 68. 78. 
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ihre Vernichtung gerichtete Politik eine der Grundlagen ſeiner eignen 
Heeresverfaſſung. 

Derſelbe Friedensſchluß, welcher das deutſche Reich revolutionirte, 
gefährdete den Beſtand der preußiſchen Armee und ſtellte die Lenker 
des preußiſchen Staates vor eine Alternative von nationaler, ja 
univerſaler Bedeutung. Entweder fie trugen gelaſſen die Einſchrän— 
kung der ausländiſchen Werbung, begnügten ſich mit dem geſchwächten 
Heere und verzichteten darauf, die Politik einer Großmacht zu treiben, 
oder ſie ſuchten das in ihrem Heereshaushalt entſtandene Manko 
durch Abſchaffung der inländiſchen Exemtionen zu decken. Das letztere 
geſchah, freilich zögernd und nicht ohne Kampf. In dem Jahre des 
Luneviller Friedens forderte General Rüchel, die großſtädtiſche Be— 
völkerung Preußens kantonpflichtig zu machen, in dem Jahre des 
Reichsdeputationshauptſchluſſes ſchlug Major Kneſebeck die Errichtung 
einer Miliz vor. Der König war für beides; aber der einflußreichſte 
ſeiner Kabinetsräthe, der philoſophiſch gebildete Menken, der Freund 
Fichtes und Struenſees, widerſtrebte wenigſtens der Aufhebung der 
Exemtionen. Der Grund ſeiner Oppoſition beſtand wahrſcheinlich 
darin, daß er ſchädliche Folgen für die ſtädtiſchen Gewerbe beſorgte. 
Es war wie 1806, wie 1810, wie 1813: die Vertreter der mili⸗ 
täriſchen Intereſſen forderten die Verallgemeinerung der Wehrpflicht, 
die der bürgerlichen verwarfen ſie. Im Jahre 1803 erfochten die 
letzteren einen Sieg, jedoch nur einen halben; denn die Errichtung 
einer Miliz wurde wirklich beſchloſſen, ſie war im Gange, als der 
Krieg von 1806 begann. 

Erinnern wir uns des Reſultates, welches ſich ergab, als wir 
den Anfängen der Bauern-Emanzipation nachgingen. Auch ſie war 
nicht ausſchließlich ein Produkt der Unglückszeit nach Jena; dieſe 
Kataſtrophe gab nur den letzten, allerdings wirkſamſten Impuls, 
um eine bereits begonnene Entwickelung zum Abſchluß zu bringen. 
Irre ich nicht, ſo läßt ſich das Gleiche von einer Anzahl anderer 
Reformen auf wirtſchaftlichem und geiſtigem Gebiete nachweiſen. 
Und ſo endete denn dieſe kritiſche Unterſuchung doch mit einem un⸗ 
verächtlichen poſitiven Ergebnis. Durchaus zu brechen iſt mit der 
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hergebrachten Auffaſſung der preußiſchen Geſchichte, welche, um das 
Licht der Epoche nach dem Tilſiter Frieden deſto heller erſcheinen zu 
laſſen, auf die vorangehenden Dezennien die tiefſten Schatten legte. 
Jede Reform, welche gelingt, beweiſt eben dadurch, daß ſie vorbereitet 
war; ſelbſt die gewaltthätigſte und radikalſte aller Umwälzungen hat 
nur die innerſte Natur des Volkes zu Tage gebracht, welches ſie 
unternahm. 


\ 
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Lehmann, Kneſebeck und Schön. 


1. Auerswalds Entwurf für eine neue Organiſation des oſtpreußiſchen 
Landtags. Nebſt den Kritiken von Schön und Stägemann. 1808.) 


Geh. Staats⸗Archiv. 


Auerswald an den König!). 


Ewr. Königlichen Majeſtät haben allergnädigſt anzuordnen geruhet, daß 
jährlich ein General-Landtag für Oſtpreußen und Litthauen gehalten werden ſolle, 
um die Regierung durch die allgemeine Intelligenz zu unterſtützen und der 
Nation durch Theilnahme an den öffentlichen Angelegenheiten ein höheres Inter 
eſſe an der allgemeinen Wohlfarth, ein feſter begründetes Vertrauen auf die 
Weisheit und Rechtlichkeit der Adminiſtration und ſelbſt ein näheres Motiv zu 
einer höhern und edlern Ausbildung zu geben. Die allerhöchſte Cabinets-Ordre 
vom 27. Februar d. J. beauftragt mich, Vorſchläge zur Organiſation dieſes 
General-Landtages einzureichen, ich verfehle demnach nicht, die Reſultate meines 
Nachdenkens darüber Ewr. Königlichen Majeſtät unterthänigſt vorzulegen. 

Es ſcheint mir, daß meine Vorſchläge das umfaſſen, was nach meiner An 
ſicht für jezt über die Organifation des General-Landtags zu verfligen ſeyn 
dürfte. Ohne Zweifel werden bei der Ausführung von Zeit zu Zeit Fälle vor— 
kommen, worllber es noch einer beſonderen Entſcheidung bedürfen wird. Aber 
es dünkt mir zwekmäßiger, dieſe Fälle abzuwarten, als durch den vergeblichen 
Verſuch, Alles vorher zu beſtimmen, die Vorſchriften all zu ſehr zu häufen. 


Koenigsberg, den 20. May 1808. 
Auerswald. 


1808 Mai 20. 


Plan zur Organiſation eines jährlichen General-Landtages . 


für Oſtpreußen und Litthauen. 


A. Geſchäftskreis des General Landtags. 


1. Geſetzgebung, in fo weit daß über alle Gegenſtände der innern 
Verwaltung der Provinz 
1) Vgl. S. 166, 
2) Am Rande ſteht, von Klewiz' Hand: „S. Königl. Majeſtät haben befolen, dieſe Vor⸗ 
ſchläge dem Staatsminiſter Frhrn. v. Stein vorzulegen. Königsberg 25. Mai 1808.“ 
19 * 


1808 Mai 20. 
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a. in der Regel, und dringende Fälle ausgenommen, kein Geſetz publicirt 
werde, ehe es nicht dem General-Landtage vorgelegt worden iſt; 

b. und der General-Landtag befugt ſey, Vorſchläge zu neuen Geſetzen aus 
eigner Bewegung vorzulegen und deren Genehmigung und Ausführung, oder 
Belehrung über die Gründe, warum keine Genehmigung ſtattfinden könne, zu 
erbitten. 

2. General-Controlle, in fo weit, daß der General-Landtag be 
fugt iſt, 

wenn er Mißbräuche in der Adminiſtration blos provinzieller Inſtitute und 
Behörden, dieſer aber auch ohne irgend eine Ausnahme, bemerkt, ſelbige der 
competenten Ober-Behörde anzuzeigen, welche deshalb ernſtliche Unterſuchungen 
veranſtalten und den General-Landtag von dem Erfolge benachrichtigen wird. 

Die Regierung kann mit keinem Geſetz etwas anders bezwekken, als 
entweder unmittelbar die Wohlfarth der Provinz oder in den ſehr ſeltenen 
Colliſionsfällen, wo das Provinzial-Intereſſe dem allgemeinen Staats⸗Intereſſe 
aufgeopfert werden muß, wenigſtens die möglichſte Schonung derſelben. Dann 
aber muß ſie auch wünſchen, diejenigen darüber zu hören, die unmittelbar von 
den Folgen des Geſetzes getroffen werden, und deren Wohl und Wehe davon 
abhängt. 

Unterläßt die Regierung irgend eine alte Einrichtung abzuſchaffen oder 
eine neue anzuordnen, obgleich ein großer Theil der Nation es wünſcht, ſo muß 
ihr ſelbſt daran gelegen ſeyn, öffentlich darzuthun, daß ſie nicht durch einſeitige 
Vorſtellungen ihrer Officianten dazu verleitet, ſondern durch das wohlerkannte 
Intreſſe der Nation ſelbſt dazu genöthigt werde. Sie kann daher auch nicht 
umhin, es ihrer Würde ganz eigentlich angemeſſen zu finden, daß der General- 
Landtag von den Gründen unterrichtet werde, welche ſie bei der Verwerfung 
ſeiner Vorſchläge geleitet haben. 

Ueberhaupt bezwekt die Vernehmung der öffentlichen Meynung durch das 
Organ des General-Landtages keine Einſchränkung der geſezgebenden Gewalt des 
Regenten, ſondern vielmehr eine Verſtärkung derſelben: 8 

durch Befreiung von dem perſönlichen Intereſſe und den durch mannig⸗ 
faltige Verhältniſſe eingeſchränkten Anſichten der Officianten 

und durch Vereinigung der öffentlichen Stimme und des allgemeinen Zu 
trauens mit den geſezlichen Anordnungen. 

Alle Controlle von Officianten gegen Officianten läuft Gefahr, entweder in 
ein bloßes Formularweſen oder in ein ſchändliches Denunciations-Syſtem auszu- 
arten. Im erſten Fall geht jeder nur darauf aus, ſich ſelbſt actenmäßig gegen 
Verantwortlichleit zu ſichern und übrigens jo viel zu ignoriren, als er, ohne 
ganz offenbar ſtraffällig zu werden, nur ignorirenddarf. Die künſtlichſten For: 
men ſichern die Beobachtung des Sinnes einer Anordnung über dies nicht, ſo— 
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bald nur ein hinlängliches Intereſſe vorhanden iſt, ihr auszuweichen. Im 1808 Mai 20. 
leztern Falle verbannt ein förmliches Denunciations⸗-Syſtem, wie es zum Theil 

bei der vormaligen Regie ſtatt fand, die Rechtlichkeit aus dem Officianten Per- 

ſonal und giebt endlich das Land einer Rotte ehrloſer Menſchen preiß, unter 

welche kein rechtlicher Mann ſich mehr wagen darf, ohne in kurzem verdorben 

oder geſtürzt zu werden. 

Der General-Landtag iſt an keine Reviſions-Formen gebunden und über 
alle Denuncianten-Ränke erhaben. Er kann kein anderes Intereſſe beſitzen als 
das der Nation, welches niemals gegen die Perſonen der Officianten, ſondern 
nur gegen verderbliche Obſervanzen und Maximen gerichtet ſeyn kann. Der 
Nation iſt es gleichgültig, wer eine Stelle verwaltet, ſie iſt nur dabei intreſſirt, 
daß die Verwaltung ſorgfältig, rechtlich und anſtändig geführt werde. Alles 
Gehäſſige, welches individuelle Verhältniſſe in die Controlle durch Officianten 
bringen, fällt weg bei der Controlle, welche die Nation ſelbſt durch ihre Neprä- 
ſentanten ausübt. 

Es iſt nicht denkbar, daß die Regierung ihr eignes Intreſſe fo weit ver- 
kennen könne, daß fie irgend eine Einſchränkung dieſer Controlle des General- 
Landtages wünſchen oder Individuen durch Ertheilung einer beſondern Inmuni⸗ 
tät davon ausnehmen ſollte. Ihr zunächſt muß daran gelegen ſeyn, daß ihre 
Officianten und die Geſchäftsführung derſelben das öffentliche Zutrauen genießen. 
Sie ſelbſt hat die Special-Unterſuchung anzuordnen; es ſteht bei ihr, die 
ſchonendſten Formen zu wählen, ſie allein läßt endlich durch ihre Behörden 
entſcheiden. Ihre guten Abſichten bezweifelt niemand, aber ſie ſelbſt hat durch 
ihr Verwaltungs⸗Syſtem längſt erklärt, daß fie nicht allen ihren Dienern voll- 
kommen trauen könne. 

Vorzüglich gewinnt der Staat auch dadurch, daß er einer großen Menge 
koſtbarer Controllen und läſtiger Formen entbehren kann, indem er die General 
Controlle in die Hände der National-Repräſentation legt, die zuſammengeſezt 
aus Menſchen von dem verſchiedenſten Gewerbe und Intreſſe ſehr viel unterrich— 
teter und unbefangner iſt, als es ein Collegium oder ein einzelner Officiant 
irgend ſeyn kann. Das endlich liegt in der Natur der Sache ſelbſt, daß der 
General-Landtag ſich auf die Controlle provinzieller Inſtitute beſchränken muß, 
da es ihm an Ueberſicht fehlt, um feine Controlle auf allgemeine Anſtalten aus⸗ 
zudehnen. 


B. Form des General-Landtages. 


1. Der General-Landtag ſcheint von Repräſentanten, nicht 
von Mandatarien gebildet werden zu müſſen. 
Ein Collegium von Mandatarien, die von ihren Committenten inſtruirt 
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1808 Mai 20. werden und verantwortlich bleiben, daß ſie nach dieſer Inſtruction verfahren, 


würde durchaus zwekwidrig ſein. Denn 

a. keine Inſtruction kann vollſtändig ſeyn, weil die Committenten ohnmög— 
lich von allem, was zum Vortrage kommen kann, früh genug vorher unter 
richtet ſeyn, noch viel weniger aber die Gründe vorausſehen können, womit die 
Anträge unterſtützt oder angegriffen werden. 

b. In den mehreſten Fällen würde gar nichts entſchieden werden; die 
klarſte Darſtellung und Ueberzeugung wäre vergebens; die Deputirten würden, 
wenn ſie aus Furchtſamkeit oder Eigennuz nicht ſtimmen wollten, ſich immer 
auf Mangel an Inſtruction beziehn. 

c. Bei bloßen Mandatarien geht alſo alle Frucht der Aufklärung durch De— 
batten und des gegenſeitigen Reibens und Ausgleichens der Meynungen verloren; 
Männer von Talent werden nicht leicht die Rolle eines bloßen Sprachrohrs ihrer 
Committenten übernehmen wollen, und ſo wird gerade von der Corporation, 
die alle Intelligenz des Landes vereinigen ſoll, die Intelligenz ausgeſchloſſen. 

2. Diefe Repräſentanten dürfen nur eine Cammer bilden. 

Der weſentliche Nutzen zweier Cammern in einer ſtändiſchen Verſammlung 
beſteht darin, daß es unmöglich wird, durch bloße glänzende Beredſamkeit, durch 
Ueberredung, Uebertäubung, Uebereilung der Verſammlung einen Entſchluß wider 
die ſtille Ueberzeugung der Majorität zu entreißen. Aber dieſe Gefahr iſt an 
ſich minder bedeutend in einer Verſammlung, deren Beſchlüſſe den Staat zu 
nichts verpflichten und deren Aufwallungen ein bloßes motivirtes Veto der Re— 
gierung niederhalten kann. Ueberdies läßt ſich ihr durch eine zwekmäßige Form 
der Berathſchlagungen vorbeugen. 

Dagegen entſtehen aus der Trennung viel größere und minder vermeid- 
liche Uebel. 

Soll die obere Cammer aus einer Auswahl der beſonnenſten und 
unterrichtetſten Deputirten beſtehen, ſo iſt es theils ſehr ſchwierig, eine 
ſolche Auswahl zu treffen, und es wird immer zweifelhaft bleiben, wer ſie an— 
ſtellen, und wie dabei die Einwirkung von Vorliebe, Gunſt und perſönlichen 
Rückſichten vermieden werden ſoll; theils aber läuft man entweder Gefahr, eine 
Oligarchie zu conſtituiren, welche die öffentliche Meynung einiger wenigen ehr— 
geiziger Perſonen, die ſich leicht verbinden können, unterordnet, oder man iſt ge- 
nötiget, zwei ſehr zahlreiche Collegien von Repräſentanten zu organiſiren und 
dadurch ſowohl die Koften des General-Landtages ſehr zu vermehren, als auch 
vornehmlich einer Menge unfähiger Perſonen den Zutritt zu demſelben zu eröf— 
nen; indem in einer Provinz, welche bisher unter der Vormundſchaft einer ſehr 
ausgedehnten Büreaukratie geftanden hat, ſich wenige Menſchen außer dem Kreiſe 
der Officianten finden werden, die das allgemeine Intreſſe kennen und ſich bei 
einer Debatte darüber mit Beſonnenheit zu benehmen wiſſen. 
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Sollen dagegen die größern Landbeſitzer eine beſondere obere Cammer 1808 Mai 20. 
bilden, ſo entſtehen dadurch folgende Nachtheile: 

a. Dieſe Cammer hat immer nur das einſeitige Intereſſe der großen 
Gutbeſitzer ), und daß dieſes dem allgemeinen Wohl entgegen ſteht, hat ſich 
beim Landtage im Monat Februar d. J. in den Deliberationen über das Kriegs- 
Contributions-Reglement, über das neue Mühlen-Reglement und bei mehreren 
andern Gegenſtänden nur zu deutlich gezeigt. Wenn gleich überhaupt in einem 
Ackerbau treibenden Staat das Intreſſe der Grundherren überwiegend iſt, ſo iſt 
es doch eigentlich das Intreſſe der Güter von mäßigem Umfange, welches 
dem Staat vorzüglich wichtig ſeyn muß, und dies läßt ſich durch ein Uebergewicht 
von Deputirten des Standes der Gutsbeſitzer in einer Cammer ſehr zwek⸗ 
mäßig ſichern. 

b. Die Regierung verfehlt den Zweck, ſich durch die Intelligenz und das 
Zutrauen der Nation zu verſtärken, wenn ſie den Majoratsherren und großen 
Gutsbeſitzern ein entſchiedenes Gewicht auf dem General-Landtage giebt. Der 
größte Theil derſelben iſt zu einem unproductiven, gewerbloſen Leben erzogen, 
und ſeine Intelligenz iſt viel geringer als die des gebildeten und wohlhabenden 
Mittelſtandes. Das Zutrauen der Nation haben große Majoratsherren und 
große Gutsbeſitzer nie gehabt, und die Stimmung des Zeitalters läßt keinesweges 
erwarten, daß ſie es jezt noch erwerben könnten. 

c. Der Vorzug, in der obern Cammer zu ſitzen, würde nur ein Reiz mehr 
ſeyn, große Güter zuſammen zu kaufen und zu fideicommiſſariſchen Stiftungen 
zu verwenden: eine Operation, deren ſtaatswirthſchaftliche Nachtheile aner⸗ 
kannt ſind. 

3. Die Zahl der Repräſentanten muß nicht ſehr gering angenom— 
men werden; der General-Landtag würde ſonſt mehr die Stimme einiger Indi⸗ 
viduen als die öffentliche Meynung ausdrükken. Auch iſt der Antrieb, ſich mit 
dem Studium der öffentlichen Angelegenheiten zu beſchäftigen, zu gering, wenn 
nur ſehr wenige Glieder der Nation zur Repräſentation gezogen werden. Aber 
der Nachtheil einer allzu zahlreichen Repräſeutation iſt bereits oben ebenfalls 
dargethan worden. Als Mittel zwiſchen beiden Extremen bringe ich folgendes 
allerunterthänigſt in Vorſchlag. 

a. Das platte Land ſendet einen Deputirten aus jedem der landräthlichen 
Kreiſe neuer Abtheilung. 

Oſtpreußen wird ſolcher Kreiſe 14 und Litthauen 8 erhalten. Folglich 
kommen überhaupt 22 Deputirte des platten Landes auf den General-Landtag. 

b. Königsberg wird billig drei Deputirte fordern können, da es ½6 
der Volksmenge von ganz Oſtpreußen enthält und der Sitz alles Geld Negoces 


1) Am Rande, von Steins Hand: „Drum ſetze man die großen Guthsbeſitzer mit ein.“ 
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und des bei weitem größten Theils des Handels der Provinz iſt. Memel 
würde alsdann ein Deputirter zu bewilligen ſeyn, da dieſe Stadt ſo wichtig iſt 
und ein fo eigenthümliches Intreſſe hat, daß fie billig beſonders repräſentirt 
werden ſolte. 

Die übrigen Städte werden in zehn Societäten vereinigt, wovon jede 
gemeinſchaftlich einen Deputirten wählt. Es iſt unnöthig, dabei auf ſteuerräth 
liche Kreiſe zu rükſichtigen, da dieſe ohnehin hoffentlich bald aufgehoben werden 
dürften. Vielmehr wird es nur auf benachbarte Lage und gemeinſames Intreſſe 
ankommen. Hiernach würden ſchiklich zuſammen wählen: 

Tilſit, Ragnit, Pillkallen, Schirw ind.. 1 Deputirten 
Inſterburg, Gumbinnen, Stallupoehnen, Goldapp, Darkehmen 1 
Angerburg, Lötzen, Rhein, Sensburg, Nicolaiken, Arys, Jo- 


7 


hannisburg, Bialla, Lyck, Oletzt o 1 be 
Neidenburg, Soldau, Gilgenburg, Hohenſtein, Paſſenheim, O 

telsburg, Willen derg mee an reed * 
Pr. Holland, Mühlhauſen, Liebſtadt, Mohrungen, Saalfeld, 

Liebemühl, Oſterodde * 1 15 
Braunsberg, Frauenburg, Mehlſack, Wornditt Guttſtadt 40 * 
Heilsberg, Viſchofsſtein, Röſſel, Seeburg, Biſchofsburg, War⸗ 

tenburg, Allenſtein. . 1 11 
Bartenſtein, Raſtenburg, enen Barten, Schippenbeif, 

Domnau, Pr. Eylau, Landsberg. 1 r 15 
Wehlau, Tapiau, Labiau, Allenburg, Friedland, 8 

Norden bung ; Anu u 


Heilgenbeil, Zinten, PER PR — Pillau, Fiſchhauſen 9 4 ie 

Es würden alſo überhaupt vierzehn ſtädtſche Deputirte dem Landtage bei 
wohnen, und die Zahl der ſämtlichen Deputirten beſteht alſo aus 36. 

4. Die Deputirten des platten Landes werden von den Kreis 
eingeſeſſenen Gutsbeſitzern auf Kreistagen gewählt, welche der 
Landrath verſammelt. Stimmfähig find alle diejenigen, die in landſchaft⸗ 
lichen Creditſachen auf den Kreistagen erſcheinen dürfen. Das Ausbleiben von 
den Kreistagen wird ebenſo beahndet, wie bei dem landſchaftlichen Syſtem. 
Wahlfähig iſt jeder ſtimmfähige: man kann die Concurrenz hier nicht genug er 
weitern; denn manchmal haben Beſitzer kleiner Güter vorzügliches Vermögen, 
Bildung, Anſehen und Vertrauen, und das wird täglich mehr der Fall werden, 
wenn Capitaliſten ſich auf das Land ziehn. Es ſcheint unnöthig zu bedingen, 
daß bürgerliche Deputirte nach einem gewiſſen Verhältniſſe gewählt werden 
ſollen. In Litthauen haben ſchon jetzt die bürgerlichen Gutsbeſitzer die Majori 
tät, und in allen oſtpreußiſchen Kreiſen, wo nicht ſehr viel adliche Fidei-Com 
miß⸗Güter find, werden fie dieſelben durch die Freiheit adliche Güter zu laufen 
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und die Veräußerung der Domainen erhalten. Ueberhaupt wird der Nepräfen- 
tant als Gutsbeſitzer gewählt; beſondere Rükſichten auf ſeine Geburt oder auf 
die Qualität ſeines Guts werden nur eine wenig zeitgemäße Veranlaſſung ſeyn, 
Unterſchiede, welche ſich hierauf beziehn, zu verewigen. 

In Königsberg dürfte es am zwekmäßigſten ſeyn, in den einzelnen Diftric- 
ten der Stadt erſt Wahlmänner und von dieſen für die ganze Stadt Deputirte 
wählen zu laſſen, weil es zu ſchwierig ſeyn würde, alle ſtimmfähigen Perſonen 
an einem Orte zu verſammeln und ihre Stimmen ablegen zu laſſen. Ich 
ſchlage vor, von dem Magiſtrat einen ſpeciellen Plan zur Organiſation der 
Repräſentanten Wahlen zu erfordern. Solte der Königsberger Bürgerſchaft 
überhaupt mehr Einfluß auf die ſtädtſche Adminiſtration bewilligt werden, ſo 
könnte dieſer Plau auch bei andern etwa vorkommenden Wahlen zum Grunde 
gelegt werden. 

In Memel könnten dagegen unmittelbar alle Stimmfähigen zufammen- 
kommen, um einen Deputirten zu wählen. In den übrigen Städten, 
welche Societäten formiren, werden die Stimmfähigen Wahlmänner zu ernennen 
haben, und zwar einen auf jedes hundert ſtimmfähiger Perſonen. Dieſe Wahl- 
männer werden ſich in der Kreisſtadt verſammeln und den Deputirten für die 
Societät wählen. 

Kreis-Städte würden ſeyn: für die erſte Societät Tilſit, die zweite Inſter⸗ 
burg, die dritte Angerburg, die vierte Neidenburg, die fünfte Pr. Holland, die 
ſechſte Braunsberg, die ſiebente Heilsberg, die achte Bartenftein, die neunte 
Wehlau. Die zehnte Societät beſteht ſüdwärts des friſchen Hafs aus Heilgen- 
beil, Zinten und Creuzburg und nordwärts deſſelben aus Pillau und Fiſchhauſen. 
Dieſe Städte haben zuſammengelegt werden müſſen: 

a. Weil Pillau und Fiſchhauſen zu iſolirt liegen und doch nicht bedeutend 
genug ſind, um einen beſondern Repräſentanten zu haben. 

b. Pillau und Fiſchhauſen ſind jezt mit Wehlan, Tapiau, Labiau und 
Allenburg in einen ſteuerräthlichen Kreis vereinigt; von Pillau nach Wehlau 
ſind aber vierzehn Meilen, dagegen iſt Pillau von Heilgenbeil zu Lande auch 
vierzehn, über das Haff aber nur 4 Meilen entfernt. 

c. Pillau hat mit Wehlau und deſſen Nachbarſchaft gar kein gemeinſames 
Intreſſe. Eher hat es Berührungspunkte mit Heilgenbeil, das einen nicht un 
bedeutenden Verkehr auf dem friſchen Hafe betreibt. 

d. Die Functionen einer Kreisſtadt könnten in dieſer Societät Pillau und 
Heilgenbeil wechſelweiſe verſehen, die Wahlmänner aber ſich in Königsberg ver- 
ſammeln, das ohngefähr auf der Mitte des Landweges zwiſchen den verſchiedenen 
Städten der Societät liegt. 

Die Stimmfähigkeit in den Städten glaube ich ausdehnen zu müſſen: 
a. auf alle Bürger, 
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b. auf alle, die bürgerliches Gewerbe auf eigene Rechnung treiben, wenn 
ſie auch nicht Bürger ſind. 

c. auf alle, die im Polizey-Bezirke der Stadt anſäßig find, wenn fie auch 
nicht Bürger ſind oder bürgerliches Gewerbe treiben. 

Denn ſobald die Stimmfähigkeit blos auf das Bürgerrecht oder blos auf 
den Beſitz von Grundſtükken eingeſchränkt würde, könnten Perſonen von ſonſt 
bedeutendem Einfluß in die ſtädtſche Verfaſſung ausgeſchloſſen bleiben. Wahl- 
fähig iſt, wer ſtimmfähig iſt, um keinen Stand und kein Talent von der Reprä⸗ 
ſentation auszuſchließen. Iſt keinem ſtädtſchen Gewerbsmanne die Ausſicht, zum 
Repräſentanten gewählt zu werden, verſchloſſen und werden überdies die klein— 
ſtädtſchen Magiſträte künftig aus der Bürgerſchaft und nicht aus Invaliden oder 
Schreibern beſezt, ſo dürften die ſtädtſchen Gewerbe bald wieder ihr altes An— 
ſehn bekommen, welches ſie größtentheils nur deshalb verloren haben, weil den 
gemeinen Bürgern jeder Antheil an öffentlichen Geſchäften und mithin auch 
öffentliche Achtung entzogen worden iſt. 

5. Ein Commiſſarius Regius wird dem General-Landtage 
präſidiren, um ſowohl die Vorſchläge der Regierung als die Auträge der 
Mitglieder des Landtages zum Vortrage zu bringen und die Verhandlungen 
zwekmäßig zu leiten. Er iſt verpflichtet, Niemand von der freien Aeußerung 
ſeiner Meynung abzuhalten. Der Commiſſarius Regius erhält das Recht, von 
den Provinzial-Behörden und Inſtituten Auskunft und allenfalls auch Akten zu 
verlangen über die bei dem General-Landtage zur Sprache kommenden Gegen- 
ſtände. ö 

6. Der Verſammlungsort des Landtages iſt Koenigsberg. 
Das Local der General-Landſchafts⸗Direction wird hoffentlich zur Verſammlung 
hergegeben werden können, wenigſtens bis die Nation ſich ein eigenes Local 
anſchafft. 

7. Die Zuſammenkunft der Nepräfentanten geſchieht un— 
mittelbar nach Neujahr. Dieſe Zeit iſt die bequemſte; denn die Wege ſind 
alsdann in den gewöhnlichen Jahren gut, der Landwirth iſt alsdann faſt ganz 
geſchäftslos und auch ein großer Theil der ſtädtſchen Gewerbsleute minder 
dringend beſchäftigt als im Sommer; die landſchaftlichen Zinszahlungen fallen 
in denſelben Zeitpunkt; viele Familien halten ſich ohnehin wegen der Winter- 
luſtbarkeiten in Koenigsberg auf. Die Wahlen der Deputirten werden daher 
überall vor dem Iften Decbr. vollzogen ſeyn müſſen. 

Die Landräthe halten deshalb in der lezten Hälfte des Novembers den 
Kreistag zur Deputirten Wahl; den Termin dazu machen fie vier Wochen vor- 
her dem Creiſe und dem Commiſſario Regio bekannt, geben lezterm auch un⸗ 
verzüglich Nachricht, wer zum Deputirten gewählt ſey. ) 

Die Magiſträte der Kreis Städte haben in Rükſicht ihrer Societäten, und 
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die Magifträte von Koenigsberg und Memel in Rükſicht der ſtimmfähigen Ein- 1808 Mai 20. 


wohner eben die Verpflichtungen wie die Landräthe in Rükſicht ihrer Kreiſe. 

Der Commiſſarius Regius macht der Provinz in der Regel noch vor dem 
1dten November den Tag bekannt, an welchem der General-Landtag eröfnet 
werden ſoll. Die Repräſentanten melden ſich ſpätſtens 2 Tage vor der Eröfnung 
bei dem Commiſſario Regio und übergeben ihm ihre Legitimationen. Der Syn- 
dicus vergleicht die beigebrachten Legitimationen mit den Nachrichten über die 
Wahlen, die ihm der Commiſſarius Regius mitgetheilt hat, und fertigt daraus 
ein Verzeichniß der Repräſentanten, mit deſſen Verleſung die erſte Sitzung er- 
öfnet wird. Dies Verzeichnis wird durch die öffentliche (Zeitung) der Provinz 
bekannt gemacht, um den Wahlen Publicität zu geben. 

8. Wahlſtreitigkeiten müßen von den Landräthen und Magiſträten 
ohne Verzug dem Commiſſario Regio berichtet werden. Er entſcheidet, ob in 
der Form gefehlt ſey; iſt dies der Fall, ſo iſt die Wahl nichtig, und es muß 
ſchleunigſt eine neue veranſtaltet werden. Eine in der Form richtige Wahl muß 
dagegen unbedingt aufrecht erhalten werden. 

Wegen ſtrittiger oder verzögerter Repräſentanten-Wahlen kann der General- 
Landtag niemals aufgeſchoben werden. Wird deshalb ein Kreis oder eine Stadt 
auf dem General-Landtage nicht ordnungsmäßig repräſentirt, jo muß der Fiscal 
ex officio unterſuchen, wem dabei etwas zur Laſt fällt. Die Beahndung vor- 
gefallener Fehler wird alsdann bei der Behörde des Betroffenen nachgeſucht. 

9. Die Dauer des General-Landtages hängt von der Menge der 
Geſchäfte ab. Die Sitzungen werden unausgeſezt werktäglich von 9 bis 1 Uhr 
gehalten. 

10. Die Koften des General-Landtages werden von der Provinz 
aufgebracht, und von dem erſten General-Landtage werden die Repartitions⸗ 
Grundſätze in Vorſchlag gebracht. Wieviel an Diäten und Reiſekoſten den De⸗ 
putirten bewilligt werden ſoll, beſtimmt der erſte General-Landtag. 


C. Geſchäftsgang des General-Landtags. 
Er läßt ſich auf folgende Regeln zurükführen. 
1. Wer einen Vortrag machen will, zeigt dies dem Präſidenten ſchriftlich 


an, der in der ofnen Verſammlung den Tag beſtimmt, an welchem die Sache 


verhandelt werden ſoll. 

Dies iſt nothwendig, um teils einigermaaßen auf den Vortrag vorzu⸗ 
bereiten, teils eine Auswahl, wodurch den wichtigſten Gegenſtänden vorzugsweiſe 
die mehreſte Zeit gewidmet wird, möglich zu machen. Giebt es keine ſolche Tages⸗ 
ordnung, ſondern muß jeder Vortrag auf der Stelle debattirt werden, ſo können 
einige Schwätzer den ganzen Landtag fruchtlos machen, indem ſie, unerſchöpflich 
an Armſeeligkeiten, eine nach der andern zum Vortrage bringen. 
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2. Nur ſolche Vorträge können fogleich zurückgewieſen werden, die ent 
weder ganz klar nicht zur Competenz des General-Landtages gehören, oder die 
auf demſelben General Landtage bereits ordnungsmäßig entſchieden find. Be⸗ 
ſchlüſſe eines früheren General-Landtages können dagegen unbedenklich von neuem 
unterſucht werden. 5 

3. Ueber jeden Vortrag wird debattirt; der Commiſſarius Regius hält 
darauf, daß keiner verhindert werde, feine Meynung zu ſagen, und daß die De- 
batte nicht auf Gegenſtände ausſchweife, die nicht zur Sache gehören. 

4. Sobald der Commiſſarius Regius bemerkt, daß Niemand mehr zur 
Aufklärung des Vortrages beizubringen hat, legt er der Verſammlung die ſtrittig 
gebliebenen Punkte deutlich vor und läßt darüber ſtimmen. Die abſolute Mehr- 
heit entſcheidet, jedoch hat die Minorität das Recht, ihr Votum zu den Akten 
zu geben. Bei Gleichheit der Stimmen giebt der Zutritt des Commiſſarii Regii 
den Ausſchlag. 

5. Um gültig zu deliberiren, müſſen wenigftens zwei Dritteile der ge— 
ſetzlich von den Kreiſen und Städten zu wählenden 36 Repräſentanten in der 
Sitzung auweſend ſeyn. 

6. Ein jeder Repräſentant muß, wenn er behindert wird einer Sitzung 
beizuwohnen, ſolches mit Anführung der Gründe dem Präſidenten anzeigen. Ein 
Repräſentant, der ohne legale Entſchuldigung wegbleibt, erhält einen öffentlichen 
Verweis, und wenn er das unbefugte Ausbleiben wiederholt, muß er von dem 
Commiſſario Regio dem Fiscal angezeigt werden, der verpflichtet iſt, ihn vor 
dem Obergericht der Provinz zur Rechenſchaft zu ziehen und darauf anzutragen, 
daß er für unfähig erklärt werde, bei den Kreisverſammlungen zu ſtimmen und 
als Repräſentant gewählt zu werden. 

Der Gerichtshof muß auf dieſe Strafe erkennen, ſobald keine Milderungs⸗ 
gründe ſtatt finden. Wie viele Jahre dieſe Ausſchließung dauern ſoll, hängt von 
richterlichem Erkenntniß nach Maasgabe des Grades der Verſchuldung ab. 

7. Das Protokoll führt ein vom Commiſſario Regio hiezu zu wählender 
Syndicus unter Aſſiſtenz des General-Landſchafts-Syndici. Zwei Protokollführer 
find nöthig, da ein Menſch ſchwerlich einer fo anhaltend angeſtrengten Aufmerk- 
ſamkeit fähig iſt, als die Führung des Protokolls während einer langen Sitzung 
erfordert. Beide Officianten erhalten für jeden Sitzungstag Diäten. 

8. Zu Anfange jeder Sitzung wird das Protokoll der vorigen Sitzung 
verleſen. Wer etwas ausgelaſſen oder falſch notirt findet, kann auf Verbeſſe⸗ 
rung antragen, die, wenn die Erinnerung unſtrittig iſt, auf der Stelle geſchehen 
muß. Iſt Widerſpruch dagegen, ſo wird geſtimmt, ob die Abänderung ſtatt 
finden ſoll oder nicht. 

9. In der lezten Sitzung wird ein Auszug aus den Protokollen vor- 
geleſen, von der Verſammlung revidirt, und wenn er ihre Genehmigung erhalten 
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hat, als General-Landtags-Abſchied ſowohl der Regierung eingereicht, als 1808 Mai 20. 
auch durch den Druk öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Publicität iſt noth⸗ 

wendig, um den Gemeingeiſt thätig zu erhalten. Die Nation muß mit ihren 
Repräſentanten in der engſten Verbindung bleiben, und die öffentliche Meinung 

muß über die Verhandlungen des General-Landtages wachen, wenn das wichtige 

Jnſtitut nicht bald zu einem bloßen Formularweſen herabſinken ſoll. 


Auerswald. 


Schöns Kritik. 


Zum Immediat-Bericht des Geh. Finanz-Rath v. Auerswald 
vom 20. May 1808, die Organiſation eines Landtages in 
Preuſſen betreffend. 


Zu 2. Die Repräſentanten dürfen nur Eine Kammer bilden. 1808 Juni 20. 

Wenn die Stell Vertreter des Volks ihre Beſtimmung ganz kennen oder ſo 
Vorurtheils- als Einflußfrey handeln, dann iſt allerdings nur Eine Kammer noth- 
wendig. Von dieſem vielleicht unerreichbaren Ziele find aber ſelbſt die culti- 
virſten Völker noch entfernt, ja! eins von dieſen, das ſchon ſeit einer langen 
Reihe von Jahren an Repräſentation gewöhnt und dadurch dazu gebildet iſt, 
hält ſogar noch in dieſem Augenblick die Trennung der Stell Vertreter in zwei 
Kammern für nothwendig. Bey uns, wo das Volk keinen Antheil an irgend 
einem Geſchäfte der höchſten Gewalt hatte, wo man dadurch, daß man Communal 
Sachen zu Staats Sachen machte, ihm das entzog, was ihm zukam, wo man ihm 
jede Theilnahme an Staats Angelegenheiten ſogar übel nahm, da iſt zu beſorgen, 
daß im erſten Aunfange mehrere Miſſgriffe von Seiten der Stell Vertreter, theils 
aus Mangel an Einſicht, theils aus der Richtung entſtehen werden, die das 
Volk darinn genommen hat, die höchſte Gewalt ſich als ein Oppoſitum zu denken. 
Dieſer kann allein dadurch vorgebeugt werden, daß man jede Sache mehr als 
einmahl in verſchiedenen Verſammlungen zur Erörterung bringt. Mir ſcheinen 
daher 2 Kammern durchaus nothwendig. 

Wer von den gewählten Stell Vertretern in die erſte und in die zweite 
Kammer treten ſoll, halte ich für gleichgültig, wenn nicht beſondere Requiſite 
für jede Kammer aufgeſtellt werden, und dieß zu thun ſcheint mir nicht rath⸗ 
ſam. Den dagegen aufgeſtellten Gründen, daß die groſſen Gutsbeſitzer das Ober- 
haus bilden, trete ich bey. Wollte man die älteſten Repräſentanten in die 
erſte Kammer ſetzen, ſo würde bey dem Vorurtheil, das noch für das Alter 
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1808 Juni 20. herrſcht, es bald ein Vorzug ſeyn, im Ober Hauſe zu ſitzen; jede Gemeine 


würde ſich bemühen, den älteſten Mann zum Repräſentanten zu wählen, und ſo 
könnte der Landtag eine Verſammlung von Greifen werden. Wenn das Looſen 
ganz Parteylos geſchehen könnte, würde ich dieß vorſchlagen, es iſt aber dabey 
Einfluß zu beſorgen. Mir ſcheint es am rathſamſten, ein Ereigniß, worauf in 
dem gegebenen Fall Niemand Einfluß haben kanu, als Regel anzunehmen und 
zu beſtimmen, daß wenn man alle Repräſentanten ihrem Alter nach ordnet, 
jederzeit die dritte Perſon in das Oberhauß tritt. 

Zu 3. Zahl der Repräſentanten. Wenn die National Stell Ver- 
treter in 2 Kammern vertheilt werden, kann die angenommene Zahl (36) noch 
vermehrt werden. Die Zahl der Land Raths Creyſe wird, weil ſelbſt nach dem 
neueren Plan noch mehrere Creyſe zu groß ſind, in Oſt Preußen auf 15 ſtatt 
14, und in Litthauen auf 12 ſtatt 8 geſetzt werden müſſen; i. s. wenn jeder 
Creyß Eine Perſon deputirt — 27 ländliche Deputirte. Die Städte haben 
meines Erachtens nach dem gemachten Vorſchlage ſelbſt bey 27 ländlichen De- 
putirten verhältnißmäßig eine zu ſtarke Repräſentation. Das angemeſſenſte wäre, 
die Zahl der activen Staatsbürger als Fundament anzunehmen und zu be— 
ſtimmen, daß eine gewiſſe Anzahl derſelben Einen Deputirten wählt. Für Stadt 
und Land wären alsdann keine beſondere Beſtimmungen nöthig, und jeder Creyß 
könnte für ſich abſchlieſſen. Er kommt dabey aber auf Beſtimmung der Requiſite 
eines activen Staatsbürgers und dabey wieder ſehr weſentlich auf ein richtiges 
Verhältniß der ländlichen und ſtädtſchen Gewerbe an. Hiezu fehlen aber theils 
alle hinreichend genaue Nachrichten, theils würde dieß den Plan ſehr ſchwankend 
in der Ausführung machen und ſo andere Nachtheile mit ſich führen. Annähe⸗ 
rung an dieß Prinzip iſt aber nothwendig, ſo daß deſſen Ausführung durch die 
jetzige Einrichtung vorbereitet wird. Man kann annehmen, daß das (sie) Produkten 
Verkehr ſich zur Fabrikazion und zum Handel wie 4 zu 1 verhalte, ſo daß nur 
½ der Repräſentanten von den Städten geſchikt werden dürfen. Hiernach könn⸗ 
ten bey 27 ländlichen Deputirten nur 9 ſtädtſche Deputirte ſeyn. Nach den 
mir zugekommenen Nachrichten ſind in Oſtpreußen 

914 adliche Güter und 
6641 bürgerliche eigentümlich beſeſſene Güter 
1. 8. 7555 

Wenn man nun die kleinen Grundbeſitzer unter 4 Hufen Cölmiſch (8 Hufen 
Magdeburgiſch) ausnimmt und die Erbpachts Güter und die Erb Zinß Güter da- 
zurechnet, ſo ſind 7500 anzunehmen. Da nun 15 Deputirte in Oſt Preuſſen 
vom Lande geſtellt werden ſollen, ſo könnte man annehmen, daß weil bey den 
einzelnen Creyßen der Ueberſchuß ausfällt, 400 ſtimmfähige Grund Eigentümer 
auf dem platten Lande Einen Deputirten ſchiken. Um für die Städte ein ähn- 
liches Prinzip bey dem Geſichtspunkte aufzuſtellen, daß die Zahl der ſtädtſchen 
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Deputirten nur / des Ganzen ſey, fehlt es an Materialien. In Abſicht der 1808 Juni 20. 
Städte könnte man vor der Hand die in Vorſchlag gebrachte Einteilung mit der 
Maaßgabe laſſen, daß 

1. Königsberg nur 2 Deputirte ſchike, 

2. Memel, Tilſit und Ragnit, welche Ein Intereſſe haben, Eine Perſon 

deputiren, und 

3. Pillkallen und Schirwind wieder zur Juſterburgſchen Sozietät geſchlagen 

werden. 

Die Zahl der ländlichen Deputirten wird nach dieſem Plan wahrſcheinlich 
36 ſeyn und die Zahl der ſtädtſchen Deputirten 12. Dieß wäre ¼. Je mehr 
aber Domainen veräuffert und bey der jetzt unbeſchränkten Dismembration, welche 
Folge der allgemeinen Beſitz Fähigkeit ſeyn muß, Güter getheilt werden, muß 
die Zahl der ländlichen Repräſentanten zunehmen. 

Zu 4. Die Stimmfähigkeit würde ich nicht an das landſchaftliche Credit 
Syſtem knüpfen, weil ſouſt alle Erbpachter und Erb Zinß Leute entfernt werden. 
Dieſe ſind aber vollkommene Eigentümer, denn die Jurisdiction und Polizey 
Gewalt kann nicht zum Weſen des Eigentums gehören. Ich ſchlage vor, jeden 
für Stimmfähig zu erklären, der über 4 Hufen Culmiſch und mehr des Domi- 
nium utile hat. 

Wahlfähig würde ich nur in ſo fern jeden Stimmfähigen halten, als er 
nicht im Dienſt des Staats iſt. Denn ſonſt iſt zu beſorgen, daß bey dem Ein⸗ 
fluß, den die Offizianten auf die Wählenden haben, der Landtag zum gröſten 
Theil eine Verſammlung von Staatsdienern werden dürfte. Zu Staatsdienern 
würde ich auch diejenige zählen, welche um ein Gewerbe zu treiben oder einen 
Communal Poſten zu haben, dazu im Staatsdienſt vorbereitet ſeyn müſſen. 
Dadurch werden alle Juſtitz Commiſſarien und Richter entfernt, denen bey der 
jetzigen Art ihrer Bildung in der Regel keine klare Annſicht in Geſetzgebungs— 
Angelegenheiten zuzutrauen iſt. 

Zu d. In den Städten ſcheint es rathſam, nur den wahlfähig zu machen, 
der wenn er nicht mit einem Grundſtük von wenigſtens 4000 Thalern (etwa 
gleich dem Werth von 4 Cölmiſchen Hufen) angeſeſſen iſt, doch einen Verkehr von 
8000 Thalern jährlich hat. Sonnſt iſt zu beſorgen, daß Intereſſeloſe Deputirte 
von den Städten geſchikt werden. 

Zu 5. Daß ein Commiſſarius der höchſten Gewalt bey jeder Kammer 
des Landtags ſey, iſt keinem Bedennken unterworfen, da die Nation noch zu un 
bekannt iſt mit ihren Verhältnißen, in welche fie geſetzt wird, iſt, und leicht dieſe 
Grenzen überſchreiten könnte. Aber daß dieſer Commiſſarius beim Landtage 
präſidire, halte ich für nachteilig; der Landtag verliehrt dadurch feine Selbit- 
ſtändigkeit, er würde geleitet werden und feine Produkte würden nicht den 
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1808 Juni 20. Werth haben, den man von ihnen fordert. Ich ſchlage unmaaßgeblich folgen- 


des vor: 

1) Der Commiſſarius des Königs veranlaſſe die Wahl der Deputirten und 
beſtimme die Streitigkeiten darüber. 

2) Er eröfne den Landtag mittelſt einer Annrede und Anzeige der von Seiten 
des Gouvernements zur Deliberation geſtellten Punkte. 

3) Er veranlaſſe die Abſonderung der 2ten Kammer. 

4) Er veranlaſſe die Wahl der Sprecher oder der Präſidenten in beiden 
Häuſern. 

5) Er mache jeden Präſidenten auf ſeine Pflicht als Polizey Verwalter der 
Geſellſchaft aufmerkſam und nehme 

6) An der Debatte ſelbſt nur in ſo fern Theil, daß er 

a. alle Nachrichten, die er geben kann, gebe, 

b. daß er unbedingt ein Veto einlege, ſo bald der Landtag ſeine Pflicht 
gegen die höchſte Gewalt, ſey es durch einzelne Aeußerungen oder 
Beſchlüſſe überſchreitet, 

c. er empfange nomine Regis die Beſchlüſſe. 

7) So wie im Engliſchen Parlament das Hauß nur ein Hauß iſt, wenn 
Krone und Zepter auf dem Tiſch liegen, fo ſey der Landtag nur Land- 
tag, wenn der Königl. Commiſſarius anweſend iſt. 

Die Debatte kann alsdann frey, aber geſetztlich gehen, und die Autorität 
des Commiſſarius wird mehr erhalten, als dieß der Fall ſeyn würde, wenn er 
ein Mitdebattirender wird. b 

S. m. 
Schön. 
K(önigsberg) 20. Juny 8. 


Stügemanns Kritit, ſowohl über Auerswald als über Schön. 
P. m. h. 


über den Plan zur Organiſirung eines General Landtages für Oſtpreußen. 


1. Der Plan iſt ein Fragment einer Staats Conſtitution, welches des— 
halb nicht befriedigen kann, weil es ihm an einer Baſis fehlt. Ob es daher 
nicht nothwendig ſei, den Plan ſo lange zu beſeitigen, bis eine Repräſentation 
und eine Einwirkung des Volks (durch die Repräsentanten) in die höchſte Ge— 
walt feſtſtehe, wird dem erleuchtetern Urteil vorbehalten. Würklich möchte es 
doch, aller Proteſtationen ungeachtet, den Vorwurf erwekken, als gehe man damit 
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um, Motten in den Purpur der höchſten Gewalt zu bringen, fo lange keine 1808 Aug. 19. 
Conſtitution vorhanden iſt. 

2. ad A. 1. a. 

Welches ſollen die Erfolge dieſer Vorlegung ſeyn? 

Die Publicität wird ſich an die Verhandlungen des Landtags um ſo mehr 
anſchließen müſſen, damit die Nation ſich auch von der Tauglichkeit ſeiner (sic) 
Repräſentanten unterrichte. Denn es kann ſich in ſolchen Verſammlungen, deren 
Majorität nur zu oft das Spiel irre geleiteter Leidenſchaften iſt, auch wohl er: 
eignen, daß entweder zu Durchführung ſchlechter Geſetze die Hand geboten oder 
guten Geſetzen entgegen gewürkt werde. 

3. ad A. 2. 

Die General Controle kann nur dann von Nutzen ſeyn, wenn den Stän- 
den eine Theilname an der Adminiſtration geſtattet wird. Sonſt artet ſie in 
einen der allgemeinen Wolfart nachtheiligen Krieg gegen die Adminiſtrations 
Behörden aus, den nicht die öffentliche, ſondern die Privat Meinung irgend 
eines der Verſammlung imponirenden Wortführers erregt und unterhält. Dieſe 
Wortführer werden nie das Vertrauen der Regierung gewinnen und ſelten ver- 
dienen. 

4. ad B. 1. 

So lange keine Conſtitution exiſtirt, muß es den Wählenden allerdings 
frey ſtehen, ihre Repräſentanten in ſo weit mit einer Inſtruction zu verſehen, 
als davon die Rede iſt, welche Gegenſtände zur Berathſchlagung des General 
Landtages gebracht werden ſollen. 

5. ad B. 2. 

Bei dem beſchränkten und unvollkommenen Zwekke des Landtages iſt Eine 
Kammer völlig hinreichend. 

Iſt aber die Frage von einer Conſtitution, ſo halte ich eine Mittel Inſtanz 
zwiſchen dem Souverain und dem Volk um ſo nothwendiger und weſentlicher, 
als in einem unmoraliſchen und unenergiſchen Zeitalter die Impulſionen des 
Volks die Vernichtung der Conſtitution und die Zerſtörung der allgemeinen 
Wohlfarth herbeiführen. Dieſe Mittelmacht muß aber ein Stand ſeyn; den 
Vorſchlag, daß das Oberhaus aus den Repräſentanten der erſten Kammer nach 
einer zufälligen Regel gebildet werde, halte ich nicht dem Zwekk entſprechend, 
glaube vielmehr, daß nur ein gereinigter höherer Adel dieſes Oberhaus confti- 
tuiren könne. Was hier ad b gegen die großen Gutsbeſitzer angeführt wird, 
kann ich nicht einräumen. Warum ſoll die Intelligenz des größern Adels ge— 
ringer ſeyn? Auch dünkt mich, kommt es für die vorliegende Beſtimmung mehr 
auf einen wohlgeordneten Willen an. Der Vorwurf einer für das geſchäftige 
und öffentliche Leben nicht geeigneten Erziehung trift in der Regel den mittlern 
Adel weit mehr, der dem Soldatenſtande gewidmet wurde. Wie? iſt bekannt. 

Lehmann, Kneſebeck und Schön. 20 
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Vom Zutrauen der Nation kounte die Rede nicht ſeyn. Wer iſt die Nation? 
Und an der öffentlichen Verwaltung hatte ſo wenig der höhere Adel als ſolcher 
noch der andere Theil. 

6. ad 3 finde ich (immer in der Vorausſetzung für den vorgeſchlagenen 
Landtag) die Anträge ganz zwekkmäßig; wobei es gleichgültig iſt, wenn auch die 
landräthlichen Kreiſe vermehrt werden und noch mehr ländliche Deputirte zu- 
treten. 

7. ad 4 würde ich in Anſehung der Deputirten des platten Landes es bei 
dem Vorſchlage laßen. 

Erbpächter und Erbzinsleute ſind vom Kredit Syſtem nicht ausgeſchloßen. 
So weit ſie es ſind, erſcheint der Eigenthümer auf dem Kreistage. 

Staatsbeamte, die ländliches Eigentum beſitzen, auszuſchließen halte ich 
für ungerecht und zwekkwidrig. Hat der Adliche Gutsbeſitzer A bis O und der 
Köllmer P bis Z eine klare Anſicht in Geſetzgebungs Angelegenheiten? Da es 
ſchwierig iſt, hier einen Maasſtab (und welchen) anzulegen, ſo muß wohl billig 
der Beſitz des Grundeigenthums entſcheiden, es mag von den Wählern oder den 
Repräſentanten die Rede ſeyn. Nach bisheriger Erfahrung haben ſich die Staats- 
beamten eher entgegen als zugedrängt, und da durch den vorgeſchlagenen Land 
tag der Einfluß nicht verſtärkt wird, ſo möchte dies auch fernerhin geſchehen. 

In Anſehung der Städte wird die beabſichtigte Municipal-Verfaßung das 
Nähere beſtimmen können. 

8. ad 5. Das Präſidium eines commissarii regii halte ich nicht allein für 
entbehrlich, weil die Beſchlüße ohne Königl. Sanction doch keine Gültigkeit haben, 
ſondern auch für ſchädlich, aus den von H. G. F. R. v. Schön angeführten 
Gründen. Eben das gilt von ſeiner Anweſenheit überhaupt. Das Präſidium 
führe ein von der Verſammlung ſelbſt zu wählender Landtags Director oder 
Präſident. 

9. ad 6—10 finde ich nichts zu erinnern. 

10. ad C auch nicht, nur daß der Landtags Director dem commissario 
regio, und ad 7 ein Secretair dem Syndikus ſubſtituirt werde. 

Uebrigens ſcheint die ältere Benennung Landtag der Benennung Gene 
ral Landtag vorzuziehen. Letztere wurde in Angelegenheiten des Credit Sy 
ſtems gewählt, theils den Unterſchied vom ſtändiſchen Landtage, theils anzudeuten, 
daß ein größerer Ausſchuß gemeint ſei. 

Staegemann. 
19. Auguſt 8. 
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2. Scharnhorſt an (Hardenberg) über den Austritt der preußischen 
Offiziere von 1812. 


Geh. Staats⸗Archiv. 


Boyen glaubt darin des Königs Gnade verlohren zu haben, daß derſelbe 
ihm keine Antwort auf feine abgegebene Aufträge anvertraut hat). Es komen 
jezt eine Menge Officire, die ſich anderwärts verſucht haben, zurük. Hören 
Sie, daß der König gegen dieſe ſeine Ungnade über ihr Weggehen ausläßt und 
daß ſelbſt Boyen dieſe trift, ſo verliehren wir ſie, denn ſie werden mit Freuden 
in der deutſchen Legion in Rußland aufgenommen. Gerade in dieſer Klaſſe von 
Officieren fehlt es uns aber; dieſe ſind für uns ein eben ſo großes Bedürfniß 
als die Vermehrung unſrer Streitkräfte. Aus dieſen Gründen glaube ich mich 
verpflichtet, den Umſtand mit Boyen anzuzeigen, wo bei ich noch hinzufüge, daß 
nur die ſchlechteren ſich eine ungnädige Aufnahme gefallen laſſen werden. Uebri⸗ 
gens will ich hier mit gar nicht das Benehmen dieſer Herrn gegen den König 
vertheidigen; ich habe es nie gebilligt, und meine Bitte gehet nur dahin, daß 
der König ſeiner Empfindlichkeit keinen Raum geben möchte, weil die Zeit Um⸗ 
ſtände Verzeihung erfordern. 


Boyen will Morgen weg. . 
Scharnhorſt. 
Den Sten Febr. 13. 


3. Kapitän Roeder rechtfertigt ſich beim Könige wegen ſeines Abſchieds⸗ 
geſuches. 18. März 1812. 
Zu S. 63. 


1813 Febr. 8. 


Ew. Königliche Majeſtät haben mir durch die Art meiner Entlaßung aus 1812 März 18. 


Allerhöchſtdero Dienſten ſtillſchweigende Beweiſe Allerhöchſt Ihrer Ungnade ge— 
geben. Mein Geſuch an und für ſich kann dieſe deßhalb nicht veranlaßt haben, 
weil Ew. Majeſtät von mir in ſo ſtürmiſchen Zeiten wohl ſchwerlich Ausdauer 
in der unwandelbaren Treue gegen meinen rechtmäßigen Souverain erwarten 
könnten, wenn ich in meinem übrigen Leben die Conſequenz meiner Ueber- 
zeugungen unterbräche. Ich muß daher glauben, daß Ew. Majeſtät die Schnel⸗ 
ligkeit mißfallen habe, mit welcher ich jenes Geſuch angebracht, und mich hier⸗ 


4) Durch dieſen Brief, der mir erſt während des Druckes bekannt wurde, wird die auf 
S. 71 Anm. 2 erwähnte Ueberlieferung, daß Scharnhorſt die Abſchiedsforderungen nicht nur nicht 
provocirt, ſondern ſogar gemisbilligt habe, zur Gewißheit erhoben, und Kneſebecks Erzählung 
aufs neue in einem entſcheidenden Punkte widerlegt. Vgl. S. 44 f. 

2) In einem andern Briefe aus dieſer Zeit tadelt Scharnhorſt Boyen wegen ſeiner 
Empfindlichkeit. 
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1812 März 18. über mit kurzen Worten rechtfertigen zu dürfen bitte ich allerunterthänigſt um 
Erlaubniß. Die Ehre gebot mir, mein Geſuch der Mobilmachung vorausgehn 
zu laßen; um ſo weniger durfte ich dabei Zeit verliehren, da ich keine beſondere 
Anſtellung hatte und mit Fug und Recht erwarten mußte, mit darunter begriffen 
zu ſeyn, ich mich auch niemahls einem Schickſale, was würdigere Cameraden 
trift, auf irgend einem Wege würde haben entziehen wollen. 

Wenn ein König die meiſten Erfahrungen über menſchliche Undaukbarkeit 
macht, ſo würde es mich tief ſchmerzen, wenn Ew. Majeſtät dieſe Erfahrung 
auch durch mich vermehrt zu ſehn glaubten, und es iſt daher einzig und allein 
der Zweck dieſer Zeilen, Ew. Majeſtät die ehrfurchtsvolle Verſicherung zu wider- 
hohlen, daß die gnädige Behandlung und das Vertrauen, deßen Allerhöchſtdieſelben 
mich bey verſchiedenen Veranlaßungen würdigten, von mir nicht nur niemahls 
vergeßen werden kann, ſondern meine rückſichtsloſeſte Ergebenheit an den König 
meines Vaterlandes auch ferner wie bisher die ernſthafteſte und unzweideutigſte 
Prüfung zu keiner Zeit ſcheuen wird. 

Mit dieſen Geſinnungen erſterbe ich in Ehrfurcht 

Gadow bey Lenzen d. 18. Märtz Ew. Königlichen Majeftät 
1812. / allerunterthänigſter v. Roeder 
vormahls Hauptmann im General Stabe. 


4. Berichte über das Benehmen der kriegführenden Heere und über die 
Stimmung in Oſt- und Weſtpreußen. Winter 1812/3. 


Geh. Staats Archiv. 


Schön 11. November 1812). 

1812 Nov. 11. Pflichtmäßig muß ich hier meine Anträge wegen Anftellung Preußiſcher 
Gouverneure und Commendanten wiederholen. Darinn daß die Franzöſiſche 
Offteiere keine Ordnung halten, im Gegentheil ſich Exzeſſe erlauben, ſcheint mir 
Grund genug zu liegen, die Macht wieder aufzunehmen, die Unſerem Könige 
zuſteht. Eben fo nothwendig iſt eine bedeutende Vermehrung der Gensd'armerie, 
wenn die Provinz nicht mit Preußiſchen Truppen beſetzt werden kann. Beides 
würde ſelbſt zum Beſten der Franzoſen nothwendig ſeyn; denn ſollten die Fran 
zoſen hier durchretiriren, jo iſt, wenn beides nicht geſchieht, der Aufſtand Höchft 
wahrſcheinlich. Retirirende Truppen halten niemahls Mannszucht, und die An 
maaſſung der Franzoſen, an die ſie ſeit Jahren gewöhnt ſind, wird nicht nach 
laßen. Dagegen duldet dieſe Anmaaſſung hier Niemand mehr; der Glaube an 


1) Theilweiſe bei Pertz Stein III, 586. Das Schreiben iſt an Hardenberg gerichtet; ebenſo 
die übrigen, bei denen kein andrer Adreſſat genannt iſt. 
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die Unüberwindlichkeit iſt durch die Aeuſſerung jedes Soldaten und jedes Juden, 1812 Nov. 11. 
der von der Armee kommt, erloſchen, und der Gleichmuth, mit dem das Volk 

an andern Orten Zurückſetzungen unſeres Gouvernements erdulden mag, findet 

hier, wo ein ſehr großer Theil Menſchen nicht viel mehr zu verliehren hat und 

überhaupt mehr Regſamkeit ſtatt findet, nicht ſtatt ... 

Als Belag der Stimmung darf ich nur folgendes bemerken. Der hieſige 
Kriegs Kommiſſair wollte die hieſige gelehrte Schule blos und allein aus Chi- 
cane zum Lazareth nehmen. Er ließ von Soldaten und unter Wache Bettſtellen 
hineintragen, und die Bürger warfen ſie heraus. Dies machte Lerm, und als 
die Bauern auf dem nächſten Dorfe davon hörten, hielten ſie ſogleich einen 
Franzöſiſchen Transport mit Gewalt an, und nur das kluge Benehmen des 
Land Raths hemmte den Fortgang. 

Die Stimmung iſt ſo, daß nur ein Funke nötig iſt, um Flammen zu haben, 
und die Franzoſen ſelbſt fürchten, auf einer Retirade erſchlagen zu werden. Und 
dieſe Stimmung, die bey allen Ständen allgemein iſt, iſt von Memel bis 
Johannisburg, und ſie iſt um ſo lebhafter, weil Niemand mehr glaubt, daß wir 
nicht im Stande wären, den Gräueln zu begegnen. 

Ohne mich in die Politik miſchen zu wollen, habe ich das anzeigen zu 
müßen geglaubt. 


Schön 5. Dezember. 


Berichtet über ruſſiſche Siege und fährt dann fort: „Und bey dieſer Dezember 5. 
Lage der Dinge muß ich doch wieder zwei ſehr grelle Anmaaſſungen der Fran- 
zöſiſchen Autoritäten anzeigen: 
1. Ein Schreiben des hieſigen Franzöſiſchen Commendanten an den hieſigen 
Bürger Meiſter. Er giebt vor, den Befehl zu haben, jeden zu arretiren und 
nach Königsberg zu ſchicken, der den Franzoſen unangenehme Dinge verbreitet. 
Der Bürger Meiſter hat ihm zwar ſehr gut darauf geantwortet, aber die An— 
maaſſung iſt wieder ſehr ſtark, und ſollte ein Exzeß dieſer Art vorkommen, fo 
dürfte es nach der Stimmung in der Provinz zu ſehr ernſtlichen Auftritten 
kommen. 
2. Abſchrift einer Anzeige des Polizey-Director Fleſche zu Memel vom 
2ten d. M., nach dem die Franzoſen dort ſich fortwährend in die Verwaltung 
der Hafen Polizey miſchen und der General Loiſon ſogar Confiscations Ordres 
einheimiſcher Schiffe, die zu Hauſe kommen, giebt. 
Es iſt zu viel verlangt, daß Menſchen, welche 20 Jahre lang in der be- 
kannten Art Krieg geführt haben, auf einmahl, ſelbſt wenn ihre Lage ſehr übel 
iſt, die gewohnte Anmaaſſung ablegen ſollen.“ Fordert abermals die Einſetzung 
vaterländiſcher Gouverneure und Commandanten. 
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Schön 13. Dezember. 


1812 Dez. 13. Das höchſt auffallende Benehmen des Marſchall Macdonald gegen unſere 
braven Truppen übergehe ich, weil es ſpeziell angezeigt ſeyn wird. Es empört 
Jedermann. 


Schön 15. Dezember. 


Dezember 15. Einzelne Franzoſen äuſſern vertraulich Beſorgniß, daß der hieſige Land 
Mann das frühere Benehmen jetzt würde empfinden laſſen, und wirklich iſt Auf⸗ 
merkſamkeit nöthig, um bedeutende Ereigniſſe zu verhüten. Die Franzoſen bes 
zeugen nun eine Langmuth, die im lebhafteſten Widerſpruch mit der ehemaligen 

Anmaaßung ſteht. 


Schön 16. Dezember. 


Dezember 16. Ich muß wieder auf das Bild zurükkommen, das die zurükziehenden Trup⸗ 
pen hier liefern. Kein Mahler dürfte hier idealiſiren. Das Elend iſt kaum 
glaublich. Die Bürger hier waren ſehr erbittert und empfanden die Anmaaßungen 
gegen unſer Gouvernement ſehr tief, aber dieſer Anblik, wo man den Einzelnen 
in der traurigſten Lage ſieht, in der ein Menſch kommen kann, durch Froſt ver 
ſtümmelt, ohne Bekleidung, verhungert, erſchüttert ſelbſt den gröſten Feind dieſes 
Volks, und man giebt dem Wehrloſen Obdach und Speiſung. Eine jo zurük— 
kommende Armee wird ſelten eine Generation ſehen. 


Schön 19. Dezember. 
Dezember 19. Auf dem Lande erlauben ſich die franzöſiſchen Truppen doch manche 
Exzeſſe. 
Die Stimmung im Inneren iſt lebhaft für König und Vaterland. 


Schön 20. Dezember. 

Dezember 20. Die in Neuſtadt ſtehenden Coſaken ſind geſtern nach Schirwindt gekom⸗ 
men und haben von der Stadt 200 Dukaten Contribution gefordert, und als 
man dieß nicht gleich bewilligen und geben wollte, die Stadt in Brand zu ſteken 
gedroht und einige Läden geplündert. Das letzte kann aber nicht von Bedeutung 
geweſen jeyn.... 

Der Major v. Kall in Tilſit kann uns manches Uebel zufügen. Es haben 
ſich einige unmondirte blos mit einem alten Pallaſch bewafnete Pohlen nach Tilſit 
durchgeſchlichen; dieß und die Behauptungen der franzöſiſchen Machthaber, daß eine 
große Armee ſich bey Königsberg ſammele, haben den Major v. Kall veranlaßt, 
die Coſaken auf der Grenze bey Tilſit mit 70—80 Mann heute anzugreiſſen. 

Als ich die Nachricht davon beute früh bekam, habe ich ſogleich Jemanden nach 
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Tilſit abgeſchikt, um den Major v. Kall von der Lage der Sache ſpezieller zu 
unterrichten. 


Schön 21. Dezember. 


Sendet Abſchrift „des heutigen Rapportes von Stallupöhnen, der mehrere 
intereſſante Thatſachen enthält.“ 

In demſelben heißt es: „Ich ſuche nach Möglichkeit die unbeſchreiblichen 
Leiden der Franzoſen zu mildern, finde aber ungemeine Schwierigkeiten, da die 
Herzen insgeſammt gegen dieſe Unglücklichen erbittert ſind, deren jammervoller 
Zuſtand mir oft Tränen entlockt hat. Die niedrige Volks Klaſſe, insbeſondere 
die Bauren, erlauben ſich in ihrem Fanatismus die gräßlichſten Mißhandlungen 
gegen die im Elende verzweifelnden, und höchſtens nur in der Stadt bin ich im 
Stande ſolches zu hindern; in den Dörfern und auf den Landſtraßen läßt man 
alle Wuth gegen ſie aus. Hätte ich ſchon meine Gensd'armerie, ſo könnte ich 
ſehr viel gutes ſtiften. 

Es hat auch alle Folgſamkeit der Bauern gegen die Beamten aufgehört. 
Kein Menſch ſtellt freywillig Fuhren. Der Beamte Stentzler in Dargkehmen 
allein hat noch Einfluß, alle andern laßen mich im Stich, und ich muß mich der 
künſtlichſten Operation bedienen, um mir Transportmittel zu ſchaffen.“ 


Auerswald 22. Dezember. 


Blos in Kaſchgkehmen haben die Koſaken geplündert, außerdem ſich aber 
ſehr gut betragen und ſogar die Fourage bezahlt. 


Schön 23. Dezember. 

Berichtet den am 21. erfolgten Einzug Tettenborns in Tilſit. „Die 
Mannszucht wird ſehr gerühmt. Man kränkt kein Eigenthum und beſtraft den, 
der es verletzt. Major v. Kall hätte durch ſeine Gegenwehr, zu der er von 
General Loiſon die ſtrengſte Ordre hatte, die Stadt und die Gegend unglücklich 
gemacht, wenn nicht der Oberſt Tettenborn die Ruſſiſchen Truppen führte, der 
aufs äuſſerſte gelobt wird .. ... 

Die Stadt Schirwindt hat eine Ruſſ. Sauve Garde bekommen und hat 
Deputirte an den General Tutſchkoff geſchickt, um ihre Brandſchatzungen zurlilk 
zu erhalten. Selbſt in Pohlen ſoll ſtrenge Mannszucht ſeyn.“ 


Schön 24. Dezember. 

Jeder, der aus dem Herzogtum Warſchau kommt, lobt die den einzelnen 
Thatſachen nach wirklich höchſt ſeltene Mannszucht. Alles wird bezalt, und der 
kleinſte Exzeß wird beſtraft. Die beiliegende merkwürdige Proclamation Sr. Maj. 
des Ruſſ. Kayſers an die Armee trägt gewiß weſentlich dazu bey. Sie und das 
Benehmen iſt des groſſen Sieges würdig. 


1812 Dez. 21. 


Dezember 22. 


Dezember 23. 


Dezember 24. 


Dezember 26. 


1812 Dez. 24. 
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Eben das Lob der vorzüglichen Mannszucht kommt aus Tilſit. Mir 
ſchreibt von dort Jemand: „Es koſtet wahrlich Mühe, den Coſaken irgend Etwas 
ohne gleich baare Bezalung von ihrer Seite aufzubringen.” Die Coſaken 
haben viel Geld, insbeſondere Gold, man hat in Tilſit bey einem Coſaken 
2000 Napoleond'or geſehen. 

General Kutuſow hat durch den Oberſten v. Tettenborn, den man überaus 
lobt, der Stadt Tilſit erklären laſſen: er ſey von Sr. Maj. dem Ruſſ. Kayſer 
beauftragt, Tilſit vorzüglich zu ſchonen ... 

In meinen früheren Berichten habe ich angezeigt, daß in der Stadt Schir⸗ 
windt und in einigen Grenzdörfern Coſaken herüber gekommen ſind und Geld 
erpreßt haben. Der Land Rath ſchickte deshalb einen Offizianten an den com⸗ 
mandirenden Oberſten. Der Oberſte gab die Antwort, ihm ſei dieß ſchon durch 
Bauern bekanndt geworden, und die Coſaken waren, wie der Offiziant ſich ſelbſt 
überzeugen muſte, ſchon ſehr hart beftraft..... 

Man verbreitet nach hier, daß 4000 Mann Franzoſen allein in dieſen 
Tagen in Gumbinnen einrüken würden und hat zu dem Ende den ehemaligen 
Franzöſiſchen Commendanten und Kriegs-Kommiſſair, die ſich hier die Exzeſſe 
erlaubten und dafür biß heute noch nicht beſtraft ſind, wieder hieher geſchikt. 
Es iſt eine hohe Probe des Edelſinnes des hieſigen Publikums, aber es wird 
den wehrloſen Menſchen nichts zu Leide thun n .. 

In dieſem Augenblike wird mir gemeldet, daß die Franzoſen aufs Neue 
zwei unſchuldige Menſchen in Gaudiſchkehmen arretirt haben und ſich Erpreſſungen 
an Fourage erlauben, die man doch aus dem Magazin erhält .... Es iſt kaum 
glaublich, daß Soldaten in dieſer Lage ſich ſolche Exzeſſe erlauben können, aber 
es war vorauszuſehen. Der Intendant v. Blumberg zeigt mir an, daß, obgleich 
hier Fourage lag, doch mehrere Dorfſchaften jo ausgezehrt find, daß fie nicht die 
Saat haben; er verſichert, daß ſelbſt da, wo Bons gegeben ſind, ſie zu geringe 
geſtellt ſind. Im Amte Dargkehmen hat man eine Bauer Witwe ausgezehrt 
und zuletzt noch die Gebäude anngeſtekt. Da die Portionen jetzt regelmäſſig er- 
folgen, ſo fängt die Anmaaßung wieder an. Gott müſte auch ein Wunder thun, 
wenn es anders ſeyn ſollte! Aber die Erbitterung nimmt immer mehr zu, und 
bleibt die jetzige Lage der Dinge noch einige Zeit, ſo wird es auffallende 
Spuren geben. 


Schön 26. Dezember. 


Geſtern etwa um 9 Uhr Morgens rükte ein Pulk Coſaken hier ein. Sie 
kamen von Schirwindt. Bey dem Einzuge riefen ſie Hurrah, und als ein 
Bürger auf dem Markte hierinn einſtimmte, riefen fie ihm zu: Ruf’ noch ein- 
mahb Hurrah für Deinen König, und ſie riefen mit. Kein Menſch wurde be— 
leidigt oder verletzt; man ſuchte nur den Franzöſiſchen Commendanten und 
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Commiſſair, die entſpringen wollten; aber ſelbſt bey dieſem Suchen geſchah durch- 1812 Dez. 26. 
aus kein Exzeß. Die Gensd'armes Offiziere ſagten dem Oberſten, wer ſie waren, 
und die Coſaken Offiziere begrüſſten ſie mit Händereichen. Der Oberſte kam 
mit ſeinem Gefolge gleich zu mir, fragte: ob ich die Proclamation an die 
Preuſſen und an die Armee bey ihrem Einmarſch in Preuſſen hätte und ſetzte 
hinzu: Er habe die Ordre, wie in Freundes Land zu handeln, jede Autorität 
zu ſchützen und die höchſte Ordnung zu halten. Sein ganzes Benehmen zeigte 
die höchſte Aufmerkſamkeit. Den Gensd'armes gab er einen Schutzbrief und 
wieß ſeine Wache an, ſie zu reſpectiren; der Poſt gab er einen Coſaken zur 
Dispoſition, und jetzt (es ſind beinahe 24 Stunden verlaufen) iſt kein Exceß, 
keine Beſchwerde vorgekommen. Ich bat ihn um eine Sauve Garde für das 
Geſtüt; er antwortete mir: wir ſollen uns betragen wie in Freundes Land, es 
kann kein Exzeß vorkommen, wir bedürften keiner Sauve-Garden. Und dieſe 
24 Stunden find wirklich ruhiger vergangen als viele vorhergehende. ... 

Eben das Lob der guten Mannszucht kommt von Tilſit und aus Pohlen. 
Der Coſaken Oberſte läßt mich eben bitten, ihm ein Zeugniß über das Be- 
nehmen feiner Truppen zu geben. Ich bekenne die Wahrheit. Er äuſſert zu— 
gleich den Wunſch, der auf Gründe und Inſtruktion zu beruhen ſcheint, daß 
das Betragen der Ruſſiſchen Truppen bey uns bald und treu Allerhöchſten Orts 
in Berlin bekannt werde. 


Auerswald 27. Dezember. 
Durch Haidekrug iſt den 25. d. M. ein Pulk Koſaken durchgegangen .. Dezember 27. 
Selbige haben ſich ſehr gut benommen und die daſelbſt zur Fortſchaffung der 
Preußiſchen Militair Effecten verſammelte Wagen nach Hauſe geſchikt. Uebrigens 
haben ſie ſehr viel Freundſchaft gegen Preußen bezeugt. 


Schön 28. Dezember, vermutlich an General Bülow. 


Erzählt das Einrücken der Ruſſen in Gumbinnen wie oben und fährt Dezember 28. 
dann fort: „Der Oberſte zeigte die höchſte Aufmerkſamkeit gegen unſer Gouverne— 
ment, der kleinſte Exzeß wurde mit übermäſſiger Strenge von ihm beſtraft. 
Nur das franzöſiſche Lazaret wurde geplündert, aber auch dieß hemmte der 
Oberſte. Er konnte es nur nicht ganz, weil ſeine Coſaken darauf zu rechnen 
ſchienen. Er bat aber ſelbſt einen Gensd'armes vorzuſtellen. 
Den 26. früh kam von General Kutuſow aus Tilſit der Auftrag hieher, 
die beiliegende Proclamation“) hier druken zu laſſen. Ich erklärte dem Oberſten, 
daß unſeren Geſetzen nach hier nichts Politiſches gedrukt werden dürfe, ich alſo 


1) Aufruf an die Einwohner Preußens: „Rußlands Krieger haben den ſchändlichen Ein⸗ 
bruch in ihr Land gerächt“ u. ſ. w. und Wittgenſteins Armeebefehl vom 3/15. Dezember. 


* 


1812 Dez. 28. 


Dezember 29. 
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nicht den Druk veranlaſſen könne. Dieſe Antwort ſchien er nicht gerne zu haben 
und ſagte: ich möchte ihm dieß ſchriftlich geben. Dabey hatte ich kein Bedenken 
und ſchrieb daher unter das Manuſcript: nach Preußiſchen Geſetzen darf Nichts 
politiſches, alſo auch dieß hier nicht gedrukt werden ). Nun ließ er mir durch 
den Franzöſiſch ſprechenden Offizier ſagen, er würde jetzt feinen Befehl aus- 
führen und die Drukerey mit Coſaken beſetzen laſſen. Und als er von mir war, 
ſchikte er einen Offizier und 10 Mann in die Drukerey und ließ das Ding mit 
Gewalt druken, befahl dem Bürger Meiſter es anzuſchlagen und ließ es durch 
Coſaken in der Stadt vertheilen. Das Annſchlagen unterließ der Bürger 


Ich beſorge, daß die Affairen bey Tilſit einen übelen Einfluß auf das 
Benehmen der Ruſſen haben können. Sie nehmen den Frieden mit uns als 
gewiß an, und Täuſchung hierinn würde ein ſehr übeles Benehmen erzeugen. 

Die Berufung der Beurlaubten und Krieger iſt durch den Einmarſch der 
Ruſſen ganz gehemmt. Sie erbrechen die Briefe, die man durch Ordonanzen 
und Eſtafetten ſchikt. Es wäre alſo der einzige Weg, daß Ew. Hochwohlgebohren 
Unter Offiziere nach Maſuren zu dieſem Zwek ſchikten. Die Ruſſen hier mein— 
ten zwar, wir wären Freunde, aber ich habe doch bemerkt, daß ſie die Ein— 
ziehung von Mannſchaft nicht dulden würden und vielleicht die Landes Admi— 
niſtration an ſich ziehen würden. Einige Beurlaubte ſollen ſchon ausgeplündert 
ſeyn. Ich muß daher Ew. Hochwohlgebohren bitten, da von hier aus noch keine 
Sicherheit ftatt finndet, die Einberufung militairiſch zu veranlaſſen. Die Ruſſen 
laſſen nur Poſten in den von ihnen beſetzten Theilen gehen.“ 


Schön 29. Dezember. 

Die Verſicherung in dem (ruſſiſchen) Aufrufe, daß Rußland im Verfolgen 
ſeiner Siege Preuſſen nur militairiſch betrete, hat hier eine angenehme Senſation 
erregt 

Die in dieſe Provinz gekommenen Ruſſiſchen Truppen ſind in ſehr gutem 
Zuſtande und ſind oft mit der äußerſten Strenge angelegentlich bemüht, die 
beſte Mannszucht zu erhalten. Sie erklären laut, daß fie mit uns keinen Krieg 
haben wollen, und haben auch in Tilſit alle Sauve-Garden verſagt, weil man 
nur im feindlichen Lande dieſe geben können. 

Der Ruſſiſche Obriſte hier äußerte mehrmals ſehr angelegentlich den Wunſch, 
daß das vorzüglich gute und delicate Benehmen der Ruſſiſchen Truppen bald 
Sr. Majeſtät dem Könige angezeigt werde. 


1) Nach feinem Bericht an Hardenberg vom 29. Dezember hat Schön noch den charakte 
riſtiſchen Zuſatz gemacht: „die militairiſche Maasregel könne ich nicht hindern.“ Er ſalvirte ſich 
eben ſtets nach allen Seiten. 
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Der Negierungs Director Schulz zu Gumbinnen 29. Dezember. 
Die Ruſſiſchen Truppen haben ſich durchgehends vollkommen muſterhaft 


betragen und nicht blos das Privat-Eigenthum, ſondern auch das Königliche 
Eigenthum völlig reſpectirt. 


Auerswald 3. Januar 1813. 

Klagt über das Auftreten von Macdonald. „Doch übertrift ihn der Mar- 
ſchall Ney bey weitem in der groben Manier bey allem, was er und immer mit 
Ausbrüchen von Wuth requiriren läßt. Er unterdrükt am wenigſten feine üble 
Stimmung gegen Preußen, die übrigens auch von allen franzöſiſchen Officiers 
und Soldaten jetzt ſchon laut ausgeſprochen wird. Dieſe üble Stimmung hat 
auch ſchon mehrere Exceſſe veranlaßt, und ſo eben iſt mir gemeldet, daß die 


preußiſchen Magazine erbrochen und der Magazinier und wachthabende Gens⸗ 


d'arme gemißhandelt worden.“ 


Auerswald 7. Januar. 

Die Ruſſen betragen ſich noch immer ſehr freundſchaftlich und begehen, 
einzelne Vorfälle abgerechnet, keine Exceſſe. Da indeſſen bis jetzt keine Ord— 
nung in der Verpflegung und Bequartirung beobachtet wird, fo entſtehen da— 
durch für einzelne Gegenden doch große Nachtheile. 

Die Stimmung in der Provinz iſt, da das Betragen der Franzoſen noch 
unendlich viel drükkender geweſen, ganz für die Ruſſen; doch es iſt bis jetzt noch 
gelungen, öffentliche Ausbrüche dieſer Stimmung zu verhüten. Faſt allgemein 
hofft man hier, daß man preußiſcher Seits ſich an die Ruſſen anſchließen und 
auf dieſe Weiſe die Provinz dem Preußiſchen Staate erhalten) und vor 
dem Wiederkommen der Franzoſen ſichern werde, von denen nun die fürchter— 
lichſten Ausübungen der Rache zu erwarten ſeyn dürften, da die faſt allgemeine 
Stimmung für die Ruſſen den Franzoſen nicht unbekannt geblieben ſeyn kann 
und ſie über die Convention des Gen. Lieut. v. York aufs äußerſte erbittert 
ſind, wie ſie ſich vor dem Abmarſch auch häufig geäußert haben. 


Schön 9. Januar. 

Die Mannszucht der (ruſſſchen) Corps, die von Generals geführt werden, 
iſt fortwährend ſehr gut, nur die Nachzügler und einzelnen Detachements trei— 
ben viel Unfug, welches, wenn nur die dringend von mir erbetene Anzahl 
Gensd'armes hier wären, durchaus verhindert werden könnte. 


) Eigenhändiger Zuſatz von Auerswald. 


1812 Dez. 29. 


1813 Jan. 3. 


Jauuar 7. 


Jannar 9. 


1813 Jan. 10. 
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Auerswald 10. Januar. 


Der General Major v. Sievers verſieht hier gewiſſermaaßen die Geſchäfte 
eines Gouverneurs, jedoch ohne dieſe Titel anzunehmen. Ein Commandant iſt 
heute in der Perſon des Oberſten Falck angeſezt. Beyde benehmen ſich mit der 
äußerſten Discretion und Gefälligkeit. 

Die Stimmung der Provinz und vorzüglich der Bewohner Königsbergs 
hat ſich ſeit meinem Bericht vom 7ten unaufhaltbar und ungeachtet aller War- 
nungen, die aber freylich nur indirecte geſchehen konnten, bey mehreren Ge— 
legenheiten ſehr laut ausgeſprochen, und mit allgemeiner Sehnſucht hofft das 
Publikum auf eine Verbindung mit Rußland. Die ruſſiſchen Generale und 
Officiere thun auch alles mögliche, um öffentliche Beweiſe von Geneigtheit 
zu erhalten, auf welche ſie einen hohen Werth legen, um in öffentlichen Blättern 


davon Gebrauch zu machen, welches ſie auch bereits in den hieſigen Zeitungen 


Januar 12. 


(zum Theil mit Uebertreibung) gethan haben. Alle Aufſätze in ſelbigen über dieſen 
Gegenſtand ſind vom General Grafen Siewers, unter deſſen Cenſur die Zeitungen 
jezt ſtehen. Die höchſt unbeſonnene Bekanntmachung!) des hieſigen Magiſtrats 
in der Zeitung vom 7ten d. M. hat den Ober Bürgermeiſter Heidemann zum 
Verfaſſer, dem ich auch ſeine Unbeſonnenheit um ſo mehr ſehr ernſtlich verweiſen 
laſſe, als er ſchon mehrere Beweiſe von ſehr unſchiklichen Anmaaßungen ges 
geben hat. 


Wißmann 12. Januar. 


Das Benehmen der ruſſiſchen Kommandeurs, die ich bis jetzt geſprochen, 
iſt im höchſten Grade artig und wohlwollend gegen das Land und die Einwohner, 
und alles, was Preußiſch iſt, wird nicht im mindeſten feindlich behandelt. Aber 
freilich iſt den Ruſſen auch keine Vorausſetzung gewiſſer als die, daß Preußen 
mit ihnen gemeinſchaftlich handeln werde; jeder Koſak iſt hiervon überzeugt, und 
eben ſo ſehr rechnet faſt jeder im Volke hierauf und begünſtigt ſogar die Zwekke 
der Ruſſen. Sehr entſcheidende Beiſpiele hierüber werden bey einer andern Ge— 
legenheit paſſender anzuführen ſein als hier. 

Von einer Antaſtung des Königlichen Eigentums oder von Beſchlagname 
der Kaſſen iſt noch nicht im geringſten die Rede geweſen. 


1) Sie lautet: „Rußlands Krieger ſind in unſerer Mitte. Sie ſind dem friedlichen Bürger 
kein Schrecken, denn laut haben Sie es verkündet, daß Sie Unverletzlichkeit den Perſonen, Sicher⸗ 
heit dem Eigenthum verſprechen. Schon haben mehrere Städte Preußens erfahren, daß Sie Ihr 
Verſprechen heilig halten; auch wir werden fo glücklich ſeyn, im Gefühl der Bewunderung aus- 
rufen zu können: „Edel iſt das Benehmen der Ruſſen im Frieden und gegen die friedlich ges 
finnten!‘ Laſſet uns, achtbare Bewohner dieſer Stadt, durch unſer Benehmen dieſe Güte ver- 
dienen! Laſſet uns dadurch dankbar ſeyn, daß wir mit Freundlichkeit und Liebe Ihnen begegnen, 
reine Ehrfurcht und Achtung gegen Sie hegen und willig das Wenige, was wir vermögen, leiſten. 
Dann wird Ruhe und Sicherheit unter uns ſeyn.“ Das war dem ängſtlichen Präfidenten ſchon 
zu viel. 
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Die Gensd'armerie wird von den Ruſſen nicht nur gänzlich reſpektirt, 1813 Jan. 12. 
ſondern auch zu mancherlei Dienſten in Anſpruch genommen, welche ihr eigent— 
lich in unſerer Stellung gegen die ruſſiſche Armee nicht zukommen; ſo habe ich 
heute einige Gensd'armen zur Aufſicht über die hier gemachten Gefangenen neben 
den Koſaken anweiſen müſſen und konnte dies um ſo weniger ablehnen, da mir 
hierbei zugleich über hundert gefangene Rekruten und Krümper, auch einige ge— 
fangene preußiſche Soldaten ausgeliefert wurden. 
Die Magazine ſind ebenfalls von den Ruſſen unberührt geblieben; ſie 
haben ſich jedoch daraus verpflegen laſſen und erteilen über das Genommene 
General Quittungen. 


Auerswald 13. Januar. 


Das Betragen der ruſſiſchen Truppen iſt, einzelne nicht bedeutende Un- Januar 13. 
ordnungen abgerechnet, noch immer ſehr gut. 


Der Ober-Landesgerichts-Präſident Hoyoll zu Inſterburg an den 
Juſtizminiſter. 14. Januar. 

Unter dem Schutze der Rußen befinden wir uns hier ſehr ruhig und zu- Januar 14. 
frieden. Man hört von keinem Exceße, Niemand klaget über Bedrückung, und 
Koſacken und regulaire Truppen beeifern ſich, den hieſiegen Einwohnern die Ueber— 
zeugung zu verſchaffen, daß Rußland den Preußen geneigt iſt. Der General- 
Lieutenant Graf Woronzow, Chef eines hier eingerückten Regiments Jäger und 
Sohn des ehemaligen rußiſchen Geſandten zu London, an welchen p. Roſtop— 
ſchin ſchrieb, beſuchte mich, um, wie er ſich ausdrückte, mir ſeine Dienſte an— 
zubieten. 

Das 2te Juſtiz-Amt Oletzko beſchwerte ſich, daß die aus dem Warſchauſchen 
gekommenen und mit den ergangenen Proclamationen noch unbekannt geweſenen 
Koſacken den Ort gebrandſchatzt und geplündert hätten, und liquidirte feinen 
Schaden zur Vermittlung deßen Erſatz. Da der Hetmann der Koſacken, Graf 
Platow, ſich eben hier anweſend befand, ſo nahm das Collegium Veranlaßung, 
ihm den Bericht des Juſtiz-Amtes zur Rüge mitzutheilen. Er remittirte 
ſolchen, da der Exceß unter den Befehlen eines andern Corps, des Admiral 
Tſchitſchagow, geſchehen ſey. Ich verfügte mich hierauf ſelbſt zu ihm, ward mit 
unausſprechlicher Güte von dieſem Befehlshaber von 80 /m Koſacken aufgenom- 
men, und nach meiner kurzen mündlichen Wiederholung, daß der Schaden durch 
Koſacken geſchehen ſey, ließ er mir den ganzen liquidirten Betrag durch den 
Kaiſerlichen General Adjudanten Grafen Czerniſcheff in ſchönen Rand Ducaten 
baar auszahlen. Gerührt durch dieſe Gnade, konnte ich es nicht mißbilligen, 
daß man dieſen reſpectablen Mann bey feiner Abreiſe von der vor feiner Woh- 
nung verſammelten großen Volksmenge ein dreymaliges Vivat zurief und ihn 


Januar 15. 


Januar 16. 


Januar 18. 


Januar 19. 


1813 Jan. 14. 
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dadurch zu dem gerührteſten wiederholten Danke an das Publikum nöthigte. Der- 
gleichen Auftritte und Vorfälle ſollten des Königs Majeſtät nicht unbekannt 
bleiben. 


Wißmann 15. Januar. 

Ohnerachtet über manchen Unfug der Truppen geklagt wird, ſo ſind doch 
bedeutende Exceſſe nicht zu meiner Kenntnis gekommen. Der ruſſiſche Soldat 
kann ſich in die Magazin- Verpflegung nicht finden, hat die Geduld nicht, die 


damit verknüpften Formen abzuwarten; überdies iſt ſein Konſumtionsbedarf ſtärker 


wie bei den Franzoſen; das Publikum iſt an die Behandlung der letzteren ge— 
wöhnt, Unverſtändlichkeit der Sprache tritt hinzu: ſo entſtehen oft Zwiſtigkeiten 
zwiſchen den Truppen und Quartierſtänden, welche jedoch im Ganzen noch keine 
erhebliche Folgen gehabt haben. 


Krauſeneck Kommandant von Graudenz 15. Januar. 

Die Rußen halten überall gute Disciplin. Die Kranken des mobilen 
Corps ſo wie die noch einkommenden Krümper laßen ſie auch mit Waffen überall 
frei paßiren. 


Schön 16. Januar. 

Der Admiral Tſchitſchagoff hat die ernſtlichſten Maaßregeln gegen die Exceſſe 
der Nachzügler getroffen. Unſere Gensd'armes werden reſpectirt und jede Polizey- 
Behörde iſt förmlich authoriſirt, die Nachzügler zu arretiren und zur Strafe zu 
bringen. Hier iſt ein Offizier zur Beſtrafung der Frevler und deren weiteren 
Transport ſtationirt. Im Innern iſt die Stimmung fortwährend gut und iſt 
ſelbſt durch die Laſt der durchziehenden Truppen nicht geſchwächt. 


Bülow an den König 18. Januar. 


Die ganze Nazion hat nur eine Stimme, Krieg gegen Frankreich iſt der 
Wunſch aller. Dieſer wird Sache der Nazion ſeyn. Freiwillig werden die 
größten Opfer gebracht werden, und Quellen werden ſich öfnen, die man längſt 
verſigt glaubte. 


Auerswald 18. Januar. 


Die Stimmung der Provinz ſpricht ſich immer lauter in dem Sinne aus, 
den ich Ew. Excellenz ſchon früher gemeldet habe. 


Wißmann 19. Januar. 


Die ruſſiſchen Truppen und vorzüglich die Koſaken fangen an, für das 
Land höchſt drükkend zu werden, und von allen Seiten gehen Klagen über Exceße 
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und unerträgliche Forderungen bei der Verpflegung ein. Ob es gelingen werde, 1813 Jan. 19. 
dieſe bei den irregulairen Truppen ordentlich aus den Magazinen zu beſorgen, 
ſteht noch dahin. 

Die Stellung der Landes Behörden iſt unter dieſen Umſtänden ſehr mis⸗ 
lich. Es iſt nicht zu leugnen, daß die ruſſiſchen Truppen, wenn ſie als Feinde 
betrachtet werden können, ſich muſterhaft betragen, und vorzüglich die Ober 
Befehlshaber deshalb beſonderen Dank verdienen. In dieſer Beziehung müſſen 
daher die einzelnen Unordnungen überſehen werden, und das Unbeſtimmte des 
Verhältniſſes läßt das Verlangen eines entſchieden freundſchaftlichen Benehmens 
nicht zu. Das Land aber leidet hiebei in einem hohen Grade von neuem nach allen 
ſchon erfahrenen Drangſalen, und weun das gegenwärtige Kantonnement an der 
Weichſel lange dauert, ſo werden die Ruſſen dereinſt nur verwüſtete Gegenden 
verlaſſen. 

Wißmann 20. Januar. 

Einzelne Exceſſe dauern in der ganzen Gegend fort, liegen aber gewiß Januar 20. 
nur in der Natur der Truppen und nicht in irgend einem böſen Willen. Sie 
werden ſtrenge gerügt, und die Befehlshaber ſind ſehr gefällig und höflich; auch 
iſt die Stimmung des Volks ihnen durchaus günſtig. 

Beide Teile ſind überzeugt, daß die Fortſetzung des Krieges für Frank— 
reich moraliſch unmöglich ſei. Die Ruſſen werden aber täglich ungeduldiger 
über die Verzögerung eines öffentlichen Anerkenntuiſſes in dieſer Beziehung, und 
ſo viel iſt außer Zweifel, daß bei dieſer Ungewisheit das Land am meiſten leidet. 


Anonyme Notizen für York. ca. Januar 1813. 
1. Ueber die Stimmung der Provinz. Daß die Rußen ſolche für ſich be- Januar. 
nutzen würden, im Fall wir nicht früher Gebrauch davon machten; daß ſich ſogar 
ſchon eine Menge Leute bei den rußiſchen Freycorps anwerben ließen. 
2. Ueber die gute Stimmung in Danzig für die Rußen, theils aus dem 
Benehmen der Einwohner, theils aus den häufigen Auffläuffen ſichtbar . . ... 


5. Berichte über die Memeler Angelegenheit. 
Geh. Staats-Archiv. 
Polizeidirektor Fleſchey an Hardenberg. Memel 25. Dezember 1812. 
Ew. Excellenz muß ich noch ganz unterthänigſt anzeigen, daß hier alles 1812 Dez. 25. 
mit Freuden die Ruſſen erwartet und Niemand daran zweifelt, daß Preußen die 
Ruſſen nicht mehr als Feinde wird behandeln laſſen. 


1) Vgl. Schöns Bericht vom 11. Dezember 1813. (Aus den Papieren Schöns I, 176 der 
Anlagen.) 


1812 Dez. 27. 


1813 Jan. 13. 
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Fleſche an Hardenberg 27. Dezember. 


Wo die Ruſſen bis jetzt in den Staaten Seiner Königl. Majeſtät geweſen 
find, haben fie ſich ſehr gut benommen und alle Herzen gewonnen. Hier glaubt 
der größte Theil der Einwohner, daß die Memel wohl wenigſtens auf ewige 
Zeiten an Rußland verbleiben wird, und die Ruſſen ſollen ſelbſt geäußert haben, 
daß wenn Preußen nicht ſelbſt an ſeiner Erhaltung alle Kräfte ſetzen wolle, die 
Weichſel Rußlands künftige Grenze ſeyn würde. 

Ew. Excellenz bitte ich ganz unterthänigſt, mich nicht zu vergeſſen und 
mich unter jedem Verhältniß als Diener meines Königs leben und ſterben zu 
laſſen. Ich war ſchon einmahl vom Vaterlande verſtoßen und kenne das harte 
Schickſal. 


Fleſche an Schuckmann, Chef des Departements der allgemeinen 
Polizei im Miniſterium des Innern. 13. Januar 1813. 

Den 27. v. M. capitulirte der Königlich Preußiſche Commandant Major 
v. Trabenfeldt mit dem Kaiſerlich Rußiſchen General Lieutenant Marquis Pau- 
lucci, und es rückten den Abend circa 1800 Mann Rußen mit einige Artillerie 
hier ein. Des anderen Tages wurden die zu Kriegesgefangenen gemachte preut- 
ßiſche Beſatzung nach Curland abgeführt, von wo aber ſehr viele deſertirten, ſich 
hier einige einfanden und zuerſt von dem hieſigen Kaufmann Schumann entdeckt, 
angezeigt und arretirt wurden; es ſind heute einige 70 Mann von dieſen 
Kriegsgefangenen hier in der Citadelle, wo ſie mit Lebensmitteln und warmen 
Stuben verſehen ſind und eine baldige Befreiung erwarten. Beim Einrücken 
der Rußiſchen Truppen verſicherte der Herr General Lieutenant Marquis Pau- 
lucci, die beſte Mannszucht zu halten und alles in feinen Formen zu belaſſen; 
ein lautes Hurrah war der Dank dafür. Er verſicherte mir, und auf den Abend 
ſämmtliche hieſigen Behörden, daß er Memel nur für Seiner Kaiſerlichen 
Majeſtät en depot nehme, verlangte indeſſen von mir noch deſſelben Tages die 
Caſſen-Magazin⸗Beſtände und Effecten der Franzoſen und Rheinbündern zu 
wiſſen, welches auch geſchehen mußte. Die Caſſen-Beſtände waren indeßen den 
Tag vorher alle abgeführt, und die Magazine blieben unter der Verwaltung des 
Bezirks-Verpflegungs-Directors Intendanten Kraus. Den erſten Abend hatten 
die Einwohner, um den ſpät einrückenden fremden Truppen das Finden ihrer 
Quartire zu erleichtern, Licht an die Fenſter der untern Etage geſetzt, den 
zweyten Abend befahl der Herr Marquis eine allgemeine Illumination. 

Die Einmiſchungen der Kaiſerlich Rußiſchen Militär Behörden in die Ad— 
miniſtration nahmen indeßen zu, und es bildete ſich eine Commiſſion unter dem 
Vorſitz des Kaiſerlich Ruſſiſchen General-Major v. Emma, Obriften und Com- 
mandanten v. Ekesparre, dem interimiſtiſchen Bürgermeiſter Stadtrath Förſter, 
dem Stadtrath Tolcksdorff und Kaufmann Schumann, der Rathsherr iſt. Nach 
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den Beſchlüßen dieſer in alle Branchen, außer in die der Juſtiz ſich mengenden 1813 Jan. 13. 


Commiſſion kamen Verfügungen, keine Gelder nach Gumbinnen zu ſenden, keine 
Compenſationen bei den Caſſen zuzulaſſen, vom Iten d. M. neue Caſſen Bücher 
zu führen, ein Repräſentations Syſtem einzuführen und die hier befindlichen 
Schiffe unter Beſchlag zu nehmen; auch unternahm dieſe Commiſſion mit vor— 
beigehen aller übrigen Königlichen Reſſorts die Unterſuchung der Schiffspapiere. 
Ich war auf den Fall, daß die Communication mit Gumbinnen unterbrochen 
würde, vom Herren Geheimen Staats Rath und Chef Präſidenten der Littauiſchen 
Regierung zum Stellvertreter der Königlichen Regierung ernannt, hatte mich als 
ſolchen gerirt, auch den Stadtrath Förſter aufgefordert, mir anzuzeigen, was bey 
dem Magiſtrat vorgehe, was von ihm oder einzeln Mitglied des Magiſtrat ver- 
langt, angenommen oder abgelehnt werde, erhielt aber keine genügende und über 
die Exiſtence und Geſchäfte dieſer Commiſſion gar keine Nachricht. Dieſe Sache 
iſt dem Herrn Geheimen Staats-Rath v. Schön von mir angezeigt worden. Ich 
habe übrigens alle Anträge, dieſe Neuerungen und Abänderung in der Verfaſſung 
einzuführen von der Hand gewieſen, und es find keine CaſſenBBeſtände oder neue 
Einnahme an die Kaiſerlich Ruſſiſche Behörde eingeliefert, wohl aber auf An— 
weiſung des Commandanten Obriſt von Ekesparre die in der anliegenden Nach— 
weiſung aufgeführten Ausgaben aus der Acciſe Caſſe beſtritten worden. Der 
Herr Marquis Paulucci hatte auch einen proviſoriſchen Jutendanten für die 
Stadt und den Diſtrict Memel in der Perſon des Curländiſchen Regierungsraths 
v. Foelckerſahm creirt, indeſſen gieng dieſe Charge bald ein, da der Herr 
v. Fölckerſahm mit dem Herrn Marquis am Aten d. M. nach Riga zurükgingen. 
Die Truppen wurden anfänglich von den Bürgern verpflegt, erhalten jetzt aber 
ſeit einigen Tagen die Portionen aus den Magazinen, und es ſtehen heute circa 
47 Officier und 900 Mann hier im Ort. Uebrigens haben die Ruſſen einige 
Curländer bei einem zu errichtenden Koſaken Corps engagirt, und da ich dagegen 
proteſtirte, ſo erhielt ich die Antwort, daß nur der angenommen würde, der ſich 
freiwillig engagirte, das eigentliche Werben aber aufhören ſollte ...... 

Hier iſt ein Theil, der Memel nur unter rußiſchen Scepter floriren ſieht, 
es giebt aber viel treue, dem Könige und Vaterland herzlich anhängende Ein— 
wohner. Im Ganzen iſt die Stimmung: Freyheit von dem Einfluß Frankreichs. 
Im Auslande ſind die benachbarten Pohlen ſehr furchtſam; man ſoll aber doch 
noch heimlich fortfahren, ihnen Hoffnungen zu machen. Die Juden waren jetzt 
in dieſer Provinz die treuſten Unterthanen des Kaiſers. 

Schön an Hardenberg 16. Januar. 

In Memel will man die Einmiſchung in die Adminiſtration noch nicht 
aufgeben. Der Oberſt Ekerſpare zieht zwar Nichts ein, er fordert aber Abſchlüſſe 
und läßt Nichts nach Gumbinnen abſchicken. Der General v. Porck hofft aber 
die Sache bald in Ordnung zu bringen. 

Lehmann, Kneſebeck und Schön. 21 


Januar 16. 


1813 Jan. 22. 


1813 Jan. 6. 
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(Fleſche)b an Hardenberg 22. January. 


Den 22. Januar 1813. 

Der Regierungs Rath Schulz aus Gumbinnen war in Memel und hat 
ſich dort verlauten laſſen, daß er einen Volks-Aufſtand in Maſuren organiſiren 
wolle. Er wurde ſchnell abberufen. Der Miniſter Herr Freyherr v. Stein war 
in Gumbinnen, iſt jetzt in Königsberg, und ich irre nicht, wenn ich glaube, 
der Tugend = Verein iſt auferſtanden, eine Volksregierung wird hier bald 
erſcheinen. 


6. Friedens- und Freundſchaftsbriefe des Zaren. Januar 1813. 


Geh. Staats⸗Archiv. Theilweiſe bei Duncker 788 f. 


Kaiſer Alexander an König Friedrich Wilhelm III. 6. Januar. 


Je saisis, Sire, le premier moment favorable pour reitérer à V. M. 
l’expression de cette ancienne et tendre amitié qu' aucune circonstance 
n'a pu &branler en moi. Croyez, Sire, que malgré les &venemens peini- 
bles, qui se sont passés pendant cette année, mon attachement pour 
V. M. est resté toujours le möme et depuis la tournure si favorable que 
la Providence Divine & fait prendre aux affaires, un de mes desirs les 
plus ardans est de Vous convainere combien j'ai à coeur Vos interets et 
ceux de Votre monarchie. Par ma Religion, par mes prineipes j'aime à 
payer le mal par le bien et je ne serais satisfait que quand la Prusse 
aura repris toute Sa splendeur et Sa puissance. Pour y parvenir j’offre 
ä Votre Majesté de ne poser les armes que quand ce grand but sera 
atteint. Mais il faut que V. M. de son cöt& se joigne franchement à moi. 
Jamais moment n' y a été plus favorable. La grande armée Frangaise 
est en grande partie destruite et ses faibles restes complettement des- 
organises. — V. M. doit etre informée que le Corps du Général York 
à la suite de tous ces évènemens ä été separé de celui de Macdonald. 
J’espere que le General Yorck en acceptant la convention que je lui ai 
fait proposer & agi dans le sens des intentions de V. M. — Je ne 
scaurais assez Vous exprimer, Sire, le plaisir que j’&prouve en pensant 
que mes trouppes n' ont plus à combattre les votres; mais en mème 
tems je suis trop vray pour ne pas vous dire que cet evenement me 
semble devoir renforcer tous les autres motifs que V. M. a de prendre 


1) Dieſe anonyme, aber an der Handſchrift leicht erkennbare Denunciation ift bereits von 
Pertz (Stein III, 306) veröffentlicht und wird hier nur der Vollſtändigkeit wegen wiederholt. 
Pertz vermutete irrig auf Auerswald als Verfaſſer; ſ. oben S. 156. 
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au parti vigoureux contre l’oppresseur de Ihumanité. 
tout ce que V. M. & à redouter de la vengeance de cet homme. En 
saisissant ce moment unique V. M. aura la gloire immortelle de sauver 
l’Europe en rendant à la Prusse son ancienne puissance. Que je serais 
heureux d’y contribuer de mon côté et d'accomplir par lä un voeux que 
je nourois depuis si longtems. Je conjure V. M. de prendre en mure con- 
eideration tout ce que je viens de lui énoncer. Jamais décision n'a été 
plus importante que celle que vous allez prendre. Elle peut sauver 
I' Europe ou la perdre à jamais. Agreez, Sire, expression des sentiments 
de l’amiti6 la plus inviolable qui vous est voude pour la vie 
Sire 
de V. M. 
Vilna, le bon frère et ami 


25. Decembre 1812. Alexandre. 


Alexander an General (Mord). 


Je m'empresse, Général, de Vous exprimer tout le plaisir que j'é- 
prouve de ce que deux Nations lieés par l’estime et l’amitie ont cessé 
de s’entre détruire pour servir l’ambition insatiable de l’oppresseur de 
l’Europe. Mon tendre attachement pour le Roi est resté inébranlable 
et l’interöt le plus vray pour la Monarchie Prussienne n'a fait que s’ac- 
croitre. Je joins jei une lettre que je trouve de la plus grande importance 


Elle doit sentir 1813 Jan. 6. 


de faire parvenir au Roi le plus tot possible. J’espere que vous voudrez , 


bien l’expedier tout de suite avec un officier de confiance. 

Je vous prie en m&me tems, Général, d’etre persuad& de l’estime 
que je vous porte à vous et à la brave Armée que vous comandez, au- 
pres de la quelle je vous engage d’etre l’interpröte de ces sentimens. 

Alexandre. 
Vilna le 25. Decembre 1812. 

P. S. Je rouvre ma lettre pour vous annoncer, General, l’arrivde 

du Général Kleist et pour vous remercier de la lettre qu'il m'a remis de 


votre part. J’espere que vous serez satisfait des arrangemens que je 
fais prendre pour le Corps sous vos ordres. 


Kaiſer Alexander an König Friedrich Wilhelm III. 


Ayant mis le pied dans Vos Etats, Sire, il m'est impossible de ne 
pas vous adresser ces lignes pour Vous exprimer toute l’&motion que 
jJ’eprouve de me retrouver dans un pays oWj'ai été chaque fois combl& 


des marques d’affection les plus flateuses par Son Souverain et regu en 
U U 0 
215 


Januar 21. 


1813 Jan. 21. 


Januar 30. 
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vray ami. C'est encore sous ce titre que j’y rentre cette fois ei, et 
j'espere dans la Providance Divine que je serais assez heureux pour 
vous en donner des preuves indubitables. — J’ai ecrit à Votre Majesté de 
Vilna en priant le Gen. Yorck de envoyer ma lettre par un officier de 
confiance. Je ne sgais si elle est parvenue à Votre Majeste. J’en joins 
ieci une copie. 

Je crois aussi de mon devoir de Vous anoncer, Sire, qu'n la suite 
de la ligne de conduite scrupuleuse que je me suis tracde dans Vos 
Etats j'ai reveti de mes pleinspouvoirs non un Dignitaire Russe mais un 
des plus fideles sujets de Votre Majesté, le Baron de Stein. J’espere par 
la avoir donné une preuve à Votre Majesté combien la concervation de 
Ses Etats à leur Legitime Souverain me tient à coeur. 

Je dois de möme annoncer à Votre Majesté qu'à l’entrde de mes 
trouppes à M&mel Königsberg se trouvant encore au pouvoir de l’en- 
nemi et tout paraissant faire croire qu’il avoit intention de s’y maintenir le 
Comandant de mes trouppes à été obligé de régler une marche admini- 
strative à Memel pour suppléer aux autorités supérieures qui se trou- 
voient dans des Chefs lieu encore occupés par l’ennemi. Des l’instant 
que Königsberg s'est trouvé libéré, j'ai fait cesser cet ordre provisoire et 
tout est rentré dans la marche habituelle établie dans les Etats de Votre 
Majeste. 

Le porteur de cette lettre, le Lieutenant Verner du ler Regiment 
de Dragons est le premier officier Prussien que j'ai eu le plaisir de ren- 
contrer sur Votre territoire, Sire, et il s'est prété à etre mon comissio- 
naire auprès de Votre Majesté. — Je la supplie de croire à l’attachement 
inaltérable que je lui ai voué à tout jamais 

Sire 
Lyck de Votre Majesté 
le 9. Janv. 1813. le bon frere et ami 
et dans peu j’espere 
sincere allie 
Alexandre. 


7. Schön an Hardenberg über die Ankunft des Zaren und über Steins 
Vollmacht. 30. Januar 1813. 


Geh. St.-Arch. Theilweiſe bei Pertz Stein III, 645. 


Ich ſchreibe jetzt ſeltener, weil meine Berichte wenig Intereßantes ent- 
halten können. 


2 —— 
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Des Ruß. Kayſers Majeſtät kamen am 19. d. M. nach Lyk, gingen von 1813 Jan. 30. 
da nach Drigallen, von da nach Johannisburg und von da am 26. d. M. in 
das Oſt Preußiſche Departement nach Willenberg. Sr. Majeſtät haben allen 

ö Perſonen, die Ihnen aufwarteten, Ihr Wohlwollen bezeugt. 

* Der würdige Superintendent Giſevius empfing Sr. Majeſtät in Lyk mit 
der beiliegenden Anrede, die einen ſo tiefen Eindruk auf den Kayſer machte, daß 
der Superintendent ſie im Manuſcript geben mußte und mit einem Ringe beſchänkt 
wurde. Bey den Worten: Nicht zu zerſtöhren u. ſ. w. unterbrach der Kayſer dem 
Redner und ſagte ihm: „Nein! ich bin der Freund Ihres Königs und (Ihres) !) 
Volkes“ und reichte, wie man mir meldet, (dem) würdigen Geiſtlichen die Hand. 
Auch die (von mir) abgeſchikten Kommißarien, Major v. Plotho (und) Regie- 
rungs⸗Rath Kohlhoff ſind mit Ringen (beſchenkt). Der Kayſer hat ſeine höchſte 
Zufriedenheit (ausgeſprochen). Wegen Memel iſt bereits der Marquis (Paulucci) 
angewieſen, ſich nicht in die Adminiſtration (einzumifchen). 

Der Baron v. Stein iſt Bevollmächtigter des Ruß. Kayſers Majeſtät in 
allen Preuß. Adminiſtrations-Angelegenheiten, welche Bezug auf den Krieg und 
die Rußiſche Armee haben. Dieſem gemäs hat er bereits als militairiſche Maas⸗ 
regel die Häfen, excl. für Roggen und Hafer, geöfnet und den Continental-Zoll 
ſuspendirt, auch die Güter des Herzogs von Deſſau in dieſem Departement 
unter Sequeſtration geſetzt. Er hat mir ſeine Ordre und Vollmacht deshalb 
vorgezeigt, und der militairiſchen Maasregel war nichts entgegen zu ſezzen. 

Die Stimmung des Volks iſt lebhaft gut. 

Gumbinnen den 30. Januar 1813. 

Schön. 


8. Akten der ſtändiſchen Verſammlung des 24. Januar. 
Geh. Staats Archiv und Oberpräfidial-Ardiv in Königsberg. 
v. Groeben-Plenſen an Landrath v. Conradi. 

Die jetzigen ſo wichtigen für Preußens Wohl alles entſcheidenden Ereig- 1813 Jan. 18. 

niße haben mehrere reſp. Mitſtände bewogen, eine General Convocation aller 
Kreiſe unter Vorſitz Sr. Excellenz des General Lieutenant von Nord den 24. 
d. M. in Königsberg im General Landſchafts Hauſe zuſammen zu berufen. 
0 Der Zweck dieſer Verſammlung ſoll ſein, durch Beſchlüße des Ganzen die 
dienſamſten Mittel feſtzuſetzen, wie dem tiefgebeugten Vaterlande durch Gemein— 
ſinn und vereinigte Anſtrengung Freiheit und dauernde Ruhe und mit dieſer 
jedem Einzelnen Glück und Wohlſtand wieder errungen werden können. 


— — —— 


1) Die in Klammern eingeſchloſſenen Worte find ergänzt. Der Brief iſt am Rande be⸗ 
ſchädigt. 


Januar 21. 


1813 Jan. 18. 
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Der jedem braven Preußen ewig denkwürdige Tag (der 24. Januar) wird 
geheiligt, die Manen unſeres großen Friedrichs verſöhnt ſein, wenn wahre 
Vaterlandsliebe und hoher Gemeinſinn an dieſem Tage unſere Beſchlüße leiten 
werden. 

Ueberzeugt, daß Ew. Hochwohlgeboren der guten Sache des Vaterlandes 
mit treuer Anhänglichkeit ergeben ſind (denn nur wer dieſes nicht iſt, kann von 
dieſer Zuſammenkunft zurückbleiben) bin ich aufgefordert worden, Ew. Hochwohl⸗ 
geboren zu erſuchen, gefälligſt obgedachter Convocation beizuwohnen und dem zu 
Folge bereits den 23. Abends im Hotel de pruß ſich gütigſt einzufinden, wo 
noch verſchiedenes verhandelt werden ſoll. 

Auch erſuchen wir Ew. Hochwohlgeboren gehorſamſt ſoviel als möglich, 
wenn es die kurze Zeitfriſt erlaubt, dieſe Aufforderung in Dero Nachbarſchaft 
und Kreiſe gütigſt bekannt zu machen und die dortigen reſp. Herrn Mitſtände 
zu erſuchen, zahlreich ſich an benannten Tage und Orte beliebigſt einzufinden. 

Plenſen d. 18. Januar 1813. 

v. Groeben. 


Das Comite der oſtpreußiſchen und litthauiſchen Stände an 
Auerswald. 

Auf Ewr. Excellenz verehrliche Verfügung vom 20. d. M.!) in Anſehung 
der auf den 24. d. M. zuſammenberufenen Landſtände zeigen wir ganz gehor- 
ſamſt an, daß wir eine ſolche Verſammlung weder veranlaßt noch darüber von 
irgend jemand Mitteilungen erhalten haben, ob wir gleich dafür halten, daß 
gemeinſchaftliche Berathungen in der Verfaßungsmäßigen Form jetzt mehr als 
jemals nothwendig ſeyn werden, jedoch vertrauen, daß Ewr. Excellenz die Gegen 
ſtände derſelben und den richtigen Zeitpunkt dazu zu beſtimmen belieben werden. 
Der Herr Hauptmann v. d. Groeben auf Plenſen wird alſo ſeinen Vormann 
anzugeben haben, und wir werden die Anſtalten, daß die Zuſammenkunft in 
keinem Fall eher ftatt finde, bis Ewr. Excellenz Dero Beſchluß in dieſer An- 
gelegenheit werden eröfnet haben, in der Art treffen, daß wir der General 
Landſchafts Direction, in deren Haufe die Zuſammenkunft und Beſchlüße ge- 
halten werden ſollen, Ewr. Excellenz Anweiſung zur weitern Eröfnung bekannt 
machen werden. 


Königsberg den 21. Januar 1813. 


Comite der Oſtpreuß. und Litthauiſchen Stände. 
v. Brandt. v. Korff. 


1) Vgl. den weiter unten folgenden Bericht Auerswalds an Hardenberg vom 23. und 
24. Januar. 
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Oberbürgermeiſter Heidemann an Auerswald. 


Aus einem ſo eben erhaltenen Votando des Committes der Stände in 
Veranlaßung einer von Ewr. Excellenz erlaßenen Verfügung erſehe ich, daß ein 
Herr v. Groeben eine Generalverſammlung auf den 24ten d. ankündigt und an⸗ 
führt, daß auch die Bürgerſchaft von Koenigsberg dazu eingeladen ſey. In 
Gemäßheit deſſen bemerke ich gehorſamſt, daß mir von einer ſolchen Zuſammen⸗ 
kunft und einer geſchehenen Einladung nichts bekannt iſt, daher die Letztere nur 
ſtatt haben könnte, wenn man fie vielleicht unmittelbar an Bürger oder Kauf 
leute addreßirt hätte. Es ſcheint mir nothwendig, dies Ew. Excellenz gehor- 
ſamſt anzuzeigen. Königsberg den 21. Januar 1813. 

Heidemann. 


Stein an Auerswald. 

Der Herr Landſchaft Rath von Bodelſchwingh haben mir mündlich den 
Wunſch geäuſſert, daß der Zuſammenkunft, fo auf den 24. Jan. a. c. von mehre⸗ 
ren ſeiner Mit Stände verabredet worden, keine Hinderniſſe in den Weege gelegt 
werden, da ſeiner und ſeiner Mit Stände Abſicht ſey, mehreres zu dem Landtag 
gehörige vorbereitend zu verabreden. In dieſem Augenblick der Gefahr und der 
Criſe kömt es darauf an, den Gemeingeiſt zu erhalten, zu beleben, das Inter- 
eſſe und die Thätigkeit vieler Männer und Staatsbürger in die große Angelegen- 
heit des Kampfs der Guten gegen die Schlechten zu verflechten und Formen in 
Hinſicht der Größe des Zwecks und der Reinheit der Geſinnungen zu verlaſſen; 
ich erſuche alſo Excellenz, der Verſamlung der hier zuſammentreffenden Herren 
Stände keine Hinderniße in Weeg zu legen, ſie zuzulaſſen, und ich ſmeichele 
mich, bey einem Mann von Euer Excellenz Geiſt und Gemüth keine Fehlbitte 
zu thun. 

Koenigsberg d. 23. Januar 1812 (sic). 

Stein. 


Auerswald an das Comite der oſtpreußiſchen Stände. 
Königsberg 23. Januar 13. 

An Einem Comité der Oſtpreußiſchen Stände. 

Da der Herr Staatsminiſter Frh. v. Stein Exc. mich heute erſucht hat, 
die auf Morgen beabſichtigte Verſammlung einiger Mitglieder der Oſtpreußiſchen 
Stände zu geſtatten, ſo habe ich mich dadurch veranlaßt geſehen, die Erlaubniß 
hierzu zu erteilen, jedoch unter der ausdrüklichen Bedingung, daß dieſe Ver⸗ 
ſammlung unter Aufſicht und Mitwirkung des ſtändiſchen Comité geſchehe. Ich 
beauftrage daher Denſelben hierdurch, der erwähnten Verſammlung beizuwohnen, 
und erſuche den Director eines p. Comités Herrn Geh. Juſtitz Rath v. Brandt 
das Präſidium in dieſer Verſammlung, welche in den Zimmern der General 


1813 Jan. 21. 


Januar 23. 


1813 Jan. 23. 


Januar 24. 
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Landſchafts Direction Statt finden kann, zu übernehmen. Von den Nefultaten 
der Berathſchlagungen ſehe ich demnächſt einem Bericht Eines p. Comite 
entgegen. 
Aluerswald). 
Abſchrift der Königl. hochlöblichen Oſtpreußiſchen General Landſchafts Direc⸗ 
tion zur Nachricht. 
A. 


Die oſtpreußiſche General-Landſchafts-Direction an Auerswald. 
23. Januar. 

Ew. Excellenz haben der General Landſchafts Direction durch die Ver 
fügung vom 21. huj. unterſagt, morgen das Locale zu einer ausgeſchriebenen 
unbefugten Verſammlung der Stände einzuräumen; es hat aber der Herr Land 
ſchafts-Rath von Bolſchwing mich, den General Landſchafts Director, fo eben 
benachrichtigt, daß Ew. Excellenz dieſe Verſammlung bewilligt hätten. Solchen⸗ 
falls müßen wir ganz ergebenſt bitten, daß Ew. Excellenz das obgedachte Ver 
bot durch eine ſchriftliche Bekanntmachung wieder aufzuheben die Gewogenheit 
haben wollen, damit die General Landſchafts Direction dieſerwegen außer Ver 
antwortung ſey; fo wie wir denn auch hoffen, daß Ew. Excellenz als Landhof— 
meiſter und Königl. Commiſſarius das Präſidium bei dieſer ſtändiſchen Ver⸗ 
ſammlung zu führen geruhen werden. 

Königsberg den 23. Januar 1813. 

Königl. Oſtpreußiſche General Landſchafts Direction 
F. v. Korff. 


Brandt an Auerswald. 24. Januar. 

Ew. Excellenz überreiche ich das gemäß Dero geſtrigem Auftrage in der 
heutigen Verſammlung einiger Kreisſtände verhandelte Protocoll abſchriftlich mit 
dem gehorſamſten Antrage, im Fall dawider etwas zu erinnern wäre, mir fol 
ches Hochgeneigſt zu eröfnen. 

Königsberg den 24. Januar 1813. 

v. Brandt. 


Protokoll der Verſammlung des 24. Januar 


Actum Königsberg den 24. Januar 1813. 
Es haben einige HErren Kreisſtände heute eine Verſammlung veranſtaltet, 
welche von dem HErrn Landhofmeiſter v. Auerswald Excellenz genehmigt und 
wobei dem Directoro (sie) des ſtändiſchen Comité HErrn Geheimen Juſtitz Rath 
v. Brandt das Praeſidium aufgetragen worden. 
Derſelbe eröfnet der zahlreichen Verſammlung, daß er von ihnen diejenige 
und ſolche Vorſchläge und Anträge zu vernehmen hoffe, welche eben ſowol die 


Beilagen. 329 


tiefſte Dankbarkeit gegen Sr. Kaiſerl. ruß. Majeſtaet, als auch die innigſte Treue 1813 Jan. 24. 
und Anhänglichkeit an unſern theureſten König und Landes HErrn ausdrüken. 

Herr Landſchafts Rath v. Bolſchwing ſchildert in einer Rede die Begeben⸗ 
heiten dieſer Tage und macht darin folgende Vorſchläge: 

1) Daß eine Deputation aus der Mitte der Verſammlung an die HErrn 
General Lieutenant v. York und v. Kleiſt abzuſenden, um denenſelben für ihr 
weiſes und edles Benehmen, wodurch das Land erhalten worden, zu danken. 

Die Verſammlung ſtimmt für dieſe Deputation, mit der Maasgabe, daß 
ſolche im Namen der hier anweſenden HErren Gutsbeſitzer abgeſandt werden ſolle. 

Ueber das Perſonale dieſer Deputation werden ſich die Herrn Verſammlete 
beſprechen und einigen. 

2) Gleichermaaßen iſt vorgeſchlagen und von der Verſammlung einſtimmig 
genehmigt, daß die hier anweſende HErrn Guts Beſizzer auch an den Kaiſerl. 
rußiſchen General Lieutenant HErrn Grafen v. Witgenſtein eine Deputation 
ſchiken wollen, welche demſelben einen Dank für die beim Ein- und Durchmarſch 
der Trouppen gehaltene gute Ordnung abſtatten ſoll. 

3) Aehnlicherweiſe wird für eine Deputation an den HErrn Geheimen 
Staats Miniſter Frei HErrn v. Stein geſtimmt. 

Hiernächſt proponirt die Verſammlung, daß 

a. auf dem bevorſtehenden Landtage zum Vortrage gebracht werden möchte, 
eine Requiſition an das ruß. Kaiſerl. Gouvernement zu erlaßen, damit auf den 
EtappenPläzzen Commiſſarien angeſtellt werden, welche die in ruß. Sprache 
erteilte Quittungen viſiren und die Richtigkeit atteſtiren. 

b. Damit die behufs der Wahlen zu haltende Kreis Verſammlungen deſto 
ſchneller im Lande bekannt und deſto gewißer abgehalten werden, ſo wird der 
Antrag gemacht, daß der HErr Landhofmeiſter durch die morgende öffentliche 
Blätter die Oerter und Termine dieſer Kreistage Selbſt beſtimmen möchte. 

Im übrigen äußern Praeſentes die einſtimmige Geſinnung, daß ſie im 
innigſten Gefühl der Treue, Liebe und Anhänglichkeit für König und Vaterland 
und in ehrerbietigen Dankgefühl gegen Sr. Majeſtaet den Rußiſchen Kaiſer und 
deßen Gouvernement ſich gern und willig zu jedem Opfer verſtehen wollen, 
welches ihre Kräfte nicht überſteigt und auf dem Ordnungsmäßigen Wege von 
ihnen gefordert werden wird. 

v. Brandt. v. Krafft. Kiſt. v. Korff. v. Domhardt. G. v. Kal⸗ 
nein. v. Bardeleben. Schulenburg. Mirbach. Goſtkofski. v. Trend. 
Kurowski. v. Barniko. G. v. Kaiſerling. Fabeck. Lambruck. Scheidt. 
Kurowski. G. v. Doenhoff. Brederlow. G. v. Treuck. v. Kurowski. 
W. v. Bolſchwing. Glubitz. Scherres. v. Zychlinski. 
Bolſchwing. v. Rehbinder. Oldenburg. Barklei. Lehndorff. Step- 
puhn. Groeben. Buddenbrok. Groeben. Oldenburg. 


1813 Jan. 24. 


Januar 23. 
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Hierauf wurde die Wahl der HErrn Deputirte durch Zettel angeſtellt. 


San Ki att ene ner 
„ Landſchafts Rath v. Bolſchwing 27 
„ ech „ 17 


Stimmen und alſo die Pluralität. Es wird ihnen eine Abſchrift dieſes Proto- 


colls ertheilt. 
u. s. 


Scheltz. 


9. Die Vorbereitung des Landtags. Steins Wirken in Königsberg. 


Auerswald an Hardenberg über die Ankunft und erſten Anord- 
nungen Steins. 23. 24. Januar. Geh. Staats Archiv. 

Ich benutze die Abreiſe des Rechnungs-Rath Rother, Ewr. Excellenz von 
dem, was in der hieſigen Provinz ſeit meinem Bericht durch den Licent-Rath 
Brahl vorgegangen, gehorſamſt Nachricht zu geben. 

Die Mißhelligkeiten zwiſchen den Generalen von Wittgenftein und von 
Tſchitſchagof ſind wieder beigelegt, und der General Graf Wittgenſtein hat das 
Commando ſeines Corps unabhängig vom Admiral Tſchitſchagoff wieder über— 
nommen. Er operirt damit auf dem rechten Flügel nach Pommern und der 
Neumark zu und ſoll ſelbſt über die Oder gehen. Er geht in wenigen Tagen 
wieder von hier ab. Admiral Tſchitſchagoff dirigirt ſeine Operationen in das 
Herzogthum Warſchau, anſcheinend gegen Thorn. 

Der Kaiſer Alexander trift den 26. oder 27ten in Willenberg ein. Ich 
habe den Geheimen Rath Frey und den Regierungs Rath Minuth ins Haupt- 
quartier geſchickt, um wegen mehrerer Gegenſtände die militairiſche Ordnung be— 
treffend, beſonders aber wegen des mangelnden Geldes zur Lazareth Verpflegung 
beym Kaiſer unmittelbar Anträge zu machen. 

Der Miniſter von Stein iſt geſtern hier eingetroffen und hat, wie die mir 
vorgezeigte Vollmacht des Kaiſer Alexander beſagt, den Auftrag von demſelben, 
ſo lange bis eine officielle Erklärung unſeres Hofes erfolgt ſeyn wird, die Mittel 
zur Fortſetzung des Krieges in der hieſigen Provinz dieſſeits der Weichſel vor— 
zubereiten, ohne jedoch die preußiſche Behörde in ihrer Adminiſtration zu 
ſtöhren. 

Pillau wird noch immer vertheidigt. Die Beſatzung hat ein paar Aus- 
fälle ohne bedeutende Folgen gemacht. Die preußiſchen Truppen ſind bey den 
Ausfällen mit geweſen. Seit heute iſt indeſſen Hoffnung, daß die Beſatzung 
unter der Bedingung eines freien Abzuges capituliren werde. 

Ein gewiſſer ehemaliger in ſehr derangirten Umſtänden ſich befindender 
Hauptmann v. d. Groeben auf Plenſen bey Vartenſtein hat die abſchriftlich an- 
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liegende Aufforderung an mehrere Landräthe und Magiſträte erlaſſen. Es ift, 1813 Jau. 23. 


als die Sache bekannt ward, mit Einverſtändniß des Ober Landes Gerichts der 
Juſtitiarius der Regierung mit einem Gensd'armes Officier nach Plenſen ge— 
ſchickt, um den v. d. Groeben zu arretiren, herzubringen und dem Ober Landes 
Gericht zur Unterſuchung zu übergeben. Auch der Laudſchafts Rath von Bol- 
ſchwing, ein Hauptmann von Zieglinski und ein Herr von Cieſielski ſollen 
gleiche Aufforderungen erlaſſen haben, welches die Unterſuchung wohl ausmitteln 
wird. Uebrigens iſt der General-Lieutenant von Vork von dem Vorhaben, eine 
General-Verſammlung der Stände unter feinem Vorſitze zu halten, von Nie- 
mand unterrichtet worden und verlangte ſelbſt die Arretirung des v. d. Groeben. 

Es haben ſich ſchon einige jungen Leute, beſonders Studenten und Refe- 
rendarien, bey der deutſchen Legion der ruſſiſchen Armee engagirt, und wahr- 
ſcheinlich werden mehrere folgen. 

Alle franzöſiſchen Gewehre und ſonſtigen Armaturſtücke, die aufgefunden, 
in der Provinz geſammelt und aus dem Pregel wieder hervorgeholt worden, 
find von den Ruſſen dem General-Lieutenant v. Pork zur Dispoſition geſtellt. 

Welche militairiſche Arrangements zur Verpflegung getroffen worden, 
geruhen Ew. Excellenz aus der Anlage zu erſehen. — 


So weit war dieſer Bericht geſchrieben, als ich die Aufforderung vom Januar 24. 


Staats ⸗Miniſter Fr. HErrn vom Stein erhielt, ſogleich einen Landtag auf den 
ten Februar hieher nach Königsberg auszuſchreiben, und zwar ganz in der ge— 
wöhnlichen Form; jedoch ſollen nicht nur die Deputirten aus Oſtpreußen und 
Litthauen, ſondern auch aus den landräthlichen Kreiſen Weſtpreußens dieſſeits 
der Weichſel hiezu berufen werden. Die Ausſchreibung hat heute hier geſchehen 
müſſen, und wegen Litthauen und Weſtpreußen habe ich den dortigen Regierungen 
die Aufforderung mitgetheilt; jedoch iſt den Landräthen beſonders geſagt, daß ſie 
den Kreis-Verſammlungen eröfnen ſollen, daß bloß eine Verſammlung von De— 
putirten aus den Gutsbeſitzern und Städten herberufen wird, und daß ſolches 
auf ausdrückliches Verlangen des Bevollmächtigten des Kaiſers von Rußland 
geſchehe. 

Auch erhielt ich geſtern vom Staats Miniſter Fr. HE. v. Stein die Auf⸗ 
forderung es nachzugeben, daß die auf Veranlaſſung der Herrn v. d. Groeben, 
v. Bolſchwing und Conſorten hier anweſenden Mitglieder der Stände ſich 
heute zur Berathung verſammeln könnten. Ich habe dies zwar thun müſſen, 
jedoch verfügt, daß ſolches nur unter dem Vorſitz des Directors des ſtändiſchen 
Comite Geheimen Juſtiz Rath von Brandt und in Auweſenheit der übrigen Mit- 
glieder des ſtändiſchen Comite geſchehe, und von den Reſultaten der Berathungen 
Bericht erfordert. 

Der Regierungs Präſident Wißmann iſt geſtern hieher berufen worden. 
Der Geheime Staats Rath von Schön wird ſchon heute ankommen. 


Januar 23. 


Januar 25. 


1813 Jan. 24. 
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Von den hieſiegen Kaufleuten hat der Staats Miniſter von Stein heute 
ein Anlehn von 150/m. Rthl. negociirt, in 3 Terminen, der letzte in 6 Wochen 
zahlbar, um die Bedürfniße des Corps des Gen. Lieut. von Pork zu be— 
ſtreiten. 

Die Häfen Memel und Pillau ſollen dem Handel geöfnet und die Weizen— 
Ausfuhr erlaubt werden. Die eingehenden Handels Gefälle ſollen benutzt wer— 
den, um die aufgenommenen 150/m. Rthl. zu bezahlen. 

Vor einiger Zeit ward verlangt, daß ich Fuhren geſtellen laſſen ſollte, um 
etwa 800 bis 1000 franzöſiſche Bleſſirte aus den Lazarethen, welche ihrer Wun⸗ 
den wegen dienſtunfähig bleiben würden, auf und in der Nähe von Pillau auf 
dem Felde abladen zu laſſen, damit der franzöſiſche Commandant in Pillau 
ſolche holen laſſen müſſe. Da nun vorauszuſehen war, daß er es nicht thun 
würde, und dieſe Unglücklichen auf dem Eis und Schnee im Felde umkommen 
müßten, ſo ſchlug ich es ab, zu dieſer grauſamen Maasregel die Hand zu bieten, 
und ſie iſt unterblieben. 

Königsberg d. 24ſten Januar 1813. 
Auerswald. 


Auerswald beruft im Auftrage Steins Wiſſmaun nach Königsberg. 

23. Januar. Oberpräſidial-Archiv. 

Der Herr Miniſter v. Stein, welcher mit Vollmacht Sr. Majeſtät des 
Kaiſers von Rusland verſehen geſtern hier angekommen iſt, beauftragt mich, 
Ew. H. aufzufordern, Sich aufs ſchleunigſte hieher zu begeben, weil er mit 
Ihnen über mehrere wichtige Gegenſtände Rückſprache zu nehmen habe. 

Königsberg d. 23. Januar 1813. 

\ A (uerswah). 


Die weſtpreußiſche Regierung an Auerswald über die Wahlen zum 
Landtage. 25. Jannar. Oberpräſidial-Archiv. 

Von Ew. Excellenz ſind wir durch die geehrte Zuſchrift vom 24t. d. M. 
aufgefordert, nach einer uns jedoch nicht mitgetheilten Veraulaſſung des Herrn 
Geheimen Staats Miniſters Freiherrn v. Stein, Beauftragten Sr. Majeſtät des 
Kaiſers von Rußland, die Wahl von Deputirten aus dem dieſſeits der Weichſel 
belegenen Theil des Weſtpreußiſchen Regierungs Departements zu einem in Kö— 
nigsberg zu berufenden Landtage einzuleiten. Dieſes Schreiben iſt uns indeſſen 
erſt nach der Abreiſe des Herrn Regierungs Chef-Präſidenten zugekommen. 

Ew. Excellenz werden indeſſen Selbſt gefälligſt ermeſſen, daß wir in deſſen 
Abweſenheit uns nicht für ermächtigt halten können, für unſer Verhalten andere 
als die beſtehenden allgemeinen Vorſchriften zu befolgen. 

Nach dieſen liegt es nicht in unſeren Befugniſſen, General-Landtägliche 
Verbindungen zu veranſtalten. 
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Wir verkennen die großen Rükſichten keinesweges, die wir ſowol der Macht 1813 Jan. 25. 
als der milden Behandlung der Ruſſiſchen Autoritäten ſchuldig ſind. Wenn indeß 

hiebei grade das mit beſonderm Dank aufgenommen werden muß, daß in den 

weſentlichen Adminiſtrations Grundſätzen nichts geändert, ſondern auch den Be⸗ 

hörden die Verbindung mit ihren obern Inſtanzen geſtattet worden, jo hegen 

wir die Hofnung, daß grade bei dieſer in die inneren Staatsrechtlichen Verhält- 

niſſe ſo tief eingreifenden Angelegenheit von uns die Schranken unſerer Befug⸗ 

niſſe zu überſchreiten, nicht wird verlangt werden. 

Wir haben daher dem Herrn Regierungs Präſidenten Wiſſmann, der allein 
die Gründe würdigen kaun, die eine Abweichung von den beſtehenden Vorſchriften 
rechtfertigen, überlaſſen müſſen zu thun, was etwa die ihm beſonders erteilten 
Bevollmächtigungen geſtatten. 

Ew. Excellenz ermangeln wir nicht, hievon ganz ergebenſt Anzeige zu leiſten. 
Marienwerder den 25. Januar 1813. 
Königl. Weſtpreuß. Regierungs Präſidium. 
Würtz. Martins. Rothe. 


Wiſſmann an Auerswald über den Landtag. 28. Januar. Oberpräſi- Januar 28. 
dial-Archiv. 

* Die in Marienwerder anweſenden Mitglieder des Weſtpr. Regierungs 
Präſidiums haben mir die urſchriftlich beiliegende Antwort überſendet, um ſolche 
Ew. Excellenz zuzuſtellen. 

So ſehr ich mit dem Inhalt derſelben, wenn von einem zu haltenden 
General-Landtag die Rede ift, einverſtanden bin, fo glaube ich doch, daß es dem 
Miniſter Frh. v. Stein Exc. nicht verſagt werden kann, wenn derſelbe die Ver⸗ 
ſammlung einiger Deputirten zu einer Berathung verlangt; und wird es ſich 
nach den künftigen Beſchlüſſen und den derzeitigen Verhältniſſen finden, welchen 
Anteil die Behörden an der Ausführung jener nehmen können. Hienach habe 
ich das Regierungs Präſidium bereits aufgefordert, für die Ernennung von De- 
putirten in dieſem Sinne aus den Kreiſen dieſſeits der Weichſel in der beſtimm⸗ 
ten Friſt zu ſorgen. 

Königsberg den 28. Januar 1813. 

Wiſſmann. 


Das weſtpreußiſche Regierungs-Präſidium an die beiden Kreis- Januar 30. 
behörden dieſſeit der Weichſel (Landrath Beſſer und Regie— 
rungsrath Roscius) über die Wahlen zum Landtage. 30. Ja- 
nuar. Geh. Staats⸗Archiv. 

Des Herrn Staats Miniſters Freiherrn v. Stein Excellenz, Beauftragter 

Sr. Majeſtät des Kaiſers von Rußland, beſtedt darauf, mit vertrauenswerthen 


| 
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Perſonen aus den von den Kaiſerlichen Truppen bereits beſetzten und in deren 
Militair Gewalt befindlichen Provinzen und Gegenden vom öten Februar e. an 
in Königsberg in Conferenz zu treten. Da nach dem von Höchſtgedachter Sr. 
Kaiſerl. Majeſtät ausgeſprochenen Grundſatze, daß in den von Ihren Truppen 
beſetzten Preußiſchen Staaten außerhalb der auf den Krieg ſich beziehenden Ver 
hältniſſe weder in der Verwaltung noch in der Verfaſſung etwas alterirt werden 
ſoll, der Chef des Königl. Weſtpreuß. Negierungs-Collegiums ſich vollkommen 
überzeugt hat, daß die geordnete Conferenz nichts zum Gegenſtand hat, was mit 
der Sr. Majeſtät Unſerem Könige ſchuldigen unverbrüchlichen Treue und Unter 
thanen Eide unvereinbarlich wäre, vielmehr es von Wichtigkeit ift, daß rückſicht⸗ 
lich der für die Arméen zu fodernden Kriegs Bedürfniße unterrichtete und zu 
verläßige Perſonen aus allen Provinzen und Gegenden befragt und gehört wer— 
den, ſo haben wir nicht Anſtand gefunden, Ew. p. hiedurch aufzutragen, nach 
genommener Privat Rükſprache mit den achtbarſten und dem Staats Oberhaupt 
vorzüglich ergebenen Ritterlichen Gutsbeſitzern des Marienwerderſchen (Marien 
burgſchen) Creiſes Zwei aus deren Mitte zu vermögen, daß ſie zu dem hieraus 
ſich ergebenden und in ſeinen Schranken näher bezeichneten Zweck ſich unverzüg— 
lich nach Königsberg verfügen und des Weiteren halber bei dem HErrn Juſtiz 


Rath Schelz perſönlich melden. 


Februar 6. 


Da auch Sr. Excellenz der HErr p. v. Stein Perſonen aus allen Ständen 
vor ſich zu ſehen wünſchen, ſo werden Sie auf ähnliche Weiſe für die Auswahl 
und Abſendung eines köllmiſchen Grundſtücks Beſitzers nach Königsberg ſorgen. 

Was die Städte anlangt, ſo iſt deshalb beſondere Verfügung getroffen, 
da eine Convocation derſelben nicht mehr möglich ift. 

Die Kürze der Zeit kann die Sache nicht verhindern, da Sie an keine 
Form gebunden find, indem Repräſentation und Vertretung nicht ſtattfinden. 

Uebrigens verſteht es ſich, daß Reiſekoſten und Defrayirung von den Creis 
Eingeſeſſenen aufgebracht werden müſſen. 

Von Befolgung dieſes Auftrages erwarten wir Ihre Anzeige. 

Marienwerder 30. Januar 1813. 

Königl. Weſtpreuß. Regierungs Präſidium. 


Das weſtpreußiſche Regierungs-Präſidium an Hardenberg über 
die Wahlen zum Landtag. 6. Februar. Geh. Staats⸗Archiv. 
Ew. Excellenz haben wir mit unſerm ehrerbietigen Bericht vom 25ten Ja- 
nuar c. die zwiſchen dem Herrn Landhofmeiſter und Geheimen Staats Rath 
v. Auerswald und uns wegen des in Königsberg beabſichtigten General Land— 
tages gepflogene Correſpondenz mitzuteilen die Ehre gehabt. 
Wenn indeſſen ich, der Chef-Präſident, bei meiner von dem Herrn Ge- 
heimen Staats Miniſter Freiherrn v. Stein begehrten Anweſenheit in Königs— 
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berg Veranlaſſung gehabt habe, mich zu überzeugen, daß der Herr p. v. Stein 
unter keinen Umſtänden von einer Verſammlung der Deputirten aus allen 
Ständen abgehen würde, andererſeits dabei von der anfänglichen Idee eines 
Landtages oder ſonſtigen Staatsrechtlichen Vereins ganz abgegangen iſt, ſo haben 
wir es nicht für zwekmäßig halten können, durch gänzliche Verweigerung unſeres 
Beitritts zu dem, was von den beiden vorliegenden Departements ohne Be 
denken geſchehen, unmittelbare Einmiſchungen in die Adminiſtration und durch⸗ 
greifende Maasregeln zu veranlaſſen. 

Es iſt daher beiliegende Anweiſung an die beiden Creis Behörden dieſſeits 
der Weichſel von uns erlaſſen worden, in deren Gefolge ſich zur Uebernehmung 
der Reiſe entſchloſſen haben: 

Aus dem Marienburgſchen Creiſe: 

1. in Anſehung der Ritterguts Beſitzer der Graf v. Szirakowski zu 
Waplitz und der Graf v. Rittberg zu Stangenberg, 
2. für die Städte im gedachten Creiſe 
der Kaufmann und Bürger Johann Nitykowski und 
3. hinſichts der Freiköllmer 
der Freiköllmiſche Grundſtücks Beſitzer und Deich Geſchworne Jademrecht 
aus Kunzendorff. 
Aus Elbing N 
der Stadtrath Speichert und 
Kaufmann Kawerau und 
Aus dem Marienwerderſchen Creiſe von den Städten 
der Kaufmann Roſenow aus Graudenz, 
wogegen über die Wahl der ländlichen Deputirten noch keine Anzeige einge— 
gangen iſt. 

Der Vollſtändigkeit halber überreichen Ew. Excellenz wir auch das ſpätere 
Schreiben des Herrn Landhofmeiſters von Auerswald. 

Marienwerder 6. Februar 1813. 

Das Weſtpreußiſche Regierungs Präſidium. 
Wiſſmann. Würtz. Rothe. 


Auerswald an Hardenberg über die Anleihe für das Norkſche Korps, 
über den Empfang des Zaren, über militäriſche Verwaltungs— 
maßregeln. 2. Februar. Geh. Staats- Archiv. 

Mit Bezugnahme auf mein Schreiben vom 24ten Januar dieſes Jahres 
verfehle ich nicht, Ew. Excellenz gehorſamſt anzuzeigen, daß das von dem Herrn 
Miniſter von Stein für das von Yorckſche Corps von der hieſigen Kaufmann 
ſchaft mit 150,000 Rthl. geforderte Anlehn unter folgenden Bedingungen zu 
Stande gebracht und zur Dispoſition des Herrn General Lieutenant von Yorck 
geſtellt worden: 


1813 Febr. 6. 


1813 Febr. 2. 
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1. Das Anlehn iſt für Rechnung des preußiſchen Staats zur Dispoſition 
des mobilen Armee Corps gemacht. 

2. Die Rükzahlung durch Verpfändung und Auszahlung aller Königlichen 
Gefälle für aus- und eingehende Schiffe und deren Ladungen ohne Unterſchied. 

3. Die Königlichen Licent-Kaſſen ſind beauftragt, bey jedem Monatsſchluß 
die Einnahmen nach Abzug der adminiſtrativen Ausgaben an den Comité der 
Kaufmannſchaft auszuliefern. Das eingenommene Gold wird als dann nach dem 
Börſen-Courſe berechnet, und ſowohl der Betrag deſſelben als auch das ein— 
gegangene Silber Courant auf die angeliehenen 150,000 Rthl. abgeſchrieben; das 
eingegangene Münz Courant ſo wie die eingenommenen Treſorſcheine bleiben 
bey dem Comité der Kaufmannſchaft ſo lange in Depoſito, bis das Anlehn der 
150,000 Rthl. völlig gedekt worden. 

4. Der Comité der Kaufmannſchaft iſt nicht berechtiget, den Umſatz des 
Münz Courants und der Treſorſcheine nach dem Courſe zu verlangen, ſondern 
muß ſich gefallen laſſen, daß dieſes Geld mit den ſpätern Einnahmen der König— 
lichen Caſſen ausgewechſelt und dadurch jeder Verluſt vermieden werde. 

5. Sollte auf dieſem Wege die Berichtigung des Anlehns von 150,000 Rthl. 
bis zum Iten Septbr. d. J. nicht erfolgt ſeyn, alsdann wird der Saldo mit 
6 Procent Zinſen unter fortdauernder Verpfändung der oben benannten Gefälle 
verzinſet, bis das Darlehn vollſtändig abgetragen worden. 

Die Nothwendigkeit, für die Berichtigung des rükſtändigen Soldes der 
Truppen zu ſorgen und die bey der Einziehung und Einſtellung der Cantoniſten 
vorkommenden nothwendigen Koften einigermaßen zu dekken, haben die Ausführung 
der durch den Herrn Miniſter von Stein als Bevollmächtigter Sr. Majeſtät des 
Kaiſers (in welcher Eigenſchaft er ſich durch die in Abſchrift beygehende Vollmacht 
legitimirt hat) befohlenen Maasregel nothwendig gemacht, weshalb ich auch mit 
Zuverſicht erwarten kann, daß die Ausführung derſelben von Ew. Excellenz nicht 
wird gemißbilliget werden. 

Die nach Willenberg geſandten Deputirte der Oſtpreußiſchen Regierung 
ſind Sr. Majeſtät dem Kaiſer von Rußland bis Friedrichshof, woſelbſt das erſte 
Nachtquartier im Oſtpreußiſchen Departement genommen wurde, entgegen ge— 
gangen und haben eine ſehr gnädige Annahme und die beruhigendſten Zuſicherun⸗ 
gen mit der ſchmeichelhafteſten Verſicherung der ununterbrochenen Freundſchafts⸗ 
Gefühle für Sr. Majeſtät den König von Preußen empfangen. Es iſt denſelben 
durch den General-Feldmarſchall Fürſten von Kutoſow-Smolenskoi die Zufage 
gemacht, die Verpflegungs-Bedürfniſſe, ſobald nur die Gewäſſer ſich öfnen, nach⸗ 
zuſchieben und die Genehmigung Sr. Majeſtät des Kaiſers herbeyzuführen, daß 
die fo bedeutenden Adminiſtrations Koſten der Lazarethe aus Kaiſerlichen Fonds 
unterſtüzt werden ſollen, weshalb die Oſtpreußiſche Regierung ſich ſchon jetzt in 
der drülktendſten Verlegenheit befindet; auch find die gemachten Vorſchläge 
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wegen der Einhaltung der Militärſtraßen, wegen Sicherung der Fuhrwerke, Un- 1813 Febr. 7. 
antaſtbarkeit der Poſten und Ausdehnung der Activität der Preußiſchen Gensdar⸗ 
merie über das ruſſiſche Militair genehmigt worden. 

Ueber die zur Verpflegung der ruſſiſch-Kaiſerlichen Truppen getroffenen 
Arrangements, welche noch durch den Geheimen Rath Frey während feiner An- 
weſenheit in Willenberg vervollſtändiget wurden, hat man volle Zufriedenheit ge- 
äuſſert, indem den ruſſiſch Kaiſerlichen Verpflegungs-Behörden die volle Ueber 
zeugung geſchafft wurde, daß die Bewohner des Kreiſes mit der größten Bereit— 
willigkeit alles ſelbſt ohne Berükſichtigung ihres eignen Bedarfs hingegeben hätten, 
um die Verpflegung der Ruſſiſch-Kaiſerlichen Truppen zu ſichern. 

Königsberg den 2ten Februar 1813. 

Auerswald. 


Auerswald an Hardenberg über die Freilaſſung Groebens und 
die Ernennung Brandts. 2. Februar. Geh. St. Arch. 


Der Herr v. d. Groeben auf Plenſen, der die in meinem Berichte vom Februar 2. 
24ten angezeigte Aufforderung in die Provinz erlaſſen hat, iſt auf Verwendung 
des Generals Grafen v. Wittgenſtein und des Staatsminiſters Freiherrn v. Stein 
vom Ober Landes-Gericht mit Einverſtändniß der Regierung aus dem Arreſt 
entlaſſen, jedoch mit Vorbehalt der Unterſuchung. 

Zum Dirigenten der auf Aufforderung des Staats Miniſters Frh. v. Stein 
auf den öten d. Mts. berufenen Verſammlung von Deputirten aus Oſtpreußen, 
Litthauen und Weſtpreußen dieſſeits der Weichſel habe ich den Director des 
ſtändiſchen Comite Geh. Juſtizrath v. Brandt mir ſubſtituiren müſſen, da auch 
ich an dem hier in der größten Ausdehnung herrſchenden nervöſen Rheumatis⸗ 
mus ſeit einigen Tagen leide und alſo außer Stande bin, in den nächſten 8 
Tagen auszugehen. Ich habe inzwiſchen heute erfahren, daß der Miniſter 
v. Stein auf die Nachricht von meiner Krankheit den Geheimen Staatsrath 
v. Schoen per Eſtafette zu dieſer ſtändiſchen Verſammlung herberufen hat. 


Brandt bittet Auerswald, ihn von der Leitung der ſtändiſchen 
Verſammlung zu entbinden. 3. Februar. Oberpräſidial-Archiv. 
Ew. Excellenz haben zwar durch Dero verehrliche Verfügung vom Iten Febr. Februar 3. 

a. c. mir das Directorium bey der auf den 5. d. M. berufenen Verſammlung 

der Deputirten von Oſtpreußen, Litthauen und Weſtpreußen zu übertragen be- 

liebet, ich erfahre aber, daß Sr. Excellenz der Herr Geheime Staats Miniſter 

Freyherr v. Stein den Herrn Geheimen Staats Rath und Regierungs Prefi- 

denten v. Schön ebenfals anhero berufen haben, um dieſe Verſamlung zu leiten, 

auch daß derſelbe ſchon angekomen iſt. Ich halte es dahero für Pflicht, um den 


Wünſchen des Herrn Geheimen Staats Miniſter Freyherrn von Stein Excellenz 
Lehmann, Kneſebeck und Schön. 22 


— — — — 


N Februar 4. 


Februar 6. 
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zuvor zu kommen und denſelben überall gemäs zu handeln, Ew. Excellenz ganz 
gehorſamſt zu erſuchen, den mir gegebenen Auftrag gefälligſt zurückzunehmen und 
mich davon hochgeneigſt zu dispenſiren. 
Königsberg den 3. Febr. 1813. 
v. Brandt. 


Auerswalds ablehnende Antwort. 4. Februar. Am Rande des vor- 
ſtehenden Schreibens. 

Dem H. G. R. v. Brandt vorzuzeigen. 

Ich bin um ſo weniger im Stande, den Herrn G. J. R. v. Brandt von 
dem übertragenen Geſchäfte zu dispenſiren, als der Herr G. St. R. v. Schoen 
mir mündlich erklärt hat, daß er nicht eigentlich zu dem in Rede ſtehenden Ge— 
ſchäfte vom Herrn Staatsminiſter v. Stein beauftragt ſey. 

Auerswald 


4. Febr. 
vidi v. Brandt. 


10. Die Verhandlungen des vom Landtage eingeſetzten Ausſchuſſes. 
6. Februar 1813. 


Nach der Abſchrift im Nachlaſſe von J. Voigt. 


Von General-Lieutenant v. York wurde der Ständiſchen Verſammlung ein 
Entwurf zu einer Landwehr zur Beurtheilung vorgelegt. Das dazu beſtimmte 
Comite beſtand aus dem Staatsminiſter Dohna, Präſidenten Schimmelpfennig, 
Major Grafen v. Lehndorf, Gutsbeſitzer Kiſt, Juſtizrath Hinz, Superintendent 
Keber (ſpäter Juſtizrath Leiter) und Oberbürgermeiſter Heidemann. 

In 10 8 wurde über die Organiſation der Landwehr und in 4 $ über 
Landſturm gehandelt. 

Am 6. Februar 1813 wurde darüber die erſte Berathung des Comite gehalten. 
Graf Dohna proponirte zuerſt, daß pp. York eröffnet habe, daß er außer den 
ſchon erhobenen 6000 Mann noch 13,000 Mann im Wege der gewöhnlichen 
Recrutirung ausheben laſſen wolle. Der Comite überzeugte ſich, daß dieß zwar 
für das Land ſehr ſchwer, jedoch nicht zerſtörend ſeyn würde und nichts dagegen 
einwenden könne. 

Dohna erwähnt ferner, daß York wünſche, daß ein Freibataillon von 
300 Mann Cavallerie und 400 M. Infanterie errichtet werde, welches aber 
bloß als freiwillige Sache angeſehen werden müſſe. Es ſolle dazu dienen, den 
guten Geiſt zu unterhalten, eine Bildungsſchule für angehende Officiere zu ſeyn 


A. 
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und denen, die nicht auf gewöhnliche Art dienen zu wollen Luſt haben, eine 1813 Febr. 6. 


ehrenvolle Gelegenheit zum Dienſt darzubieten. Das es bloß eine freiwillige 
Sache ſeyn ſollte, ſo hatte der Comite nichts dagegen, vielmehr möge ſie von 
Seiten der ſtändiſchen Verſammlung empfohlen und befördert werden. 

Darauf wurde der Entwurf der Landwehr vorgeleſen. Der Comite iſt 
der Meinung: 

ad $ 1. Daß wenn Gutsbeſitzer und angeſeſſene Bürger zu Officieren 
gewählt ſind, ſolche während der ſtändiſchen Adminiſtration keinen Sold erhalten, 
dieſelr) vielmehr nur bei andern Officieren eintritt. Sowie die Landwehr (ſich) 
des Kriegs wegen in wirkliche Bewegung ſetzt und am Kriege gleich andern Soldaten 
Theil nimmt, tritt ſie in den Sold der Armee und wird vom Staat unterhalten. 

ad 8 2. u. 3. Determinirte (?) (der Comite) beſtimmt ſich dahin, daß 
Männer von 18 bis 45 Jahr die Landwehr bilden, mit Ausnahme der Gebrech— 
lichen, Krüppelhaften und Unheilbar Kranken und außerdem der Geiſtlichen und 
derjenigen, welche ein Lehramt bekleiden, ohne Unterſchied des Grades derſelben. 

Da jeder Mann von Ehre, Geiſt und Herzen an dieſer Landwehr Antheil 
nehmen und ſich nicht gern ausſchließen laſſen wird, fo wird zuerſt jedem über— 
laſſen, ſich freiwillig zu dieſer Landwehr zu beſtimmen. Dieſe Freiwilligen treten 
zuerſt ein, und nur wenn dieß nicht genügt, wird zur Beſtimmung durchs Loos 
geſchritten. Es werden zu dem Ende alle obengenannten Männer aufgezeichnet, 
worauf nach einer näher zu beſtimmenden Form — nach vorhergegangener Ein— 
theilung des Landes — die Auslooſung geſchieht. 

Die Landwehr ſoll zwar nur auf 20,000 Mann gebracht werden, in— 
zwiſchen wird außer den Freiwilligen die Anlage noch auf 30,000 Mann 
gemacht, welche durch das Loos beſtimmt werden müſſen. 

Was nun außer den Freiwilligen noch an 20,000 Mann fehlt, wird aus 
dieſen 30,000 Mann nach dem beſten Ermeſſen der Gutsbeſitzer und Magiſtrate 
genommen. Die noch übrigen von dieſen 30,000 Mann ſind zur Reſerve der 
Landwehr beſtimmt, welche nur dann zur Landwehr übergehen, wenn dieſe Ab— 
gang erlitten hat. 

Jeder zur Landwehr freiwillig oder durchs Loos beſtimmte Mann darf ſich 
einen Stellvertreter ernennen, der die Qualification eines Landwehrmanns hat. 
Wenn dieſer Stellvertreter in Jahresfriſt — mit Ausnahme des Todes oder einer 
im Dienſt eingetretenen Dienſtunfähigkeit — abgeht, jo muß der eigentliche Land- 
wehrmann einen neuen ſtellen, wenn er nicht ſelbſt eintreten will. 

ad $ 5. Der Comite überzeugt ſich, daß die Landwehr keine Cavallerie 
formiren könne, da die Provinz dazu nicht die hinreichenden Mittel hat. 

ad $ 6. Zuvörderſt iſt der Comite der Meinung, daß zwar eine Militär- 
perſon Mitglied der Generalcommiſſſon, aber nicht Präſident ſey und den übrigen 
Mitgliedern gleich ſtehe. 


22• 


Februar 10. 


340 Beilagen. 
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gewählt werden, welche die Qualität der Mitglieder haben. Wenn ein Mitglied 
verhindert wird, tritt der Subſtitut ein. Auch iſt dem Präſidenten überlaſſen, 
in wichtigen Angelegenheiten dieſe 5 Subftitute zu der Verſammlung einzuladen, 
welche dann zu erſcheinen verpflichtet ſind. Dieſe Modification kann aber nie 
dahin erklärt werden, die Wirkſamkeit des Präſidenten und des Comite zu lähmen. 

Uebrigens iſt der Comite der Meinung, daß zwei von den Mitgliedern 
und ſo auch den Subſtituten im Militär gedient haben und dieſe nur allein die 
unmittelbare Aufſicht über die Brigadiers haben. 

Ebenmäßig hält der Comite es nothwendig, daß die Stabsofficiere, Grund 
eigenthümer und die andern Officiere wenigſtens Eingeborene oder Naturali— 
ſirte ſind. 

ad $ 7. Der Comite wünſcht, daß die Generalcommiſſion dem General- 
gouverneur die Subjecte, entweder eins oder mehrere, zu Brigadiers vorſchlage 
und dieſer ſie beſtätige. Ebenſo, daß die Bataillonschefs und andere Officiere in 
der Art ihre Stellen erhalten, daß die Generalcommiſſion drei Candidaten vor- 
ſchlage und der Generalgouverneur hieraus Ein Subject wählt. 

ad $ 8. Man hält es für nothwendig, daß der Staat außer den Ge 
wehren auch Patrontaſchen und Munition, ſo wie das zu den Uebungen nöthige 
Pulver und Blei gebe. 

Außer einigen andern Beſtimmungen tritt der Comite dem Entwurf bei. 


11. Schön an Hardenberg über ſeine zweite Reiſe nach Königsberg und 
über den Landtag. 10. Februar 1813. 
Geh. Staats-Archiv. Größtentheils bei Droyſen II, 336 f. 

Des Herrn v. Stein Excellenz forderte mich vor 8 Tagen auf, nach Kö 
nigsberg zu kommen und bey der Krankheit des Land Hofmeiſter v. Auerswald 
die auf den 5. d. M. zuſammen berufene ſtändiſche Verſammlung zu leiten. 
Des Herrn v. Stein Excellenz bemerkten zugleich, daß die eingegangenen Nach- 
richten meine etwannigen Bedenken dabey entfernen würden. Bey dieſer An— 
führung glaubte ich nach Königsberg reiſen zu müßen. Ich unterrichtete mich 
bey des Herrn v. Yorck Excell. von dem, was eingegangen war, und fand zwar 
keine Veranlaßung, die von dem Land Hofmeiſter v. Auerswald ausgeſchriebene 
ſtändiſche Verſammlung in Abſicht der Provintz Litthauen Polizeylich zu ſiſtiren, 
aber auch für mich keine Befugniß, mich in ſtändiſche Angelegenheiten, die nicht 
zu meinem Officio gehören, zu miſchen. Auf dieſe Erklährung abſtrahirte des 
Herrn v. Stein Excell. von ihrem Verlangen, und der Land Hofmeiſter v. Auers- 
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wald ſuſtituirte ſich den Geheimen Juſtitz-Rath v. Brandt. Ueber die Verſamm- 1813 Febr. 10. 
lung ſelbſt und was dort verhandelt iſt, wird von Königsberg aus ausführlich 
berichtet ſeyn. Ich darf daher nur anführen, was ich als Zuſchauer bemerkt habe. 

Die Antwort an des Herrn v. Stein Excell., daß keine fremde Macht die 
Stände zu einen Beſchluß veranlaßen könne, entſprang aus Lojalitaet und Treue 
gegen unſeren Landes Herrn. Die Berufung auf den General v. Nord als 
oberſte Militair-Authoritaet lag eben dies zum Grunde. Jedes Wort zeigte, wie 
man mir mitgetheilt hat, in dieſer Verſammlung unbedingt Anhänglichkeit an 
unſern Landes-Herrn, die in einzelnen Fällen ſich bis zum hohen Enthuſiasmus 
erhob. Es waren die bedeutendſten Guts-Beſizzer, welche ſonſt den ſtändiſchen 
Verſammlungen ſellten beiwohnen, verſammelt. 

Nachdem ich wegen der Verpflegung der rußiſchen Truppen und Bezah 
lung der Lazareth-Koſten das Nötige mit des Herrn v. Stein Excell. regulirt 
hatte, reiſete ich hieher zurük. Der Lieutenant v. Werner kam den Abend vorher 
noch in Königsberg an. 

Gumbinnen d. 10. Februar 1813. 


Schön. 


12. Das Ausſcheiden des Deputirten von Graudenz aus dem Landtage n. 
Oberpräſidial-Archiv. 
Der Graudenzer Magiſtrat an den Kaufmann Roſenow, Deputirten 


der Stadt Graudenz. 
prſt den Sten Febr. 1813 


nachmittags 4 Uhr. 
Euer Wohlgebohrn benachrichtigen wir hierdurch ganz ergebenſt, daß der Februar 4. 
Commendant Herr Major v. Krauſenek Ihre Reyſe nach der Abfahrt inhibirt 
hat, weshalb wir Dieſelben ergebenſt erſuchen, ſich in ſoweit auf nichts einzu— 
laßen, als dadurch die Lage unſeres Orts in ein nachtheiliges Verhältniß geſetzt 
werden kann. 
Graudenz d. 4. Febr. 1813. 
Magiſtrat 
Meyer. Hecker. 
Roſenow an Brandt. 
pft d. 10. Febr. 1813 Abends halb 10 Uhr. 
Es iſt in der geſtriegen Sitzung der Hochachtbaren Stände, welchen per- Februar 10. 
ſönlich beizuwohnen ich durch Unpäßlichkeit abgehalten wurde, der Beſchluß 


1) In dem Protokoll vom 9. Februar (Droyſen II, 312) ſteht die Notiz: „Der Deputirte 
der Stadt Graudenz, Herr Roſenow, hat angezeigt, daß er Krankheits halber nach Hauſe reiſen 
müſſe.“ Die folgenden beiden Schreiben zeigen, daß noch andere Motive obwalteten. Vergl. 
Droyſen II, 75. 107. 
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1813 Febr. 10. gefaßt worden: „jeder Eingabe einzelner Deputirten, welche auf einen beſondern 


Vorbehalt oder die beſonders einzuhohlende Genehmiegung der reſpectiven Com- 
mittenten in die Beſchlüße der Verſammlung Bezug hat, die Aufnahme in das 
Tages Protocoll und den Acten ſchlechthin zu verweigern.“ 

Ich bin — abgeſehen davon, daß obieger Beſchluß meiner Vertretungs- 
Verbindlichkeit die geordneten Schranken ſezt — überdies verpflichtet, mich der 
Majorität zu unterwerfen. Den Beſchluß derſelben kann aber jede durch beſon— 
dere Umſtände motivirte Maasgabe nicht ausſchließen, und in dieſer Lage glaube 
ich mich zu befinden. 

Abgeſchickt von der Stadt Graudenz habe ich als Deputirter derſelben der 
erſten Seſſion Einer Hochachtbaren Verſammlung der Stände mit beigewohnt, 
aber unterm Sten dieſes Nachmittags ein Schreiben des Magiſtrats in Grau— 
denz erhalten, worin mir 

1) angezeigt wird, „daß der Commandant der Stadt und Veſtung Grau— 
denz, Herr Major von Kruſeneck meine Reiſe nach Koenigsberg nach der Abfarth 
inhibirt hat.“ 

2) mir anbefohlen wird, „mich inſoweit auf nichts einzulaßen, als dadurch 
die Laage des Orts, welcher durch mich vertreten werden ſoll, in ein nachtheilieges 
Verhältniß geſtellt werden könnte.“ 

Die Stadt und Veſtung Graudenz iſt bekanntlich in Belagerungs Zuſtand 
erklärt worden, und daher dem Commandanten (sic) die höchſte Autoritaet, welcher 
darin im Namen und auf Befehl des Königs Majeſtät uneingeſchränkt gebietet. 

Ich kann nach näherey Erwägung der Sache, ohne den ſchuldigen Gehor— 
ſam gegen den Commandanten der Stadt und Veſtung Graudenz als Stellver— 
treter des Königs Majeſtät und den Magiſtrat daſelbſt, als meine Comittenten, 
aus den Augen zu ſetzen, mein Amt als Deputirter nicht länger fortſetzen, fon- 
dern muß Ew. Hochwohlgebohrn als Präſident der Hochachtbaren Verſammlung 
der Stände unter urkundlicher Beifügung des allegirten Schreibens meiner 
unmittelbaren Behörde ganz gehorſamſt erſuchen, „es hochgeneigſt zu geſtatten, 
daß ich ohne an den etwannigen weitern Deliberationen der erwähnten Ver— 
ſammlung fernerhin Theil zu nehmen, von hier abreiſen und mein Comiſſorium 
als aufgehoben anſehen darf.“ 

Ich glaube, daß dieſer mir durch Umſtände abgenötigte Antrag als dem 
geſtriegen Beſchluß einer Hochachtbaren Verſammlung der Stände entgegen 
laufend nicht angeſehen werden kann, und erſuche daher Ew. Hochwohlgeborn 
ganz gehorſamſt, „mich auf jeden Fall mit einer ſchriftlichen Reſolution darauf 
zur Abwendung eigener perfönlicher Verantwortlichkeit hochgeneigſt zu ver— 
ſehen.“ 

Koenigsberg den 10ten Februar 

1813. Roſenow. 


—— — — — 
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13. Korreſpondenz zwiſchen Alexander und Ludwig Dohna über die 
oſtpreußiſche Landwehr. Februar und März 1813. 


Nach der Abſchrift im Nachlaſſe von J. Voigt. Theilweiſe von letzterem veröffentlicht, Leben 
Dohnas 29 f. ). 


Alexander Dohna an Ludwig Dohna. 


Die General-Commiſſion für die preußiſche Landwehr hat ihre Thätigkeit 1813 Febr. 26. 


ſeit einigen Tagen begonnen; es wird derſelben aber dergeſtalt thätig von A. 
und von Sydow entgegengewirkt, daß aus allem nichts werden kann, wenn nicht 
ſchleunig Sch. als Stellvertreter mit der außerordentlichſten Machtfülle ausge— 
rüſtet auftritt. Die Menoniten hatten fortwährend ihre Widerſpenſtigkeit gegen 
die Landwehr geäußert, und General Pork hatte daher noch vor feiner Abreiſe 
von hier ſie von der jetzt bevorſtehenden Formation der Landwehr entbunden, 
dagegen aber feſtgeſetzt, daß fie binnen vier Wochen liefern ſollten: erſtens 
500 Pferde oder 70 Rthl. für jedes Pferd zum neuen Cavallerie-Regiment, 
zweitens die Summe von 25,000 Rthl. zur Errichtung der Landwehr. Dieſe 
Feſtſetzung des General York ſcheint mir ſehr gut und zweckmäßig, denn es iſt 
hart, auch nur dem Scheine nach, dem Glauben eines Menſchen Gewalt anzu— 
thun, ſogar wenn dieſer Glaube ſchlecht wäre, und man hätte doch nichts von 
den elenden Kerlen gehabt. Da die Landwehr ein ächt chriſtliches Inſtitut iſt 
und nur durch religiöſen Geiſt ſiegen kann, fo iſt es gewiß nöthig, daß man 
keine Juden darin aufnimmt, dieſelben aber mit dem Gelde, welches ſie während 
und durch die Unglückszeit ſich geſammelt haben, recht verhältnißmäßig bedeutend 
ſich loskaufen läßt. Dies müßte vom König ſtark und deutlich beſtimmt werden. 
Auch die Menoniten werden eher nichts thun, bevor eine ſolche feſte Beſtimmung 
nicht vom Könige erfolgt. 

Ohne Sch. mit großer, größter Machtfülle ausgerüſtet, bleibt hier alles 
im ſchlaffſten, unglücklichſten Gange, und höhere, edlere Dinge müſſen ganz zu 
Grunde gehen. 

Der Schlodier?) meynt, auf dem Kreuz möge ſtehen: Heilige Pflicht 
oder Gott mit uns (der alte Gruß unſrer Könige vom Thron an ihre 
Huldigungsmänner). 


Ludwig Dohna an Alexander Dohna. 

General Scharnhorſt iſt in's Hauptquartier gereiſt und dürfte morgen zu- 
rücktommen. Meine Abfertigung hängt von feiner Rückkehr ab. Die General 
Commiſſion ſollte uns Anfangs geſtrichen werden; da ich aber die feſte Ueber- 

1) Es werden hier nur die Briefe mitgetheilt, zu welchen ſich im Nachlaſſe Voigts Er- 


gänzungen fanden. 
2) Graf Dohna auf Schlodien. 


März 2. 


1813 März 2. 


März 4. 


1819 April 20. 
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zeugung habe, daß ſie zur Ausführung des Planes unentbehrlich iſt, ſo habe ich 
ehrlich geſagt, daß ohne ſie nichts aus der preußiſchen Landwehr würde. Nun 
habe ich Hoffnung, daß man ſie uns laſſen wird. Nächſtens erſcheint eine Auf— 
forderung an alle Provinzen, die Landwehr betreffend, und dieſer ſollte unſerem 
Plane (sie) angepaßt werden, ohngeachtet der großen Verſchiedenheit, die in der 
Verfaßung und dem Geiſte der Bewohner der Provinzen ſtattfindet. Der G. S. 
und der König wünſchen lebhaft, die Preußen möchten einen Theil ihrer Land— 
wehr auf Koſacken-Art beritten machen. Ich habe verſprochen, meinen Lands— 
leuten dieſen Wunſch bekannt zu machen, und wenngleich ich die Ueberzeugung 
hätte, es würde dieſes immer eine höchſt erbärmliche Cavallerie bleiben, ſo 
würde ich alle möglichen Mittel anwenden, den Wunſch zu erfüllen. 


Alexander Dohna an Ludwig Dohna. 


Schön benimmt ſich in Litthauen ganz vortrefflich und macht den größten 
Coutraſt gegen das Benehmen anderer. Wird nicht recht bald ein Civil-Statt— 
halter für Preußen mit den ausgedehnteſten, unumſchränkteſten Vollmachten für 
die Zeit des Krieges ernannt, ſo iſt hier alles verloren. Schön arbeitet redlich 
und erfüllt von hohem, edlem Geiſt für die Landwehr. 

Zur Inſchrift auf auf dem der Mütze der Landwehrmänner zu befeſtigenden 
Kreuze würde auch der Gruß unſerer alten Könige an die Huldigungsmänner von 
Throne: „Gott mit uns“ paſſen. Aber vor allen Dingen muß man es feſt 
halten, daß eine Landwehr ein ächtchriſtliches Inſtitut iſt und daß nur durch den 
Glauben der rechte Geiſt in die Landwehr kommt, indem nur allein dadurch 
dieſelbe fähig wird, ihre Beſtimmung zu erfüllen. Mithin müſſen diejenigen 
Chriſten, welche im Punkte der Vertheidigung des Vaterlandes einen verworfenen 
Glauben haben, nähmlich die Menoniten und die Unchriften, die Juden, von der 
Landwehr ausgeſchloſſen werden. Auch nach der Ueberzeugung von Schön iſt es 
ſehr weiſe, daß York bereits die Menoniten von der jetzigen Formation der 
Landwehr dispenfirt hat. 


14. Boyen an Graf Bülow über Schöns Aufſatz zur Landwehrfrage. 1819. 
Nach der Abſchrift im Nachlaſſe von J. Voigt. 

Ewr. p. geehrtes Schreiben vom Aten d. M., wonach es die Abſicht iſt, 
einen Theil der vaterländiſchen Geſchichte und zwar der von Oſt- und Weſt— 
preußen dem hiſtoriſch-genealogiſchen Kalender einzuverleiben, habe ich nebſt dem 
diesfälligen Aufſatze des Herrn von Schoen zu erhalten das Vergnügen gehabt. 
Was die Frage betrifft, ob der Herr Graf von Dohna auf Schlobitten oder der 
verewigte General Scharnhorſt als Stifter der Landwehr zu betrachten ſei, fo 
iſt es mir nicht allein aus meinen Amtsverhältniſſen wohlbekannt, ſondern es 
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geht auch aus eigenhändigen, in den Akten befindlichen Aufſätzen des verewigten 1819 April20, 
Scharnhorſt hervor, daß dieſer ſchon im Jahre 1808 die Idee einer allgemeinen 
Landesbewaffnung hatte und zur Sprache brachte. 

Derſelbe wollte neben dem ſtehenden Heere eine Landwehr zur Verthei— 
digung des Vaterlandes errichtet wiſſen, die damals mit dem Namen einer Reſerve 
von ihm bezeichnet wurde. Es fanden vielfache Verhandlungen und Vorarbeiten 
fortlaufend darüber Statt, auch blieb die Ausführung erſt dem Jahre 1813 vor⸗ 
behalten. Hiedurch wird jedoch das Verdienſt des Herrn Grafen von Dohna 
nicht geſchmälert, dem als Miniſter des Innern der Scharnhorſtſche Plan nicht 
unbekannt bleiben konnte und der denſelben in Beziehung auf Preußen mit einem 
Eifer zu Stande bringen half, dem gewiß Niemand ſeine Achtung und ſeinen 
Dank verſagen wird, wenn ich auch der unmaaßgeblichen Meinung bin, daß zu 
den den Kalender zierenden Kupfern wohl ſchicklicher verſtorbene als noch lebende 
verdiente Männer zu wählen ſein möchten. 

Berlin den 20. April 1819. 

v. Boyen. 


15. Beyme an Schön über die Landwehrfrage und über den Charakter 
Scharnhorſts 1833. 
Nach der Abſchrift im Nachlaſſe von J. Voigt, welcher das Original in den letzten Tagen des 
Mai 1833 von Schön erhielt. Theilweiſe veröffentlicht bei (Gerwien) Errichtung der Landwehr 
in Oſtpreußen 25. 
Steglitz 21. May 1833. 
Ew. Excellenz 

freundſchaftliche Geduld habe ich leider, durch einen Rückfall in das Podagra, 1833 Mai 21. 
das mich den Winter über gequält hat, genöthigt, auf eine große Probe ſtellen 
müſſen. Nun benutze ich einen der erſten gefunden Tage, Sie um gütige Ent- 
ſchuldigung für die Verſpätung meines herzlichſten Dankes zu bitten, den ich 
Ihnen für die intereſſanten Mittheilungen zu dem Werke des Profeſſor Preuß 
über Friedrichs Leben ſchuldig bin, nachdem der Verfaſſer es ſeiner Seits auch 
ſchon ſelbſt gethan haben wird. 

Wo möglich noch herzlicher aber danke ich Ihnen für die vertraulichen Er⸗ 
gießungen Ihrer ungeſchwächten geiſtigen Kraft über die Entſtehung unſrer 
Landwehr, die einen fo weſentlichen Beſtandtheil unſerer Landesbewachung aus- 
macht, durch welche unſer Vaterland in der Weltgeſchichte ſo einzig ſich aus⸗ 
zeichnet. Auch Mit- und Nachwelt müßen es Ihnen danken, daß Sie durch 
Johannes Voigt dafür geſorgt haben, das Verdienſt unſeres verewigten Freun 
des, des Miniſters Gr. Dohna um die Landwehr gegen die Anhänger Scharn 
horſts zu vindiciren. Ich kann Ihnen noch einen lebenden Zeugen, deſſen 


1833 Mai 21. 
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Unpartheilichkeit Niemand in Zweifel ſtellen kann, in der Perſon unſres Merckels 
nennen. Ich hatte ihm durch meinen Schwiegerſohn v. Vincke Voigts und 
v. Boyens Schrift mittheilen laßen, weil man (in Breslau l!) beyde nicht in 
den Buchläden haben konnte. Bei Rückgabe derſelben hat er Vincke geſchrieben: 

„v. Boyens Schrift hat mir zwar wohlgefallen, auch iſt der Zweck ſehr 
edel. Nichtsdeſtoweniger bleibt es nach dem, was mir von Errichtung der 
Landwehr bekannt geworden, gewiß, daß ſolche von Preußen ausgegangen. Bis 
zur Ankunft des Grafen Ludwig Dohna hatte man hier nicht daran gedacht. 
Ich ſelbſt habe der Konferenz beigewohnt, welche wenige Stunden nach derſelben 
bei dem ſeeligen Scharnhorſt deshalb gehalten wurde. Derſelbe bezweifelte die 
Thunlichkeit der Verallgemeinerung dieſes Inſtituts auf den Preußiſchen Staat. 
Seine Idee war immer nur: höchſtmögliche Verſtärkung des Heeres und Yand- 
ſturm; Linien-Armee und Landwehr, die Ir ſich nur nebeneinander dachte, ſchien 
ihm unverträglich. Der jetzt quieſcirende General v. Röder war, ſoviel ich mich 
erinnere, der erſte, der es übernahm, die Ausführbarkeit des Landwehr-Inſtituts 
durch ein allgemeines Reglement darzulegen. Scharnhorſts Idee war die Pro- 
duktion nicht, auch nie dazu von ihm gearbeitet worden.“ 

Herr v. Merckel wird es mir gewiß nicht übel nehmen, daß ich dieſe ſeine 
Aeußerung Ihnen vertraulich mittheile, da Sie gewiß ohne ſeine Einwilligung 
keinen andern Gebrauch davon machen werden, als die Genugthuung darin zu 
finden, daß Ihr Zeugniß für die Wahrheit bei Unterrichteten Eingang gefunden. 
Nur muß ich mir die Erlaubniß nehmen, an die auch Ihnen nicht unbekannt 
gebliebene Charakter-Eigenthümlichkeit Scharnhorſts zu erinnern, vermöge deren 
er Maßregeln, die er billigte oder wohl ſelbſt in Anregung bringen ließ, aber 
gegen die hartnäckige Anhänglichkeit anderer von Einfluß nicht durchſetzen zu 
können glaubte, ſcheinbar beſtritt, um ſich und damit zugleich die beſorgte Oppo— 
ſition anderer überwinden zu laſſen. Ich wenigſtens bin nach meiner gründlichen 
Kenntniß des Mannes und eigenen gemachten Erfahrungen bei anderen großen 
militäriſchen Planen und Einrichtungen, wozu er meine geringe Mitwirkung 
wünſchte, ſehr geneigt zu glauben, daß auch ſein Widerſpruch gegen die Land— 
wehr mehr ſcheinbar als ernſtlich geweſen. Auf keinen Fall könnte ich aus 
eigner Kenntniß des Mannes Ihrem Urtheile über ſeine blinde Befangenheit im 
Standes-Vorurtheile des Linienſoldaten beyſtimmen. Ich habe vor Ao. 1806 
ein Memoire von Ihm über die Idee des Königs zu einer allgemeinen Landes 
bewafnung geleſen, das von gänzlicher Freiheit von dieſem Vorurtheile zeugte. 
Sie haben indeſſen bei der Umarbeitung des ſogenannten Cantous-Reglements, 
woran Sie fpäter!) mit ihm gemeinſchaftlich gearbeitet haben, eine allerdings 
mögliche Sinnesänderung kennen gelernt, von der mir nichts bekannt geworden, 


1) Im Jahre 1809, ſ. oben S. 261. 
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weil ich von dieſer Arbeit nur aus einzelnen Aeußerungen Sr. Majeſtät Kent- 1833 Mai 21. 


niß erhalten habe. Im ganzen ſcheint mir die Stimme, welche ſich aus Königs— 
berg in der Neumark in der Staatszeitung darüber hat vernehmen laſſen, aus 
ſehr guten Quellen geſchöpft zu ſeyn, worüber die Akten des vormaligen Ober- 
friegs- Collegium und der General-Adjutantur dereinſt wohl hinreichenden Auf- 
ſchluß geben werden, wenn die wenigen, die von den dabei betheiligt geweſenen 
Männern noch am Leben find, es nicht mehr verhindern können. Es ſcheint 
mir hierbey unſerm Könige faſt ebenſo wie bey dem Edicte vom Iten October 
1807 ergangen zu ſeyn. Die Quellen der Geſchichte laſſen ſich aber nicht auf 
immer verſtopfen, das ſehen wir an der Eingaugs erwähnten Geſchichte Frie 
drichs, zu der ſich täglich neue Quellen für den Verfaſſer eröffnen ... 


Die von Beyme erwähnten Bemerkungen ſind in die „Allgemeine Preußiſche 
Staatszeitung“ (Jahrgang 1833 S. 495) aus dem „Märkiſchen Stadt- und 
Landfreund“, welcher zu Königsberg in der Neumark erſchien, übergegangen. 
Es heißt hier: 

„Unter den Geſchichtsfreunden mag die Meinung über den Stifter der 
Landwehr getheilt bleiben; das Volk aber, und das iſt für das Herz jedes Bran— 
denburgiſchen Preußen die erfreulichſte Erſcheinung, huldigt mit Enthuſiasmus 
der Aeußerung v. Boyens, womit feine Schrift jo ſchön ſchließt: ‚Wäre ich ein 
begüterter Mann, der die Talente verdienſtvoller Künſtler angemefjen belohnen 
könnte, längſt ſchon hätte ich mir ein Denkmal zur Erinnerung an jene glor— 
reiche Zeit anfertigen laſſen. Auf dem Altar des Vaterlandes die Büſte des 
Königs, vor dem Altar Scharnhorſt und Dohna, indem Beide ſich die Hände 
reichen.“ 

Dem Volke fallen in ſeiner Erinnerung zwar auch noch andere Namen bei, 
alle aber verſchwinden in ſeinen Augen vor dem Namen, in dem es, nächſt Gott, 
den alleinigen Geber alles Guten verehrt, das dem Vaterlande von ſeinem aller— 
theuerſten Könige in ſo reichem Maße zu Theil geworden iſt. Das Volk weiß 
es auch, daß ſein König den Gedanken einer allgemeinen Landesbewaffnung, wie 
ſie jetzt als die unerſchütterlichſte Stütze der Monarchie auf eine beiſpielloſe 
Weiſe bewunderungswürdig daſteht, zuerſt gehabt, ja ſchon mit auf den Thron 
gebracht und raſtlos verfolgt hat, bis die verhängnißvolle Zeit es Ihm endlich 
möglich machte, ihn ins Leben zu rufen. Die Landwehr iſt nur ein Theil, wenn 
gleich ein ſehr weſentlicher, dieſes großen Gedankens, der in ſeinem ganzen Um— 

eden Landesvaters entſtehen konnte.“ 


Druck von Pöſchel & Trepte in Leipzig. 
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